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Vorwort 
Gegenstand dieses Buches sind neue Bildungsgänge zwischen Dualem Sy-
stem und Universität - neue Fortbi ldungsgänge, betriebliche Sonderausbil-
dungsgänge für Abiturienten, die Studiengänge von Berufsakademien und 
Dualen Fachhochschulen - , ihre Chancen und Probleme für Arbeitneh-
mer und Betriebe, ihre Ents tehungsgründe und ihre Bedeutung im K o n -
text der generellen Entwicklung von Bildungs- und Beschäftigungssystem. 
Die Veröffentlichung stützt sich auf empirische Untersuchungen in Betrie-
ben und Bildungsinstitutionen und auf Analysen zur Entwicklung von Auf-
stiegswegen. Sie sucht in bildungs- und vertretungspolitischer Perspektive 
nach möglichen Antworten auf die neuen Herausforderungen, vor denen 
Arbeitnehmervertretung und Gesellschaft in diesem Feld stehen. 
Die Autor in hat vielen Institutionen und Personen zu danken: 
A n erster Stelle ist die Hans-Böckler-Stiftung zu nennen, die das dieser 
Studie zugrundeliegende empirische Forschungsprojekt gefördert hat: 
herzlichen Dank dafür und für das bewiesene Verständnis angesichts lan-
ger Verzögerungen in der Fertigstellung dieses Buchs! Der Dank gilt auch 
den Mitgliedern des Projektbeirats aus Gewerkschaften und Wissenschaft, 
die die Untersuchung begleitet und vielfältige Anregungen gegeben haben. 
Z u danken ist ferner der Deutschen Forschungsgemeinschaft; sie hat durch 
die Förderung thematisch einschlägiger Projekte im Rahmen zweier Son-
derforschungsbereiche der Universität München der Autor in ermöglicht, 
die Ergebnisse ihrer empirischen Untersuchungen in einem breiteren, ge-
sellschaftlich-historischen Kontext zu verorten. 
Besonders zu danken ist den vielen Vertretern von Betrieben, Bildungsin-
stitutionen und Verbänden , die die Untersuchung aktiv unterstützt haben: 
den Vertretern von Personal-, Ausbildungs- und Produktionsmanagement 
sowie den Betr iebsräten und Jugendvertretern der in die Untersuchung 
einbezogenen Betriebe, dem Leitungs- und Lehrpersonal der untersuch-
ten Bildungsinstitutionen, den hier befragten Bildungsteilnehmern sowie 
den interviewten Experten aus den Verbänden beider Sozialpartner. Sie 
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alle haben sich mit großer Aufgeschlossenheit und Auskunftsbereitschaft 
für die umfangreichen Exper tengespräche und Befragungen zur Verfü-
gung gestellt, die für die Untersuchung notwendig waren. 
Schließlich danke ich den Kolleginnen im ISF, ohne deren Geduld, Kol le -
gialität und Sorgfalt bei der Bearbeitung der Manuskripte das Buch nicht 
hät te erscheinen können. 
München , im November 1999 Ingrid Drexel 
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Teil A 
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I. Neue Bildungsgänge und ihre historisch-politische 
Bedeutung 
1. Das Ende der Stabilität des deutschen Bildungssystems 
Die deutsche Gesellschaft war lange gekennzeichnet durch eine relativ ein-
fache Struktur des Bildungssystems und durch hohe Stabilität der beste-
henden Bildungs- und Berufswege und der durch sie konstituierten A r -
beitskräftegruppen zwischen Arbeiter und Akademiker. 
In den letzten zwei Jahrzehnten jedoch sind die Verhältnisse in Bewegung 
gekommen: Zwischen Dualem System und Universi tät ist eine ganze Re i -
he von neuen Bildungsgängen entstanden. Eine erste Veränderung in die-
sem Feld gab es bereits 1974 mit der Schaffung der Berufsakademie in 
Baden-Wür t temberg . Sie ersetzte in gewisser Weise die traditionsreiche 
Ingenieurschule, die 1969 auf Fachhochschulniveau angehoben worden 
war; ihre Bildungsgänge, insbesondere diejenigen, die zum Ingenieur füh-
ren, bedeuten also nur in begrenztem Maße einen Bruch mit der ange-
sprochenen übersichtlichen Struktur und der Stabilität des deutschen B i l -
dungssystems. Seit den 80er Jahren aber wurden in Zusammenarbeit von 
Bildungsinstitutionen und Wirtschaft verschiedene neue Wege geschaffen: 
betriebsnahe, auf Initiative und in Kooperation mit (Gruppen von) gro-
ßen Betrieben und zum Teil auch Arbe i tgeberverbänden von Bildungsin-
stitutionen entwickelte Modelle, die alle charakterisiert sind durch ihre 
Positionierung im Bereich zwischen Dualem System und Universität zum 
einen, durch neue Synthesen von theoretischen und praktischen Lernpro-
zessen zum anderen. So entstanden neue aufstiegsbezogene Fortbildungs-
gänge unterschiedlichen inhaltlichen und Regelungsniveaus, die Abso l -
venten des Dualen Systems in Spezialistenpositionen führen. Daneben 
wurden verschiedene betriebliche Sonderausbildungsgänge für Abiturien-
ten geschaffen. U n d neuerdings entstanden und entstehen zunehmend 
dual konstruierte Studiengänge an Fachhochschulen. 
Jeder dieser neuen Bildungsgänge wurde als besonders innovative und zu-
kunftsträchtige Lösung einer Mehrzahl aktueller Probleme des Bildungs-
systems und/oder des Beschäftigungssystems vorgestellt, jeder dieser B i l -
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dungsgänge war bei seiner Gründung von positiven Prognosen begleitet. 
Doch werfen diese neuen Differenzierungen des Bildungssystems - je für 
sich genommen und vor allem in der Zusammenschau - eine Reihe von 
Fragen zur Zukunft des deutschen Bildungssystems und seiner Beziehun-
gen zum Beschäftigungssystem auf. Und sie bedeuten neue Herausforde-
rungen für die Arbeitnehmervertretung in Betrieb und Gesellschaft. 
Diesen Fragen und Herausforderungen ist dieses Buch gewidmet. 
2. Die Bedeutung der neuen Bildungsgänge für Bildungssystem 
und Gesellschaft - Sichtweisen, nicht gestellte Fragen und 
eine erste Einschätzung 
(1) Die Thematisierung der interessierenden neuen Bildungsgänge in der 
Öffentlichkeit ist gekennzeichnet durch eine merkwürdige Einseitigkeit in 
mehrfacher Hinsicht: 
Z u m einen bewegt sich die öffentliche Diskussion, soweit sie es überhaupt 
gibt, überwiegend in den Bahnen von Modelldiskussionen. Sie konzen-
trieren sich auf die Konstruktionsmerkmale des jeweiligen Bildungsgangs 
und die damit verfolgten Absichten, prüfen aber deren Realisierung nicht 
empirisch. Es gibt kaum kritische Forschung zu den neuen Entwicklungen 
des Bildungssystems. 1 
Mit der Dominanz einer modelltheoretischen Betrachtung eng verbunden 
ist zum anderen eine statische Sicht der einzelnen Bildungsgänge. Nach 
möglichen Problemen ihrer längerfristigen Entwicklung wird nicht ge-
fragt, ihre Durchsetzung und Stabilität werden stillschweigend vorausge-
setzt. 
Weitverbreitet ist ferner eine isolierte Betrachtung: Oft wird nicht nach 
den Auswirkungen des jeweiligen neuen Bildungsgangs auf andere B i l -
dungsgänge bzw. Segmente des bestehenden Bildungssystems gefragt. 
Dies gilt vor allem für mögliche Auswirkungen der neuen Bildungsgänge 
auf das Duale System, während Konsequenzen von Berufsakademien und 
1 Eine wichtige Ausnahme ist die Untersuchung von Zabeck und Zimmermann 
(1995) zur Berufsakademie. 
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Dualen Fachhochschulen für das System der Fachschulhochschulen durch-
aus diskutiert werden. 
V o r allem aber ist die Thematisierung der neuen Bildungsgänge charakte-
risiert durch das Fehlen einer Zusammenschau der hier angesprochenen 
Typen neuer Bildungsgänge: Sie werden in aller Regel als einzelne und 
nicht in ihrem Zusammenhang - in ihrer Parallelität oder Komplementa-
rität - gesehen. U n d es wird damit auch nicht nach der historischen Be-
deutung dieser Welle neuer Differenzierungen des deutschen Bildungssy-
stems für dessen Zukunft gefragt. 
(2) Doch ist genau dies die zentrale Frage: Die neuen Bildungsgänge mit 
ihren insgesamt ja sehr kleinen Teilnehmerzahlen sind um ihrer selbst 
willen nur in begrenztem Maße bildungspolitisch wichtig. Im Moment 
stellen sie nicht mehr als eher marginale Ergänzungen und Ausdifferen-
zierungen des Bildungssystems dar. Abe r welche Bedeutung haben sie in 
und für die Zukunft? 
Natürlich ist nicht auszuschließen, daß sie (oder einzelne von ihnen) gro-
ße Bedeutung gewinnen, ja, die künftige Entwicklung des Bildungssystems 
insgesamt prägen werden. Doch sprechen viele Faktoren dagegen. Sehr 
viel wahrscheinlicher ist - so die zentrale These dieses Buchs - , daß die 
neuen Bildungsgänge wichtig sind vor allem als Indikatoren von grundle-
genderen Veränderungen des Bildungssystems und seiner Beziehungen 
zum Beschäftigungssystem: A u f die dadurch verursachten neuen Proble-
me suchen die neuen Bildungsgänge in unterschiedlichen Formen zu ant-
worten, ohne sie wirklich umfassend lösen zu können. 
Für die Zukunft des deutschen Bildungssystems wichtiger als seine neuen 
Bildungsgänge erscheint also der ihnen zugrundeliegende Veränderungs-
druck. E r kann - wenn sich selbst überlassen - zu einer weitreichenden 
Auflösung der bestehenden Relationen zwischen Bildungssystem und Be-
schäftigungssystem führen, die die bestehenden Bildungsgänge entwertet 
und zu einer Erosion der bestehenden Berufsverlaufsmuster und der durch 
sie konstituierten Arbeitnehmergruppen führt: zu der von vielen Autoren 
als naturwüchsige und unvermeidliche Entwicklung prognostizierten, von 
manchen Autoren sogar als wünschenswerte Entwicklung propagierten 
„Individualisierung" aller Bildungsprozesse und Berufsverläufe. 
Doch läge eine solche Entwicklung nicht im Interesse von Arbeitneh-
mern, Arbeitnehmervertretung und letztlich der Gesellschaft insgesamt; 
und sie ist auch nicht zwangsläufig. Der sich abzeichnende Veränderungs-
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druck kann auch politisch gestaltet werden: in Form einer Restabilisie-
rung und/oder Neustrukturierung von Bildungs- und Berufsverlaufsmu-
stern, die den Problemen, die die neuen Bildungsgänge haben entstehen 
lassen, Rechnung trägt, aber ohne die anomischen Konsequenzen einer 
völligen Vereinzelung von Lernprozessen und einer gesellschaftlichen 
Entwertung ihrer Qualifikationsergebnisse. 
Hier hat Arbeitnehmervertretung in Betrieb und Gesellschaft eine wichti-
ge Rolle zu spielen, neue Aufgaben und Verantwortlichkeiten kommen 
auf sie zu, es entstehen ihr neue Herausforderungen. 
3. Neue Bildungsgänge - eine mehrfache Herausforderung für 
die Arbeitnehmervertretung 
Neue Bildungsgänge fordern die Arbeitnehmervertretung in Betrieb und 
Gesellschaft auf verschiedenen Ebenen: Zunächst ist ihre Schutz- und In-
tegrationsfunktion in bezug auf die Teilnehmer und Absolventen der neu-
en Bildungsgänge angesprochen. Sie müssen vor den möglichen Risiken 
und Folgeproblemen der oft wenig geregelten und abgesicherten neuen 
Wege geschützt werden; und sie müssen sozial und politisch in die beste-
henden Belegschaften und in die Arbeitnehmerschaft insgesamt integriert 
werden. Zugleich ist aber die Arbeitnehmervertretung auch gefordert, die 
im Betrieb bzw. auf dem Arbeitsmarkt bereits vorhandenen Arbeitnehmer 
mit traditionellen Qualifikationen zu schützen vor den Auswirkungen der 
Konkurrenz der neuen Arbeitnehmergruppen mit „moderne ren" Qualifi-
kationszuschnitten. Es liegt auf der Hand, daß diese Anforderungen Be-
triebsräte und Gewerkschaften vor ein Vertretungsdilemma stellen kön-
nen: Sie sollen die Interessen konkurrierender Gruppen vertreten. 
Nicht zuletzt deshalb ist die Arbeitnehmervertretung bei Schaffung eines 
neuen Bildungsgangs bzw. bei seiner Einführung im Betrieb in ihrer Be-
wertungs- und Gestaltungsfunktion gefordert: D ie deutschen Gewerk-
schaften und Betr iebsräte haben ja vergleichsweise große Chancen zur 
Mitgestaltung von und Einflußnahme auf die Entwicklung des Bildungs-
systems und auf Einsatz und berufliche Entwicklung der Absolventen von 
Bildungsgängen im Betrieb. Sie können einen neuen Bildungsgang in sei-
nen Inhalten, Rahmenbedingungen und seiner Bewertung im Betrieb be-
einflussen, im Grenzfall aber auch seine Einführung im Betrieb verhin-
dern. 
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Die Entstehung eines neuen Bildungsgangs stellt sie deshalb vor die Auf-
gabe, die diesem Prozeß zugrundeliegenden Veränderungsbedärfe und 
-interessen zu analysieren und ernstzunehmen, ihn aber auch im Hinblick 
auf eine wünschenswerte Gesamtentwicklung des Bildungssystems und der 
Beschäftigtenstrukturen zu bewerten. Dabei sind neben bildungspoliti-
schen schwergewichtig vertretungspolitische Perspektiven und Kriterien 
zu berücksichtigen. 
Diese Aufgabe stellt eine besondere Herausforderung der Arbeitnehmer-
vertretung dar in einer Zeit , in der es nur noch wenig Interesse für Struk-
turfragen der Bildungspolitik gibt: Die Mainstream-Diskussion kreist 
weitgehend unkritisch um Konzepte mit Deregulierungsintention wie die 
des „lebenslangen Lernens" und einer Substitution formalisierter und zer-
tifizierter Lernprozesse durch „Lernen im Arbei t sprozeß" ; öffentliche 
Verantwortung für Bildungsstrukturen soll aufgegeben werden zugunsten 
der „Selbstverantwortung" der Jugendlichen (und der Ratschläge von Sei-
ten des wachsenden Beratungssektors!); und die Honorierung von Qual i -
fizierungsergebnissen wird dem „Mark t" (den Betrieben) überlassen. 
Doch hat strukturbezogene gewerkschaftliche Berufsbildungspolitik im 
Zusammenhang mit neuen Differenzierungen des Bildungssystems eine 
weitreichende Verantwortung, die deutlich über die Sicherung anspruchs-
voller Qualifikationen und guter Berufseintrittschancen hinausgeht: D ie 
künftigen Strukturen des Bildungssystems entscheiden ja darüber mit, ob 
der bestehende Veränderungsdruck zu einer völligen Auflösung von ge-
sellschaftlichen Bildungs- und Berufsverlaufsmustern - und damit aller 
Gestaltungs- und Planungsvoraussetzungen der Arbeitnehmer - führt 
oder ob er aufgefangen wird, sei es durch Modifikationen der bestehen-
den Bildungs- und Berufswege unterhalb der Schwelle von Ident i tä tsbrü-
chen, sei es durch neue Bildungs- und Berufsverlaufsmuster. Sie entschei-
den auf diese Weise darüber mit, ob bestehende Arbeitnehmergruppen 
verschwinden oder bestehen bleiben und ob neue Arbeitnehmergruppen 
entstehen. Sie entscheiden darüber mit, ob und wo neue Konkurrenzen 
zwischen Arbeitnehmergruppen entstehen, ob die Restrukturierung der 
bestehenden Schichtstruktur konfliktuell und zu Lasten bestimmter Grup-
pen erfolgt oder aber eine übergreifende Perspektive für die Interessen 
aller involvierten Arbeitnehmergruppen gefunden werden kann. U n d sie 
entscheiden damit nicht zuletzt über wichtige künftige Rahmenbedingun-
gen der Arbeitnehmervertretung mit. 
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Diese gesellschaftspolitischen Implikationen einer Bildungspolitik, die 
sich auf die Strukturen des Bildungssystems bezieht und dessen Beziehun-
gen zum Beschäftigungssystem - die mit bestimmten Bildungsgängen ver-
bundenen Einsatz- und Mobili tätsmuster ihrer Absolventen - im Auge 
hat, lassen erkennen, daß die neuen Differenzierungen des Bildungssy-
stems eine Herausforderung nicht nur für die Arbeitnehmervertretung, 
sondern für die Gesellschaft insgesamt darstellen. 
Für eine hinreichend deutliche Wahrnehmung, eine angemessene politi-
sche Diskussion und eine erfolgversprechende Inangriffnahme dieser Her-
ausforderungen jedoch fehlen sowohl präzise und umfassende empirische 
Informationen über die neuen Bildungsgänge als auch deren zusammen-
fassende Analyse und Einordnung in die generelle Entwicklung des B i l -
dungs- und Beschäftigungssystems. Z u den hier notwendigen Klärungen 
soll dieses Buch beitragen. 
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II. Zielsetzung und Charakter der Studie 
1. Ziele und Fragestellungen 
Dieses Buch hat mehrere Zielsetzungen: 
Z u m einen soll es allen an Bildungspolitik und Interessenvertretung Inter-
essierten konkrete Informationen über (exemplarisch ausgewählte) neue 
Bildungsgänge zwischen Dualem System und Universi tät liefern. 2 Dabei 
geht es außer um die Konstruktionsmerkmale der neuen Bildungswege 
vor allem um ihre Hin te rgründe : um die Akteure, die an der Schaffung 
dieser neuen Differenzierungen des Bildungssystems beteiligt waren, um 
ihre Interessen und die diesen zugrundeliegenden objektiven Verände-
rungen. Es interessieren die Erfolge und Mißerfolge dieser Bildungsgänge 
bei den potentiellen Bildungsteilnehmern und im Beschäftigungssystem. 
Es interessieren ferner Indikatoren für die Zukunftschancen der neuen 
Bildungsgänge, also sowohl ihre bisherige quantitative Entwicklung als 
auch Veränderungen in den Interessen der beteiligten Akteure und Dis-
krepanzen zwischen diesen, die zur Quelle eines Kriseins werden können. 
U n d es interessieren nicht zuletzt mögliche Auswirkungen auf traditionel-
le Bildungsgänge und Arbeitnehmergruppen, insbesondere auf das Duale 
System, das für die deutsche Arbeitnehmerschaft und die Arbeitnehmer-
vertretung besondere Bedeutung hat. Z ie l ist insgesamt eine kritische 
Analyse, die sich auf Details einläßt und jeweils nach den Chancen, aber 
auch den Risiken und Problemen der Bildungswege fragt. 
Zum anderen sollen die untersuchten Bildungsgänge in der Zusammen-
schau und im Hinblick auf generelle Hin te rgründe analysiert werden. Zie l 
ist die Verortung dieser neuen Differenzierungen des Bildungssystems in 
seiner generelleren Entwicklung und in der Entwicklung der Beziehungen 
zwischen Bildungssystem und Beschäftigungssystem. Denn nur eine sol-
che Analyse erlaubt angesichts des bislang doch recht begrenzten Gewichts 
der neuen Bildungswege eine Einschätzung ihrer aktuellen und vor allem 
2 Eine Aufbereitung der wichtigsten Ergebnisse für die Praxis der Interessen-
vertretung wurde im Frühjahr 1997 vorgelegt (Drexel 1997). 
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ihrer künftigen Bedeutung für die deutsche Gesellschaft und für die A r -
beitnehmervertretung in Betrieb und Gesellschaft. Dabei soll auch geklärt 
werden, ob die neuen Bildungsgänge tatsächlich, wie vielfach behauptet, 
zukunftsträchtige Lösungen für die bestehenden Probleme sind, ob sie 
sich überhaupt durchsetzen und soweit expandieren können , daß sie grö-
ßere Tragfähigkeit bekommen werden, oder ob für die bestehenden Defi-
zite des Bildungssystems andere Problemlösungen gefunden werden müs-
sen. E i n Nebenziel in diesem Zusammenhang ist eine gewisse, auch auf 
andere neue Bildungsgänge über t ragbare Sensibilisierung für mögliche 
Probleme und Grenzen solcher Innovationen, die - gegen die aktuelle 
Tendenz zur Glorifizierung von „Innovat ionen" um der Innovation willen 
- Vorsicht bei der Einschätzung künftiger neuer Entwicklungen nahelegt 
und Kriterien zu ihrer Beurteilung an die Hand gibt. 
E i n drittes übergeordnetes Z ie l besteht schließlich darin, Schlußfolgerun-
gen aus den neuen Differenzierungen - und genereller aus den neuen 
Entwicklungen der Beziehung von Bildungs- und Beschäftigungssystem -
für Arbeitnehmervertretung zu ziehen: ihre aktuellen Sichtweisen und 
Handlungsressourcen in dieser Beziehung sowie deren Probleme aufzu-
zeigen, ihre wichtigsten Aufgaben in diesem Feld zu benennen und dafür 
Vorschläge zu machen. 
Diese Zielsetzungen bestimmen das Profil dieser Veröffentlichung, ihre 
Informationsbasis und die Anlage der ihr zugrundeliegenden empirischen 
Untersuchung. 
2. Informationsgrundlagen und Profil 
Diese Veröffentlichung hat breite und vielfältige Informationsgrundlagen: 
Ihre Aussagen stützen sich zum einen auf eine von der Hans-Böckler-Stif-
tung geförderte Untersuchung von neuen Bildungsgängen, zum anderen 
auf eine Reihe von qualitativ und quantitativ angelegten Untersuchungen 
zu traditionellen Bildungs- und Berufsverlaufsmustern in diesem Feld, vor 
allem zu Bildungs- und Berufsverlaufsmustern von Technikern, Meistern 
und Fachhochschulingenieuren. 
Das Design der empirischen Untersuchung zu neuen mittleren Bildungs-
gängen war durch die oben angesprochenen Zielsetzungen und Fragestel-
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lungen bestimmt: U m möglichst die gesamte Breite der neuen Entwick-
lungen ins Blickfeld zu bekommen, wurde eine größere Zahl von neuen 
Bildungswegen einbezogen. Allerdings waren im Interesse der notwendi-
gen empirischen Vertiefung Eingrenzungen notwendig. D ie Untersuchung 
konzentriert sich auf den technischen Bereich, schließt also kaufmänni-
sche Bildungs- und Berufswege aus. Ferner wurde nur eine Auswahl von 
neuen Bildungsgängen näher untersucht, die für bestimmte Segmente des 
Bildungssystems und für bestimmte Problemlagen exemplarisch erschei-
nen (zur Begründung der Auswahl, ihren Kriterien und ihrem Ergebnis 
vgl. Tei l B , Kap . I). 
D ie Untersuchung hat vor allem neue Bildungsgänge zum Gegenstand, 
die in der zweiten Hälfte der 80er/Anfang der 90er Jahre entstanden sind. 
Doch wurden zu Vergleichszwecken auch einzelne neue Bildungsgänge 
aus den 70er bzw. 80er Jahren wieder aufgegriffen, die von der Autor in 
Ende der 80er Jahre schon einmal untersucht worden waren; in diesen 
Fällen wurden die vorhandenen Informationen ergänzt und aktualisiert. 
A u f diese Weise konnte der Beobachtungszeitraum für die Entwicklung 
der neuen Bildungsgänge auf bis zu zwei Jahrzehnten ausgedehnt werden 
- ein seltener Umstand, der gerade bei diesem Forschungsgegenstand auf-
schlußreiche zusätzliche Informationen und Einsichten erbrachte, die bei 
einmaliger Untersuchung nicht möglich gewesen wären. 
U m ein realistisches B i l d der Ursachen, Bedingungen und Interessen zu 
gewinnen, die zur Schaffung der neuen Bildungsgänge geführt haben, und 
um ihre mittel- und längerfristigen Durchsetzungs- und Stabilisierungsper-
spektiven einschätzen zu können, wurden Fallstudien in Bildungsinstitu-
tionen und - wo Betriebe an den Bildungsgängen beteiligt sind - in Betrie-
ben durchgeführt. Bestandteil dieser Fallstudien waren auch Expertenge-
spräche mit Betr iebsräten und Mitgliedern der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung. Ergänzend wurden, wo dies möglich war, schriftliche Be-
fragungen von größeren Gruppen von Bildungsteilnehmern („Klasszim-
merbefragungen") durchgeführt, die zum Tei l durch Gruppendiskussio-
nen ergänzt werden konnten. 
Den besonderen Chancen, die die Nutzung solcher vielfältiger Informati-
onsquellen und die Beobachtung des Untersuchungsgegenstands über ei-
nen längeren Zeitraum hinweg bedeuten, steht ein Problem gegenüber: 
D ie Untersuchungsergebnisse entstanden im wesentlichen Mitte der 90er 
Jahre (1994/95), konnten aber aus verschiedenen Gründen erst mit mehr-
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jähriger Verzögerung (1999) zu einer Veröffentlichung verarbeitet wer-
den. Dies ist natürlich nicht ohne Probleme in einem Feld, das sich so 
rasch verändern kann wie dieses. Be i Fertigstellung dieser Veröffentli-
chung wurde deshalb versucht, diese Dynamik soweit als möglich nachzu-
vollziehen durch aktualisierende Recherchen; doch war dies aus Zeit- und 
Kostengründen nicht durchgängig machbar. Einzelne Detailinformatio-
nen können also überholt sein; wo dies der Fall sein könnte , wird darauf 
hingewiesen, daß sie den Stand der Entwicklung im Untersuchungszeit-
raum darstellen. 
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III. Der Aufbau des Buches und die wichtigsten 
Ergebnisse im Überblick 
Das Buch gliedert sich in fünf große Teile: Der Einführung (Teil A ) folgt 
der umfangreichste Teil B , der der Darstellung und fall- sowie typenbezo-
genen Analysen der untersuchten Bildungsgänge gewidmet ist. Der fol-
gende Teil C verortet die neuen Bildungsgänge im größeren Kontext der 
Entwicklung von Bildungssystem und Beschäftigungssystem. Gegenstand 
des darauf aufbauenden Teil D sind die neuen Aufgaben und Herausfor-
derungen, vor die die neuen Bildungsgänge und die durch sie indizierten 
Entwicklungen die Arbeitnehmervertretung in Betrieb und Gesellschaft 
stellen. Im abschließenden Tei l E werden Perspektiven eines Reformkon-
zepts skizziert, das diese Herausforderungen bewältigen könnte . 
D i e hier darzustellenden Sachverhalte wie auch die auf sie bezogenen ana-
lysierenden und interpretierenden Argumenta t ionsgänge sind relativ kom-
plex; die folgende Darstellung der wichtigsten Ergebnisse kann die erar-
beiteten Informationen und Analysen natürlich nur ganz begrenzt wieder-
geben. Sie soll besonders auffallende empirische Befunde und den gene-
rellen Argumentationsgang im Überblick zeigen und damit Lesern mit se-
lektiven Interessen ein gezieltes Zugreifen auf bestimmte Abschnitte er-
möglichen, vor allem aber Neugier am Nachvollzug der gesamten Studie 
wecken. 
1. Fünf Typen neuer Bildungsgänge zwischen Dualem System 
und Universität - Fallstudien und erste Interpretationen 
Die Untersuchung umfaßt zum einen verschiedene Fortbildungsgänge für 
Absolventen des Dualen Systems, zum anderen verschiedene Ausbildun-
gen für Jugendliche mit Abitur. Diese beiden großen Kategorien von neu-
en Bildungsgängen haben unterschiedliche Konstruktionsmerkmale, Ent-
stehungs- und Rahmenbedingungen, stehen jedoch zueinander in einem 
Komplementari tätsverhäl tnis . 
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Die untersuchten neuen Fortbildungsgänge unterschiedlichen Regelungs-
grads sind im wesentlichen geprägt durch das Interesse ihrer meist berufs-
tätigen Teilnehmer, trotz sinkender Aufstiegschancen und gegen die wach-
sende Konkurrenz von Absolventen mit mittleren und Ingenieurabschlüs-
sen doch noch Aufstiege zu realisieren, und durch ihre großen Investitio-
nen in dieses Zie l ohne entsprechende Positionszusagen ihrer Betriebe. 
Die Fortbildungen bedeuten also für ihre Teilnehmer Investitionen ins U n -
gewisse mit hohem Risiko, daß sich die erworbenen Abschlüsse nicht ver-
werten lassen. Dies ist vordergründig Folge des Fehlens einer institutiona-
lisierten Kooperation zwischen Bildungsinstitution und Betrieb, aber vor 
allem Folge der großen Überhänge an Fortbildungsabsolventen ohne ent-
sprechende Positionen, die sich heute in fast allen großen und mittleren 
Betrieben finden, und des Wegfalls mittlerer Positionen durch Enthierar-
chisierungsprozesse. 
Die untersuchten Ausbildungsgänge für Abiturienten, die Betriebe in K o -
operation mit öffentlichen Bildungsinstitutionen durchführen, zeigen eine 
Vielfalt von interessanten und teilweise sophistizierten Formen der Z u -
sammenarbeit betrieblicher und schulischer Lernorte, die neue Synthesen 
von theoretischem Wissen und Praxiserfahrung realisieren sollen. Sie do-
kumentieren den Erfahrungs- und Erfindungsreichtum insbesondere von 
„guten" Ausbildungsbetrieben des Dualen Systems, wenngleich bestimm-
te systematische Probleme der Verzahnung der Lernprozesse beider Lern-
orte sichtbar werden. Sie zeigen aber auch die wichtige Maklerrolle, die 
die beteiligten Bildungsinstitutionen bei der Konturierung und Definition 
der Interessen von Betrieben und Jugendlichen in der Öffentlichkeit, bei 
ihrer wechselseitigen „Einregelung" - unabdingbar für die Entstehung ei-
nes neuen Bildungsgangs - und bei der curricularen Umsetzung spielen. 
Die Bildungsgänge für Abiturienten sind vor allem geprägt durch die In-
teressen der beteiligten Betriebe an „praxisnahen Hochqualifizierten" im 
Unterschied zu den als „praxisfern" kritisierten Fachhochschulabsolven-
ten; zu diesem zentralen Interesse kommen weitere, jeweils ganz verschie-
dene Interessen, die die untersuchten drei Typen von Bildungsgängen für 
Abiturienten unterscheiden. A n diesen Interessen der Betriebe und ihren 
Vorgaben orientieren sich Abiturienten, die primär an einem vergleichs-
weise sicheren Arbeitsplatz, einer raschen und praxisnahen Ausbildung 
und ihrer finanziellen Flankierung durch betriebliche Ausbildungsvergü-
tungen interessiert sind; nur die Studenten der Dualen Fachhochschulen 
können darüber hinaus das Interesse an einem auf dem Arbeitsmarkt voll 
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anerkannten Fachhochschuldiplom realisieren. Den mehr oder minder 
großen Chancen, die diese Bildungsgänge für ihre Teilnehmer und Absol -
venten eröffnen, stehen jeweils auch größere oder geringere Risiken ge-
genüber , die ihrerseits variieren je nach dem Status des neuen Bildungs-
gangs und seiner Regelungsform, aber auch je nach dem jeweiligen Aus-
bildungsbetrieb. 
Aufgrund dieser Risiken, vor allem aber aufgrund instabiler Interessen 
der Betriebe an den neuen Bildungsgängen sowie zum Teil bestehender 
Schwierigkeiten, neue Qualifikationsdifferenzierungen in den betriebli-
chen Positions- und Karrierestrukturen zu implementieren, gibt es teilwei-
se erhebliche Probleme einer dauerhaften Stabilisierung und Expansion 
der neuen Bildungsgänge. Die bei ihrer Schaffung behauptete besondere 
Zukunftsträchtigkeit dieser neuen Lösungen - sowohl für die Teilnehmer 
als auch für die Betriebe und für das Bildungssystem insgesamt - ist von 
daher mit einem Fragezeichen zu versehen. V o n zentraler Bedeutung für 
die Stabilisierung eines neuen Bildungsgangs ist nach den Ergebnissen der 
Untersuchung, ob ausbi ldungsadäquate (als adäquat betrachtete) Einsatz-
und Karrieremuster geschaffen werden können: bei den Studiengängen 
der Dualen Fachhochschulen und der Berufsakademie vollwertige Inge-
nieurkarrieren, bei den einzelbetrieblichen Sonderausbildungsgängen für 
Abiturienten Berufswege deutlich oberhalb derer von Facharbeitern. Die-
se Befunde zeigen, daß zentrale Elemente des Berufsprinzips - ein kontu-
riertes Qualifikationsprofil, ein Qualifikationszertifikat („Diplom") und 
ein konturiertes Karrieremuster - in der Wahrnehmung und Bewertung 
von Arbeitnehmern und Betrieben auch heute zentral sind, gerade auch 
bei „innovativen" und „differenzierenden" Ansätzen. 
Zur Frage der Auswirkungen der neuen Bildungsgänge auf bestehende 
Bildungsgänge und Arbeitskräftegruppen, vor allem auf die des Dualen 
Systems, bringt die Untersuchung zunächst eine gewisse Entwarnung: 
Nicht nur können natürlich neue Fortbi ldungsgänge, soweit sie im Be-
schäftigungssystem honoriert werden, das Duale System und seine A t -
traktivität stärken. A u c h die problematischen Konsequenzen der ver-
schiedenen Abiturientenausbildungen für das Duale System halten sich -
zumindest in den untersuchten großen und mittleren Betrieben mit star-
ker Arbeitnehmervertretung - in vergleichsweise engen Grenzen: Eine di-
rekte Umwidmung von Ausbildungsplätzen des Dualen Systems in solche 
für Abiturientenausbildungen hat in diesen Betrieben wenig Bedeutung. 
U n d die neuen Bildungsgänge sind - wieder: in den untersuchten Betrie-
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ben - mehrheitlich auch nicht spezifisch auf eine Verdrängung von A b -
solventen klassischer Fortbildungen hin angelegt; einzelne einschlägige 
Versuche wurden von der Arbeitnehmervertretung verhindert. 
Jedoch gibt es vielfältige Hinweise auf eine zunehmende Konkurrenz zwi-
schen Fortbildungsabsolventen und Fachhochschulabsolventen um die an-
spruchsvolleren Positionen und auf zunehmende Substitution insbesonde-
re von Technikern durch FH-Ingenieure - eine indirekte Bestät igung der 
Fortbildungsmotivationen der befragten Fortbildungsteilnehmer, die sich 
mit mittleren Bildungsabschlüssen gegen deren Konkurrenz absichern 
wollen. Hier werden allgemeinere Zusammenhänge sichtbar. 
2. Die neuen Bildungsgänge im Kontext generellerer Entwick-
lungen in Bildungssystem und Betrieben 
Die neuen Fortbi ldungsgänge für berufstätige Fachkräfte und die neuen 
Ausbildungsgänge für Abiturienten erweisen sich in der Zusammenschau 
der Interessen der beteiligten Akteure als Indikatoren für neue Probleme 
in der Beziehung von Bildungs- und Beschäftigungssystem: 
Die neuen Fortbi ldungsgänge sind im wesentlichen - um so mehr, je jün-
geren Datums sie sind - Reflex auf die wachsende Fortbildungsnachfrage 
von Absolventen des Dualen Systems und auf die zunehmend geringeren 
Erfolgsaussichten der klassischen Fortbildungen zum Meister und zum 
Techniker, vor allem in den Groß- und Mittelbetrieben mit ihren großen 
Meister- und Technikerüberhängen. Hier ändert sich die Situation seit ei-
nigen Jahren zunehmend: Die Absolvierung einer solchen Fortbildung 
dient zunehmend nur noch dazu, besondere Leistungsbereitschaft und 
-fähigkeit zu demonstrieren und sich damit für „ i rgendeinen" besseren 
Arbeitsplatz zu bewähren, oder auch einfach nur dazu, den eigenen A r -
beitsplatz für den Fal l einer Entlassung abzusichern. D ie klassischen Fort-
bildungsabschlüsse werden damit zunehmend entwertet. Dessen ungeach-
tet, ja gerade deshalb, besteht hoher Druck, eine Fortbildung zu absolvie-
ren, und neue Fortbi ldungsgänge lassen auf weniger blockierte Wege hof-
fen. 
Die neuen dualen Bildungswege für Abiturienten an Berufsakademie und 
Dualer Fachhochschule sind, komplementä r dazu, Indikatoren für die 
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Folgeprobleme einer schleichenden Verlagerung der Einsatzfelder von 
Hochschulabsolventen in Bereiche hinein, in denen früher Fortbildungs-
absolventen (vor allem Techniker) eingesetzt waren. Solche Substitutions-
prozesse zeigen sich ja in quantitativen Untersuchungen der letzten Jahre 
zunehmend, wenngleich sie in diesen aus methodischen Gründen nicht in 
vollem Umfang erfaßt werden können . Exemplarische Analysen der hier 
vorgelegten Untersuchung in ausgewählten Betrieben und Abteilungen 
zeigen, daß dahinter keineswegs immer steigende Qualifikationsbedärfe 
stehen, sondern auch verschiedene Partikularinteressen, die ineinander-
greifend zu einem gewissen „Selbstlauf der Akademisierung" von Berei-
chen führen, die früher ganz oder teilweise mit Fortbildungsabsolventen 
besetzt waren. Die neuen „praxisnahen" Ausbildungen für Abiturienten 
sind Versuch einer Antwort auf eine zentrale Folge dieser Entwicklung: 
auf Probleme beim Einsatz von „praxisfernen" klassischen Hochschulin-
genieuren ohne technische und soziale Betriebserfahrung im mittleren 
Bereich, wo es auf solche Erfahrungen oft gerade besonders ankommt. 
Die Substitutionsprozesse, die diesem „neuen" - eigentlich alten, aber 
durch den Wechsel der betrieblichen Rekrutierungspolitik erstmals sicht-
bar werdenden - Bedarf an Synthesen von theoretischem Wissen und Pra-
xiserfahrung zugrunde liegen, lassen, wenn sie sich (wie nach verschiede-
nen Umfragen der jüngeren Zeit anzunehmen) fortsetzen, massive Folge-
probleme für das Bildungs- und das Beschäftigungssystem sowie für die 
Gesellschaft insgesamt erwarten: Nicht nur dürfte sich die durchschnittli-
che Aufstiegswahrscheinlichkeit für die Absolventen des Dualen Systems 
weiter reduzieren, dessen Attrakt ivi tät infolgedessen weiter sinken und 
die Entwertung von Fortbildungsabschlüssen - und damit des Status von 
Fortbildung im Bildungssystem insgesamt - fortsetzen. Es ist auch mit ei-
nem Statusverlust von Fachhochschulabschlüssen und mit einem weiteren 
Sinken der Attraktivi tät vor allem von Ingenieurstudiengängen zu rech-
nen. 
Letztlich droht sich eine problematische zirkuläre Entwicklung herauszu-
bilden, deren einzelne Elemente heute bereits erkennbar sind, jedoch 
noch nicht soweit ineinandergreifen, daß diese nicht mehr aufzuhalten wä-
re: Wenn die Aufstiegschancen von Fortbildungsabsolventen immer wei-
ter sinken, werden dadurch Fortbildungsabschlüsse objektiv und subjektiv 
entwertet. Dann werden immer mehr Nachwuchskräfte versuchen, vor Be-
rufsbeginn den Weg zur Hochschule zu gehen, und diese vorberuflichen 
Bildungswege werden sich - in Form einer Kombination mehrerer B i l -
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dungsgänge, eines Zweitstudiums, einer Promotion etc. - immer mehr 
verlängern; Lernen und Arbeiten werden bei einem wachsenden Tei l des 
Nachwuchses zeitlich und sachlich immer noch weiter auseinandertreten. 
Gleichzeitig werden sich die Selektions-, Motivierungs- und Qualifizie-
rungsleistungen von Fortbildungen verschlechtern, an die Stelle beson-
ders qualifizierungsfähiger Arbeitskräfte mit Selbstbewußtsein, besonde-
rem Leistungswillen, Ehrgeiz und Verbesserungsinteressen werden schwä-
chere Arbeitskräfte treten, bei denen Angst vor und Absicherung für den 
Fall von Arbeitslosigkeit dominieren. Dies wiederum wird die Eliminie-
rung von Aufstiegsmöglichkeiten für Facharbeiter verstärken und zuneh-
mend auf Dauer stellen: Die Betriebe werden sich angesichts des sich ver-
ändernden Profils von Fortbildungsabsolventen zunehmend zugunsten 
von Hochschulabsolventen entscheiden und diese tendenziell immer tiefer 
in der Hierarchie der Arbeitsplätze einsetzen. Damit werden sie den Zi r -
kel von Substitution und Veränderung des Bildungsverhaltens immer noch 
mehr beschleunigen. A b einem bestimmten Punkt wird diese zirkuläre 
Entwicklung nicht mehr anzuhalten oder gar umzukehren sein: Der von 
einzelbetrieblichen Rationalisierungs- und Rekrutierungspolitiken ausge-
löste Prozeß gewinnt gesellschaftliche Quali tät , Eigendynamik und hat ge-
sellschaftliche Folgen. 
Eine solche Entwicklung hät te weitreichende Konsequenzen nicht nur für 
die unmittelbar betroffenen Arbeitnehmer und Arbeitnehmergruppen, 
das Bildungssystem und das Beschäftigungssystem insgesamt, sondern 
auch für die Arbeitnehmervertretung und das politische Kl ima in Betrieb 
und Gesellschaft. 
3. Die neuen Differenzierungen des Bildungssystems - Heraus-
forderung für die Arbeitnehmervertretung 
Die sich hier abzeichnende Deregulierung in den Beziehungen zwischen 
Bildungs- und Beschäftigungssystem und ihre absehbare zirkuläre Folge-
entwicklung erscheinen am Ende der Analyse als die eigentliche Heraus-
forderung für Betr iebsräte und Gewerkschaften. 
Zwar ist Arbeitnehmervertretung, insbesondere betriebliche Arbeitneh-
mervertretung, bei Schaffung und Implementation neuer Bildungsgänge 
im Betrieb - wie bei den Abiturientenausbildungen der Fal l - zunächst 
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auf sehr viel konkreterer Ebene gefordert: Sie hat deren Teilnehmern und 
Absolventen gegenüber Schutz- und Integrationsaufgaben, die die Be-
triebsräte in den untersuchten Betrieben auch weitgehend wahrgenom-
men haben. Allerdings ist die Integration der jungen Arbei tskräfte mit 
Abi tur und besonderen Ausbildungen in die Belegschaft und die Gewerk-
schaft massiv erschwert durch spezifische Merkmale dieser Gruppe und ih-
rer dualen Bildungsgänge sowie durch die beschränkten Handlungsres-
sourcen der betrieblichen Arbeitnehmervertretung bei wachsenden kon-
kurrierenden Anforderungen (vor allem im Kontext der Bewältigung be-
trieblicher Krisen). 
Doch hat die Arbeitnehmervertretung auch die Aufgabe, die traditionell 
qualifizierten Arbeitskräfte und Arbei tskräf tegruppen zu schützen und 
insgesamt die Konkurrenz zwischen Arbei tskräf tegruppen zu begrenzen. 
Hier zeigen sich personalpolitische Probleme, insbesondere Defizite in 
der Beobachtung der längerfristigen Entwicklung von Personalstrukturen 
und in der Konzipierung von Zielvorstellungen zu wünschenswerten künf-
tigen Personalstrukturen: Die mögliche Gefahr einer Substitution von 
Fortbildungsabsolventen durch die Absolventen der neuen Abiturienten-
ausbildungen war bei deren Einführung „kein Thema", ebensowenig die 
schleichende, aber zum Teil sehr massive Substitution von Technikern 
durch Fachhochschulingenieure. Genauer: Die mögliche Verdrängung von 
Technikern und Meistern durch Absolventen der neuen Bildungsgänge 
erschien bedeutungslos angesichts des sehr viel mächt igeren Prozesses der 
Substitution von Fortbildungsabsolventen durch Fachhochschulingenieu-
re, der von den Gewerkschaften kaum problematisiert wurde. Heute al-
lerdings wird dieser Prozeß gesehen und bedauert - nicht zuletzt, weil 
Techniker und Meister als Arbeitnehmervertreter und Gewerkschaftsmit-
glieder eine wichtige Brücke in den Angestelltenbereich hinein darstellen; 
aber er wird als irreversibel betrachtet und mit Fatalismus und Resignati-
on hingenommen. 
V o r diesem Hintergrund erscheint als die eigentliche Herausforderung, 
vor der die Gewerkschaften auf diesem Feld stehen - mindestens ebenso 
wichtig wie einzelne neue Bildungsgänge und ihre Probleme - , die vertre-
tungspolitische Gestaltung der wachsenden Konkurrenz zwischen Fortbil-
dungsabsolventen und (Fach-)Hochschulabsolventen bei gleichzeitig wei-
terhin nachhaltiger Enthierarchisierung. Die wachsende Konkurrenz zwi-
schen Aufstiegswegen und Seiteinstiegswegen wurde aus nachvollziehba-
ren Gründen , vor allem in der Konsequenz der Reformdiskussion der 
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60er und 70er Jahre zugunsten von mehr sozialer Gerechtigkeit durch 
gleiche Bildungschancen für alle, wenig thematisiert. Doch heute, da sich 
diese Reformziele in Form eines massiv gestiegenen Hochschulzugangs 
zumindest teilweise realisiert haben, erweist sich diese verkürzte Interpre-
tation von sozialen Gleichheits- und Gerechtigkeitsforderungen letztlich 
als Illusion: „Mehr Bildung" wird in Form von immer mehr Fortbildung 
und immer mehr Hochschulbesuch für die Sicherung von anspruchsvollen 
Arbeits- und Lebensbedingungen genutzt. Eben dadurch aber wird dieses 
Zie l der Bildungsinvestitionen der Arbeitnehmer zunehmend in Frage ge-
stellt; vor allem werden die Aufstiegschancen für Facharbeiter und Fach-
angestellte zunehmend durch die Ergebnisse steigenden Hochschulzu-
gangs bedroht. Die anspruchsvollere Gestaltung von Erstausbildung und/ 
oder von Facharbei terarbei tsplätzen (Stichwort: Humanisierung des A r -
beitslebens) ist dafür kein Ersatz; dies zeigt nicht zuletzt die Tatsache, daß 
gerade Facharbeiter mit besonders anspruchsvollen Ausbildungen und 
Arbei tsplätzen aus Großbet r ieben besonders häufig Fortbildungen absol-
vieren. 
Die zunehmend deutlicher sichtbar werdende Konkurrenz zwischen Fort-
bildungs- und Hochschulabsolventen beinhaltet für die Gewerkschaften 
gravierende Problempotentiale: Nicht nur vergrößert sie die personalpoli-
tischen Handlungs- und Gestal tungsspielräume der Betriebe weiter. Sie 
wird auch die Gewerkschaften vor ein generelles Vertretungsdilemma 
stellen, mit dem Betriebsräte in konkreterer Form heute schon häufiger 
konfrontiert sind: Auch die Gewerkschaft m u ß im Prinzip beide konkur-
rierenden Gruppen vor ausbi ldungsinadäquatem Einsatz schützen und sie 
damit letztlich in ihrer Konkurrenz gegeneinander vertreten. Wenn sie 
dieses sich zunehmend abzeichnende Dilemma nicht thematisiert und zu 
einer produktiven Auflösung bringt, verliert sie an Glaubwürdigkeit , nicht 
nur bei den stärker bedrohten Gruppen des Dualen Systems, sondern 
auch bei den neu zu gewinnenden Hochschulabsolventen, die eine Ent-
wertung ihrer Diplome befürchten müssen. Die Gewerkschaft steht, mit 
anderen Worten, vor der Aufgabe, ein Konzept für eine gerechtere Ver-
teilung von „guten" Arbeits- und Lebensbedingungen - Berufspositionen 
mit anspruchsvollen Inhalten und Entlohnungsbedingungen - auf die Ge-
samtheit der Arbeitnehmer zu entwickeln. 
E i n solches - notwendigerweise ganzheitliches - Konzept müß te primär 
beim Beschäftigungssystem ansetzen und von daher wünschenswerte Dif-
ferenzierungen des Bildungssystems neu bestimmen. U n d es müß te den 
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Interessen tendenziell aller beteiligten Akteure Rechnung tragen, um 
durchsetzbar zu sein, also ein gesellschaftliches Reformkonzept sein. 
4. Für einen gerechteren Zugang zu attraktiven Berufs-
positionen - zwei Vorschläge 
Eine gerechtere Verteilung von „guten" Arbeits- und Lebensbedingungen 
ist, so die zentrale These des Schlußabschnitts (Teil E ) , nur möglich durch 
die Nutzung des Berufsverlaufs als Gestaltungsfeld für Differenzierung: 
Nur wenn substantiell weniger Arbeitnehmer als bisher (im Grenzfall: 
niemand) von Beginn des Berufslebens an bis zu dessen Ende besonders 
attraktive Positionen innehaben, können - bei gleichbleibender Positions-
struktur des Beschäftigungssystems - substantiell mehr Arbeitnehmer als 
heute (tendenziell: alle) phasenweise solche Positionen einnehmen. Nur 
so wird es für viele (alle) Arbeitnehmer möglich, im Verlauf ihres Berufs-
lebens das zu realisieren, worum es ihnen bei aufstiegsbezogenen B i l -
dungsgängen letzten Endes primär geht: die Veränderung der eigenen be-
ruflichen Situation im Laufe des Berufslebens und ihre Verbesserung in 
bezug auf Arbeitsinhalte, Arbeitsbedingungen und Entlohnung. 
Dieses Prinzip, das eine produktive Auflösung der wachsenden Konkur-
renz zwischen den Hochqualifizierten aus Hochschule und Fortbildung 
verspricht, läßt sich auf einer pragmatischeren Ebene in zwei Formen rea-
lisieren: zum einen durch neue, gestufte und zeitlich gestreckte Berufswe-
ge von Facharbeiter- zu klassischen Akademikerpositionen (also durch ei-
ne Systematisierung und Verlängerung der klassischen Aufstiegswege von 
Facharbeitern und ihre zeitliche Streckung) sowie deren Flankierung 
durch öffentlich geregelte Bildungsgänge neuen Typs, die Lernprozesse 
im Arbei tsprozeß abstützen, ergänzen, in generellerem Wissen verorten 
und damit nächste Aufstiegsschritte vorbereiten; zum anderen durch dia-
gonale Karrieremuster, die - der zunehmenden Enthierarchisierung be-
trieblicher Strukturen Rechnung tragend - horizontal angelegte Muster 
der Mobilität in zunehmend interessantere Einsatzbereiche verbinden mit 
einer sukzessiven Verbesserung von Arbeitsbedingungen und Entlohnung 
und ebenfalls von öffentlich geregelten Bildungsgängen neuen Typs flan-
kiert werden. 
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Bei beiden Strategien für eine gerechtere Verteilung von Arbeits- und Le -
bensbedingungen steht also einem Lebenseinkommen, das geringer ist als 
das eines traditionellen Akademikers, ein überdurchschnitt l ich interessan-
ter Berufsverlauf gegenüber. Für beide gibt es erste Ansätze in Vergan-
genheit und Gegenwart, beide sind also nicht völlig utopisch. Eine breite 
Durchsetzung dieser Konzepte erscheint, auch wenn sich Widers tände ge-
gen sie absehen lassen, durchaus möglich; denn sie beinhalten erhebliche 
Chancen für alle gesellschaftlichen Akteure, nicht nur für die unmittelbar 
und mittelbar betroffenen Arbeitnehmer, sondern gerade auch für die Be-
triebe und nicht zuletzt für die Gesellschaft insgesamt. 
Allerdings ist die Durchsetzung dieses Reformkonzepts an eine Reihe von 
unverzichtbaren Voraussetzungen gebunden: an die Sichtbarkeit und A n -
erkennung der neuen Berufswege in der Öffentlichkeit; an eine Attrakti-
vität, die der des Wegs zur Hochschule vergleichbar ist; an die öffentliche 
Anerkennung der flankierenden Bildungswege im Interesse von Sichtbar-
keit, Attraktivität und Arbeitsmarktgängigkeit der erzeugten Qualifika-
tionen; vor allem aber an verläßliche Vereinbarungen der Sozialpartner in 
Gesellschaft und Betrieb (Tarifvereinbarungen, Betriebsvereinbarungen), 
solche neuen Berufsverlaufsmuster zu schaffen und auf Dauer zu etablie-
ren. Denn nur Vereinbarungen zu solchen Berufsverlaufsmustern - und 
nicht schon Vereinbarungen zu neuen Bildungsgängen - können das not-
wendige Vertrauen einer hinreichend großen Zahl junger Arbeitnehmer 
schaffen, sich auf solche Wege einzulassen. Nur damit können die sich ab-
zeichnenden problematischen Entwicklungen - Entwertung der Abschlüs-
se beider Niveaus, Erosion des Dualen Systems, Bedeutungsverlust von 
Fortbildung in den Lebensplanungen und, daraus resultierend, der E r -
werb von möglichst hochrangigen (Hoch-)Schulabschlüssen in möglichst 
langen Bildungsgängen und -karrieren vor Berufsantritt - gestoppt und in 
eine sinnvolle Entwicklung überführt werden. 
Dies ist eine Herausforderung nicht nur für die Gewerkschaften, sondern 
für die Gesellschaft insgesamt. 
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Tei lB 
Fünf Typen neuer Bildungsgänge zwischen 
Dualem System und Universität 
Fallstudien und erste Interpretationen 
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I. Neue mittlere Bildungsgänge im Überblick 
1. Die Auswahl der untersuchten Bildungsgänge ... 
D a im Rahmen der Untersuchung, die diesem Buch zugrundeliegt, nicht 
alle in den letzten Jahrzehnten neu entstandenen Bildungsgänge im Detail 
untersucht werden konnten, es aber gerade auch auf detaillierte Analysen 
ankommt, wurde, wie erwähnt, eine typenbezogene Auswahl getroffen: Es 
wurden fünf Typen neuer Bildungsgänge unterschieden danach, 
ob es sich um Aufstiegswege für Arbeiter und Angestellte mit dualer 
Ausbildung und Berufserfahrung handelt oder um „Seiteinstiegswe-
ge" für Jugendliche mit Hochschulreife, 
- und danach, welches Niveau diese Bildungsgänge innerhalb der B i l -
dungshierarchie erreichen. 
Dann wurden diesen Typen jeweils exemplarisch zuzuordnende neue mitt-
lere Bildungsgänge ausgewählt und in die Untersuchung einbezogen. 
D i e genannten Kriterien der Typenbildung indizieren jeweils Gemeinsam-
keiten in der Klientel , in den mit der Schaffung dieser Bildungsgänge ver-
bundenen Interessen von Betrieben und Teilnehmern sowie teilweise auch 
in ihren Problemen. Dies erlaubt die exemplarische Untersuchung von sol-
chen Typen zuzurechnenden Bildungsgängen sowie bestimmte Verallge-
meinerungen der Untersuchungsergebnisse. 
U m solche allgemeineren Aussagen auf eine etwas breitere Basis zu stel-
len, wurden bei fast allen Typen jeweils zwei neue Bildungsgänge in die 
Untersuchung einbezogen: Einer wurde sehr intensiv (meistens mit Hilfe 
mehrerer Betriebsfallstudien) untersucht, ein zweiter, ähnlich strukturier-
ter Bildungsgang mit reduziertem Aufwand. Die erste der beiden Fallstu-
dien hat die Funktion einer Leitfallstudie, die zweite die einer Ergänzung, 
die Varianten und deren Hintergründe zeigen und Allgemeineres deutlich 
machen soll. 
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Die folgenden fünf Typen von neuen Bildungsgängen lassen sich in bi l-
dungssystematischer und -soziologischer Perspektive unterscheiden: 
Aufstiegsfortbildungen für Absolventen des Dualen Systems, die zu 
mittleren Abschlüssen führen; 
Aufstiegsfortbildungen für Absolventen des Dualen Systems mit mitt-
leren Berufsbildungsabschlüssen, die zu Abschlüssen auf einem dar-
über gelegenen Niveau führen; 
betriebliche Sonderausbildungen für Abiturienten, die zu Abschlüs-
sen unterhalb des Fachhochschulniveaus führen; 
duale Bildungsgänge für Abiturienten, die zu Abschlüssen führen, 
deren Gleichwertigkeit mit dem Fachhochschulabschluß umstritten 
ist, sowie 
duale Bildungsgänge für Abiturienten, die zu Abschlüssen auf Fach-
hochschulniveau führen. 
Die Auswahl der untersuchten Bildungsgänge konzentrierte sich auf sol-
che, die eine gewisse quantitative Bedeutung haben und/oder bildungspo-
litisch besonders relevant sind und/oder eine besonders aufschlußreiche 
Geschichte aufweisen. Während die ersten beiden Kriterien durch das U n -
tersuchungsfeld und die bildungspolitische Diskussion diktiert sind, ist das 
zuletztgenannte Kri ter ium bestimmt von dem Zie l , allgemeine Entwick-
lungstendenzen und -problème analytisch herausarbeiten zu können. Mit 
diesem Interesse wurden auch ein Bildungsgang, der vor kurzem aufgege-
ben wurde, sowie einige Betriebe einbezogen, die bestimmte (in anderen 
Betrieben noch laufende) Bildungsgänge nicht mehr durchführen; auf die-
se Weise sollten Stabilität oder Instabilität der Interessen von Betrieben 
und/oder Teilnehmern an neuen Bildungsgängen sowie mögliche Schei-
ternsbedingungen ausgelotet werden. 
Im Ergebnis dieser Auswahlprozesse wurden Fallstudien zu den folgenden 
neuen Bildungsgängen durchgeführt: 
(1) Als Beispiele für neue Aufstiegsfortbildungen für Absolventen des 
Dualen Systems, die zu einem mittleren Berufsbildungsabschluß führen 
(Kap. II), wurden untersucht: 
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die Fortbildung zum Informatiker, die seit 1987 von einem renom-
mierten Bildungsträger für Facharbeiter und Fachangestellte mit (min-
destens) mittlerem Schulabschluß angeboten wird; 
die Fortbildung zum Labortechniker, die in den 60er Jahren von ei-
nem Großbet r ieb der Chemischen Industrie für Laboranten geschaf-
fen, bis 1986 als betriebsspezifische Wei terb i ldungsmaßnahme durch-
geführt und dann in einem Kammerbezirk geregelt wurde. 
(2) A l s Beispiel für neue Aufstiegsfortbildungen für Absolventen des 
Dualen Systems mit mittleren Berufsbildungsabschlüssen, die zu einem 
Abschluß auf einem darübergelegenen Niveau führen (Kap. III), wurde 
untersucht: 
die Fortbildung von Meistern und Technikern zum Technischen Be-
triebswirt, die Anfang der 90er Jahre vom D I H T - auf der Basis ei-
ner schon seit längerem an einzelnen Bildungseinrichtungen für A b -
solventen des Dualen Systems durchgeführten Fortbildung - neu und 
anspruchsvoller konzipiert wurde. 
(3) A l s Beispiele für betriebliche Sonderausbildungen für Abiturienten, 
die zu Abschlüssen unterhalb des Fachhochschulniveaus führen (Kap. 
I V ) , wurden einbezogen: 
die Ausbildung von Abiturienten zu Technologiekollegiaten, die eine 
Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz kombiniert mit einer be-
sonders anspruchsvollen Berufsbeschulung in Abiturientenklassen 
der Berufskollegs Baden-Wür t tembergs ; 
die Ausbildung von Abiturienten zu Produktionstechnikern, eine 
zeitlich komprimierte Kombination und Verzahnung von normaler 
Erstausbildung, Fortbildung zum Industriemeister sowie betriebsspe-
zifischer Weiterbildung, die Mitte der 80er Jahre von einem Großbe -
trieb der Chemischen Industrie geschaffen, mittlerweile aber wieder 
aufgegeben wurde. 
(4) A l s Beispiele für duale Bildungsgänge, deren Gleichwertigkeit mit 
dem Fachhochschulstudium umstritten ist (Kap. V ) , wurden untersucht: 
die Ingenieurausbildung an der Berufsakademie Baden-Wür t t em-
bergs, die Mitte der 70er Jahre von einigen großen Betrieben in K o -
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Operation mit dem Kultusministerium konzipiert und durch ein eige-
nes Berufsakademiegesetz geregelt wurde und seither in Zusammen-
arbeit von staatlichen Studienakademien und vielen Betrieben aus 
Baden-Wür t temberg , aber auch aus anderen Bundesländern durch-
geführt wird; 
die Ingenieurausbildung an der Berufsakademie Berl in , die nach der 
Wende durch Über t ragung des Modells der Berufsakademie Baden-
Wür t tembergs entstanden ist. 
(5) A l s Beispiele für neue duale Bildungsgänge für Abiturienten, die zu 
Fachhochschulabschlüssen führen (Kap. V ) , wurden in die Untersuchung 
einbezogen: 
das dual organisierte Fachhochschulstudium zum Ingenieur, das seit 
1993 in Kooperation von Betrieben und einer neugeschaffenen priva-
ten Dualen Fachhochschule angeboten wird; 
das dual organisierte Ingenieurstudium an einer weiteren privaten 
Dualen Fachhochschule, das ebenfalls seit 1993 in Kooperation mit 
der regionalen Wirtschaft durchgeführt wird. 
2. ... und die Präsentation der Untersuchungsergebnisse 
Die Ergebnisse der zu den ausgewählten Bildungsgängen durchgeführten 
Fallstudien werden in den folgenden Kapiteln dargestellt. Diese Darstel-
lung folgt aus Gründen der Übersichtlichkeit immer in etwa dem selben 
Gliederungsschema, das sich an den zentralen Fragen orientiert, die mit 
Hilfe einer empirischen Untersuchung geklärt werden sollten: 
In einer Einführung in den jeweils behandelten Typ von neuen Bildungs-
gängen werden zunächst immer der allgemeine bildungspolitische Hinter-
grund und die Entstehungsgeschichten der ihm zuzuordnenden Bildungs-
gänge skizziert, um dem Leser eine erste Einordnung zu ermöglichen. 
Dann folgen die Darstellungen von in der Regel zwei untersuchten Fällen: 
Zunächst werden in einem ersten Abschnitt immer die wichtigsten K o n -
struktionsmerkmale und rechtlich-institutionellen Grundlagen des neuen 
Bildungsgangs beschrieben; sie mögen dem Nicht-Spezialisten etwas tech-
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nisch erscheinen, geben aber - außer der notwendigen Basisinformation -
erste Hinweise auf die Interessen der beteiligten Akteure und die bildungs-
politischen und bildungsrechtlichen Rahmenbedingungen, durch die die 
Realisierung dieser Interessen kanalisiert wird. Eine mehr oder minder 
ausführliche Darstellung der realen Durchführung des jeweiligen Bildungs-
gangs schließt sich an; auch sie aufschlußreich in bezug auf bestimmte 
Aspekte der hinter der jeweiligen „Innovat ion" des Bildungssystems ste-
henden Interessen, aber vor allem in bezug auf praktische Bedingungen 
und Probleme des Ausbildungsprozesses. 
E i n nächster Abschnitt wendet sich den Interessen der beteiligten B i l -
dungseinrichtungen und der Betriebe an den neuen Bildungsgängen zu. 
Besondere Aufmerksamkeit gilt der Entwicklung dieser Interessen über 
die Jahre hinweg, ihrer Stabilität oder Instabilität und ihren Durchset-
zungsproblemen. 
E i n nächster Abschnitt befaßt sich mit den Bildungsteilnehmern und ih-
ren Interessen an dem diskutierten Bildungsgang, mit ihren Motiven für 
seine Wahl , aber auch mit den Risiken, die aus dieser Wahl für sie resul-
tieren. 
E i n letzter Abschnitt schließlich fragt nach erkennbaren oder absehbaren 
Auswirkungen des jeweiligen neuen Bildungsgangs auf andere Arbeits-
kräftegruppen, vor allem auf die Absolventen des Dualen Systems und 
damit indirekt auf das Duale System selbst. Damit soll ein Stück weit die 
übliche Betrachtung neuer Bildungsgänge ausschließlich im Hinblick auf 
die unmittelbar Beteiligten überwunden werden in der Perspektive der in 
dieser Studie angestrebten Gesamtbetrachtung. 
Diese Ergebnisse der Fallstudien (in der Regel zwei Fallstudien je Typ von 
neuem Bildungsgang) werden relativ detailliert dargestellt, um die kon-
kreten Informationsinteressen von „Spezialisten" unter den Lesern zu-
frieden zu stellen, um Informationsgrundlagen für andere, vertiefende U n -
tersuchungen in diesem kaum untersuchten Feld zu legen und vor allem, 
um die Entstehungs- und Bedingungszusammenhänge solcher neuen Dif-
ferenzierungen des Bildungssystems deutlich werden zu lassen. Doch wer-
den diese Detailergebnisse der Falldarstellungen am Ende jedes Kapitels 
in den wichtigsten Punkten zusammengefaßt und interpretiert sowie auf 
ihre Verallgemeinerbarkeit hin befragt; diese zusammenfassenden Inter-
pretationen sind Bausteine für die Analysen der späteren Teile C und D . 
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3. Methodisches Vorgehen und Besonderheiten der Unter-
suchung 
(1) D i e ausgewählten Bildungsgänge wurden mit Hilfe einer Kombination 
verschiedener Methoden untersucht: Betriebsfallstudien (Expertenge-
spräche mit Vertretern der Personal- und Ausbildungsleitungen, Vorge-
setzten der Absolventen der neuen Bildungsgänge, manchmal auch mit 
einzelnen Absolventen sowie mit Vertretern des Betriebsrats und in der 
Regel der Jugend- und Auszubildenden-Vertretung); Exper tengespräche 
mit überbetr iebl ichen Arbeitnehmervertretern verschiedener Funktions-
ebenen; Exper tengespräche mit Leitungs- und Lehrpersonal von Bildungs-
einrichtungen sowie Vertretern von deren Trägerorganisat ionen (insbe-
sondere Industrie- und Handelskammern); Exper tengespräche mit Ver-
tretern von Verbänden und zuständigen Landesministerien sowie schriftli-
che Befragungen von Bildungsteilnehmern und -absolventen sowie Grup-
pendiskussionen mit ihnen. 
Weitere Informationsquellen waren Sekundärauswer tungen von Betriebs-
fallstudien aus einer früheren Untersuchung zu neuen mittleren Bildungs-
gängen (Drexel 1993), die aktualisiert wurden, sowie Untersuchungen an-
derer Autoren zu bestimmten Bildungsgängen und Statistiken. 
Die genannten Untersuchungsmethoden wurden je nach den Erfordernissen des 
jeweiligen Bildungsgangs und je nach Zugangsmöglichkeiten miteinander kombi-
niert: So konnten bei Bildungsgängen, die ohne Beteiligung von Betrieben durch-
geführt werden und deren Teilnehmer aus den unterschiedlichsten Betrieben 
kommen bzw. gar nicht mehr beschäftigt sind, natürlich keine Betriebsfallstudien 
durchgeführt werden: dafür wurden in diesen Fällen Einrichtungspersonal und 
Bildungsteilnehmer und in einem Fall auch die Absolventen zweier früherer 
Jahrgänge besonders intensiv befragt (Teilnehmer und Absolventen in schriftli-
chen Befragungen). Umgekehrt konnten bei den von Betrieben durchgeführten 
Bildungsgängen im Rahmen der Betriebsfallstudien keine oder nur einzelne Teil-
nehmer interviewt werden; in diesen Fällen stützte sich die Untersuchung schwer-
gewichtig auf die Aussagen von Vertretern des Betriebs und der betrieblichen 
Arbeitnehmervertretung. Bei einem der untersuchten neuen Bildungsgänge war 
eine Kombination all dieser Methoden möglich. 
Die im einzelnen verwandten Methoden werden, abweichend vom üblichen Vor-
gehen, an dieser Stelle nicht mehr weiter aufgeführt, sondern jeweils in der Ein-
leitung der monographischen Darstellungen der einzelnen Typen von neuen Bil-
dungsgängen. Damit soll der Leser über die spezifischen Informationsquellen der 
einzelnen Falldarstellungen jeweils in ihrem unmittelbaren Kontext informiert 
werden, um ihre Aussagen besser einschätzen zu können. 
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(2) Die empirischen Erhebungen wiesen eine Reihe von Besonderheiten 
auf: 
Z u m einen mußten , wie die Darstellung der einzelnen Fallstudien zeigen 
wird, sehr unterschiedliche - und in aller Regel bislang noch kaum oder 
gar nicht untersuchte - Untersuchungsfelder und ihre jeweiligen Bedin-
gungen, politischen Interessengeflechte und Hin te rg ründe erschlossen 
werden; ein ebenso interessanter wie aufwendiger Prozeß, der allerdings 
auch das Risiko von Fehleinschätzungen in bezug auf befragte Experten 
und Informationen in sich trägt. 
Z u diesem für Explorationsprojekte nicht unüblichen Bedingungen 
kommt hinzu, daß das Untersuchungsfeld in dynamischer Entwicklung be-
griffen ist; eine Dynamik, die sich während der Laufzeit der Untersu-
chung und danach sogar noch einmal beschleunigte: Nach Beginn der U n -
tersuchung Anfang der 90er Jahre entstand eine Reihe von neuen B i l -
dungsgängen im interessierenden Feld, andere wurden aufgegeben, wohl 
etablierte, bis dahin äußerst erfolgreiche Bildungsgänge zeigten deutliche 
Kr isenphänomene; und manche der neuen Bildungsgänge veränder ten 
sich in ihren Konstruktionsmerkmalen, Rahmenbedingungen und/oder 
den Interessen der beteiligten Akteure. Neue bildungspolitische Diskus-
sionen entstanden und verschärften sich unter dem Druck anstehender 
Entscheidungserfordernisse nachhaltig. Diese Dynamik bedeutet, daß die 
Untersuchungsergebnisse insgesamt nur eine Zwischenbilanz für den 
Zeitpunkt des Abschlusses der Untersuchung (1995/96) darstellen können. 
Allerdings wurden die Aussagen zur quantitativen Entwicklung der inter-
essierenden Bildungsgänge und zu ihren institutionellen Rahmenbedin-
gungen zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Veröffentlichung (1999) 
aktualisiert. 
E in weiteres Problem kommt dazu: Die intensivierten bildungspolitischen 
Diskussionen und die Umstrittenheit mancher der untersuchten Bildungs-
gänge bedeuteten natürlich Zugangsblockaden zu (bestimmten) Informa-
tionen über diese; Blockaden, die auch die Form eines Überangebo t s an 
widersprüchlichen, nicht wirklich zu überprüfenden Informationen haben 
konnten. Die in mehreren Fällen gegebene bildungspolitische Brisanz der 
untersuchten neuen Wege bedeutet also nicht nur eine Erschwerung der 
Arbeit , sondern an bestimmten Punkten auch eine (in der folgenden Dar-
stellung ausgewiesene) Unsicherheit in bezug auf einzelne ihrer Ergebnis-
se. 
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U n d schließlich sind die Ergebnisse der Untersuchung auch dadurch ge-
prägt, daß sie versucht, auch länger zurückliegende Entwicklungen zu re-
konstruieren, um allgemeinere Zusammenhänge und/oder längerfristige 
Trends zu erkennen. Auch diese Besonderheit dieser Untersuchung zei-
tigte sehr aufschlußreiche, aber an bestimmten Stellen auch unsichere oder 
partikulare Ergebnisse. 
Generell ist festzuhalten, daß es sich im folgenden um Ergebnisse einer -
dem Untersuchungsgegenstand entsprechend - qualitativen und explorati-
ven Untersuchung handelt, die keine Repräsentat ivi t iät im statistischen 
Sinne beanspruchen. Auch wo schriftliche Befragungen einer größeren 
Zahl von Bildungsteilnehmern durchgeführt wurden, geschah dies nicht 
im Interesse repräsentat iver Aussagen, sondern diente der Erweiterung 
und Differenzierung qualitativer Aussagen. Nur da, wo eindeutige Zu -
sammenhänge zwischen den untersuchten Sachverhalten und Rahmenbe-
dingungen mit abgesichert großer quantitativer Bedeutung festgestellt 
werden, kann man von einer generelleren Relevanz dieser Sachverhalte 
ausgehen. 
A l l e diese Besonderheiten der Untersuchung sollten bei der folgenden 
Lek türe und Interpretation ihrer Ergebnisse präsent sein. 
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II. Neue Aufstiegswege zu mittleren Spezialisten-
positionen - die Fortbildungen zum Informatiker 
und zum Labortechniker 
(1) A n neuen Fortbi ldungsgängen, die Absolventen des Dualen Systems 
in Spezialistenpositionen (d.h. mittlere Positionen ohne dispositive Funk-
tionen) führen, besteht im Prinzip breiter Bedarf. Solche Fortbildungs-
gänge wären sinnvoll im Interesse sowohl von Arbeitnehmern als auch 
von Betrieben, vor allem aber im Interesse des Erhalts des Dualen Sy-
stems: 
Z u m einen besteht ein großes und wachsendes Defizit an erfolgsträchtigen 
Aufstiegsfortbildungen aus der Perspektive von Arbeitnehmern: Das stei-
gende schulische Vorbildungsniveau der jüngeren Facharbeiter und Fach-
angestellten erzeugt wachsende Weiterbildungs- und Aufstiegsinteressen; 
dieselbe Wirkung hat die zunehmende Bindung innerbetrieblicher Aufstie-
ge an mittlere und höhere berufliche Abschlüsse durch veränder te Perso-
nalpolitiken der Betriebe. Die steigenden Weiterbildungs- und Aufstiegs-
interessen von Facharbeitern und Fachangestellten haben die Zahl der 
Teilnehmer an Meister- und Technikerfortbildungen in den letzten zwei 
Jahrzehnten massiv ansteigen lassen. Gleichzeitig ist jedoch nicht nur kein 
vergleichbar großer Zuwachs an Meister- oder Technikerpositionen er-
folgt, sondern die Zahl der Techniker- und Meisterpositionen sank, und 
zwar sowohl im Gefolge von Rationalisierungsprozessen als auch von Sub-
stitutionspolitiken der Betriebe (Drexel 1999; Jaudas, Drexel 1997). Des-
halb wären eigentlich neue Wege jenseits der klassischen Aufstiegsmöglich-
keiten erforderlich, wenn die Interessen der jungen Facharbeiter und Fach-
angestellten an beruflicher Entwicklung nicht frustriert werden sollen. 
Z u m anderen sind in den letzten zwei Jahrzehnten in den Technischen 
Büros und in deren Umfeld vielfältige anspruchsvolle Aufgaben für Tech-
nische Angestellte entstanden, schwergewichtig im Zusammenhang mit 
neuen Technologien und neuen Formen der Arbeitsorganisation. Diese 
Tätigkeiten beinhalten wachsende Anforderungen vor allem an E D V -
Kenntnisse im weitesten Sinne, aber auch an andere anspruchsvolle Kennt-
nisse und Kompetenzen. Sie können deshalb oft nicht mehr, wie früher, 
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durch ältere Arbeitskräfte wahrgenommen werden, die auf der Grundlage 
langjähriger Erfahrung und kurzer Weiterbildungen zu Technischen A n -
gestellten ernannt wurden. 
Betriebe tendieren u.a. aus diesem Grund zunehmend dazu, solche Tätig-
keiten zu Positionen zu bündeln und auf ihnen junge Fachhochschulinge-
nieure, die EDV-Kenntnisse bereits mitbringen, einzusetzen. Allerdings 
fehlt diesen die Erfahrung mit den konkreten stofflichen Produktions- und 
Arbeitsprozessen, wie die weitverbreitete Klage von betrieblicher Seite 
über die „Praxisferne" von Ingenieuren zeigt. Insofern gibt es eigentlich 
auch von betrieblicher Seite Bedarf an Fortbildungen, die Absolventen 
des Dualen Systems mit Berufserfahrung in mittlere Spezialistenpositio-
nen führen. 
V o r allem jedoch besteht ein gesamtwirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
„Bedarf" an solchen Fortbildungswegen: Wenn die Zukunft des Dualen Sy-
stems gesichert werden soll, m u ß dieses, um attraktiv zu sein - gerade 
auch für Facharbeiter und Fachangestellte mit mittlerem Schulabschluß 
und anspruchsvollem Ausbildungsberuf - , attraktive Weiterbildungen und 
sich darauf stützende Aufstiegswege bieten. 
(2) Das Berufsbildungsgesetz von 1969 sah die Schaffung solcher Weiter-
bildungen vor: 
in Form bundeseinheitlich geregelter und zertifizierter Fortbildungen, 
die auf dem gesamten deutschen Arbeitsmarkt anerkannt und ver-
wertbar sind, 
und in Form inhaltlich anspruchsvoller, auf Kammerebene geregelter 
und damit im jeweiligen Kammerbezirk anerkannter Fortbildungen, 
die regional begrenztem Bedarf gerecht werden oder neue Fortbil-
dungen im Hinblick auf ihre mögliche bundeseinheitliche Regelung 
erproben sollten. 
In den folgenden Jahrzehnten entstanden zahlreiche neue Fortbildungen 
für Spezialistenberufe, die auf Kammerebene geregelt sind; ihre Inhalte 
über lappen sich in großem Umfang, hät ten also eigentlich eine bundes-
weite Vereinheitlichung ermöglicht. Doch wurden so gut wie keine neuen, 
bundesweit geregelten Fortbi ldungsgänge für Spezialistenpositionen ge-
schaffen, im wesentlichen aufgrund der Widers tände der Arbeitgeber 
(Ehrke, Heimann 1995); Ausnahme war lange die Fortbildung zum K o n -
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strukteur. In den letzten Jahren ist jedoch Bewegung in die lange starren 
Fronten gekommen; die Sozialpartner haben sich geeinigt, daß und nach 
welchen Kriterien bundeseinheitlich geregelte Fortbildungen geschaffen 
werden sollen (Sauter 1997). 
Neben diesen Fortbildungen nach dem Berufsbildungsgesetz gibt es schu-
lische Fortbildungen, die in Schulgesetzen geregelt sind. Besonderes Ge-
wicht haben hierbei die traditionsreichen Bildungsgänge, die zu den ver-
schiedenen Technikerabschlüssen führen; doch gibt es auch neuere B i l -
dungsgänge dieses Typs. 
(3) Diese Sachverhalte bilden den Hintergrund für die folgende exemplari-
sche Darstellung zweier Fortbi ldungsgänge. D a die bundeseinheitlich ge-
regelte Fortbildung zum Konstrukteur im technischen Bereich ein Einzel-
fall geblieben ist und bereits untersucht wurde (Hecker 1996), konzen-
trierte sich unsere Untersuchung auf die - weiter verbreiteten - Fortbil-
dungen mit einer schwächeren als der bundeseinheitlichen Regelung: zum 
einen auf eine Alternative, zum anderen auf eine mögliche Vorstufe sol-
cher Fortbi ldungsgänge. Untersucht wurden 
- die schulische Fortbildung zum Informatiker, die von einem großen 
Bildungsträger in verschiedenen Fachrichtungen angeboten wird, 
sowie die Fortbildung zum Labortechniker, eine zunächst von einem 
einzelnen Betrieb geschaffene anspruchsvolle betriebsspezifische Wei-
terbildung, die später von der regionalen Industrie- und Handels-
kammer geregelt wurde und seither von einigen Chemiebetrieben 
des betreffenden Kammerbezirks gemeinsam angeboten wird. 
Es handelt sich also im einen Fal l um den klassischen Typ einer schuli-
schen Weiterbildung als Vol lze i tmaßnahme, bei der die Arbeitnehmer ih-
ren Betrieb verlassen, um noch einmal einen umfangreichen, im wesentli-
chen schulischen Bildungsprozeß zu durchlaufen. Be i dem zweiten B i l -
dungsgang handelt es sich um eine aus einem einzelnen Betrieb herausge-
wachsene Weiterbildung, die nach langen Jahren einzelbetrieblicher Pra-
xis aufgrund bestimmter Interessen dieses Betriebs auf die untere Rege-
lungsebene des Berufsbildungsgesetzes überführt wurde. 
M i t der Auswahl dieser beiden Bildungsgänge können also Chancen und 
Probleme von Fortbi ldungsgängen mit einer schwächeren, unterhalb der 
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Ebene einer bundesweiten Vereinheitlichung verbleibenden Regelung ge-
zeigt werden. 1 
1. Die Fortbildung zum Informatiker 
Die Fortbildung 2 zum Informatiker ist ein anspruchsvoller Bildungsgang, 
der an einer renommierten, mit vielen Großbe t r ieben kooperierenden 
Bildungseinrichtung mit sehr guter EDV-Aussta t tung an mehreren 
Standorten absolviert werden kann. Aufgrund dieser Sachverhalte beste-
hen - angesichts steigender Weiterbildungsinteressen von Facharbeitern 
und Fachangestellten und eines großen Bedarfs der Betriebe an E D V -
1 Die methodische Herangehensweise zur Untersuchung dieser Fortbildungen 
war dem jeweiligen Untersuchungsgegenstand entsprechend unterschiedlich 
und erlaubt unterschiedliche, bis zu einem gewissen Grad komplementäre Ein-
blicke: 
Bei der an einer schulischen Einrichtung durchgeführten Fortbildung zum In-
formatiker, deren Teilnehmer keine Beziehung mehr zu ihren ehemaligen Be-
trieben haben, waren Betriebsfallstudien weder möglich noch sinnvoll. Die 
Untersuchung konzentrierte sich auf Expertengespräche mit Leitungs- und 
Lehrpersonal der Bildungseinrichtung, auf schriftliche Befragungen von Fort-
bildungsteilnehmern und -absolventen (Klasszimmerbefragung von 55 Teil-
nehmern zweier laufender Bildungsmaßnahmen sowie postalische Befragung 
von 25 Absolventen zweier früherer Jahrgänge) und eine Gruppendiskussion 
mit den Teilnehmern der laufenden Fortbildung. Mit dieser Kombination von 
Methoden konnten Hintergründe und Entwicklungstendenzen dieses Bil-
dungsgangs über einen längeren Zeitraum hinweg sowie Situation und Inter-
essen der Teilnehmer relativ detailliert erfaßt werden. 
Bei der Fortbildung zum Labortechniker hingegen war die Einbeziehung von 
Betrieben in die Untersuchung möglich. Die Analyse stützt sich schwerge-
wichtig auf eine im Rahmen einer früheren Untersuchung der Verfasserin 
(Derxel 1993) durchgeführte umfangreiche Betriebsfallstudie, bei der der La-
bortechniker im Mittelpunkt stand. Deren Ergebnisse wurden nun aktualisiert 
und erweitert durch Expertengespräche mit den Ausbildungsleitern dieses 
Betriebs sowie eines weiteren Unternehmens der Region, das sich mittlerwei-
le an dieser Fortbildung beteiligt. Auch diese verschiedenen Methoden erlau-
ben Aussagen zu diesem Fortbildungsgang und seiner Entwicklung über einen 
längeren Zeitraum hinweg. 
2 Im folgenden wird der Terminus „Fortbildung" verwandt, wenngleich es sich 
bildungsrechtlich nicht um eine Fortbildung nach dem Berufsbildungsgesetz, 
sondern um eine Anpassungsfortbildung nach dem Schulgesetz des zuständi-
gen Bundeslandes handelt. Die Nutzung dieser Bezeichnung erscheint sinn-
voll, um den Bildungsgang deutlich gegen kurze, beliebig gestaltete und nicht 
zertifizierte Weiterbildungsgänge abzugrenzen. 
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Qualifikationen - eigentlich besonders gute Voraussetzungen für Kont i -
nuität , ja Expansion dieses Bildungsgangs; doch war er zum Untersu-
chungszeitpunkt Mitte der 90er Jahre zunehmend von einer krisenhaften 
Entwicklung bedroht. 
Im folgenden werden zunächst die Konstruktionsmerkmale dieses B i l -
dungsgangs und die auf ihn gerichteten Interessen von Betrieben, B i l -
dungseinrichtung und Teilnehmern dargestellt, dann die Probleme, die zu 
seiner krisenhaften Entwicklung und zu Risiken für die Fortbildungsteil-
nehmer geführt haben; abschließend ist auf seine Bedeutung für die tradi-
tionellen Arbeitnehmergruppen und das Duale System einzugehen. 
1.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
D i e Fortbildung startete 1987, zwischen 1989 und Mitte der 90er Jahre 
erwarben jedes Jahr etwa 200 Teilnehmer den entsprechenden Abschluß. 
Zugangsvoraussetzung ist in jedem Fal l mindestens der Abschluß der Se-
kundarstufe I, eine einschlägige, mindestens dreijährige Berufsausbil-
dung, 3 eine mindestens zweijährige Berufspraxis sowie die erfolgreiche 
Teilnahme an einem Eingangstest. Diese Zugangsvoraussetzungen lehnen 
sich also relativ stark an die Bedingungen der Technikerausbildung an. 
Der Bildungsgang dauert zwei Jahre (Vollzeit). E r vermittelt schwerge-
wichtig informationstechnische Kenntnisse und Fertigkeiten. Es gibt drei 
Fachrichtungen, die jeweils auf unterschiedlichen Berufsfeldern aufbauen: 
die Fachrichtung CNC-Systemtechnik auf beruflichen Erfahrungen aus 
der Metallverarbeitung, die Fachrichtung Computer- und Kommunikati-
onstechnik auf Erfahrungen aus dem Bereich Elektronik/Elektrotechnik 
und die Fachrichtung Wirtschaft auf Erfahrungen aus dem kaufmänni-
schen bzw. dem Verwaltungsbereich. 
Die Durchführung der Fortbildung ist weitgehend durch den schulischen 
Charakter des Bildungsgangs bestimmt; doch enthält er auch duale Ele-
mente: Der Unterricht im Klassenverband wechselt ab mit Gruppenarbeit 
und selbständiger Arbeit in Labors und an Computersystemen; von den 
3 Die dreijährige Berufsausbildung kann durch eine mindestens sechsjährige 
einschlägige Berufstätigkeit ersetzt werden. 
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Teilnehmern wird erwartet, daß sie selbständig oder unter Beratung von 
Fachkräften die Labors und DV-Systeme auch außerhalb der Lehrveran-
staltungen nutzen. 
A l s Bestandteil des Bildungsgangs ist ein Praktikum von sieben Wochen 
in einem Betrieb vorgesehen. Die Bildungseinrichtung kooperierte in die-
sem Zusammenhang lange Jahre mit ca. 250 Betrieben, von denen jähr-
lich ca. 50 insgesamt etwa 100 Prakt ikumsplätze zur Verfügung stellten. 
Ansprechpartner in den Betrieben waren die Fachabteilungen; vor Be-
ginn eines Praktikums und danach erfolgte jeweils ein Besuch eines D o -
zenten im Betrieb, der der Projektspezifikation bzw. -abnahme diente. 
Hier aber gab es ab Anfang der 90er Jahre Probleme: Prakt ikantenplätze 
wurden nun zu einem Engpaß . Deshalb hat die Schule betriebliche Prakti-
ka zunehmend durch an der Bildungseinrichtung durchgeführte Projekte 
ersetzt. Hintergrund für die sinkende Bereitschaft der Betriebe, Prakti-
kantenplätze zur Verfügung zu stellen, ist nach Aussagen des Lehrperso-
nals der Bildungseinrichtung, daß für betriebliche Praktikumsarbeiten die 
technischen Anlagen der Betriebe genutzt werden müßten , dies aber aus 
Rationalisierungsgründen zunehmend nur nach der normalen Arbeitszeit 
- und das heißt: ohne Betreuung durch Personal der Betriebe - möglich 
ist und deshalb für die Betriebe ein zu hohes Risiko darstellt. Dazu kom-
men Kollisionen zwischen den betrieblichen Erfordernissen, bestimmte 
Aufträge innerhalb zunehmend engerer Zeitvorgaben abzuarbeiten, und 
den Zwängen des Bildungsgangs wie Prüfungs- und Zeugnisterminen. Die 
dualen Elemente dieses Bildungsgangs werden also durch betriebliche 
Rationalisierungsprozesse zunehmend ausgetrocknet. 
Die Abschlußprüfung erfolgt durch einen staatlichen Prüfungsausschuß, 
im Prinzip unter Vorsitz des Regierungspräsidenten, der jedoch in der Re-
gel an die Schulleitung übertragen wird. Das staatliche Abschlußzeugnis 
verleiht den Titel „Staatlich geprüfter Informatikerin - Fachrichtung 
Die Kosten des Bildungsgangs, vor allem für Systemnutzung und D V -
Verbrauchsmaterial, sind relativ hoch. Dazu kommt der Verdienstausfall 
für zwei Jahre, zumindest aber die Notwendigkeit, den eigenen Unterhalt 
zu finanzieren. Früher erfolgte die Finanzierung der Fortbildung im we-
sentlichen durch öffentliche Mittel nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
( A F G ) . Als in diesem Rahmen nur noch „zweckmäßige M a ß n a h m e n " ge-
fördert werden konnten, entstanden große Finanzierungsprobleme; die 
Teilnehmer müssen die Kosten entweder selbst tragen oder aber aus 
Quellen wie dem S V G (Soldatenversorgungsgesetz) oder Mitteln der Be-
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rufsgenossenschaften finanzieren. Daraus resultierte eine entsprechende 
Verschiebung in der Zusammensetzung der Teilnehmer zugunsten von 
Sondergruppen. 
Aufgrund welcher Interessen ist dieser Bildungsgang entstanden? 
1.2 Die Interessen von Betrieben und Bildungseinrichtung an der 
Fortbildung zum Informatiker 
Hintergrund für die Schaffung dieses Bildungsgangs waren zunächst die 
Interessen von Betrieben und Bildungseinrichtung: 
(1) Der untersuchte Bildungsträger gründete Mitte der 80er Jahre eine 
Fachschule für E D V und entwickelte am Bedarf der Betriebe orientierte 
Curricula für die Fortbildung zum Informatiker, das zuständige Kultusmi-
nisterium genehmigte sie. A n der Erstellung der Curricula waren vor allem 
EDV-Hers te l ler - und -Anwender beteiligt, die schon vorher mit der B i l -
dungseinrichtung zusammengearbeitet hatten. Dies und die erwähnte gro-
ße Zahl von Betrieben, die sich lange Jahre an der Durchführung von Prak-
tika beteiligten, zeigt, daß zunächst erhebliche Interessen der Wirtschaft 
an diesem Bildungsgang und seinen Absolventen bestanden. Doch ist die 
Nachfrage der Betriebe nach Informatikern später zunehmend gesunken. 
Während früher jeder Fortbildungsabsolvent die Wahl zwischen mehreren Ar-
beitsplätzen hatte, fanden nach Einschätzung des Bildungsträgers Mitte der 90er 
Jahre nur noch etwa 60 % bis 70 % sofort einen adäquaten Arbeitsplatz. Von den 
im Rahmen dieser Untersuchung befragten Absolventen der Jahre 1993 und 1994 
hatten etwa zwei Drittel nach Ende der Fortbildung sofort einen Arbeitsplatz ge-
funden; diese Arbeitsplätze entsprachen fast immer vom Niveau her der Fortbil-
dung und waren in der Regel in eine Technikergehaltsgruppe eingruppiert. Aller-
dings läßt die geringe Bedeutung, die die befragten Absolventen dem Wissen aus 
der Informatikerfortbildung für die neue Berufstätigkeit zumessen, vermuten, daß 
es sich dabei um zwar relativ anspruchsvolle, aber fachlich nicht sehr spezifische 
Arbeitsplätze handelt: Einige der befragten ehemaligen Absolventen schätzen, 
daß nur 10 % ihres für den neuen Arbeitsplatz benötigten Wissens aus der Infor-
matikerfortbildung stammt; für einige weitere sind dies 30 %, nur für ganz weni-
ge 40 % bis 60 % des benötigten Wissens. In dieselbe Richtung weisen auch ver-
gleichsweise hohe Werte für die Bedeutung der nach Abschluß der Fortbildung 
erworbenen Erfahrung für den neuen Arbeitsplatz. Wenn diese Eindrücke gene-
ralisierbar sind,4 nutzen die Betriebe die Informatikerfortbildung also auch, viel-
4 Natürlich ist Vorsicht angebracht vor einer Generalisierung der Ergebnisse sol-
cher schriftlichen Befragungen; nicht nur wegen der geringen Zahl der Teil-
nehmer, sondern auch, weil ja nicht zu kontrollieren ist, wie sie sich von der 
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leicht sogar vor allem als Indikator für Abstraktionsfähigkeit und hohe Leistungs-
bereitschaft ihrer Absolventen und nicht (nur) für spezifische Informatikerkennt-
nisse. 
Hintergrund des Rückgangs der betrieblichen Nachfrage nach den Absol-
venten der Fortbildung sind zum einen die großen Freisetzungen in po-
tentiellen Beschäftigungsbetrieben, die ein Abwandern auch von qualifi-
zierten Informatikspezialisten mit oft langjähriger betrieblicher Erfahrung 
auslösten; diese stellen natürlich eine ernsthafte Konkurrenz für die A b -
solventen der Informatikerfortbildung auf dem Arbeitsmarkt dar. Zum 
anderen ist generell der Bedarf an spezialisierten Informatikern gesunken 
gegenüber der Zeit, als in den Betrieben die EDV-Abte i lungen aufgebaut 
wurden. Die Betriebe ziehen nach den Erfahrungen des Bildungsträgers 
innerbetriebliche Wei terbi ldungsmaßnahmen, die sie firmenspezifisch zu-
schneiden können , einer Entsendung ihrer Beschäftigten an externe B i l -
dungseinrichtungen vor. Dagegen sind (nach derselben Quelle) Ingenieure 
normalerweise keine Konkurrenten für die Absolventen der Informati-
kerfortbildung; nur wenige Fachhochschulen seien technisch ähnlich gut 
ausgestattet wie die Informatikerschule, und vor allem wollten die Betrie-
be die spezifische Qualifikationskombination der Fortbildungsabsolventen 
- Berufserfahrung, gute Informatikkenntnisse plus der Fähigkeit zu ihrer 
Anwendung in verschiedenen Praxisfeldern - nicht missen. 
(2) Hintergrund der Interessen des Bildungsträgers an der Schaffung der 
Fortbildung zum Informatiker waren die rechtlichen und Finanzierungs-
bedingungen, unter denen er arbeitet: Im Prinzip sieht das einschlägige 
Landesgesetz relativ hohe Refinanzierungsquoten für diesen Typ von 
Schulen vor; es bleibt jedoch eine Lücke, die sie durch die erwähnten Sy-
stemnutzungsgebühren füllen müssen. Diese Lücke trifft die untersuchte 
Bildungseinrichtung mit ihrer anspruchsvollen technischen Ausstattung 
und ihren hohen Investitionsquoten besonders hart. D a das Land nur die 
Anbieter mit den niedrigsten Kosten bezuschussen darf, kann der B i l -
dungsträger unter normalen Bedingungen nicht mit öffentlichen Schulen 
konkurrieren. E r ist deshalb gezwungen, immer wieder neue Bildungsgän-
ge zu entwickeln, die ihm für eine bestimmte Zeit eine Monopolstellung 
sichern. E r hat denn auch nach Schaffung der Informatikerfortbildung 
weitere neue Bildungsgänge (eine Abiturientenausbildung zum Informa-
tikassistenten und eine Duale Fachhochschule - vgl. Kap. VI) geschaffen. 
Ergänzende Formen der Absicherung gegenüber der Konkurrenz öffentli-
sehr viel größeren Zahl der Fortbildungsabsolventen unterscheiden, die nicht 
geantwortet haben. 
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cher Bildungseinrichtungen bestehen darin, neue Bildungsgänge als M o -
dellversuche durchzuführen und sie möglichst anspruchsvoll auszugestal-
ten, damit sie nicht (so schnell) kopiert werden können. 
A u c h die Fortbildung zum Informatiker wurde zunächst als Modellver-
such durchgeführt, jedoch lief dieser Modellversuch 1995 aus. Mittlerwei-
le waren auch öffentliche Fachschulen für die Ausbildung zum Informati-
ker eröffnet worden, die nach den Aussagen des Bildungsträgers seine auf 
den neuesten Stand gebrachten Stoffpläne übernahmen. D a die öffentli-
chen Schulen keine Ausbi ldungsgebühren verlangen (müssen), befürchte-
te der Bildungsträger zu diesem Zeitpunkt, dieser Konkurrenz nicht mehr 
lange standhalten zu können . 5 
Die rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen privater B i l -
dungsträger erzeugen also nicht nur einen Zwang zur Innovation in gewis-
sen Abs tänden , sondern - nach Auslaufen von deren Modellversuchssta-
tus, der Sonderbedingungen garantiert - auch immer wieder krisenhafte 
Rahmenbedingungen, die auch zur Aufgabe der neuen Bildungsgänge füh-
ren können. 
1.3 Die Bildungsteilnehmer, ihre Interessen und die Risiken des Bil-
dungsgangs 
Doch zeigte die Fortbildung zum Informatiker auch schon vor dem Aus-
laufen des Modellversuchs gewisse Eros ionsphänomene , nicht nur im H i n -
blick auf die betriebliche Nachfrage nach Informatikern, sondern auch, 
damit mehr oder weniger eng verbunden, im Hinblick auf die Nachfrage 
von Teilnehmern nach Ausbildungsplätzen. 
Die Nachfrage nach der Fortbildung ging drastisch zurück: Während sich 
früher für die je Fachrichtung und Semester jährlich verfügbaren 25 Aus-
bildungsplätze immer etwa 70 Interessenten bewarben, unter denen die 
Bildungseinrichtung entsprechend auswählen konnte, muß te zum Unter-
suchungszeitpunkt eine Fachrichtung für (zumindest) ein Semester einge-
stellt werden, da man die notwendige Mindestzahl an Teilnehmern nicht 
mehr erreichte. 
5 De facto hat sich diese Befürchtung nicht bewahrheitet; der Bildungsgang 
konnte sich stabilisieren. Hintergrund: Der Anteil der Selbstzahler ist deutlich 
angestiegen. 
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Dieser Rückgang der Teilnehmernachfrage ist Konsequenz dreier Ent-
wicklungen: A n erster Stelle steht natürlich der Wegfall der A F G - F ö r d e -
rung, der die öffentliche Finanzierung, wie oben dargestellt, auf Sonder-
bedingungen und -gruppen (ehemalige Zeitsoldaten, Personen mit Reha-
bil i tat ionsansprüchen etc.) einschränkte. Dazu kommt eine zunehmende 
Regionalisierung in der Politik der Arbei t sämter , die schwergewichtig ih-
re jeweiligen lokalen Träger mit geförderten Teilnehmern beschicken und 
damit eine auf überregionalen Bedarf angelegte Bildungseinrichtung wie 
die untersuchte empfindlich treffen. Dazu kamen aber auch wachsende 
Präferenzen potentieller Teilnehmer für Meisterkurse, mit denen sie die 
Perspektive einer Betr iebsgründung verbinden, also (Reaktionen auf) A r -
beitsmarktbedingungen. 
Damit stellt sich die Frage, wer heute (bzw. zum Untersuchungszeitpunkt) 
überhaupt noch diese Fortbildung nachfragt und aus welchen Motiven 
und mit welchem Erfolg dies geschieht. D ie Aussagen der befragten 55 
Teilnehmer einer zum Erhebungszeitpunkt laufenden Fortbildung sowie 
der 25 Absolventen der Jahrgänge 1993 und 1994 liefern zu diesen Fragen 
aufschlußreiche Antworten, weshalb sie etwas ausführlicher referiert wer-
den. Natürlich handelt es sich dabei nicht um statistisch repräsentat ive 
Aussagen; doch stellen sie begründete Indikatoren für allgemeinere Ent-
wicklungstendenzen und Zusammenhänge dar. 
(1) D i e Teilnehmer der 1995 laufenden Fortbildung (nur Männer ) waren 
zwischen 23 und 41 Jahre alt, die Absolventen der Jahre 1993/94, die ei-
nen ausgefüllten Fragebogen zurückschickten (ebenfals nur Männer ) , zwi-
schen 26 und 50 Jahre. Es gibt also offenbar eine starke Konzentration 
der Teilnehmer nach dem Geschlecht und eine breite Streuung nach dem 
Alter . 
Be i den Teilnehmern dieser Fortbildung handelte es sich um besonders 
leistungswillige und -fähige Arbeitnehmer, die in ihrem Bildungsverhalten 
nur zum (kleineren) Tei l durch familiäre Herkunft gestützt wurden: Die 
soziale Herkunft der Teilnehmer des Jahrgangs 1995, indiziert über den Be-
ruf des Vaters, zeigte einen Schwerpunkt bei Söhnen aus Facharbeiterfa-
milien; halb so viele Teilnehmer waren Söhne von AT-Angestell ten, fast 
niemand hatte einen Angelernten zum Vater. D ie soziale Zusammenset-
zung der Absolventen von 1993 und 1994 wich davon nicht wesentlich ab. 
Bemerkenswert hoch war die schulische Vorbildung der Teilnehmer: 
Nicht weniger als 45 von 55 Fortbildungsteilnehmern der Gruppe von 1995 
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hatten eine Realschule absolviert, acht verfügten über Abi tur bzw. Fach-
abitur, nur zwei hatten lediglich Hauptschulbildung (das Vorbildungsni-
veau der Fortbildungsabsolventen von 1993/94 war ähnlich). A l l e haben 
eine Lehrausbildung absolviert, mit einer breiten Streuung des Lehrab-
schlußjahres. 
Be i gut der Hälfte der Teilnehmer der 1995 laufenden M a ß n a h m e war der 
Ausbildungsbetrieb ein Großbe t r i eb mit über 1.000 Beschäftigten, die üb-
rigen verteilten sich etwa gleichmäßig auf Betriebe unter 20, mit 20 bis 
100 und mit 100 bis 1.000 Beschäftigten. Herkunftsbranche war schwerge-
wichtig die Metallindustrie, aber auch die Elektroindustrie und das Hand-
werk stellten jeweils ein knappes Fünftel; nur wenige Teilnehmer kamen 
aus sonstigen Industriezweigen, aus dem Handel und sonstigen Dienstlei-
stungsbereichen. Die Verhältnisse bei den Fortbildungsabsolventen von 
1993/94 wichen von dieser Verteilung kaum ab. Charakteristisch für die 
Zusammensetzung der Gruppe von 1995 war ein sehr hoher Ante i l an 
Teilnehmern, die vor der Informatikerfortbildung bei der Bundeswehr ge-
wesen waren: Es waren dies ebenso viele wie vorher im erlernten Beruf 
gearbeitet hatten. 
Die Teilnehmer, die von der Bundeswehr kamen, waren alle ehemalige 
Zeitsoldaten, dies spiegelt sich auch in den Angaben zur Finanzierung der 
Fortbildung wider (Mehrfachnennungen möglich): 20 Teilnehmer nennen 
das S V G , zwei weitere den Berufsförderungsdienst der Bundeswehr. Die 
Fortbildung diente 1995 also fast der Hälfte der Teilnehmer zur Rückkehr 
aus dem Status des Zeitsoldaten in das Zivilleben bzw. in den normalen 
Arbeitsmarkt. Dazu kommen sieben Teilnehmer, für die die Fortbildung 
eine R e h a - M a ß n a h m e darstellt, die von der Berufsgenossenschaft bzw. 
vom Arbeitsamt finanziert wird. 13 Teilnehmer nennen Eigenmittel, elf 
A F G - M i t t e l , und fünf haben ein Darlehen aufgenommen. 
Auffallend ist der Unterschied zwischen den Teilnehmern der 1995 lau-
fenden Weiterbildung und den Absolventen von 1993/94: V o n der zweiten 
Gruppe war nur etwa ein Fünftel (und nicht wie bei ersteren die Hälfte) 
vor Aufnahme der Informatikerfortbildung bei der Bundeswehr gewesen, 
und auch der Ante i l der Reha-Fäl le war sehr viel kleiner; dagegen hatte 
ein größerer Ante i l vorher im Betrieb gearbeitet. In dieser veränder ten Zu -
sammensetzung spiegeln sich die Verschiebungen in den Finanzierungs-
möglichkeiten solcher Fortbildungen - insbesondere der Bedeutungsver-
lust von A F G zugunsten von S V G - und Reha-Mitteln. 
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Dauer und Vielfalt der beruflichen Erfahrungen vor Beginn der Fortbil-
dung (einschließlich der Erfahrungen bei der Bundeswehr) variieren 
stark, wie schon die erwähnte breite Altersstreuung und die Streuung des 
Jahres des Lehrabschlusses vermuten lassen. Die Hälfte der Teilnehmer 
hat die Fortbildung in einem frühen Stadium des Berufslebens - nach zwi-
schen einem und vier Jahren Berufstätigkeit - absolviert. Dagegen hat die 
andere Hälfte diesen Schritt erst nach über fünf Jahren Berufstätigkeit ge-
tan, darunter zehn Teilnehmer nach zehn Jahren und mehr und einer 
nach 17 Jahren. A u c h bei den Absolventen von 1993/94 variiert die Dauer 
der Tätigkeit vor Beginn der Fortbildung stark und ist zum Teil relativ lang. 
Auffallend ist, daß für etwa ein Drit tel der Teilnehmer die Informatiker-
fortbildung nicht die erste umfangreiche Weiterbildung in ihrem Berufsle-
ben war: E i n Teilnehmer der 1995 laufenden Maßnahme hatte vorher 
schon eine Technikerausbildung abgeschlossen, acht hatten eine Meister-
ausbildung und neun sonstige Weiterbildungen absolviert. D ie zeitliche 
Streuung dieser Abschlüsse ist wesentlich geringer als die der Lehrab-
schlüsse, die ersten Fortbildungsabschlüsse wurden 1986 erworben - mit 
einer Verdichtung zur Gegenwart hin. Die Verhältnisse bei den Fortbil-
dungsabsolventen von 1993/94 waren ähnlich. Das bedeutet, daß es unter 
den Teilnehmern dieser Fortbildung relativ viele gab, die innerhalb eines 
kurzen Zeitraums zweimal hintereinander eine sehr aufwendige und an-
spruchsvolle Fortbildung absolvierten. Das stand zum Tei l im Zusammen-
hang mit dem hohen Ante i l an ehemaligen Zeitsoldaten, zum Tei l aber 
auch nicht. 
(2) Die Interessen, die die Befragten mit solcher Nachhaltigkeit zu reali-
sieren versuchen, lassen sich aus den Antworten auf die Fragen nach ih-
ren Motiven für die Teilnahme an der Fortbildung zum Informatiker er-
schließen: A l s Grund für die Teilnahme an der Informatikerausbildung 
dominiert bei den Teilnehmern der 1995 laufenden Maßnahme ganz ein-
deutig der Wunsch, eine interessante(re) Arbeit zu bekommen; mit deutli-
chem Abstand dazu wird das Fehlen von Aufstiegsperspektiven für Fach-
arbeiter ohne Zusatzqualifikation genannt und mit einem weiteren gro-
ßen Abstand, man habe im Kollegen- oder Bekanntenkreis beruflich er-
folgreiche Informatiker beobachtet. Ferner wurden relativ häufig (von et-
wa einem Fünftel der Befragten) Krankheiten bzw. Arbeitsunfälle und 
die Möglichkeit genannt, die Fortbildung zum Informatiker als Reha -Maß-
nahme zu absolvieren, in einigen Fällen auch die Möglichkeiten der S V G -
Finanzierung. 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
Dieses Profil der Motive läßt gewisse Schlüsse auf die Rahmenbedingun-
gen der Teilnahmeentscheidung zu: Es bestätigt sich die Einschätzung, es 
handele sich um besonders leistungsfähige und -willige Arbeitnehmer, die 
sich weiterentwickeln möchten. D ie Tatsache, daß ziemlich genau die Hälf-
te der Teilnehmer die fehlenden Aufstiegschancen als Mot iv für die Tei l -
nahme angibt, zeigt aber auch, daß besondere Leistungsfähigkeit und -Wi l -
ligkeit in Kombination mit überdurchschnit t l icher schulischer Vorbildung, 
Lehrausbildung und teilweise auch einem anderen Fortbildungsabschluß 
allein nicht ausreichen, um einen Aufstieg zu ermöglichen, daß dafür of-
fenbar ein „Plus" erforderlich ist. Aufschlußreich ist in diesem Zusam-
menhang, daß die ehemaligen Zeitsoldaten schwergewichtig interessante 
Arbeit , hingegen diejenigen Teilnehmer, die vor Beginn der Fortbildung 
im Betrieb gearbeitet haben, auch fehlende Aufstiegsperspektiven als Tei l -
nahmemotiv nennen. 
A u c h bei den Fortbildungsabsolventen von 1993/94 dominieren als Tei l -
nahmemotiv ganz eindeutig die Wünsche, damit eine interessantere A r -
beit zu bekommen und etwas gegen fehlende Aufstiegsperspektiven zu 
unternehmen, während die übrigen Antwortmögl ichkei ten kaum oder gar 
nicht genannt werden. Soweit dies (angesichts der geringen Rücklaufquo-
te) allgemeinere Schlußfolgerungen zuläßt, besteht also eine gewisse K o n -
tinuität in der Motivlage der Fortbildungsteilnehmer; ein Sachverhalt, der 
angesichts der unterschiedlichen Zusammensetzung der beiden Gruppen 
bemerkenswert ist. 
Interessantere Arbeit und Aufstieg versprechen im Prinzip auch andere 
Weiterbildungen, deshalb wurde nach dem Grund für die Wahl gerade 
der Informatikerfortbildung gefragt. Es zeigte sich, daß etwa ein Viertel 
der Teilnehmer eigentlich einen anderen Bildungsgang vorgezogen hät te , 
vor allem das Studium zum Ingenieur, aber auch Bildungsgänge, die in 
den Sozialbereich führen. Sie konnten diese Präferenz nach eigener Aus-
sage aus mehreren Gründen nicht realisieren: wegen des Fehlens des A b i -
turs, wegen der höheren Belastungen des eigentlich gewünschten B i l -
dungsgangs sowie wegen des erreichten Lebensalters; einige Teilnehmer 
nennen aber auch das Vorhandensein von „zu vielen" Meistern, Techni-
kern und Ingenieuren auf dem Arbeitsmarkt. D i e Informatikerfortbil-
dung hat also eine Nische im Weiterbildungsmarkt besetzt, die nicht nur 
durch positive Erwartungen und Chancen bestimmt ist, sondern auch 
durch restriktive Bedingungen der bekannteren Bildungsgänge. Diejeni-
gen Teilnehmer, die die Informatikerfortbildung explizit vorgezogen hat-
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ten (etwa drei Viertel der Gesamtgruppe), sahen deren relative Vorteile 
vor allem darin, damit eigene fachliche Interessen nutzen und vorhandene 
Kenntnisse vertiefen zu können . Daneben gab es einige Teilnehmer, die 
die vermuteten guten Arbeitsmarktchancen für Informatiker, ein breites 
Spektrum an möglichen Arbeitsplätzen und eine berufliche Zukunftsper-
spektive ohne körperliche Arbei t thematisierten. 
Explizi t nach den Vorzügen der Informatikerfortbildung befragt, wird ein 
sehr klares B i l d gezeichnet, das bei den Teilnehmern der laufenden Maß-
nahme von 1995 etwas anders ist als bei den Absolventen der 1993 und 
1994 durchgeführten Maßnahmen : Die erstere Gruppe führt am häufig-
sten die „Praxisnähe" dieser Fortbildung als besonderen Vorzug ins Feld, 
fast ebenso häufig die vielseitigen und breiten Informatikkenntnisse, die 
sie vermittelt (typische Antwort: „breit gefächertes Basiswissen"). Sehr 
oft wurde auch die Zukunftsorientierung dieser Fortbildung genannt, die 
teilweise technisch, teilweise aber auch im Hinblick auf Arbeitsmarkt-
chancen interpretiert wird. Schließlich gab es auch gewisse Schwerpunkte 
bei der Kürze und Überschaubarkei t der Fortbildung und der vermuteten 
breiten Arbeitsmarktnachfrage. Für die Absolventen der 1993 und 1994 
durchgeführten Maßnahmen , die bereits auf dem Arbeitsmarkt und mehr-
heitlich im Betrieb sind, ist mit Abstand am wichtigsten die Breite der 
Fortbildung, die alle betrieblichen Bereiche abdecke und den Einzelberuf 
übergreifend eine gute Grundlage lege, während die übrigen Punkte gar 
nicht oder kaum genannt werden. Offenbar hat sich in ihren beruflichen 
Erfahrungen gerade „Bre i te" besonders bewährt ; „Praxisnähe" hingegen, 
dem die Teilnehmer von 1995 so großes Gewicht be imaßen, taucht hier 
überhaupt nicht mehr auf. Dies könnte ein Hinweis auf die begrenzte Be-
deutung dieses Aspekts in der tatsächlichen Berufstätigkeit sein. 
Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß die Interessen der Te i l -
nehmer an dieser Fortbildung bestimmt sind durch die Notwendigkeit ei-
ner Veränderung und/oder den Wunsch einer Verbesserung der eigenen 
beruflichen Situation, durch die Restriktionen anderer, bekannterer B i l -
dungswege und durch die Vermutung bestimmter relativer Vorteile der 
gewählten Fortbildung auf dem Arbeitsmarkt. 
(3) Doch ist ihre Absolvierung mit Risiken verbunden: 
Die Teilnehmer leisten erhebliche Investitionen und tragen voll das Ris iko 
von deren Ertrag. Sie übernehmen die zeitlichen und zu einem guten Tei l 
auch die finanziellen Aufwendungen für diese Fortbildung; vor allem aber 
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geben diejenigen, die vorher einen festen Arbeitsplatz hatten, diesen auf, 
und zwar, wie die Untersuchung zeigte, ohne Absicherungen von seiten ih-
res Betriebs: Nur jeweils zwei von 55 Teilnehmern des Jahrgangs 1995 ha-
ben vom Betrieb eine Rückkehrzusage bzw. die Zusage auf einen Informa-
tikerarbeitsplatz (ähnliche Verhältnisse bei den Absolventen der beiden 
früheren Jahrgänge) . Auch wenn man berücksichtigt, daß 22 Teilnehmer 
von der Bundeswehr und vier aus der Arbeitslosigkeit kommen, daß also 
nur 29 vor Beginn der Fortbildung in einem Betrieb beschäftigt gewesen 
waren, hat nur ein Siebtel dieser Teilnehmer eine Rückkehrzusage. Die 
Teilnehmer gehen also mit Aufnahme der Fortbildung ein erhebliches 
Arbeitsplatzrisiko ein. 6 Und sie erbringen eine große Vorleistung in ihre 
Qualifizierung in der Perspektive, ihre beruflichen Ziele zu realisieren. 
Hintergrund dieser Investitionen auf eigenes Risiko sind zum einen wohl 
unbefriedigende Arbeitsbedingungen, zum anderen ein beträchtlicher 
Optimismus in bezug auf die Verwertbarkeit der in der Fortbildung er-
worbenen Qualifikation: Vier Fünftel der befragten Teilnehmer der 1995 
durchgeführten Weiterbildung erwarten keine Schwierigkeiten, sich im 
Betrieb entsprechend ihrer Ausbildung durchsetzen und beruflich weiter-
entwickeln zu können. Dieser Optimismus ist (war zum Befragungszeit-
punkt) teilweise durchaus berechtigt; das zeigen die Aussagen der Abso l -
venten der Jahrgänge 1993/94, von denen, wie erwähnt , nur zwei eine 
Rückkehrzusage hatten: 15 von den verbleibenden 23 fanden in der Tat 
einen Arbeitsplatz in einem neuen Betrieb, vier waren längere Zeit ar-
beitslos, und einer begann eine andere Fortbildung. Gut die Hälfte dieser 
Absolventen konnten, wie die Angaben zu ihrer Entlohnung zeigen, in 
anspruchsvolle Positionen e inmünden. Für eine noch größere Zahl von 
Teilnehmern hat sich die Fortbildung „gelohnt" , da sie eine bessere Posi-
tion und Entlohnung erreicht haben, vier nannten immaterielle Er t räge 
(„Spaß" etc.). 
E i n Teilnehmer gab allerdings an, er hät te dies auch ohne die Fortbildung 
erreicht; eine Aussage, die wohl nicht nur für ihn gilt, wie die bereits er-
wähnten Einschätzungen der Absolventen der Fortbildungen von 1993 
und 1994 mit fortbi ldungsadäquatem Arbeitsplatz in bezug auf die geringe 
Relevanz des in der Fortbildung erworbenen Wissens für diesen Arbeits-
platz zeigen: Nach Einschätzung von jeweils etwa fünf Teilnehmern stam-
6 Bemerkensweiterweise haben sie offenbar auch kaum je eine Absicherung 
beim Betriebsrat gesucht - nur zwei haben mit diesem über ihre Zukunft im 
Betrieb gesprochen. 
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men nur 10 % bzw. 30 % bzw. 40 % bis 60 % des heute benötigten Wis-
sens aus dieser Fortbildung, während sie der nach der Fortbildung erwor-
benen Berufserfahrung wesentlich größere Bedeutung beimessen (darun-
ter acht Teilnehmer zwischen 50 % und 90 %) . Diese Ergebnisse indizie-
ren - bei aller notwendigen Relativierung solcher Einschätzungen - eine 
große Heterogeni tä t in der E inmündung der Fortbildungsteilnehmer in 
eine neue berufliche Position. Sie lassen vermuten, daß es für die befragte 
Gruppe keine typische E inmündung in eine „klassische" Informatikerpo-
sition mit in etwa vergleichbarem Anforderungsprofil gibt, für das die 
Fortbildung vorbereitet. Dieser Befund bestätigt in gewisser Weise die 
von Teilnehmern und Absolventen formulierte positive Bewertung der 
Breite des durch die Fortbildung vermittelten Wissens, die seine Nutzung 
und Spezialisierung in den verschiedensten beruflichen Zusammenhängen 
erlaubt. Doch liegt natürlich auch die skeptische Interpretation nahe, die 
Absolventen hät ten vor allem mit Hilfe der mit der Fortbildung gezeigten 
Leistungsbereitschaft relativ anspruchsvolle, aber fachlich nicht sehr spe-
zifische Arbeitsplätze erhalten. 
1.4 Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für die traditionellen 
Arbeitskräftegruppen und das Duale System 
Die Fortbildung zum Informatiker unterstützt besonders leistungsfähige 
und -willige Facharbeiter und Fachangestellte bei ihrem Weg aus ihrer ak-
tuellen beruflichen Situation heraus: Sie stützt sie zum einen beim klassi-
schen Aufstiegsweg in Spezialistenpositionen mit interessanteren Arbeits-
inhalten, höherer Entlohnung und oft besseren Arbeitsbedingungen, zum 
anderen beim Weg aus einer Berufssituation, in der sie - sei es aus ge-
sundheitlichen Gründen , sei es wegen des Auslaufens der Dienstverpflich-
tung bei der Bundeswehr - nicht länger bleiben können. 
M i t diesen Hilfestellungen für berufliche Mobilität kann dieser Bildungs-
gang im Prinzip die relative Attraktivi tät des Dualen Systems und dieses 
selbst s tärken. Dies ist um so mehr der Fal l , als die Technikerfortbildung, 
die ja eine Alternative darstellen könnte , im letzten Jahrzehnt zunehmend 
ihre Arbeitsmarktchancen verloren hat, und als die Meisterfortbildung für 
einen Gutteil der hier angesprochenen Interessenten - technisch beson-
ders interessierte und versierte Facharbeiter/Fachangestellte, gesundheit-
lich beeinträchtigte Facharbeiter/Fachangestellte - nicht attraktiv ist; zu-
dem ist das Studium zum Ingenieur für die gesamte Gruppe kaum zugäng-
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lich. Die Informatikerfortbildung kann also die Sackgasse, zu der eine 
duale Ausbildung für diese Gruppe heute oft wird, ein Stück weit öffnen. 
Der Preis für diese Chance ist hoch, wie die Analyse der mit diesem B i l -
dungsgang verbundenen Risiken zeigt. 
Trotz dieser Einschränkungen ist die Fortbildung zum Informatiker ein 
Bildungsgang, der im Interesse von Facharbeitern und Fachangestellten 
wie auch im gesamtwirtschaftlichen und auch gesellschaftlichen Interesse 
an der Stärkung des Dualen Systems liegt. V o r diesem Hintergrund sind 
die Entwicklungen der letzten Jahre - insbesondere die aus dem Rück-
gang der A F G - M i t t e l resultierende Verschiebung der Zusammensetzung 
der Fortbildungsteilnehmer zugunsten von Sondergruppen - mit Skepsis 
zu sehen. Es ist zu vermuten, daß die wachsende Rolle von Sondergrup-
pen Konsequenzen hat sowohl für die Durchführung der Bildungsmaß-
nahme als auch für ihr qualifikatorisches Ergebnis und für ihr Renommee 
auf dem Arbeitsmarkt. V o r allem hat die Erschwerung der Teilnahme für 
die klassische Klientel dieser M a ß n a h m e - der technisch besonders be-
gabten Facharbeiter und Fachangestellten aus den Betrieben - problema-
tische Konsequenzen für diese selbst und die Attraktivi tät des Dualen Sy-
stems. 
V o r diesem Hintergrund ist auch die Überführung dieses Bildungsgangs 
an öffentliche Bildungsträger mit ihren besseren Finanzierungsbedingun-
gen zu sehen: Sie bietet die Chance, daß die klassische Klientel solcher 
For tb i ldungsmaßnahmen diese Möglichkeit wieder breiter nutzen kann. 
Ob und wie sich dabei die Quali tät der Fortbildung, ihr Renommee auf 
dem Arbeitsmarkt und die Chancen ihrer Absolventen in den Betrieben 
verändern werden, bleibt abzuwarten. 
2. Die Fortbildung zum Labortechniker 
Dieser Bildungsgang ist sehr viel betr iebsnäher als der eben analysierte. 
Es handelt sich um eine zunächst rein betriebsspezifische Weiterbildung 
für Chemielaboranten („Abendschule für Laboranten"), die vor ca. 30 
Jahren von einem Großbet r ieb der Chemischen Industrie entwickelt und 
von 1966 bis 1986 auch nur dort durchgeführt wurde. 1986 wurde sie von 
der regionalen Industrie- und Handelskammer als Fortbildung zum L a -
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bortechniker in einer Kammerregelung öffentlich geregelt. Nach 1986 
wurde die Teilnahme durch das zuständige Arbeitsamt gefördert, weitere 
in der Region ansässige Betriebe beteiligen sich daran. Seit Wegfall der 
AFG-Förde rung übernehmen die Betriebe die Kosten dieser Fortbildung 
bei erfolgreichem Abschluß. 
Die Geschichte der Einführung und Durchsetzung des Labortechnikers 
ist in mehrfacher Hinsicht aufschlußreich für betriebliche Interessen an 
anspruchsvollen Weiterbildungen und ihrem (halb-)öffentlichen Charak-
ter, aber auch für die sozialen Folgeprozesse solcher Neuerungen im Be-
trieb. 
2.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
Zugangsvoraussetzungen sind eine abgeschlossene dreieinhalbjährige Be-
rufsausbildung zum Chemielaboranten sowie mehrjährige Berufserfah-
rung. 
Die Fortbildung hat eine Dauer von insgesamt 800 Stunden und eine 
Laufzeit von zweieinhalb Jahren. Sie erfolgt in Teilzeitunterricht; die eine 
Hälfte der Ausbildungszeit fällt in die Arbeitszeit der Teilnehmer, wird 
also vom Betrieb getragen, die andere in ihre Freizeit. 
Der Inhalt dieser Weiterbildung umfaßt Allgemeine und Anorganische 
Chemie, Physikalische Chemie, Organische Chemie, Analytische Chemie, 
Mathematik, Physik, Englisch sowie Elektronische Datenverarbeitung. 
Nach den Einschätzungen der betrieblichen Experten entsprechen die 
fachlichen Kenntnisse eines Labortechnikers ungefähr denen eines Che-
miestudenten nach dem Vordiplom. 
Pro Semester gibt es eine schriftliche Prüfung und am Ende der Fortbil-
dung die Abschlußprüfung. Während diese Abschlußprüfung früher vom 
Betrieb abgenommen wurde, erfolgt sie seit 1986 vor der zuständigen In-
dustrie- und Handelskammer. Obwohl dies nicht obligatorisch ist, legen 
viele Teilnehmer auch die Ausbildereignungsprüfung ab. 
Die Durchführung findet - auch nach ihrer Überführung in eine öffentlich 
anerkannte Fortbildung - im Bildungszentrum des Betriebs statt, der sie 
geschaffen hat. D ie Dozenten sind Mitarbeiter dieses Betriebs, auch der 
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Ausbildungsplan ist in diesem Betrieb entwickelt und später modifiziert 
worden. Der Bildungsgang ist also, trotz seines mittlerweile öffentlichen 
Charakters, noch stark durch den „Pionierbetr ieb" geprägt und an diesen 
gebunden. 
2.2 Die betrieblichen Interessen an der Fortbildung zum Labor-
techniker 
Die Interessen des „Pionierbetr iebs" an diesem Bildungsgang haben sich 
im Laufe der Jahre in aufschlußreicher Weise verändert : 
(1) Für die Schaffung der „Abendschule für Chemielaboranten", der V o r -
läuferin der Fortbildung zum Labortechniker, waren vor 30 Jahren die 
folgenden Gründe ausschlaggebend: Im Chemielabor gibt es - anders als 
in den Produktionsbetrieben und Werkstä t ten - keinen Meister, sondern 
die Tradition, Laboranten mit langjähriger beruflicher Erfahrung zu sog. 
„Ersten Laboranten" zu ernennen. Zielvorstellung bei der Schaffung des 
neuen Bildungsgangs war deshalb eine Qualifikation, die etwa einem M e i -
ster im Labor entspricht, d.h. die Füllung einer qualifikatorischen und 
hierarchischen Lücke zwischen dem Chemielaboranten auf der einen und 
dem Chemiker oder Chemieingenieur auf der anderen Seite. 
Im Gefolge der erwähnten Lücke im Statusgefüge des Labors waren näm-
lich personalpolitische Probleme entstanden: Mitte der 60er Jahre war da-
mit begonnen worden, junge Chemiker auf den in Frage stehenden L e i -
tungspositionen des Labors einzusetzen, die bis dahin erfahrenen Chemie-
laboranten vorbehalten gewesen waren. Dies stieß auf mehrfachen Wider-
stand: zunächst auf den Widerstand der Chemiker selbst gegen ihren un-
terwertigen Einsatz, aber auch auf den der Laboranten, die ihre Aufstiegs-
chancen schwinden sahen, und auf den Widerstand des Betriebsrats, der 
sich für angemessene Aufstiegschancen der Qualifikationsgruppen des 
Dualen Systems einsetzte. Schließlich opponierte auch das Personal- und 
Ausbildungsmanagement im Interesse des Erhalts von Karrieremöglich-
keiten für die vorhandenen Laboranten; wegen des Fehlens von Aufstiegs-
möglichkeiten im Labor kam es nämlich zunehmend zu Abwanderungen 
von Chemielaboranten. Neben der Qualifikations- und Statuslücke gab es 
also eine Aufstiegslücke, die erhebliche Folgeprobleme - gerade auch für 
den Betrieb und sein Interesse an gut qualifizierten und motivierten L a -
boranten - nach sich zog. 
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Die „Abendschule für Laboranten" wurde zur Lösung all dieser Probleme 
entwickelt: Sie sollte den Aufstieg von Laboranten in die Führungsposi-
tionen des Labors (wieder) öffnen, indem sie ihn qualifikatorisch abstütz-
te und zugleich legitimierte. 
(2) Im Laufe der Jahre haben sich die betrieblichen Zielsetzungen dieses 
Bildungsgangs erheblich geändert in einem interessanten Prozeß, der zu 
einer nachhaltigen Veränderung der Funktion dieser Weiterbildung führte: 
D ie „Abendschule für Laboranten" wurde von relativ vielen Arbeitskräf-
ten des Betriebs absolviert. Infolge des wachsenden Bestands an Laboran-
ten mit dieser zusätzlichen Qualifikation setzte sie der Betrieb auf vielen 
anderen anspruchsvolleren Positionen ein und lernte ihre Qualifikation 
auch über die Funktion einer Führungskraft für das Labor hinaus schät-
zen: Der „Laborant mit Abendschule" war zunehmend der erfahrene L a -
borant mit beträchtl ichem zusätzlichem Fachwissen, das der Betrieb für 
viele verschiedenartige Positionen nutzen kann. V o r allem wurde er ange-
sichts der Veränderung der typischen Karriere des Chemikers zum stabili-
sierenden Element, das die Kontinuität des Arbeitsprozesses im Labor si-
chert: D ie jungen Chemiker kommen zwar weiterhin zunächst in die L a -
bors, bleiben dort aber nicht mehr so lange wie früher, sondern wechseln 
bald in Betriebsleiterpositionen oder in die Anwendungstechnik. U m so 
wichtiger sind daher hochqualifizierte Laborkräf te mit theoretischem 
Fachwissen und langjähriger, im jeweiligen Labor erworbener Erfahrung. 
Die Laboranten mit Abendschule bzw. (später) Labortechniker stellen al-
so in doppelter Weise eine A r t qualifikatorische Brücke dar: zum einen in 
hierarchischer Hinsicht zwischen Chemikern bzw. Chemieingenieuren 
und einfachen Laboranten sowie dem immer auch noch vorhandenen L a -
borpersonal unterhalb dieses Qualifikationsniveaus (Laborjungwerker, 
angelernte Laborkräf te) , zum anderen zwischen den aufeinanderfolgen-
den Generationen junger Akademiker mit ihren - oft nur vermeintlich -
neuen Ideen von der Universität und ihren fehlenden Erfahrungen in be-
zug auf das im Betrieb Machbare und das bereits früher Gemachte, aber 
Gescheiterte. 
Aufgrund dieser verschiedenen Funktionen der fortgebildeten Laboran-
ten hatte der Betrieb auch nach Abdeckung seines Bedarfs für das Labor 
kein Interesse daran, die Fortführung und Expansion dieser Weiterbil-
dungsaktivi täten zu stoppen. Im Gegenteil - er förderte sie durch seine 
Entlohnungs- und Karrierepolitik: Mi t Einführung der neuen Fortbildung 
wurde eine strikte Verkoppelung von Position, Fortbildung und Entloh-
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nung vorgenommen. Der Zugang zu den anspruchsvolleren und besser 
bezahlten Positionen im Labor wurde zwingend an diese Weiterbildung 
gebunden. In die entsprechende Lohngruppe konnte nur noch eingrup-
piert werden, wer diese Weiterbildung absolviert und eine ihr entspre-
chende Position inne hatte. 
Damit wurde zugleich eine Legitimation für Aufstiege wie auch für deren 
Begrenzung geschaffen: Der Aufstieg in Laborleiterpositionen war nun 
nicht mehr für jeden Chemielaboranten möglich, sondern wurde an eine 
höhere Qualifikation geknüpft; die Weiterbildung wurde zu einer Ar t 
neuer Bewährungsprobe - im Unterschied zum früher geltenden Modus 
der Bewährung qua Berufserfahrung. 7 D ie Fortbildung und der neue Be-
förderungsmodus führten also zur Erosion des Senioritätsprinzips. 
Doch hat die Fortbildung mit dieser personalpolitischen Entscheidung ge-
wollt oder ungewollt ihre Funktion verändert : Es war genau diese Ent-
scheidung, die erfolgreiche Absolvierung der Weiterbildung zur Voraus-
setzung für Aufstiege und Höhergruppierungen zu machen, und ihre kon-
sequente Umsetzung, die bei den Laboranten die e rwähnte große Nach-
frage nach dieser Weiterbildung ausgelöst hat. Damit entstand ein wach-
sender Überhang an fortgebildeten Laboranten bzw. (später) Labortech-
nikern, der die erwähnte Ausweitung ihres Einsatzfeldes auch auf norma-
len Laboranten-Arbei tsplä tzen immer weiter vorantrieb. 8 Aufstiegsdruck 
und Aufstiegsstau - 30 Jahre vorher der Ausgangspunkt für die Schaffung 
des neuen Bildungsgangs - holten den Betrieb und die Arbeitskräfte in 
veränder ter Form wieder ein. 
Der Betrieb nimmt die mit diesem Prozeß verbundene Vergeudung von 
Potentialen, zu deren Entwicklung er selbst beigetragen hat, hin. Dies er-
klärt sich wohl auch aus den unsichtbaren und nicht honorierten Zusatz-
leistungen, den diese höherqualifizierten Arbeitskräfte auf Laborantenpo-
sitionen erbringen. 
Der Blick auf einen zweiten in die Untersuchung einbezogenen Betrieb, der sich 
erst seit Bestehen der Kammerregelung an der Labortechnikerfortbildung betei-
ligt, kann den skizzierten Zusammenhang zwischen formalisierter Bindung des 
7 Da früher solche Positionen von älteren und erfahrenen Laboranten besetzt 
worden waren, sprach man im Betrieb von einer „Zerstörung von Erbhöfen". 
8 Eine gewisse Entschärfung dieses Problems wird von betrieblicher Seite darin 
gesehen, daß viele dieser Arbeitskräfte Frauen sind, die nach der Fortbildung 
eine Familienpause einlegen und danach „keine Ansprüche mehr stellen". 
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Zugangs zu besonders attraktiven Positionen und Lohnniveaus an die Fortbil-
dung einerseits und der Entstehung von Überhangphänomenen andererseits indi-
rekt bestätigen: Dieser Betrieb ging im Interesse einer gewissen Schonung des 
Senioritätsprinzips sehr viel vorsichtiger vor als der „Pionierbetrieb": Er nahm 
keine formale Bindung von Aufstiegen und Höhergruppierungen an die Fortbil-
dung vor. Deshalb war auch das Teilnahmeinteresse der Arbeitnehmer geringer, 
es gab weniger Fortbildungsabsolventen und weniger Konkurrenz um die beson-
ders attraktiven Positionen. Zudem weist der Betrieb den Arbeitnehmern nach 
Ablegen der Labortechnikerprüfung oft einen neuen Arbeitsplatz bzw. eine Posi-
tion mit einem neuen Tätigkeitszuschnitt zu, die eine Höhereinstufung anderen 
Laboranten gegenüber rechtfertigt. Das können (gelegentlich) auch Leitungspo-
sitionen in Labors der Anwendungstechnik sein, daneben aber auch andere, be-
sonders anspruchsvolle Tätigkeiten. Aus all diesen Gründen gibt es keine ver-
gleichbaren Überhangprobleme wie im „Pionierbetrieb". 
(3) Ähnlich wie bei den Interessen des Pionierbetriebs an den Funktionen 
der erzeugten Qualifikation gab es in den drei Jahrzehnten der Existenz 
dieser Fortbildung auch weitreichende Veränderungen in den betriebli-
chen Interessen an ihrem rechtlichen Status: 
Der Betrieb hat für die Realisierung seiner funktionalen Erfordernisse 
vor 30 Jahren zunächst einen rein betriebsspezifischen Bildungsgang ent-
wickelt, statt auf die bereits existierende und von öffentlichen Trägern an-
gebotene Fortbildung zum Chemotechniker zurückzugreifen. Dafür gab 
es drei Gründe : Erstens galt die Chemotechnikerfortbildung als sehr theo-
retisch, stark schulisch geprägt und eher auf die Bedürfnisse öffentlicher 
Behörden als auf die der Industrie zugeschnitten. Zweitens wäre die Fort-
bildung zum Chemotechniker für den Betrieb insgesamt teurer geworden. 
U n d drittens wollte man die Arbei tskräfte mit einer betriebsspezifischen 
Qualifizierung an den Betrieb binden. Bezeichnenderweise wurde bei E i n -
führung der sog. Abendschule eine A r t „Tauschvert rag" zwischen Betrieb 
und Arbeitskräften geschlossen: Es wurde offiziell festgelegt, keine Che-
motechniker mehr vom externen Arbeitsmarkt zu rekrutieren. Die A r -
beitskräfte mußten also die großen Belastungen der Weiterbildung und 
die Betriebsspezifik der erworbenen Qualifikation akzeptieren, wurden 
aber zugleich vor externer Konkurrenz geschützt. Der Betrieb seinerseits 
konnte seinen spezifischen Bedarf decken und die höherqualifizierten A r -
beitskräfte an sich binden, nahm sich aber die Möglichkeit, Chemotechni-
ker vom Arbeitsmarkt zu rekrutieren. 
Mitte der 80er Jahre aber entschied sich der Betrieb für die Überführung 
der betriebsspezifischen Weiterbildung in eine öffentlich anerkannte Fort-
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bildung. 9 Auch dafür gab es mehrere Gründe , die einander stützten: Er -
stens sollte damit Kri t ik an fehlender öffentlicher Anerkennung der Wei-
terbildung begegnet werden. Zweitens war die öffentliche Anerkennung 
Voraussetzung für die finanzielle Unters tü tzung durch die Bundesanstalt 
für Arbeit , die dem Betrieb die Refinanzierung eines Teils seiner Auf-
wendungen erlaubte. U n d drittens beteiligten sich auf dieser veränder ten 
Grundlage nun weitere Betriebe, was eine bessere Auslastung der Ausbi l -
dungskapazi täten (Räume, Dozenten) erlaubt. 
Die Überführung der betriebsspezifischen Weiterbildung in eine Fortbil-
dung - und damit in den Bereich des Berufsbildungsgesetzes - stellte eine 
neue Quali tät dar und bedeutete einen veränder ten Kompromiß zwischen 
betrieblichen und Arbeitnehmerinteressen: Die Arbeitnehmer müssen 
zwar weiterhin die Belastungen einer umfangreichen Weiterbildung auf 
sich nehmen, erhalten mit dem Zertifikat der regionalen I H K aber besse-
re Chancen, bei einem Wechsel in einen anderen Chemiebetrieb der Re-
gion ihre Qualifikation angemessen verwerten zu können , allerdings auch 
potentielle Konkurrenz von Labortechnikern aus anderen Betrieben. Der 
Betrieb seinerseits kann weiterhin seinen spezifischen Bedarf decken, ist 
aber mit einer möglichen Abwanderung von Labortechnikern und dem 
damit verbundenen Verlust von Qualifizierungsinvestitionen konfrontiert; 
jedoch wird ein solcher potentieller Verlust kompensiert durch öffentliche 
Unters tü tzung, durch die Rationalisierung des Weiterbildungsaufwands 
und die Beteiligung anderer Betriebe. 
2.3 Die Bildungsteilnehmer, ihre Interessen und die Risiken des 
Bildungsgangs 
Die Laboranten, die im „Pionierbetr ieb" an der neuen Weiterbildung teil-
nahmen, waren zunächst die besonders erfahrenen Arbeitskräfte mit (in-
formellen) Aufstiegsansprüchen und -hoffnungen. Im Laufe der Jahre 
wurden die Teilnehmer jedoch immer jünger. Mi t den Rahmenbedingun-
gen und der Funktion der Fortbildung haben sich auch die darauf bezoge-
nen Interessen der Arbeitskräfte weitreichend veränder t : Die ersten Jahr-
gänge wollten mit der Fortbildung ihre Aussichten absichern, Führungs-
positionen (oder zumindest Wartepositionen für solche) zu erhalten. Die 
9 Die seither existierende Bezeichnung „Labortechniker" wurde gewählt, weil 
sie positive Assoziationen weckt und weil sie gesetzlich nicht geschützt ist. 
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späteren Jahrgänge wollten sich bewähren für die besseren Laboranten-
positionen. 
Seit den 90er Jahren schließlich verfolgen die Fortbildungsteilnehmer -
angesichts des großen Labor technikerüberhangs und wachsender Arbeits-
platzunsicherheit auch in diesem Betrieb - nach Aussage von betriebli-
cher Seite mit der Teilnahme vor allem das Z ie l , durch Zusatzqualifikatio-
nen und den Nachweis besonderer Leistungsbereitschaft die Sicherheit 
des eigenen (Laboranten-)Arbeitsplatzes zu erhöhen. Dies erklärt auch, 
daß die Zahl der Teilnehmer, trotz kaum noch bestehender Aufstiegs-
chancen, nicht sank, sondern weiterhin anstieg. Die Teilnehmer haben 
sich also auf die veränder ten Rahmenbedingungen eingestellt und den 
Funktionswandel der Fortbildung nachvollzogen. 
A n dieser Entwicklung zeigt sich das Grundproblem dieses Typs von B i l -
dungsgängen: Das Risiko von verlorenen Bildungsinvestitionen der A r -
beitskräfte wurde im Zeitablauf immer größer; aber zugleich waren sie zu-
nehmend gezwungen, diese Investitionen auf sich zu nehmen, um auch 
nur ihren Status quo zu sichern. 
2.4 Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für die traditionellen 
Arbeitskräftegruppen und das Duale System 
Die Folgen der Fortbildung zum Labortechniker für die Berufsgruppe der 
Laboranten und für das Duale System sind denkbar widersprüchlich: 
(1) Die Konsequenz, ja Kompromißlosigkei t , mit der im „Pionierbetr ieb" 
von Anfang an die Bindung des Zugangs zu Führungsposi t ionen und zur 
entsprechenden Tarifgruppe an die Fortbildung gehandhabt wurde, be-
dingte zunächst Här ten für die älteren Laboranten und den Verlust von 
Entwicklungspotentialen und -motivationen von erfahrenen Arbeitskräf-
ten, die nicht zur Teilnahme an dieser Weiterbildung bereit waren. Diese 
konsequente Politik gilt aber als Grund dafür, daß es bis heute in den L a -
borleiterpositionen keine völlige Verdrängung der Laboranten durch Che-
miker gibt. 
Der neue Bildungsgang hat zweifellos dazu beigetragen, Aufstiegsmög-
lichkeiten für Laboranten offen zu halten bzw. wieder zu öffnen. Damit 
hat er die Potentiale des Dualen Systems, auch anspruchsvollere Anforde-
rungen zu befriedigen, gezeigt und zugleich die Attraktivi tät dieses Sy-
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stems erhöht - es also gestärkt; dies vor allem, als er zu einer auf Kam-
merebene geregelten Fortbildung wurde, die zumindest auf dem regiona-
len Arbeitsmarkt anerkannt ist und Mobilität ermöglicht. 
Jedoch hatte diese Stärkung des Dualen Systems von vornherein bis zu ei-
nem gewissen Grad nur symbolischen Charakter, da die realen Aufstiegs-
möglichkeiten quantitativ sehr begrenzt waren und zunehmend an Bedeu-
tung verloren in dem Maß, in dem der Mangel an Aufstiegsalternativen 
und zunehmende Arbeitsplatzunsicherheit immer mehr Laboranten in die 
Fortbildung trieben und ein großer Überhang an Labortechnikern ent-
stand. Damit ist die durchschnittliche Wahrscheinlichkeit, mit dieser Fort-
bildung einen Aufstieg zu realisieren, drastisch gesunken und die Fortbil-
dung als Aufstiegsinstrument für Absolventen des Dualen Systems ent-
wertet. 
(2) Allerdings betrifft diese Entwertung nur die Funktion des Bildungs-
gangs für Aufstiegsmöglichkeiten der Arbeitskräfte , nicht seine qualifika-
torischen Leistungen für die Betriebe. Diese sind im Zusammenhang ei-
nes größeren Prozesses zu sehen, der das gesamte Feld der Labortät igkei-
ten restrukturiert: In etwa gleichzeitig mit der Einführung und Durchset-
zung des neuen Bildungsgangs haben sich nämlich allmählich die Maßstä-
be der betrieblichen Personalpolitik im Labor verändert . D a ß - wie früher 
- auch Angelernte noch Chancen haben, mit langjährigem Erfahrungswis-
sen in qualifizierte Positionen aufzusteigen, wurde nun zunehmend un-
denkbar. Ja, im letzten Jahrzehnt erhielten nicht einmal mehr alle ausge-
bildeten Chemielaboranten einen Arbeitsplatz im Labor, da jahrelang 
mehr Laboranten ausgebildet worden waren als entsprechende Arbeits-
plätze bereitstanden; ein Teil der (männlichen) Absolventen dieser Be-
rufsbildung arbeitet daher zum Tei l vorübergehend, zum Tei l aber auch 
dauerhaft als Chemiearbeiter in der Produktion. 
Die Palette der Einsatzbereiche für Chemielaboranten ist also heute grö-
ßer als früher, und es hat eine vertikale Differenzierung stattgefunden: 
E i n Tei l der Chemielaboranten wird nach abgeschlossener Ausbildung 
überhaup t nicht mehr in dem angestammten Einsatzfeld des Labors ein-
gesetzt, ein anderer Teil mündet in die normale Berufslaufbahn des Che-
mielaboranten ein und bleibt in dieser, und ein dritter entwickelt sich zum 
Labortechniker weiter. 
Das qualifikatorische Potential im Labor hat sich dadurch beträchtlich er-
höht , und insgesamt hat sich das Berufsfeld des Laboranten nach oben 
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verschoben. Als höchste erreichbare Qualifikationsstufe setzt der Labor-
techniker nun die Maßstäbe: sowohl für die Rekrutierung zumindest eines 
Teils der im Laborantenberuf Auszubildenden (Realschule) als auch für 
die mögliche berufliche Entwicklung und damit für Status und Image des 
Chemielaboranten insgesamt. 
(3) Damit wurden Aufstiegsraum und Aufstiegschancen des Laboranten 
nach oben, gegen die Konkurrenz von Chemikern und Chemieingenieu-
ren, zumindest zeitweise stabilisiert; und es ist ein potentieller Weg ge-
schaffen worden, sie auf Dauer abzusichern: Betriebe müßten nun eigent-
lich auf neue technische Entwicklungen nicht mit der vermehrten Rekru-
tierung von Akademikern reagieren; ein verstärkter Einsatz von Labor-
technikern und/oder eine Verbesserung dieser Fortbildung wären perso-
nalpolitische Alternativen. 
Jedoch werden diese Möglichkeiten nur sehr begrenzt genutzt: In den bei-
den untersuchten Betrieben vermutet man, daß in Zukunft nur noch A k a -
demiker als Laborleiter eingestellt werden. Grund dafür seien nicht so 
sehr höhere Qualifikationserfordernisse, sondern die Tatsache, daß junge 
Chemiker heute in großem Umfang und ohne Kosten vom externen A r -
beitsmarkt rekrutiert werden können und daß für die durch Rationalisie-
rungsprozesse freigesetzten Chemiker Arbeitsplätze benötigt werden. D a -
zu kommt, daß die Belegschaften in den Labors insgesamt reduziert wer-
den, also auch weniger Führungskräfte gebraucht werden. 
3. Zusammenfassung und erste Schlußfolgerungen 
Die Entwicklung der beiden untersuchten Fortbildungen indiziert einige 
generellere Tendenzen, die die künftige Entwicklung des Zusammen-
hangs von Bildungs- und Beschäftigungssystem prägen werden: 
(1) Für öffentlich geregelte, anspruchsvolle Bildungsgänge wie die hier 
analysierten Fortbildungen zum Informatiker und zum Labortechniker, 
die auf einen Aufstieg von Absolventen des Dualen Systems in inhaltlich 
interessante Spezialistenpositionen angelegt sind, besteht hohes Interesse 
einer bestimmten Klientel von besonders qualifizierten und leistungswilli-
gen Facharbeitern und Fachangestellten. 
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Für diesen Typ von Arbeitskräften wird es jedoch seit einigen Jahren im-
mer schwieriger, an einer Fortbildung teilzunehmen: 
(2) V o n betriebsexternen Trägern durchgeführte Fortbildungen können 
unter gleichbleibenden Finanzierungsbedingungen in Zukunft offenbar 
nur über leben mit sog. Selbstzahlern, die die Kosten für Fortbildung und 
Lebensunterhalt selbst aufbringen, und/oder mit Sondergruppen, die un-
ausweichlich vor einer radikalen Veränderung ihrer beruflichen Situation 
stehen und für diese Umorientierung auf öffentliche Mittel zurückgreifen 
können . Diese Einschränkung der Klientel dürfte nicht nur den Umfang 
solcher Maßnahmen reduzieren, sondern auch ihren Charakter, ihre In-
halte und ihr Image auf dem Arbeitsmarkt verändern. Sie beinhaltet auch 
das Risiko einer Destabilisierung solcher Bildungsgänge, und zwar unab-
hängig von ihrer Qualität und ihrer Durchsetzung auf dem Arbeitsmarkt. 
(3) Unter diesen Bedingungen bekommen Fortbildungen, die in enger 
Abstimmung mit Betrieben oder von ihnen selbst durchgeführt werden, 
für Absolventen des Dualen Systems, die in einem betrieblichen Beschäf-
tigungsverhältnis stehen und bleiben wollen, zunehmend Relevanz. Die-
ser Typ von Bildungsgängen kann den Wegfall einer großzügigen öffentli-
chen Förderung eher überleben: weil die Investitionen der Arbeitskräfte in 
ihre Qualifizierung geringer sind; weil die Kursgrößen flexibler bestimmt 
werden können; und weil, im Falle einer Durchführung durch den Betrieb, 
dies ein gewisses Vertrauen in den Nutzen für die Arbeitskräfte schafft, 
also Teilnehmer sichert. Allerdings hängt dann das Über leben solcher B i l -
dungswege natürlich vollständig von entsprechenden Interessen der Be-
triebe ab und ist damit von Rationalisierungstendenzen bedroht. 
(4) Das Beispiel der Fortbildung zum Labortechniker zeigt, daß es durch-
aus Bedarf von Betrieben an aufstiegsbezogenen Bildungsgängen geben 
kann: nicht nur fachlich konturierten Bedarf an einen bestimmten Typ 
von Qualifikation, sondern auch personalpolitischen Bedarf an der A b -
S t ü t z u n g bestimmter Zugangswege; und nicht nur Bedarf an betriebsspezi-
fischen Weiterbildungen, sondern auch an öffentlich geregelten Fortbildun-
gen. 
(5) Dieses Beispiel zeigt auch, daß sich die Funktion von Fortbildungen 
für Betriebe im Laufe der Zeit weitreichend verändern und den sich ver-
ändernden Rahmenbedingungen anpassen kann. Veränderungen der Qua-
lifikationsanforderungen des Arbeitsprozesses und/oder des funktionalen 
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Bedarfs der betrieblichen Personalpolitik erfordern also keineswegs die 
Aufgabe eines bestehenden Bildungsgangs zugunsten eines neu zu schaf-
fenden, sondern können mit Hilfe von dessen inhaltlicher oder funktiona-
ler Modifikation bewältigt werden - was angesichts der nicht unerhebli-
chen Schwierigkeiten der Konzipierung und der Implementation neuer 
Bildungsgänge auch aus betrieblicher Sicht oft der einfachere Weg sein 
dürfte. 
(6) Wie die lange Geschichte der Fortbildung zum Labortechniker des 
weiteren illustriert, können anspruchsvolle Fortbildungen zu einer Abs i -
cherung und Ausweitung des Einsatzbereichs für Absolventen des Dualen 
Systems beitragen. Der Preis dafür sind jedoch eine interne Differenzie-
rung dieses Bereichs und - soweit nicht gleichzeitig eine Ausweitung der 
Zahl der anspruchsvolleren Arbeitsplätze erfolgt - das Ris iko von Qualifi-
kat ionsüberhängen, Fehlinvestition und Potentialvergeudung. 
(7) Damit zeichnen sich - wie in beiden analysierten Fällen erkennbar -
heute Tendenzen zu Funktionswandel und Entwertung von Fortbildungen 
ab. Sie verlieren immer mehr ihre Funktion, Aufstiege durch fachlich spe-
zifische Qualifikation abzustützen. Sie werden für die Arbeitskräfte zu ei-
nem Instrument, unspezifische besondere Leistungsfähigkeit und Risiko-
bereitschaft zu demonstrieren, um „irgendeinen" besseren Arbeitsplatz zu 
erhalten oder auch nur, um den eigenen Arbeitsplatz abzusichern. U n d 
für die Betriebe werden sie zu einem Instrument der Identifikation beson-
derer Leistungsfähigkeit und -bereitschaft in allen Arten von Selektions-
prozessen. Die Betriebe können sich damit die besonderen, besonders r i -
sikoreichen Investitionen der Arbeitnehmer in der zunehmenden Zahl 
von Fällen, wo diese nicht zu Aufstieg führen, als nichthonorierte Zusatz-
qualifikationen aneignen. 
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III. Ein Aufstiegsweg über mittlere Berufsbildungsab-
schlüsse hinaus - die Fortbildung zum Technischen 
Betriebswirt 
Früher gab es in deutschen Industriebetrieben in relativ breitem Umfang 
Aufstiege über die mittlere Ebene hinaus: Techniker wurden zu sog. Be-
triebsingenieuren, Meister zu Obermeistern. Basis für diese Aufstiege wa-
ren in aller Regel langjährige Beschäftigung im Betrieb, „Bewährung" und 
Ernennung durch den Betrieb, nur gelegentlich ergänzt durch kürzere fach-
liche Weiterbildungen. 
Diese Aufstiegswege gibt es seit geraumer Zeit nicht mehr: Die letzten Be-
triebsingenieure und Obermeister verschwinden durch Verrentung (auch 
Frühverrentung) rasch aus den Betrieben, und sie werden ersetzt durch 
Fachhochschulingenieure. Das damit gesetzte Ende einer traditionsreichen 
Beförderungspraxis wird von betrieblicher Seite sowohl mit ungenügen-
der Qualifikation von Meistern und Technikern für solche Aufstiege über 
das mittlere Niveau hinaus als auch mit dem großen Angebot an Fachhoch-
schulingenieuren begründet , das die Substitution von Aufstiegs- durch 
„Seiteinstiegs"-Wege erlaubt (Jaudas, Drexel 1997). 
Erstaunlicherweise gibt es in Deutschland - im Unterschied etwa zu 
Frankreich - so gut wie keine Fortbildungen, die den Aufstieg von M e i -
stern und Technikern über ihr klassisches Einsatzfeld hinaus abstützen 
und damit diese Arbeitnehmergruppen in der Konkurrenz mit Fachhoch-
schulingenieuren stärken könnten . Die einzige Ausnahme ist die Fortbil-
dung zum Technischen Betriebswirt. 
Diese Fortbildung wurde Anfang der 90er Jahre vom D I H T konzipiert 
und implementiert. Sie unterlag zunächst Kammerregelungen, die 1998 auf 
der Basis einer Evaluierung und in Abstimmung mit den Gewerkschaften 
in eine bundeseinheitliche Regelung überführt werden sollten; eine Pla-
nung, deren Realisierung sich aus verschiedenen Gründen ve rzöger t . 1 0 
10 Die Abschlußprüfung wird derzeit nach besonderen Rechtsvorschriften durch-
geführt, die nach der erwähnten Evaluierung überarbeitet werden sollen. 
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Die ersten, sehr wenigen Prüfungen wurden 1992 abgelegt, die weitere 
Entwicklung war durch eine rasche Expansion gekennzeichnet, wie die fol-
genden Zahlen zeigen: 1 1 
Tab. 1: Technischer Betriebswirt - Prüfungsteilnehmer nach Prüfungserfolg 
Jahr Prüfungsteilnehmer davon erfolgreich 
1992 112 102 
1993 415 357 
1994 547 436 
1995 1.200 886 
1996 1.967 1.491 
1997 3.151 2.427 
Quellen: DIHT, mehrere Jahrgänge 
Die Fortbildung zum Technischen Betriebswirt ist in mehrfacher Hinsicht 
ein besonders interessanter und vielversprechender neuer Bildungsgang: 
Z u m einen bedeutet seine Schaffung einen Bruch mit der von seiten der 
Arbei tgeberverbände lange Jahre vertretenen Ablehnung von bundesein-
heitlichen Fortbildungsregelungen. 1 2 Zum anderen wird er von starken 
Weiterbildungs- und Aufstiegsinteressen aus der Arbeitnehmerschaft und 
von den Interessen der Industrie- und Handelskammern am Verkauf von 
Weiterbildungsleistungen getragen, so daß weiterhin ein rascher Zuwachs 
dieser Fortbildung zu erwarten ist. Ferner handelt es sich hierbei erstmals 
um eine Fortbildung, die auf anderen Fortbildungsabschlüssen - vor allem 
dem Techniker- und dem Meisterabschluß - aufbaut; damit kann sie Auf-
stiege von Meistern und Technikern abstützen und den Aufstiegsraum 
von Absolventen des Dualen Systems gegen die Konkurrenz von Inge-
nieuren und Betriebswirten sichern. 
Die Fortbildung zum Technischen Betriebswirt ist nur ein Element eines 
vom D I H T entwickelten mehrgliedrigen Konzepts von Fortbildungsberu-
11 In diesen Angaben zu den Prüfungsteilnehmern ist zweifellos die Zahl der 
Fortbildungsteilnehmer unterbewertet, da erfahrungsgemäß nicht alle Teil-
nehmer zur Prüfung antreten. 
12 Hier hat es in jüngerer Zeit weitreichende Veränderungen zugunsten einer 
Stärkung und einer Ausweitung bundeseinheitlich geregelter Fortbildungen 
gegeben (Ehrke, Heimann 1995; Sauter 1997). 
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fen, die alle mit IHK-Prüfungen abschließen, wie die folgende Abbildung 




Quelle: DIHT 1993/94, S. 57 
Struktur der IHK-Weiterbildungsprüfungen 
Dazu kommt, daß diese Fortbildung in innovativer Weise die Abschot-
tung zwischen dem technischen und dem kaufmännischen Bereich durch-
bricht, d.h., daß sie Arbeitnehmern mit technischen Abschlüssen einen 
mindestens gleich-, wenn nicht höherwert igen und durch ein Zertifikat 
abgesicherten Umstieg in den kaufmännischen Bereich ermöglichen kann. 
Soweit die Gründe , weshalb dieser neue Bildungsgang in die Untersuchung 
einbezogen wurde. 1 4 
13 Mittlerweile wurde vom DIHT die Fortbildung zum Betriebswirt IHK für den 
kaufmännischen Bereich geschaffen. Sie stellt zusammen mit der Fortbildung 
zum Technischen Betriebswirt in der Sicht des DIHT das „Oberhaus der Wei-
terbildung" dar (DIHT 1995/96, S. 47), ist also Bestandteil einer Konzeption, 
die eine Oberstufe der Fortbildung mitumfaßt. 
14 Die Untersuchung dieses Bildungsgangs beinhaltete Expertengespräche mit 
Vertretern des DIHT, verschiedener Industrie- und Handelskammern, Mit-
gliedern von Prüfungsausschüssen, Vertretern von Bildungseinrichtungen von 
Kammern sowie einem Experten, der einen Vorläufer des interessierenden 
Bildungsgangs untersucht hat; ferner eine schriftliche Befragung von 36 Fort-
bildungsteilnehmerinnen (zwei Klassen). Angesichts der Neuheit dieses Fort-
bildungsgangs konnte natürlich der Einsatz der Technischen Betriebswirte im 
Betrieb noch nicht untersucht werden. Wie aus den genannten Quellen er-
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1. Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und 
Durchführung des Bildungsgangs 
Im folgenden wird zunächst ein kurzer Überblick über die wichtigsten Ele-
mente und Charakteristika dieses neuen Bildungsgangs vermittelt, auf 
dem aufbauend seine Bedeutung und seine Probleme dargestellt werden 
können . 
Die Fortbildung zum Technischen Betriebswirt stellt eine Aufbaustufe 
oberhalb des mittleren Berufsbildungsniveaus dar, die von technischen 
und kaufmännischen Bildungsabschlüssen her zugänglich ist. Zugangsvor-
aussetzung ist ein Meister-, Techniker-, Fachwirt- oder Ingenieurabschluß. 
Techniker und Ingenieure müssen darüber hinaus eine mindestens zwei-
jährige Betriebserfahrung nachweisen und sollen zudem, wenn sie nicht 
über Grundkenntnisse der Betriebswirtschaft, Unternehmensorganisation 
und Menschenführung verfügen, diese Voraussetzungen in einem Vorkurs 
gesondert erwerben. 
Die Dauer dieser Fortbildung beträgt 640 Stunden: 350 Stunden Volks- und 
Betriebswirtschaft, 280 Stunden Management und Führung sowie zehn 
Stunden Vorbereitung einer Projektarbeit, die Bestandteil der Prüfung ist 
(s.u.). 
D i e Durchführung der Fortbildung erfolgt mehrheitlich nebenberuflich, 
und zwar ausschließlich in Bildungseinrichtungen, oft in kammernahen 
oder Kammereinrichtungen. Es handelt sich also nicht um einen dualen 
Bildungsgang. 
Die Inhalte der Fortbildung zielen auf die Verknüpfung von Volks- und Be-
triebswirtschaft, Management- und Führungskompetenzen mit den vor-
ausgesetzten speziellen Qualifikationen des Meisters, Technikers, Inge-
nieurs oder Fachwirts „zu einem qualitativ neuen Anforderungsprofil auf 
hohem Niveau" ( D I H T 1994a, S. 58). 
sichtlich, handelt es sich bei den Ergebnissen der Untersuchung nicht um re-
präsentative Aussagen zum Technischen Betriebswirt der gesamten Bundes-
republik, da erfahrungsgemäß die Politiken der einzelnen Kammern recht un-
terschiedlich sind; jedoch sind die Informationsquellen hinreichend breit, um 
- auch über die reinen Sachinformationen hinaus - begründete Aussagen zu 
allgemeineren Tendenzen und Problemen zu erlauben. 
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Das Profil der neugeschaffenen Fortbildung ist in der Tat sehr anspruchs-
voll ; das zeigen ihre Zugangsvoraussetzungen, ihre Inhalte und ihre Dau-
er, vor allem aber die Vorschrift, im Rahmen einer Abschlußprüfung u.a. 
eine schriftliche Projektarbeit zu erstellen. Diese Projektarbeit soll eine 
Aufgabe aus dem Herkunftsbetrieb des Teilnehmers (notfalls auch aus ei-
nem anderen Betrieb) zum Thema haben und in maximal 30 Kalenderta-
gen bearbeitet werden - eine insbesondere für Meister und Techniker 
sehr hohe Anforderung. Die hochangesetzte Profilierung des neuen Fort-
bildungsgangs als „Eli tefortbildung" ist durchaus gewollt: Der D I H T ver-
weist bei Klagen über die hohen Anforderungen auf diesen Elitecharak-
ter; und ein befragter IHK-Vertreter hält eine Durchfallquote von 30 % 
bis 40 % auch längerfristig (d.h. nach Bewältigung von Anlaufproblemen 
der Einführungsphase) in dieser Perspektive für durchaus sinnvoll. 
D i e anspruchsvolle Profilierung wird begründet mit der notwendigen A b -
grenzung gegenüber einem bescheideneren Vorläufer mit gleicher Be-
zeichnung, 1 5 vor allem aber mit dem Interesse, dem neuen Bildungsgang 
durch eine besonders hohe Qualifikation in den Betrieben zum Erfolg zu 
verhelfen. Daneben dürfte auch das Interesse des D I H T an einer Abgren-
zung gegenüber der Fortbildung zum Technischen Fachwirt eine Rolle 
spielen, die er einige Jahre vorher geschaffen hat und der er nicht selbst 
Konkurrenz machen wil l . 
A l s Einsatzpositionen für Technische Betriebswirte werden vom D I H T 
die selbständige Leitung von Betriebseinheiten bzw. Abteilungen in grö-
ßeren Betrieben oder die eigenständige Geschäftsführung in kleinen und 
mittleren Betrieben genannt, also Positionen, die bisher in der Regel di-
plomierten Hochschulabsolventen vorbehalten gewesen seien (ebd.). 
D i e Kosten dieser Fortbildung sind je nach Bildungseinrichtung unter-
schiedlich hoch. Sie müssen, nach Wegfall der Fördermöglichkei ten des 
A F G , von den Teilnehmern selbst getragen werden, soweit nicht Mittel 
der Berufsgenossenschaften (für Rehabilitationsfälle) oder des S V G (für 
ehemalige Zeitsoldaten der Bundeswehr) in Anspruch genommen werden 
können . Wie weit sich die jeweiligen Herkunftsbetriebe an den Kosten be-
15 Schon seit den 70er Jahren wurde an einigen Kammereinrichtungen, vor allem 
aber an der A K A D , eine Fortbildung mit dieser Bezeichnung angeboten. Sie 
war bestimmt für Facharbeiter und Fachangestellte, war also eine Bildungsebe-
ne tiefer angesiedelt, und hatte bescheidenere Inhalte, war aber offenbar in den 
70er und 80er Jahren recht erfolgreich (Wengert 1996). 
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teiligen, ist offen. Die befragten Vertreter von Kammern und Weiterbil-
dungseinrichtungen gaben der Hoffnung Ausdruck, daß Mit te l des M e i -
ster-Bafög genutzt werden können. 
2. Die Interessen von Bildungsinstitutionen und Betrieben an 
dem neuen Bildungsgang 
Was hat zur Entstehung dieses neuen Bildungsgangs geführt? 
Eine wesentliche Rolle spielten auf jeden Fall bildungs- und verbandspoli-
tische Interessen des D I H T : Zum einen sah er sich durch die seit Beginn 
der 90er Jahre verstärkte bildungspolitische Diskussion um bessere Auf-
stiegsmöglichkeiten für Facharbeiter und Fachangestellte - als einer not-
wendigen Voraussetzung für die Zukunft des Dualen Systems - veranlaßt , 
hier aktiv zu werden. Z u m anderen hatten und haben die Bildungseinrich-
tungen, nicht zuletzt die der Kammern, ein Interesse daran, Fortbildun-
gen mit Wachstumspotential anzubieten und damit ihre - in den 70er und 
80er Jahren oft stark ausgebauten - Kapazi tä ten füllen zu können. Beson-
ders interessiert sind sie an Fortbildungen für jüngere Arbeitskräfte mit 
Techniker- oder Meisterabschluß, da deren Chancen, nur mit diesen A b -
schlüssen entsprechende Positionen zu erhalten, zunehmend sinken (Jau-
das, Drexel 1997; vgl. auch Tei l C) . Es liegt auf der Hand, daß man in ei-
ner neuen Fortbildung, die bessere Aufstiegsperspektiven für diesen Per-
sonenkreis in Aussicht stellt, auch eine Maßnahme gegen ein drohendes 
Erlahmen der Nachfrage nach Meisterfortbildungen sieht. 
Ob und in welchem Umfang Betriebe einen Bedarf am Qualifikationspro-
fil des Technischen Betriebswirts haben, ist eine offene Frage, die erst die 
Zukunft beantworten wird. Zwar waren an der Pilotgruppe, die diese 
Fortbildung konzipierte und ihre Einführung vorbereitete, neben K a m -
mervertretern auch einzelne Vertreter von Großbet r ieben beteiligt; und 
die Präsentat ion der neuen Fortbildung durch den D I H T spricht von ei-
nem Bedarf der Betriebe an vertieften betriebswirtschaftlichen Kenntnis-
sen und erweiterten Management- und Führungskompetenzen für den 
Meister angesichts schlankerer Strukturen von Produktion und Organisa-
tion ( D I H T 1994a, S. 58). Doch blieb dieser Bedarf bei Nachforschungen 
in den untersuchten Kammern und Bildungseinrichtungen diffus, konkret 
interessierte Betriebe waren dort nicht bekannt (was natürlich nicht aus-
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
schließt, daß in anderen Kammerbezirken durchaus Interesse von seiten 
bestimmter Betriebe besteht). Auch die Tatsache, daß von den befragten 
36 Fortbildungsteilnehmern so gut wie niemand mit seinem Betrieb über 
eine Beförderung nach Absolvierung der Fortbildung bzw. über eine künf-
tige Position gesprochen hatte, weist nicht gerade auf ein lebhaftes und ex 
ante formuliertes Interesse der Betriebe an dieser Fortbildung hin. 
Ganz anders stellt sich die Interessenlage potentieller Teilnehmer dar. 
3. Die Teilnehmer der Fortbildung zum Technischen Betriebs-
wirt und ihre Interessen an dem neuen Bildungsgang 
(1) Die Nachfrage nach der Fortbildung zum Technischen Betriebswirt 
aus der Arbeitnehmerschaft war unerwartet stark; regelmäßig mußten 
bzw. müssen in großem Umfang Bewerber auf das nächste Jahr vertröstet 
werden. Die Nachfrage übersteigt weit die zu Beginn dieses Abschnitts re-
ferierten Zahlen, da diese nur diejenigen Bewerber erfassen, die sich er-
folgreich um Teilnahme beworben haben, und von diesen wiederum nur 
diejenigen, die zur Prüfung angetreten sind. 
Die Zusammensetzung der Fortbildungsteilnehmer unterscheidet sich von 
Kammer zu Kammer, je nachdem, wo in der jeweiligen Region die Schwer-
punkte der Weiterbildungsaktivitäten auf der Stufe darunter liegen: In 
manchen Kammern überwiegen die Meister, in anderen die Techniker; in 
der Regel sind auch einige Ingenieure beteiligt. 
(2) Die Gründe für das Interesse an dieser Fortbildung unterscheiden sich 
- nach den Ergebnissen der erwähnten Befragung - je nach Ausbildungs-
abschluß, Al te r und Position in einer Weise, die aufschlußreich ist im H i n -
blick auf die Veränderungen der Situation auf dem Arbeitsmarkt; dies sei 
im folgenden gezeigt für drei Teilgruppen von Meistern (ältere Meister in 
Meisterpositionen, jüngere Meister in Meisterpositionen, Meister ohne 
Meisterposition) und für Techniker. 
Motiv für die älteren Meister in Meisterposition ist schwergewichtig das 
Z ie l , weiter aufzusteigen oder in den kaufmännischen Bereich wechseln 
zu können . A l s berufliche Ziele wurden von den befragten Fortbildungs-
teilnehmern Positionen wie die des technischen Beraters, des Betriebslei-
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ters und des Betriebsingenieurs genannt. In einzelnen Fällen gab es gar 
keine Antwort zu dieser Frage; die Teilnehmer verbinden also wohl mit 
der Absolvierung dieser Fortbildung nicht immer konkrete Zielvorstel-
lungen. Für alle diese Teilnehmer ist an der angestrebten Position beson-
ders wichtig, daß sie interessantere Arbeit und einen sichereren Arbeits-
platz bietet, nicht hingegen eine bessere Entlohnung. Zusammenfassend 
läßt sich festhalten, daß die Teilgruppe der äl teren und im Betrieb relativ 
gut verankerten Meister die Fortbildung zum Tei l im Hinblick auf Auf-
oder Umstiege in konkrete Positionen, zum Teil aber auch nur als unspe-
zifische Vorbereitung möglicher Auf- und Umstiege absolviert. D a ß das 
Z ie l eines Wechsels in den kaufmännischen Bereich mit seinen geringeren 
Belastungen und einem (vermeintlich) sichereren Arbeitsplatz relativ viel 
Gewicht hat, zeigt, daß hier nicht nur Verbesserungs-, sondern auch Abs i -
cherungsinteressen im Spiel sind. 
Die Motivlage der befragten jüngeren Meister in Meisterposition unter-
scheidet sich von der ihrer äl teren Kollegen zum Tei l deutlich: Die Grün-
de für die Aufnahme der Fortbildung zum Technischen Betriebswirt streu-
en stärker als bei den äl teren. Sie reichen von der Hoffnung, über die 
Meisterposition hinauszukommen, über das Z ie l , in anderen Betrieben 
bessere Chancen zu haben, bis zum Wunsch nach einem Wechsel in den 
kaufmännischen Bereich. Daneben gibt es in dieser Gruppe Teilnehmer, 
die mit dieser Fortbildung ihre Position gegen die Konkurrenz von Inge-
nieuren absichern wollen; obwohl sie eine Meisterposition innehaben, 
fühlen sie sich also offenbar mittel- und längerfristig nicht sicher. D i e Pa-
lette der von diesen Teilnehmern angestrebten Positionen ist breiter, un-
spezifischer formuliert: Positionen des Abteilungsleiters oder Betriebslei-
ters, daneben aber auch kaufmännische Positionen. Der angestrebte Posi-
tionswechsel wird wie bei den Äl teren vor allem mit interessanterer A r -
beit und einem sichereren Arbeitsplatz in Verbindung gebracht, mehrere 
Male aber auch mit einer höheren Entlohnung, d.h. einem Zie l , das von 
den älteren Meistern nicht genannt wurde. 
Der Vergleich der Teilnahmemotive von älteren und jüngeren Meistern 
(in Meisterposition) zeigt Akzentverschiebungen, die mit ihrem unter-
schiedlichen Lebensalter, aber auch mit der Entwicklung der beruflichen 
Chancen und Risiken von Meistern generell zu tun haben dürften: D ie 
Motive der Äl teren sind in sich homogener, die der Jüngeren heteroge-
ner; die älteren Meister orientieren sich auf bescheidenere Aufstiege und 
absichernde Umstiege, die jüngeren sind teilweise anspruchsvoller, zum 
Tei l allerdings auch konfrontiert mit der Konkurrenz von Arbeitskräften 
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mit formal höheren Bildungsabschlüssen. Für beide Teilgruppen ist übri-
gens der Weg über die Fachhochschule keine oder kaum eine Alternative. 
D i e Teilnehmer, die einen Meisterabschluß, aber keine entsprechende 
Position haben, nennen als Teilnahmemotiv fast alle die schlechten Aus-
sichten auf eine Meisterposition im Betrieb. Aus dieser Gruppe geben ei-
nige an, die Fortbildung auf Anraten des Betriebs zu absolvieren. Die 
Fortbildung zum Technischen Betriebswirt hat also für diese Teilgruppe 
eine ganz andere Funktion als für die zuvor beschriebenen Gruppen der 
erfolgreichen Meister: Diese Arbeitskräfte versuchen, mit einem A b -
schluß als Technischer Betriebswirt die berufliche Sackgasse, in die sie mit 
dem Meisterabschluß geraten sind, zu verlassen. Auch diese Teilnehmer 
lehnen alle die Alternative Fachhochschule ab. 
D i e Techniker schließlich verbinden mit der Fortbildung zum Techni-
schen Betriebswirt zwar auch alle die genannten Zielsetzungen, besonders 
häufig aber das Z ie l , sich gegen die Konkurrenz von Ingenieuren abzusi-
chern. Die angestrebten Positionen bzw. Laufbahnen unterscheiden sich 
nicht wesentlich von den genannten beruflichen Zielen der Meister in 
Meisterfunktion; ein Teilnehmer immerhin hat die angestrebte Position ei-
nes Vertriebsingenieurs bereits erhalten. D a ß das Argument eines Schut-
zes gegen die Verdrängungskonkurrenz durch Ingenieure bei dieser Tei l -
gruppe deutlicher ist als bei den Meistern, die ansonsten recht ähnliche 
Ziele haben, ist ein Hinweis darauf, daß die Techniker die Konkurrenz 
der Ingenieure deutlicher spüren. 
Insgesamt spiegeln die Teilnahmemotive also die jeweilige Situation der 
Teilnehmergruppen im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt wider. Auffal-
lend ist, daß relativ viele Arbeitskräfte an der Fortbildung teilnehmen 
nicht im Hinblick auf eine bestimmte Position, sondern auf allgemeine 
Auf - oder Umstiegswünsche; sie erbringen also Vorleistungen für berufli-
che Ziele, die relativ diffus sind - und deren Realisierung keineswegs gesi-
chert ist. 
Auffallend ist nämlich vor allem, daß - mit Ausnahme einiger weniger 
Teilnehmer aus der Gruppe der jüngeren Meister - niemand vor Antritt 
der Fortbildung mit seinem Betrieb eine konkrete Beförderung verein-
bart hatte. 1 6 Die Teilnahme erfolgt also fast immer auf eigenes Risiko. 
16 Auch hatten nur drei befragte Teilnehmer mit dem Betriebsrat über ihre be-
rufliche Zukunft (Arbeitsplatz, Entlohnung) gesprochen - ein angesichts der 
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4. Probleme und Risiken des neuen Bildungsgangs für seine 
Teilnehmer 
D i e Fortbildung zum Technischen Betriebswirt beinhaltet eine Reihe von 
Problemen, sowohl von Anlaufproblemen, die verschwinden können, als 
auch von Strukturproblemen, die wohl bleiben werden. Beides bedeutet 
Risiken für die Fortbildungsteilnehmer und -absolventen: 
(1) Z u m einen gab es, wie im Prinzip bei der Einführung einer neuen 
Fortbildung nicht anders zu erwarten, bestimmte Anlaufprobleme. Man-
che dieser Probleme wären vermeidbar gewesen, hät te man die Einfüh-
rung besser vorbereitet: Aufgrund eines „Schnellstarts" dieser Fortbildung 
in einigen Kammern waren die Lehrmaterialien des D I H T noch nicht fer-
tig, auch ließ offenbar die Quali tät mancher Dozenten zu wünschen übrig. 
V o r allem gab es Probleme mit der P rü fung . 1 7 
Diese Probleme haben in den ersten Jahren zu sehr hohen Durchfallquo-
ten beigetragen: Verschiedentlich wurde über Durchfallquoten von 90 %, 
ja von 100 % in bestimmten Kammerbezirken berichtet. D ie großen Dif-
ferenzen zwischen den Zahlen der Prüfungstei lnehmer und denen, die die 
Prüfung erfolgreich absolviert haben (vgl. Tab. 1), zeigen, daß es sich um 
ein durchgängiges Problem handelt. Diese Durchfallquoten sind sowohl 
auf die genannten Anlaufprobleme als auch auf die im folgenden darzu-
stellenden grundsätzlichen Probleme dieses Bildungsgangs zurückzufüh-
ren. 
(2) Die Fortbildung weist einige strukturelle Probleme auf, die bleiben 
werden: 
Z u m einen sind die Teilnehmer des Fortbildungsgangs notwendigerweise 
sehr heterogen: Sie unterscheiden sich in bezug auf ihren Bildungsab-
Herkunft der Mehrheit der Befragten aus großen Metall- und Elektrobetrie-
ben erstaunlicher Sachverhalt. 
17 Die Prüfungsaufgaben können entweder von der jedweiligen Kammer ent-
wickelt werden - dies ist jedoch angesichts der Neuartigkeit dieser Fortbil-
dung an der Schnittstelle von Technik und Betriebswirtschaft und der Hetero-
genität der Teilnehmer außerordentlich schwierig und aufwendig. Die Alter-
native besteht darin, sie vom DIHT satzweise zu kaufen; dies erlaubt jedoch 
keine Berücksichtigung der tatsächlich behandelten Unterrichtsstoffe sowie 
der lokalen Bedingungen und Schwierigkeiten der Anlaufphase. Die einzel-
nen Kammern haben sich unterschiedlich entschieden, problematisch waren 
die Prüfungen in jedem Fall. 
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Schluß, ihr Alter und die Zahl der Jahre, die seit Erwerb des vorangegan-
genen Bildungsabschlusses vergangen sind. Sie unterscheiden sich zudem 
in bezug auf ihre beruflich-betrieblichen Erfahrungen, ihre Betriebszuge-
hörigkei tsdauer und ihre aktuelle berufliche Situation. U n d sie unter-
scheiden sich nicht zuletzt in bezug auf das Z ie l , das sie mit der Fortbil-
dung zum Technischen Betriebswirt erreichen wollen. Das alles bedeutet 
eine große Vielfalt von Kenntnissen, Erfahrungen und Motivationen, aber 
auch Kenntnislücken; eine große Unterschiedlichkeit der Lernvorausset-
zungen und -barrieren, der subjektiven Priori täten und Erwartungen. Die-
se große Vielfalt erschwert die Vermittlung eines umfangreichen, sehr 
komprimierten Stoffvolumens und die Durchführung einer gemeinsamen 
Prüfung nachhaltig. 
Z u m anderen gibt es nach den Aussagen der befragten Fortbildungsteil-
nehmer kaum inhaltliche Kont inui tä ten mit früher durchlaufenen Lern-
prozessen. Die Teilnehmer können fast nicht auf Kenntnisse aus früher 
absolvierten Bildungsgängen zurückgreifen, obwohl sie bei der Projektar-
beit ja zeigen sollen, daß sie diese Kenntnisse und Erfahrungen mit dem 
Stoff der neuen Fortbildung verbinden können. In der Regel können die 
Teilnehmer zudem die neuerworbenen Fortbildungsinhalte nur ganz be-
grenzt oder gar nicht in ihrer aktuellen beruflichen Praxis umsetzen und 
vertiefen, sie müssen das Neugelernte also überwiegend „im Kopf behal-
ten". 
Dazu kommen drittens Probleme im Zusammenhang mit der zuvor ange-
sprochenen, sehr anspruchsvollen Profilierung der Fortbildung und vor al-
lem mit der Projektarbeit als einem der zentralen Elemente der Abschluß-
prüfung: Projektarbeit ist für die Mehrheit der Teilnehmer (mit Ausnah-
me der Ingenieure) als Methode neu und ungewohnt, insbesondere den 
Meistern fallen nach Einschätzung der Vertreter von Kammern und B i l -
dungseinrichtungen selbständiges Recherchieren und strukturierte schrift-
liche Darstellung schwer. Zudem müssen die Teilnehmer dafür ja i.d.R. 
ihren Urlaub einsetzen. Projektarbeiten sind als Prüfungsform aber auch 
für Kammern bzw. Prüfungsausschüsse neu. U n d sie sind aufgrund der 
Heterogeni tä t der Teilnehmer außerordentl ich aufwendig: Für jeden ein-
zelnen Teilnehmer müssen geeignete und in etwa vergleichbare Projekt-
aufgaben gefunden werden, und die Prüfer müssen Themen aus ganz un-
terschiedlichen Herkunftsbetrieben bewerten. Das bedeutet, daß im E x -
tremfall ebensoviele „Spezialisten" als Prüfer gewonnen werden müssen, 
wie es Teilnehmer gibt. Hier besteht ein wesentlicher Flaschenhals im Prü-
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fungsprozeß, für den man deshalb auch einen ungewöhnlich langen Zeit-
raum vorgesehen hat. 
(3) Diese strukturellen Probleme des neuen Bildungsgangs beinhalten, zu-
sammen mit den sonstigen Rahmenbedingungen, erhebliche Risiken für 
seine Teilnehmer und Absolventen: 
Z u m einen ist davon auszugehen, daß aufgrund der genannten Struktur-
probleme die Durchfallquoten auch nach der Anlaufphase relativ hoch 
bleiben werden. 1 8 Dieser Sachverhalt muß vor dem Hintergrund gesehen 
werden, daß die Finanzierung der Fortbildung mehrheitlich durch die Tei l -
nehmer getragen wird und auch zeitlich eine große Investition darstellt: 
Eine öffentliche Finanzierung der Fortbildung gibt es praktisch nicht mehr, 
nur sehr wenige Teilnehmer werden (in den untersuchten Bildungsein-
richtungen zumindest) von ihren Herkunftsbetrieben unterstützt oder er-
halten Fördermit te l im Rahmen von Rehabi l i ta t ionsmaßnahmen. Außer -
dem erfolgt die Fortbildung i.d.R. nebenberuflich, in der Freizeit der Tei l -
nehmer. Diese Investitionen werden viele von ihnen aufgrund der genann-
ten Probleme und der hohen Scheiternsquoten verlieren. 
E i n zweites Risiko besteht darin, daß die Honorierung der Abschlüsse von 
Technischen Betriebswirten ja voll in der Hand der Betriebe liegt und 
durchaus skeptisch zu beurteilen ist: D ie übergroße Mehrheit der im Rah-
men der Untersuchung befragten Teilnehmer hat, wie erwähnt , keine A b -
sprache mit dem Herkunftsbetrieb darüber getroffen, ob sie später eine 
Position der gewünschten Ar t erhalten werden. Dies ist insgesamt nicht 
sehr wahrscheinlich: Generell werden Aufstiege in Positionen oberhalb 
der Meister- und Technikerebene - sowohl angesichts der zunehmenden 
Streichung mittlerer Positionen als auch zunehmender Einstellung von 
Akademikern - immer seltener. A u c h dieser Sachverhalt bedeutet, daß 
die Teilnehmer ein nicht unbeträchtl iches Risiko eingehen, die mit ihren 
großen Investitionen verfolgten Ziele nicht realisieren zu können. 
18 Die nach Abschluß der Untersuchung bekanntgewordenen Prüfungszahlen 
bestätigen diese Einschätzung: 1996 haben von 1.967 Prüfungsteilnehmern nur 
1.491 bestanden (DIHT 1996; 1997, S. 78), 1997 von 3.151 nur 2.427 (DIHT 
1997; 1998, S. 71). Eine - für die Klärung von Drop-out-Quoten eigentlich 
notwendige - Berechnung derjenigen, die aufgrund der genannten Probleme 
schon vor der Prüfung aufgeben und sich der Prüfung nicht stellen, ist nicht 
möglich. 
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Daraus resultiert schließlich ein generelles Risiko der längerfristigen 
Durchsetzung des Technischen Betriebswirts auf dem allgemeinen A r -
beitsmarkt: Es ist durchaus ungewiß, ob dieses Qualifikationsprofil in den 
Betrieben soweit bekannt wird und sich durchsetzt, daß eine gewisse 
Nachfrage nach diesem Qualifikationstyp entsteht, und er ggf. auch vom 
externen Arbeitsmarkt rekrutiert wird. Wenn das nicht der Fall ist, hät ten 
die Absolventen dieser Fortbildung zwar einen öffentlich anerkannten A b -
schluß, könnten ihn aber auf dem Arbeitsmarkt nicht angemessen verwer-
ten und würden zu „Relikten einer bildungspolitischen Investitionsruine". 
5. Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für die traditionel-
len Arbeitskräftegruppen und das Duale System 
Welche Bedeutung hat die Fortbildung zum Technischen Betriebswirt für 
das bestehende Bildungssystem, insbesondere für das Duale System und 
seine Absolventen? 
Diese Fortbildung schafft im Unterschied zu anderen neuen Bildungsgän-
gen keine neuen Konkurrenzen für die Arbei tskräf tegruppen, die durch 
das Duale System qualifiziert worden sind, und für dessen Bildungsgänge 
- im Gegenteil, sie kann diese im Prinzip stärken: Sie verbessert bestehen-
de Aufstiegsmöglichkeiten für Arbeitskräfte, die ihren Berufsweg mit ei-
ner Facharbeiter- bzw. Fachangestelltenausbildung beginnen; und sie 
kann die Sackgasse, die die Fortbildung zum Meister und zum Techniker 
heute für viele jüngere Arbeitnehmer geworden ist, unter bestimmten Be-
dingungen öffnen, d.h. die wachsende Zahl von Arbeitskräften mit M e i -
ster- oder Technikerabschluß, die keine entsprechenden Positionen fin-
den, bei der Suche nach einem anderen Aufstiegsweg stützen. Zudem 
kann diese Fortbildung den vielen von Rationalisierungs- und Verdrän-
gungsprozessen betroffenen Meistern und Technikern helfen, einen be-
ruflichen Abstieg zu vermeiden durch einen Umstieg in den kaufmänni-
schen Bereich auf mindestens gleichem, wenn nicht höherem Niveau. 
Damit kann dieser Bildungsgang im Prinzip das Duale System stärken: 
Dadurch, daß diese Fortbildung auf mittleren Fortbildungsabschlüssen 
aufbaut und damit eine mehrstufige Aufstiegsmöglichkeit für Facharbei-
ter und Fachangestellte eröffnet, bietet sie Ansätze zur Angleichung der 
Chancen von Absolventen des Dualen Systems an diejenigen von Fach-
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hochschulabsolventen und erhöht damit die Attraktivi tät des Dualen Sy-
stems. Zudem kann sie den Aufstiegsraum von Facharbeitern und Fach-
angestellten gegen die Konkurrenz von Ingenieuren und Betriebswirten 
absichern helfen, indem sie Betrieben eine Möglichkeit bietet, auf steigen-
de Qualifikationsanforderungen nicht immer weiter mit zunehmender Re-
krutierung von Akademikern zu reagieren, sondern sich (wieder) stärker 
auf eine Förderung des eigenen Potentials an Facharbeitern und Fachan-
gestellten bzw. aus diesen hervorgegangenen Meistern und Technikern zu 
besinnen. 
6. Zusammenfassung und erste Schlußfolgerungen 
(1) Be i der Fortbildung zum Technischen Betriebswirt handelt es sich um 
eine von ihren Konstruktionsmerkmalen her innovative und aus Arbeit-
nehmersicht im Prinzip sinnvolle Fortbildung: Sie verbessert bestehende 
Aufstiegsmöglichkeiten für Absolventen des Dualen Systems, sie öffnet 
die Sackgasse, die die Fortbildung zum Meister und zum Techniker heute 
für viele jüngere Arbeitnehmer geworden ist, sie ermöglicht einen sozial-
verträglichen Umstieg von technisch qualifizierten Arbeitnehmern mit 
mittlerem Abschluß in den kaufmännischen Bereich unter Absicherung 
durch ein Zertifikat, das die Abhängigkei t vom Einzelbetrieb begrenzt. 
D i e überraschend schnelle Expansion der Nachfrage nach dieser Fortbil-
dung indiziert sehr deutlich den großen Bedarf von Arbeitskräften an 
durch Fortbildung abgestützte Mobili tätsmöglichkeiten auf diesem N i -
veau. 
M i t all diesen Merkmalen könnte diese Fortbildung im Prinzip das Duale 
System stärken, ansatzweise die Chancen seiner Absolventen an die von 
Fachhochschulabsolventen annähern und damit indirekt auch die Attrak-
tivität des Dualen Systems erhöhen. Allerdings sind alle diese positiven 
Konsequenzen für die traditionellen Arbeitnehmergruppen und längerfri-
stig für das Duale System daran gebunden, daß die Absolventen dieses 
Fortbildungsgangs auch tatsächlich adäqua te Einsatzfelder finden. 
(2) Jedoch ist die Realisierung dieser individuellen, betrieblichen und ge-
sellschaftlichen Ziele von hohen Risiken begleitet, die voll und ausschließ-
lich von den Arbeitnehmern getragen werden müssen: von hohen Schei-
ternsrisiken in Ausbildung und Prüfung, vom Ris iko einer Fehlinvestition 
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in nicht realisierbare berufliche Ziele und vom Ris iko, daß sich der Tech-
nische Betriebswirt im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt auf Dauer nicht 
durchsetzen kann. Es liegt auf der Hand, daß diese Risiken auch den po-
tentiellen Wert des neuen Fortbildungsgangs für das Duale System frag-
lich erscheinen lassen. Die Zukunft m u ß zeigen, wie sich diese wider-
sprüchlichen Entwicklungen per saldo darstellen werden. 
(3) Ist angesichts dieser Bedingungen mit einer Durchsetzung und Stabili-
sierung der neuen Fortbildung zu rechnen oder sprechen sie nicht für ihr 
rasches Verschwinden, also für eine „Selbstkorrektur des Marktes"? U n -
ter normalen Bedingungen könnte man davon ausgehen, daß - wenn die 
genannten Probleme nicht gelöst werden - der Zulauf zu dieser Fortbil-
dung rasch versiegen wird, da sich solche Probleme ja schnell herumspre-
chen. Heute allerdings ist dies zunehmend unsicher: Z u groß ist bei den 
hier angesprochenen Gruppen der Bedarf an anspruchsvollen Fortbildun-
gen mit anerkannten Zertifikaten, zu groß ist das Interesse an Aufstieg, 
Umstieg und/oder Absicherung gegen die Konkurrenten aus den (Fach-) 
Hochschulen. Aus diesen Gründen verbreiten sich diese und ähnliche 
Weiterbi ldungsaktivi täten zunehmend als völlig ungesicherte und einseiti-
ge Vorleistung der Arbeitnehmer. 
Dies alles legt es nahe, der Fortbildung zum Technischen Betriebswirt, 
ungeachtet der bestehenden Probleme, Kontinui tä t und weitere Expansi-
on zu prognostizieren: Diese Fortbildung präsentier t sich als Antwort auf 
die vielfältigen Suchbewegungen der Arbeitskräfte des mittleren Qualifi-
kationsniveaus nach Möglichkeiten, die Aufstiegschancen der vergange-
nen Jahrzehnte - trotz massiv verschlechterter Rahmenbedingungen - für 
sich noch zu realisieren, das erreichte Einsatzniveau gegen wachsenden 
Konkurrenzdruck von Hochschulabsolventen abzusichern oder aber ei-
nen einigermaßen niveauadäquaten Umstieg in den kaufmännischen Be-
reich mit seinem (impliziten, nicht immer realistischen) Versprechen eines 
besseren Schutzes von älteren Arbeitskräften zu realisieren. D i e Arbeits-
kräfte interpretieren, wie die Befragung zeigte, das Angebot der Fortbil-
dung zum Technischen Betriebswirt als eine mehrdimensionale Problem-
lösung, die auf verschiedene sich abzeichnende Entwicklungen „passen 
könnte" ; und sie erbringen im Hinblick darauf weitreichende individuelle 
Vorleistungen dafür, in den Prozessen der Restrukturierung von Betrie-
ben und betrieblicher Personalpolitik zu bestehen. 
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Zugleich leisten sie natürlich mit den in solchen Fortbildungen erworbe-
nen Zusatzqualifikationen einen wichtigen Beitrag dazu, daß die Betriebe 
diese Restrukturierungsprozesse tatsächlich erfolgreich bewältigen kön-
nen - ein Beitrag, dessen Honorierung unsicher ist. 
Damit bleibt es fraglich, ob die Fortbildung zum Technischen Betriebs-
wirt die gesuchte Antwort auf die verschlechterten Mobil i tätsbedingungen 
geben kann. Es ist zumindest nicht auszuschließen, daß dieser Bildungs-
gang die Sackgasse, zu der die Techniker- und die Meisterfortbildung in 
den vergangenen Jahren zunehmend geworden sind, auf höherem Niveau 
reproduziert: daß in zunehmendem Umfang ein „Vorra t" an Technischen 
Betriebswirten entsteht, die als solche nicht nachgefragt, eingesetzt und 
honoriert werden. 
(4) Eine solche Entwicklung würde nicht nur die Interessen der unmittel-
bar und der mittelbar betroffenen Arbeitskräfte - der Teilnehmer bzw. 
Absolventen dieser Fortbildung im besonderen, der Absolventen des 
Dualen Systems im allgemeinen - verletzen. Sie hät te auch sehr negative 
Konsequenzen für das deutsche Berufsbildungssystem und die Prozesse 
seiner Reproduktion: Sie würde beitragen zu dem Funktionswandel von 
Fortbildung hin zu unspezifischer Zusatzqualifizierung und der damit ver-
bundenen relativen Entwertung des bildungssystematischen Status von 
Fortbildungen, der im vorhergegangenen Kapitel für die Fortbildungen 
zum Informatiker und zum Labortechniker konstatiert wurde. 
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IV. Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft für Abitu-
rienten - die Ausbildungen zum Technologiekolle-
giaten und zum Produktionstechniker 
V o n sog. Sonderausbildungen für Abiturienten, d.h. spezifischen Berufs-
bildungsgängen, die aufgrund der besonderen al tersmäßigen Vorausset-
zungen dieser Klientel nicht an die Vorschriften des Berufsbildungsgeset-
zes gebunden waren, versprach man sich in den 80er Jahren sehr viel. Man 
sah darin eine wichtige Antwort der Bildungspolitik sowohl auf die höhe-
ren Qualifikationsanforderungen in den Betrieben als auch auf die demo-
graphische Entwicklung, die wachsende Zahl von Abiturienten, die Über-
füllung der Hochschulen und die schlechter werdenden Arbeitsmarktper-
spektiven auch für Akademiker. Bestimmte bildungspolitische Publikatio-
nen und Diskussionen erweckten den Eindruck, daß - neben den bereits 
bestehenden Bildungsgängen der Berufsakademie - vielfältige neue Wege 
dieses Typs entstehen würden und daß es für solche besonderen Ausbi l -
dungsgänge für Abiturienten außerhalb des Dualen Systems in der Indu-
strie - gerade auch im technisch-gewerblichen Bereich - breites Interesse 
gebe (z.B. Kramer 1985; B M B W 1985). Allerdings gab es auch Kri t ik an 
solchen Konzepten, insbesondere von gewerkschaftlicher Seite; und auch 
manche ihrer Verfechter betonten, Sonderausbildungsgänge für Abi tur i -
enten dürften den klassischen Ausbildungen des Dualen Systems keine 
Konkurrenz machen (ebd.). 
Doch blieb die Zahl solcher Sonderausbildungsgänge für Abiturienten im 
Verhältnis zu den damals geweckten Erwartungen sehr begrenzt; dies gilt 
vor allem für technische Ausbildungen dieses T y p s . 1 9 
Zwar entstanden in den letzten 10 bis 15 Jahren einige von Betrieben initi-
ierte und durchgeführte Bildungsgänge dieses Typs; doch haben sie quan-
19 Mitte der 90er Jahre gab es nach Berechnungen der B L K ca. 5.000 Plätze für 
Ausbildungsanfänger im Bereich der besonderen Bildungsgänge der Wirt-
schaft (Handel, Industrie, Handwerk); diese schließen nach der Definition der 
B L K Bildungsgänge mit ein, die in Kooperation mit Verwaltungs- und Wirt-
schaftsakademien durchgeführt werden, umfassen aber schwergewichtig die 
(öffentlich geregelten) Bildungsgänge zum Wirtschafts-, zum Betriebs-, zum 
Handels- und zum mathematisch-technischen Assistenten (BLK 1994). 
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titativ wenig Bedeutung erlangt und sich vor allem nicht stabilisieren kön-
nen. Damit stellt sich zum einen die Frage, ob und ggf. welche realen In-
teressen an solchen Bildungsgängen bestehen; zum anderen sind mögliche 
strukturelle Probleme zu klären, die ihre breitere Durchsetzung verhindert 
haben. 
Im folgenden werden beispielhaft zwei Bildungsgänge dieses Typs analy-
siert, die sowohl in ihren Gemeinsamkeiten als auch in ihren Unterschieden 
aufschlußreich sind für die in diesem Feld bestehenden Interessenkon-
stellationen, aber auch für die engen Grenzen solcher Wege, eine tragfähi-
ge Lösung für die angesprochenen gesellschaftlichen Probleme zu bieten: 
die Ausbildung von Abiturienten zu Technologiekollegiaten, die 1987 
von einer Reihe großer Unternehmen Baden-Wür t tembergs in Z u -
sammenarbeit mit dem Kultusministerium und dem zuständigen A r -
beitgeberverband geschaffen wurde, und eine klassische duale Erst-
ausbildung kombiniert mit einer besonderen Berufsbeschulung 
und die von einem großen Unternehmen der Chemischen Industrie in 
den 80er Jahren geschaffene kombinierte Aus- und Weiterbildungs-
m a ß n a h m e für Abiturienten, die nach insgesamt fünf Jahren zum 
Produktionstechniker führt. 
Beide Bildungsgänge wurden bei ihrer Gründung als besonders innovati-
ve und personalpolitisch weittragende Konzepte präsentiert , in beiden 
Fällen sind die Gründungsbet r iebe bekannt für ihre gute Ausbildung. B e i -
de Bildungsgänge haben jedoch nur ganz geringe quantitative Bedeutung 
erlangt, die Ausbildung zum Produktionstechniker wurde mittlerweile so-
gar wieder eingestellt. Gerade dieses Spannungsverhältnis ist aufschluß-
re ich . 2 0 
20 Das methodische Vorgehen der Untersuchung dieser beiden Bildungsgänge 
war unterschiedlich. Die Ausbildung zum Technologiekollegiaten wurde in 
vier Betriebsfallstudien untersucht: in zwei Großunternehmen (einem Unter-
nehmen der Automobilbranche und einem Maschinenbauunternehmen), die 
an der Gründung dieses Bildungsgangs beteiligt waren, und in zwei mittleren 
Betrieben der Elektroindustrie bzw. des Maschinenbaus, die später dazu stie-
ßen. Die Analyse des Wegs zum Produktionstechniker und seiner Entwick-
lung dagegen konnte sich in breitem Umfang auf eine früher durchgeführte 
ausführliche Betriebsfallstudie zu diesem Bildungsgang (Drexel 1993) stützen, 
so daß die damals gewonnenen Informationen lediglich durch einige Exper-
tengespräche aktualisiert werden mußten. 
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1. Die Ausbildung zum Technologiekollegiaten 
Zunächs t ist eine Vorbemerkung zur Bezeichnung erforderlich: Der B i l -
dungsgang wird in der Mehrheit der in die Untersuchung einbezogenen 
Betriebe als Ausbildung im Berufskolleg, seine Absolventen werden als 
Berufskollegiaten bezeichnet. U m eine Verwechslung mit dem - quantita-
tiv sehr viel gewichtigeren - gleichnamigen Bildungsgang für Realschüler 
zu vermeiden, dessen Absolventen auch Berufskollegiaten genannt wer-
den, wird im folgenden der Begriff (Ausbildung zum) „Technologiekolle-
giat" benutzt, der in einem der untersuchten Betriebe üblich ist. 
1.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
Der Bildungsweg zum Technologiekollegiaten kombiniert eine duale Erst-
ausbildung in einem anspruchsvollen Ausbildungsberuf der Metall- oder 
Elektroindustrie (Industrieelektronikerln, Industriemechanikerln, Tech-
nischer/e Zeichnerin) mit einer besonderen Berufsbeschulung in Abi tur i -
entenklassen des sog. Berufskollegs. Dabei handelt es sich um eine von 
Baden-Wür t t emberg in breitem Umfang zunächst für Schüler mit mittle-
rem Abschluß geschaffene, besonders anspruchsvolle Berufsschulform, die 
später um (noch einmal anspruchsvollere) Abiturientenklassen erweitert 
wurde. 
Zugangsvoraussetzung des darzustellenden Bildungsgangs sind allgemeine 
oder fachgebundene Hochschulreife sowie natürlich ein entsprechender 
Ausbildungsvertrag mit einem Betrieb. Gedacht war von vornherein an 
schwache Abiturienten, denen man einen besonderen Weg oberhalb der 
dualen Ausbildung, aber unterhalb der Berufsakademie und der Fachhoch-
schule bieten wollte, und an Studienabbrecher. 
D i e Durchführung der Ausbildung erfolgt zu 60 % der Ausbildungszeit 
im Betrieb und zu 40 % im Berufskolleg, die Prüfung sowohl bei der In-
dustrie- und Handelskammer als auch im Berufskolleg. Erfolgreiche A b -
solventen können sich „staatlich geprüfter Berufskollegiat" nennen. 
Im Verhäl tnis zum jeweiligen Ausbildungsberuf werden über dessen Be-
rufsbild hinausgehende anwendungsbezogene und zukunftsorientierte 
Qualifikationen in Datenverarbeitung, Computertechnik, Mikroprozes-
sortechnik, Steuerungs- und Regelungstechnik und Industriebetriebsleh-
re, zum Teil auch Technischem Englisch vermittelt. 
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Die schulische Ausbildung konzentriert sich auf einige wenige Standorte, 
da ja immer volle Abiturientenklassen zustande kommen müssen. Sie be-
inhaltet neben dem normalen Berufsschulstoff (Ableistung der Berufs-
schulpflicht und Berufsschulprüfung!) bestimmte Inhalte der Techniker-
ausbildung, da dieser Bildungsweg den Weg zum Techniker verkürzt: Sei-
ne Absolventen können direkt im Anschluß an die Ausbildung an die Tech-
nikerschule gehen, ein Teil der Ausbildung zum Techniker wird ihnen er-
lassen. 
Die Modal i tä ten der Durchführung der betrieblichen Ausbildung hängen 
ab von der Betr iebsgröße und der Zahl der jährlich ausgebildeten Kol le-
giaten: In den untersuchten mittleren Betrieben, in denen immer nur ein-
zelne Kollegiaten zur Ausbildung eingestellt werden, erfolgt die Ausbi l -
dung im wesentlichen gemeinsam mit den normalen Auszubildenden. In 
den untersuchten Großbet r ieben , in denen eine größere Zahl von Abi tu-
rienten in dieser Form ausgebildet wird, werden diese - ganz oder zeitwei-
se - zu einer eigenen Gruppe zusammengefaßt , die gesondert ausgebildet 
und betreut wird. Dabei sollen die Abiturienten die einfacheren Ausbi l -
dungsinhalte schneller erwerben als die anderen Auszubildenden, so daß 
für komplexere Inhalte mehr Zeit bleibt. D ie Ausbildung verläuft stark 
selbstgesteuert, die Abiturienten zeigen nach Aussagen von Ausbildern 
mehr Eigeninitiative als die anderen Auszubildenden, nicht zuletzt auf-
grund ihres höheren Alters. 
A l s Berufsperspektive versprechen die beteiligten Betriebe in ihren Wer-
bematerialien einerseits besonders anspruchsvolle Facharbeitertät igkei-
ten, andererseits Sachbearbeitertät igkeiten. Für die Ausbildung im Berufs-
kolleg Elektrotechnik sind dies z.B. Tätigkeiten als Maschinen- und An la -
genführer (CNC-Einrichter flexibler Fertigungssysteme in der Zerspa-
nung), als EDV-Sachbearbeiter zur Unters tü tzung betrieblicher Führungs-
kräfte (z.B. bei der Erstellung und Optimierung von Fertigungsabläufen, 
bei der Steuerung des Materialflusses etc.), als Mitarbeiter in der Quali-
tätssicherung (z.B. als CNC-Fachkraft im Prüfwesen zur Wahrnehmung 
von Prüfaufgaben mit Hilfe rechnergesteuerter Meßanlagen) sowie als 
Spezialisten in der Instandhaltung (z.B. bei der vorbeugenden Instandhal-
tung komplexer Fertigungssysteme). Abe r auch Positionen wie die des 
Servicetechnikers, des Softwareassistenten und des Vertriebsassistenten 
werden (in einem anderen Betrieb) als Berufsperspektive genannt. 
Die Technologiekollegiaten schließen an die Ausbildung sehr oft eine Fort-
bildung zum Techniker an; dies ist insbesondere in einem der untersuch-
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ten Großbet r iebe der Fal l , der die Möglichkeit einer entsprechenden Re-
duktion der Arbeitszeit geschaffen hat und die Unterrichtszeiten bei der 
Einteilung der Schichtzeiten berücksichtigt. Während die Ausbildung zum 
Technologiekollegiaten allgemein als sehr anspruchsvoll und anstrengend 
gilt, ist dies für die anschließende Technikerausbildung nicht der Fa l l , da 
diese wesentliche Ausbildungsinhalte der Kollegiatenausbildung wieder-
holt. 
1.2 Die betrieblichen Interessen an der Ausbildung zum Technologie-
kollegiaten 
(1) Die Schaffung des Bildungsgangs erfolgte 1987 durch große Unterneh-
men der Metall- und Elektroindustrie Baden-Wür t tembergs - soweit zu 
ermitteln, alles Unternehmen, die auch an den Studiengängen der Berufs-
akademie beteiligt sind bzw. damals waren - in Zusammenarbeit mit dem 
Kultusministerium und dem zuständigen Arbeitgeberverband. 
M i t der Schaffung dieses Bildungsgangs wurde ein ganzes Bündel von 
Zielsetzungen verfolgt: 
Z u m einen wollte man junge Arbeitnehmer mit einer gewissen Al lge-
meinbildung an die Betriebe binden. Hinter diesem Interesse an Allge-
meinbildung stand sowohl der Wunsch, die Ausbildungszeiten zugunsten 
bestimmter „High-Tech-Pakete" zu reduzieren, als auch die Hoffnung auf 
ein Mehr an Sozial- und Methodenkompetenz, an Fähigkeit zu selbständi-
ger Planung etc., wie in den neuen Ausbildungsordnungen vorgeschrieben 
- und sei es nur aufgrund des höheren Alters der Teilnehmer und der be-
reits absolvierten Bundeswehr- bzw. Zivildienstzeiten. D a man die Erfah-
rung gemacht hatte, daß gute Realschüler nach der Ausbildung den Be-
trieb verlassen, hoffte man, mit der Rekrutierung von schwachen Abi tur i -
enten und Studienabbrechern erfolgreicher zu sein; die Einbeziehung von 
Studienabbrechern versprach darüber hinaus den Vortei l , daß diese nach 
der Ausbildung wohl kaum noch zum Studium weitergehen würden. 
Z u m anderen wollte man Ausbildungsbewerbern mit Abitur , die die Be-
triebe besonders schlecht abweisen können (Belegschaftskinder!), eine A l -
ternative zur normalen dualen Ausbildung bieten, um diese für leistungs-
starke Hauptschüler und für Realschüler freihalten zu können. Diesen Ge-
sichtspunkt betonten insbesondere die Betr iebsräte eines der Untersu-
chungsbetriebe, die sich für die Schaffung dieses Wegs eingesetzt hatten. 
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Dazu kam auch das Interesse, schwächere Bewerber um Berufsakademie-
Ausbildungsplätze abzuschöpfen, d.h. wiederum: diesen Bildungsgang von 
schwächeren Teilnehmern freizuhalten, ihnen aber trotzdem etwas zu bie-
ten. 
U n d schließlich handelte es sich auch um eine „Prest igesache" der betei-
ligten Gründungsfirmen: Es gab ein Interesse der Landesregierung, attrak-
tive Alternativen zum Studium anzubieten, um den Zustrom zur Universi-
tät abzubremsen, und eine entsprechende Beteiligung des Kultusministe-
riums; die Initiative wurde deshalb auch in den Gründungsbe t r ieben „sehr 
hoch aufgehängt". 
Einen konkreten und spezifischen Bedarf an der Qualifikation der Kol le-
giaten jedoch gab es, nach übere ins t immender Aussage aller befragten 
Vertreter der untersuchten Gründungsfirmen, in den Betrieben nicht; ei-
ne Aussage, die angesichts der weiteren Entwicklung durchaus plausibel 
erscheint. Vieles spricht dafür, daß die Gründungsf i rmen die oben ange-
sprochenen, in der Werbung für diesen Bildungsgang genannten Berufs-
perspektiven nicht als Ausdruck eines realen Bedarfs, sondern als mögli-
che Einsatzbereiche für Kollegiaten formulierten. V o r allem die Tatsache, 
daß eine ganze Reihe von sehr renommierten Gründungsbet r ieben nach 
kürzester Zeit die Beteiligung an diesem Model l wieder eingestellt hat, 
läßt dies vermuten; aber auch die weiteren Entwicklungen in den unter-
suchten Betrieben legen diese Einschätzung nahe. 
Dies besagt natürlich nicht, daß diese und auch die sich später diesem 
Ausbildungsmodell anschließenden Betriebe nicht im Laufe der Zeit zu-
sätzlich zu den genannten allgemeinen bestimmte konkretere Interessen 
an diesem Bildungsgang entwickelt hät ten. So wurde in drei der befragten 
Unternehmen explizit das Interesse genannt, mit Hilfe dieses Bildungs-
gangs einen neuen Typ von Arbeitnehmern zu beschaffen, der einen Pool 
für besser vorqualifizierte künftige Meister und vor allem Techniker dar-
stellt. Doch waren und blieben diese Interessen begrenzt, relativ diffus 
und wenig spezifisch; sie können auch durch andere Wege als die Ausbi l -
dung zum Technologiekollegiaten befriedigt werden. 
(2) E i n Aufgeben dieses Bildungsgangs ist deshalb relativ einfach und oh-
ne größere Folgen möglich. Dies ist auch tatsächlich in erheblichem U m -
fang geschehen: Eine ganze Reihe von Gründungsbe t r ieben hat den B i l -
dungsgang rasch wieder aufgegeben; auch bei später dazugestoßenen Be-
trieben war dies teilweise nach wenigen Jahren der Fal l (auch in einem 
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der Untersuchungsbetriebe). U n d die sich weiterhin beteiligenden Groß-
betriebe haben die Zahl der Ausbildungsteilnehmer über die Jahre hin-
weg reduziert. Der Bildungsgang konnte sich also quantitativ nicht stabili-
sieren. 
Die Ursachen dieser - angesichts der Zielsetzungen und Interessen der 
beteiligten Unternehmen - überraschenden Entwicklung liegen in sich 
wechselseitig vers tärkenden Problemen des Einsatzes und der Karrierege-
staltung für seine Absolventen, wie im folgenden zu zeigen ist. 
1.3 Die Bildungsteilnehmer, ihre Interessen und die Probleme und 
Risiken des Bildungsgangs 
(1) Be i den Teilnehmern dieses Bildungsgangs handelt es sich, wie er-
wähnt , um Studienabbrecher oder Abiturienten mit schlechteren Abi tur-
noten. Oft sind es solche, die sich in den an dem Ausbildungsmodell be-
teiligten großen Betrieben um einen Ausbildungsplatz für eine duale Aus -
bildung oder eine Ausbildung an der Berufsakademie bewarben, aber kei-
nen Erfolg hatten. Für diese Jugendlichen verbindet sich die Ausbildung 
zum Technologiekollegiaten mit der Perspektive, in einem ganz bestimm-
ten Betrieb eine relativ anspruchsvolle Ausbildung und eine Position ober-
halb des Facharbeiterniveaus zu erhalten und evtl. unmittelbar anschlie-
ßend die Technikerausbildung absolvieren zu können. 
Doch sind die jungen Arbeitnehmer mit ihrer Berufse inmündung und ih-
rer beruflichen Situation sehr unzufrieden: Sie werden nämlich fast aus-
schließlich auf Facharbeiterpositionen eingesetzt und sehen wenig Auf-
stiegschancen. 
Ein Kollegiat, der die Ausbildung zum Technologiekollegiaten aufgrund ent-
schiedener Ablehnung sowohl der Fachhochschule als auch der Berufsakademie 
sehr bewußt gewählt hatte, brachte dies auf die Formel, er würde heute diesen 
Weg nicht noch einmal machen, sondern gleich an der Fachhochschule studieren. 
Der Grund dafür sei nicht etwa eine schlechte Qualität der Ausbildung - diese sei 
sehr gut gewesen - , sondern die Tatsache, daß der Weg über das Studium sehr 
viel einfacher gewesen wäre. Er habe mit Ausbildung und betrieblichen Karriere-
anstrengungen einen doppelten Aufwand betreiben und sich alles selbst aneignen 
müssen, während Fachhochschulingenieure bereits da anfingen, wo Arbeitskräfte 
wie er nur mit außerordentlichen Anstrengungen hinkommen können. Fachhoch-
schulingenieure würden ja von vornherein vom Betrieb „ganz anders aufgebaut". 
Wenn man dagegen im Betrieb ausgebildet wurde, habe man zwar den Vorteil 
vielfältiger Kontakte, bleibe aber immer irgendwie der „ehemalige Lehrbub", der 
sich „hochschaffen" müsse. 
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Der verkürzte Zugang zur Technikerausbildung bringt keine wirkliche Lö-
sung der sich hier abzeichnenden Probleme, da auch der Technikerab-
schluß angesichts der allgemeinen Verknappung von Aufstiegsmöglich-
keiten kurz- und mittelfristig nicht in eine Techniker- oder eine vergleich-
bare Angestelltenposition führ t . 2 1 
Der Bildungsgang erfüllt also nicht die Erwartungen, die er bei Abiturien-
ten (und ihren Eltern) sowohl durch seine Charakterisierung als Sonder-
ausbildung für Abiturienten als auch durch seine Inhalte und durch die 
konkret in Aussicht gestellten Berufsperspektiven weckt. Dies erklärt 
auch die problematische Entwicklung der Teilnehmerzahlen - zumindest 
vordergründig. 
(2) Dahinter steht nämlich eine vermutlich generellere Problematik: 
Ursache für die krisenhafte Entwicklung des interessierenden Bildungs-
gangs war und ist nach den Aussagen von betrieblicher Seite zunächst ein 
kontinuierlicher Rückgang von Zahl und Quali tät der Bewerber um diese 
Sonderausbildung; dieser Rückgang ist seinerseits bedingt durch sinkende 
Attrakt ivi tä t dieses Bildungsgangs. Dieser Sachverhalt hat bei manchen 
Betrieben zur völligen Aufgabe, bei anderen zur Reduktion der Ausbi l -
dungszahlen geführ t . 2 2 
Bewerbermangel und Unattrakt ivi tät dieses Bildungsgangs sind jedoch 
nicht zufällig. Dahinter stehen ein als inadäquat angesehener Einsatz sei-
ner Absolventen, ihre fast durchgängige E inmündung in den Facharbei-
terstatus und eine entsprechende Einstufung in Facharbeiterlohngrup-
pen . 2 3 D ie Absolventen kommen alle auf Positionen, die vor ihnen von 
21 Im Ergebnis dieser Entwicklungen kommt es im übrigen - entgegen den Er-
wartungen und Zielsetzungen bei der Schaffung dieses Bildungsgangs und bei 
seiner Ausrichtung auf schwache Abiturienten und Studienabbrecher - doch 
zu nicht unerheblichen Abwanderungen der Absolventen zur Fachhochschule 
oder Universität. 
22 Dabei kann dieser Zusammenhang auch ein indirekter sein: Einer der unter-
suchten Betriebe war gezwungen, die Ausbildung in einer bestimmten Fach-
richtung aufzugeben, da die anderen Betriebe, die die entsprechende Kolle-
giatenklasse des Standorts beschickten, ihre Ausbildungsaktivitäten wegen 
Mangels an geeigneten Bewerbern stoppten und deshalb die Klasse nicht mehr 
die nötige Mindestgröße erreichte. 
23 Eine Ausnahme sind in diesem Zusammenhang die in einem der untersuchten 
Betriebe ausgebildeten Technischen Zeichnerinnen, die natürlich Angestell-
tenstatus und -entlohnung erreichen. 
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normal ausgebildeten Facharbeitern besetzt gewesen waren; spezielle, neu 
geschaffene Arbei tsplätze bzw. ein eigenständiges Einsatzniveau gibt es 
nicht. Inadäqua te r Einsatz, mangelnde Attraktivi tät und Bewerberproble-
me verstärken sich na tu rgemäß wechselseitig, sie bilden einen negativen 
Zi rke l . 
Um dies am Beispiel der Verhältnisse in einem der untersuchten Großbetriebe zu 
konkretisieren, der trotz seines großen Namens und intensiver Werbung immer 
größere Schwierigkeiten hat, Abiturienten für diese Ausbildung zu gewinnen: 
Vom ersten Jahrgang abgesehen wurden die Absolventen hier alle auf Facharbei-
terpositionen eingesetzt, und das heißt in der Regel auch in Schicht. Dies wird 
von den jungen Technologiekollegiaten angesichts der ihnen bei Ausbildungsbe-
ginn in Aussicht gestellten Positionen und ihrer zusätzlichen Ausbildungsinhalte 
sehr negativ vermerkt. Ein höherwertiger Einsatz und die damit verbundene Dif-
ferenzierung innerhalb der Facharbeiterschaft aber, die eine Lösung dieses Pro-
blems bringen könnte, wird von betrieblicher Seite entschieden abgelehnt: Dies 
sei wegen Gruppenarbeit und der Notwendigkeit von Selbststeuerung „tech-
nisch" nicht möglich; eine homogene Lohnstruktur sei Voraussetzung für eine 
flexible Arbeitsorganisation. 
Der Betrieb verweist die unzufriedenen Technologiekollegiaten auf die weitere 
berufliche Entwicklung, für die sie ja ein Plus mitbrächten. Sie müßten sich aber 
bewähren wie alle anderen Facharbeiter auch und würden auf keinen Fall von 
vornherein Facharbeitern mit höherer Betriebszugehörigkeitsdauer vorgezogen. 
Hintergrund: Eine Bevorzugung und vor allem eine sofortige Ernennung zum 
Technischen Angestellten würden großen Ärger im Betrieb erzeugen. 
Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß die Stabilisierungsprobleme 
dieses Bildungsgangs offenbar bedingt sind durch mangelnde Möglichkei-
ten der Betriebe, im Einsatz zu differenzieren. 2 4 D ie Tatsache, daß die 
Enthierarchisierung der betrieblichen Strukturen eine generelle Tendenz 
ist, bedeutet für die beteiligten Jugendlichen ein generell großes Risiko, 
ihre Erwartungen realisieren zu können . 
(3) Z u diesen Problemen kommen Arbeitsmarktrisiken, die weniger direkt 
sichtbar sind: Der Bildungsgang vermittelt aufgrund seiner Beschränkung 
auf eine begrenzte Zahl von Betrieben und ein Bundesland einen A b -
schluß, der auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keinen höheren Wert hat 
als ein normaler Facharbei terabschluß. Zudem dürfte das Selektionskrite-
rium „schlechtes Abi tur" bzw. „Studienabbruch" seinen Wert auf dem re-
gionalen Arbeitsmarkt einschränken. 
24 Ob diese Aussage generalisierbar ist für alle Betriebe, die ihre Beteiligung ein-
gestellt oder reduziert haben, ist natürlich offen; doch erscheint dies ange-
sichts der genannten Begründungen recht wahrscheinlich. 
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V o r allem aber beinhaltet natürlich die krisenhafte Entwicklung dieses B i l -
dungsgangs eine relativ hohe Wahrscheinlichkeit, daß er früher oder spä-
ter aufgegeben wird. Dies aber würde für seine Absolventen bedeuten, 
daß sie auf Dauer „ein versprengtes T rüppchen" bleiben, d.h. ihre Qualifi-
kation auf dem Arbeitsmarkt nicht angemessen verwerten können. 
1.4 Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für die traditionellen 
Arbeitskräftegruppen und das Duale System 
Durch die Schaffung des neuen Bildungsgangs wurde na turgemäß die 
Konkurrenz um Aufstiegsmöglichkeiten vom Facharbeiterniveau in mitt-
lere Positionen potentiell verschärft. D ie Betriebsleitungen in den unter-
suchten Betrieben haben, wie gezeigt, aus einleuchtenden Gründen diese 
Konkurrenz zugunsten einer formalen Gleichbehandlung von Facharbei-
tern mit und ohne Abi tur entschieden. Damit sind die Aufstiegschancen 
der traditionell ausgebildeten Facharbeiter erst einmal nicht tangiert. Ne-
gative Rückwirkungen des neuen Bildungsgangs auf die Attrakt ivi tät der 
normalen dualen Ausbildung sind also nicht zu erwarten. 
Allerdings ist diese Aussage einzuschränken, wenn und soweit sich die 
Technologiekollegiaten - wie von betrieblicher Seite ja vielfach als Ant -
wort auf deren Ent täuschung als Perspektive formuliert - im weiteren Be-
rufsverlauf schneller und häufiger „bewähren" , d.h. Aufstiege realisieren 
können . 
D a ß in dieser Ambivalenz Allgemeineres zum Ausdruck kommt, zeigt der 
zweite Fal l einer Sonderausbildung für Abiturienten. 
2. Die Ausbildung zum Produktionstechniker 
Bei der Ausbildung zum Produktionstechniker handelt es sich um eine 
recht sophistizierte ausbildungs- und personalpolitische Innovation, die 
Mitte der 80er Jahre von einem großen Betrieb der Chemischen Industrie 
geschaffen wurde. Dieser Weg hat bei seiner Entstehung für einiges Auf-
sehen und auch für eine gewisse Unruhe in den Ausbildungsabteilungen 
der Chemischen Industrie gesorgt, aber kaum Nachahmung gefunden. 
De r neue Weg existiert in zwei Varianten: In einer ersten, 1984 geschaffe-
nen Form kombiniert er in spezifischer Weise die Ausbildung von Abitu-
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rienten zu Chemikanten im Dualen System, ihre Fortbildung zum Indu-
striemeister, eine betriebsspezifische Weiterbildung sowie ein neuartiges 
Berufsverlaufsmuster - also all die Elemente, die neue Wege konstituie-
ren können. In seiner zweiten, 1987 vor allem auf Drängen des Betriebs-
rats geschaffenen Variante stellt er eine Weiterbildung für Industriemeister 
Chemie dar. 
D i e Schaffung dieses neuen mittleren Wegs wurde vom Unternehmen ex-
plizit als Experiment angelegt und ausgewiesen. Ü b e r seine Fortführung 
sollte erst auf der Basis einiger Jahre Erfahrung entschieden werden. E r 
wurde Anfang der 90er Jahre in der Variante einer Sonderausbildung für 
Abiturienten, 1995 gänzlich aufgegeben. 
A u c h bei diesem Bildungsgang handelt es sich also um einen unter denk-
bar günstigen Voraussetzungen geschaffenen Sonderausbildungsgang für 
Abiturienten, der von der Ausbildungsseite her sehr gut durchkonstruiert 
war, der sich aber nicht durchsetzen konnte. 
2.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
D i e Charakteristika und Rahmenbedingungen des neuen Wegs unterschie-
den sich je nach der Zielgruppe, jedoch wurden der Bildungsgang für A b i -
turienten und der für Meister ab einem bestimmten Punkt zusammenge-
führt (Modell eines umgekehrten Y ) . Sie werden im folgenden nacheinan-
der dargestellt. 
(1) Der Bildungsgang für Abiturienten gliederte sich in eine auf zwei Jahre 
verkürzte Ausbildung zum Chemikanten nach dem Berufsbildungsgesetz, 
mit einem Abschluß vor der I H K ; eine direkt anschl ießende dreijährige 
Fortbildung zum Industriemeister Chemie, ebenfalls mit einer Prüfung 
vor der I H K ; sowie eine mit der Fortbildung zeitlich parallel laufende be-
triebsspezifische Weiterbildung, die mit einer betrieblichen Prüfung zum 
Produktionstechniker abschloß. In der Phase der Fort- und Weiterbildung 
wurden die Abiturienten bereits im Betrieb eingesetzt, in der Regel ganz 
gezielt auch in der Produktion und in Schichtarbeit wegen der damit ver-
bundenen fachlichen und sozialen Erfahrungen. 
D i e curriculare und didaktische Konstruktion des gesamten Aus- und 
Fortbildungsgangs und seiner verschiedenen theoretischen und prakti-
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
schen Qualifizierungsprozesse erscheinen sehr durchdacht und sehr gut 
integriert. 2 5 Dies erklärt auch die Möglichkeit einer Kompression des ge-
samten Qualifizierungsprozesses, der unter normalen Bedingungen sechs 
Jahre länger dauern würde (ein Jahr länger die Erstausbildung, drei Jahre 
Berufspraxis vor Antritt der Meisterausbildung sowie zwei Jahre Weiter-
bildung zum Produktionstechniker vor oder nach der Meisterausbildung). 
In den ersten Jahren nach dem Start dieses Bildungsgangs begannen jähr-
lich etwa 20 bis 25 Abiturienten diese Ausbildung. Voraussetzung für die 
Aufnahme in diesen Bildungsgang waren gute Abiturnoten in Mathema-
tik, Physik und Chemie sowie gute Ergebnisse bei einem Test, der vor al-
lem Koopera t ionsvermögen und Durchsetzungsfähigkeit feststellen sollte. 
Die Abiturienten bekamen zunächst nur einen normalen Ausbildungsver-
trag, jedoch verbunden mit einer Bereitschaftserklärung des Unterneh-
mens, ihnen unter bestimmten Bedingungen - vor allem bei gutem A b -
schluß der Ausbildung - einen Fortbildungsvertrag zum Produktionstech-
niker anzubieten. 
In den ersten beiden Ausbildungsjahren erhielten die Auszubildenden ei-
ne Ausbildungsvergütung, nach zwei Jahren bereits das volle Gehalt des 
Chemikanten, in der Regel ergänzt durch die hohen Schichtzulagen der 
25 Die Ausbildungsphase vermittelte alle Kenntnisse und Fertigkeiten des Be-
rufs nach der gültigen Ausbildungsordnung innerhalb von zwei Jahren; dazu 
kamen aber auch schon theoretische Inhalte der Fortbildung zum Industrie-
meister Chemie, da man möglichst früh an die schulischen Kenntnisse und die 
Lernprozesse des Gymnasiums anknüpfen wollte. 
Während der Fort- und Weiterbildungsphase wurde der Einsatz im Betrieb, 
der dem Erwerb von Kenntnissen über Betriebspraxis, Betriebsstruktur und 
soziale Gegebenheiten diente, ergänzt durch theoretische Schulung in neun 
Blöcken eines ganztägigen Blockunterrichts von jeweils ca. fünf Wochen, in 
dem die noch nicht behandelten Inhalte der Fortbildung zum Industriemeister 
Chemie und die der betriebsspezifischen Weiterbildung zum Produktionstech-
niker vermittelt wurden. Diese Phase wurde abgeschlossen zum einen durch 
eine in drei Teile gegliederte Meisterprüfung vor der IHK; deren fachüber-
greifender Teil wurde nach dem ersten Jahr der Fortbildung abgelegt, da in 
diesem Jahr alle in der Erstausbildung noch nicht erworbenen Kenntnisse der 
Fortbildung zum Industriemeister Chemie vermittelt wurden. Zum anderen 
erfolgte eine auf zwei Abschnitte aufgeteilte betriebliche Prüfung zum Pro-
duktionstechniker. 
Inhalt der betriebsspezifischen Weiterbildung zum Produktionstechniker, d.h. 
der Qualifizierungsprozesse, die über den Meisterabschluß hinausgehen, wa-
ren vor allem vertiefte Kenntnisse in Chemie, Verfahrenstechnik, Angewand-
ter Informatik sowie Führungsverhalten/Führungstechnik. 
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Chemischen Industrie. Nach Abschluß der Produktionstechnikerprüfung 
sollten sie auf jeden Fall einen Arbeitsplatz erhalten (Übernahmegaran-
tie), zudem einen Angestelltenvertrag sowie etwa das Anfangsgehalt des 
Fachhochschulingenieurs. 
Bedenkt man diese positiven Einstiegsperspektiven und die Tatsache, daß 
Fort- und Weiterbildung während der Arbeitszeit erfolgten, war das ein 
Bildungsgang, der den jungen Arbeitskräften viele Vorteile bot. Zudem 
gab es bestimmte Absicherungen der Qualität der Aus- und Fortbildung 
durch eine umfangreiche Betriebsvereinbarung, die die Gliederung und die 
Inhalte der Prüfung, die paritätische Besetzung der Prüfungsausschüsse, 
die Möglichkeiten der Prüfungswiederholung etc. regelte. 
(2) Der 1987 eröffnete „Seiteinstieg" in den Bildungsgang für Industrie-
meister Chemie setzte neben dem Meisterbrief eine betriebliche Eignungs-
prüfung voraus, mit der sichergestellt werden sollte, daß die wesentlichen 
Inhalte der Industriemeisterfortbildung noch verfügbar waren. 
Für diese Meister - im Jahr 1987 zunächst nur zwölf, später aber zuneh-
mend mehr - begann die Weiterbildung zum Produktionstechniker auf 
dem Niveau, das die Abiturienten nach dem ersten Fort- und Weiterbil-
dungsjahr erreicht haben; der Weiterbildungsgang für Meister dauerte al-
so zwei Jahre. Der Unterricht erfolgte zunächst getrennt, gegen Ende der 
gesamten Fort- und Weiterbildungszeit gemeinsam mit den Abiturienten. 
2.2 Die betrieblichen Interessen an der Ausbildung zum Produktions-
techniker 
Ausgangspunkt der Entstehung dieses Bildungsgangs war die Initiative 
des Leiters eines chemischen Produktionsbetriebs, der im Laufe von zwei 
Jahren auch andere Betriebsleiter und die Ausbildungs- und Personalab-
teilung für seine Idee gewann. Das Konzept wurde dabei na turgemäß 
auch etwas modifiziert, unterschiedliche Interessen lagerten sich an, es 
entstand so etwas wie ein integriertes betriebliches Interesse. 
Die verschiedenen und zum Teil unterschiedlich akzentuierten Argumente, 
mit denen die Schaffung der Abiturientenausbildung zum Produktions-
techniker schließlich begründet wurde, lassen sich zu Angebotsargumenten 
(1) einerseits und Bedarfsargumenten (2) andererseits zusammenfassen. 
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(1) E i n erster Komplex von Begründungen bezog sich auf die Angebotslage: 
Der Betrieb wollte das besondere Qualifikationspotential der geburten-
starken Jahrgänge, insbesondere das große Angebot an Abiturienten, die 
nicht studieren konnten oder wollten, für die Stärkung seines Potentials 
an naturwissenschaftlichen Fachkräften für die Produktion nutzen. Man 
orientierte sich dabei u.a. an den eigenen langjährigen guten Erfahrungen 
mit der Ausbildung von Abiturienten zu Wirtschaftsassistenten. Der Be-
trieb war sich aber darüber im klaren, daß er, um die Attrakt ivi tät dieses 
Wegs für Abiturienten sichern und genügend Abiturienten rekrutieren 
und an den Betrieb binden zu können, attraktive Angebote machen muß-
te; denn der Einstiegsberuf des Chemikanten genießt wenig Reputation 
und der des Produktionstechnikers war zunächst neu und völlig unbe-
kannt. Der skizzierte anspruchsvolle Aus- und Fortbildungsweg mit sei-
nen vergleichsweise sehr guten Bedingungen, vor allem aber ein hoch an-
gesetztes Einsatzfeld und Entlohnungsniveau sollten die notwendige A t -
traktivität sicherstellen. 
Bei den über „Seiteinstieg" zur Produktionstechnikerfortbildung stoßen-
den Meistern standen Angebotsaspekte zwar zunächst nicht im Vorder-
grund; jedoch wurde natürlich durch die potentielle Konkurrenz der Pro-
duktionstechniker mit Abi tur und durch das Angebot einer Teilnahme an 
diesem Weg die Weiterbildungsbereitschaft der Meister mobilisiert. 
(2) E i n zweiter Komplex von Begründungen stützte sich auf Bedarfsargu-
mente: 
Die Schaffung einer Aus- und Fortbildung von Abiturienten zu Produkti-
onstechnikern wurde zum einen begründet mit einem Bedarf an Speziali-
stenqualifikationen auf hohem Niveau für Sonderaufgaben, die bislang 
durch die Betriebsleiter zu erledigen waren, diese aber aufgrund ihres 
wachsenden Umfangs zunehmend überforderten. Dabei ging es zum ei-
nen um wissenschaftlich geprägte Aufgaben im Zusammenhang mit U m -
weltschutzauflagen, gesetzlichen Vorschriften und Verordnungen sowie 
Regelungen zum Arbeitsschutz: um die Erarbeitung von Konzessionsun-
terlagen; das Erstellen von Fehlerbaumanalysen und Unterlagen für Si -
cherheitsanalysen; das Erarbeiten von Maßnahmen zur Risikominimie-
rung, von Alarmplänen und Sicherheitsübungen etc. Zum anderen ging es 
um Aufgaben im Zusammenhang mit der Einführung neuer Technologien 
und um die wachsenden Erfordernisse der Qualitätssicherung: um die Be-
wältigung der Anforderungen der Verfahrenstechnik und der angewand-
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ten betriebsspezifischen Informatik; um die flexible Reaktion auf Störfäl-
le; um die systematische Ermittlung von Schwachstellen und die Anre-
gung möglicher Verbesserungen in diesem Bereich etc. 
A l s zweiter Komplex von Bedarfsargumenten wurden Veränderungen 
und Probleme im mittleren Management, insbesondere im Bereich der 
Meister, angeführt: Generell haben ja Meister in der Chemischen Indu-
strie, vor allem in der Produktion, eine außerordent l ich große Bedeutung, 
die auf ihrer im Durchschnitt langjährigen Betriebs- und Anlagenerfah-
rung, ihrer Anleitungs- und Unterstützungsfunktion für das teilweise nur 
angelernte Personal und nicht zuletzt darauf basieren, daß sie es sind, die 
nachts die Verantwortung für den Produkt ionsprozeß tragen und nur im 
Notfall den Betriebsleiter rufen können. Nun gab es im untersuchten Be-
trieb in den vorhergehenden Jahren gewisse Probleme oder Befürchtun-
gen in bezug auf die Reproduktion des für diese Aufgaben geeigneten 
Führungspotent ia ls : Die Vorruhestandsregelungen hatten einen Ader laß 
gerade bei den erfahrensten Meistern ausgelöst. Es bestanden Befürch-
tungen, aus dem Reservoir der bislang ausgebildeten Chemikanten, die 
als wenig entwicklungsfähig angesehen wurden, künftig keine ausreichend 
qualifizierten Meister heranziehen zu können . Aber auch neue und für 
traditionell qualifizierte Meister schwierig zu bewält igende Anforderun-
gen traten im Zusammenhang mit den neuen Technologien auf. 
A u c h für diesen Problemkomplex hoffte man, mit dem Produktionstech-
niker mit Abi tur eine Lösung zu finden: E r sollte früher oder später an-
spruchsvollere Führungsaufgaben in der Produktion übernehmen und da-
mit das Führungskräftepotential unterhalb des Betriebsleiters nachhaltig 
verbessern. Gute Kenntnisse der Naturwissenschaften und der Mathema-
tik, Abstrakt ionsvermögen, Verständnis für die Symbole der Regelungs-
und Steuerungstechnik und dadurch erleichterte Flexibilität zum einen, 
„Praxisnähe" , d.h. konkrete Erfahrung mit den betrieblichen Produkti-
onsprozessen, mit den Verhaltensweisen, Stärken und Schwächen der A r -
beiter zum anderen wurden als Elemente des Qualifikationsprofils des 
Produktionstechnikers mit Abi tur angesehen, mit denen diese Aufgaben 
zu bewältigen wären. A u f diese Qualifikationselemente waren denn auch 
die skizzierten Modali täten des neuen Bildungsgangs für Abiturienten -
Selektion, Inhalt des Unterrichts, betriebliche Qualifizierungs- und Pra-
xisphasen in der Produktion etc. - ausgerichtet. 
Das Verhältnis zwischen diesen beiden Bedarfsschwerpunkten - wissen-
schaftliche Spezialistenfunktionen, hochqualifizierte Führungsfunktionen 
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- war lange nicht eindeutig geklärt, ja umstritten und wurde deshalb in 
der Untersuchung nur in begrenztem Umfang transparent. A l s Kompro-
mißformel wurde das Z ie l eines Einsatzes „je nach konkreten Bedingun-
gen" und einer „Ent las tung des Betriebsleiters" formuliert. Verschiedene 
Indikatoren weisen darauf hin, daß bei der Schaffung des Produktions-
technikers zunächst das Z ie l einer Erneuerung des mittleren Führungs-
personals im Vordergrund stand, daß sich aber dann im Laufe der Zeit 
der Akzent verschob zugunsten eines Einsatzes der Produktionstechniker 
für Stabsaufgaben. 
Hintergrund dieser Umakzentuierung waren Widers tände gegen den Pro-
duktionstechniker und daraus resultierende Durchsetzungsprobleme: V o r 
allem am Anfang gab es innerhalb des Betriebs Widers tände gegen das 
neue Aus- und Fortbildungskonzept; einzelne Betriebsbereiche beteilig-
ten sich nicht und wurden dazu auch nicht gezwungen. Diese Widers tände 
wurden vornehmlich begründet mit der Befürchtung einer „Entmut igung" 
der traditionellen Meister, aber auch mit der Ablehnung einer neuen Hier-
archieebene. 
Die Umakzentuierung der Einsatzziele und die Öffnung eines Seiteinstiegs 
für Meister sollten zur Bewältigung dieser Durchsetzungsprobleme beitra-
gen. Qualifikatorisches Z ie l dieser Öffnung eines Seiteinstiegs für Meister 
war der nicht nur sehr erfahrene, sondern auch theoretisch höherqualifi-
zierte - und damit auch: für bestimmte Haftungsfragen und Führungsauf-
gaben besser legitimierte - Meister, der auch unter veränder ten Rahmen-
bedingungen wieder in etwa die Position des traditionellen Obermeisters 
einnehmen konnte. 
2.3 Die Bildungsteilnehmer und ihre Interessen, die Probleme des 
Bildungsgangs - und sein Ende 
(1) Die Durchsetzung der neuen Aus- und Fortbildung auf dem Ausbi l -
dungsmarkt für Abiturienten war zunächst nicht selbstverständlich, da der 
Bildungsgang ja unbekannt war und der Einstiegsberuf Chemikant ein 
problematisches Image hatte. Der Betrieb hat aber die Bezeichnung des 
neuen Bildungsgangs getestet und viel Werbung betrieben, auch überre-
gional, und war bald mit einer großen Bewerbernachfrage konfrontiert, 
die starke Selektion ermöglichte. 
Wenige Jahre später aber machten sich die ersten Anzeichen einer (auch 
demographisch mitbedingten) Wende bemerkbar: Es wurde schwieriger, 
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immer noch entsprechend qualifizierte Abiturienten in der gewünschten 
Zahl zu rekrutieren, und es kam zu nicht ganz vereinzelten Abwanderun-
gen von Teilnehmern während des Aus- und Fortbildungsgangs zum Stu-
dium. Das Interesse der Abiturienten an diesem Bildungsgang erwies sich 
also als begrenzt. Man kann davon ausgehen (Befragungen waren in die-
sem Fal l nicht möglich), daß er für viele dieser Abiturienten, die ja sehr 
gute Noten in den naturwissenschaftlichen Fächern hatten, nur eine Ver-
legenheits- oder Überbrückungslösung angesichts des Numerus Clausus 
an den Hochschulen darstellte. Vermutlich hat aber auch die im Betrieb 
gemachte Erfahrung, daß die potentiellen Einsatzbereiche umstritten wa-
ren, dazu beigetragen, daß manche dieser jungen Arbeitskräfte dann doch 
lieber an die Universität gingen. 
Es gab also kein stabilisierungsfähiges Interesse von Seiten gut qualifizier-
ter Abiturienten für diesen Bildungsgang. Die bei dieser Ausbildung vor-
ausgesetzten sehr guten Abiturnoten dürften dieses Problem noch einmal 
verschärft haben, da sie die Ansprüche an spätere Berufsperspektiven 
stärken und den Wechsel zur Universi tät erleichtern. 
(2) Sowohl der Rückgang an geeigneten Abiturienten als auch gelegentli-
cher Ausfall von Aus- und Fortbildungsteilnehmern durch Abwanderung 
zum Studium wurden zunächst aufgefangen dadurch, daß man den Ante i l 
der Meister an den Teilnehmern erhöhte . Später beschloß der Betrieb ei-
ne Aussetzung der Rekrutierung von Abiturienten für diesen Bildungsgang 
auf zwei Jahre (bei Fortführung als Weiterbildung für Meister), noch spä-
ter die gänzliche Aufgabe dieser Abiturientenausbildung. Hintergrund die-
ser Entscheidung war zum einen die nun ganz massive Schwierigkeit, über-
haupt Abiturienten für die Ausbildung zu rekrutieren. Dazu kam zum an-
deren die Tatsache, daß mittlerweile schon eine größere Zahl von Produk-
tionstechnikern im Einsatz war, möglicher Bedarf also abgesättigt er-
schien. Drittens aber bestanden zum Tei l immer noch Probleme, für Pro-
duktionstechniker mit Abi tur einen adäquaten und allgemein - auch von 
den Meistern und Chemikern - akzeptierten Platz zu sichern. Der Pro-
duktionstechniker hatte insgesamt „weniger Lobby" als etwa sein Pen-
dant im kaufmännischen Bereich, der Wirtschaftsassistent - ein Beruf, für 
den der Betrieb auch zu diesem Zeitpunkt noch immer viele Bewerber 
mit Abi tur hatte. 
Die freiwerdenden Kapazi tä ten der Fortbildung zum Produktionstechni-
ker wurden mit Meistern aufgefüllt. Aus dem Sonderausbildungsgang für 
Abiturienten wurde damit eine anspruchsvolle Weiterbildung für Meister. 
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(3) Doch war dies noch nicht das Ende der aufschlußreichen Geschichte 
dieses Bildungsgangs: 1995 ist, wie bereits erwähnt , dieser Bildungsgang 
gänzlich - d.h. also auch in der Variante einer Weiterbildung für Chemie-
Meister - ausgelaufen. Hintergrund der Entscheidung, diese Weiterbil-
dung nicht mehr fortzuführen, waren vor allem Probleme eines angemes-
senen Einsatzes der zu Produktionstechnikern weitergebildeten Meister; 
in den Jahren vorher waren zunehmend weniger Absolventen dieses B i l -
dungsgangs auf entsprechende Positionen gekommen. Denn mit den etwa 
250 Arbeitskräften, die im Verlauf von zehn Jahren insgesamt ausgebildet 
worden waren (über die Jahre zusammengerechnet etwa 50 % ehemalige 
Abiturienten und 50 % ehemalige Meister), war der Bedarf (die Aufnah-
mekapazi tä t ) für diesen Typ von Arbeitskräften gesättigt. 
Dazu kam eine Entwicklung, die diese Entscheidung erleichterte: Eine ört-
liche Technikerschule startete - nach langjährigen Vorbereitungen, an de-
nen auch die Aus- und Fortbildungsverantwortlichen des Unternehmens 
beteiligt gewesen waren - eine Fortbildung zum Betriebstechniker. Das 
Unternehmen kann damit seine Arbeitnehmer auf eine Alternative ver-
weisen. 
Diese Alternative weist allerdings gegenüber dem bisher praktizierten, 
zum Produktionstechniker führenden Bildungsgang einige zentrale Unter-
schiede auf: Z u m einen hat der Betrieb, da er nicht über die Teilnahme 
entscheidet, nun keine moralische Verpflichtung zu einem der erworbe-
nen Qualifikation entsprechenden Einsatz der Absolventen mehr. D e m 
steht auf der anderen Seite die Tatsache gegenüber , daß es sich um eine 
Technikerausbildung einer öffentlichen Schule mit entsprechendem Zerti-
fikat handelt, das einen höheren Wert auf dem allgemeinen Arbeitsplatz 
verspricht. U n d drittens liegt diese Fortbildung, wenn sie analog der Tech-
nikerausbildungen konstruiert ist, ein Niveau tiefer, setzt also nur eine 
duale Ausbildung und zwei Jahre Berufserfahrung voraus; damit dürfte 
diese neue Fortbildung, auch wenn sie als Ersatz für den Weg zum Pro-
duktionstechniker gilt, wohl kaum direkt (ohne weitere Zwischenstufen) 
auf dieselbe Ebene wie der aufgegebene Bildungsgang und in die entspre-
chende Lohngruppe führen. 
Damit wird der ursprünglich als Sonderausbildung für Abiturienten ge-
schaffene Bildungsgang über einige Zwischenstufen abgelöst durch eine 
normale Technikerausbildung. Ihre Attrakt ivi tät für die verschiedenen 
Nachwuchsgruppen und ihren Erfolg im Hinblick auf Einsatz- und Auf-
stiegsperspektiven m u ß die Zukunft zeigen. 
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2.4 Die Konsequenzen des Bildungsgangs für die traditionellen Ar-
beitskräftegruppen und das Duale System 
Die Folgen des neuen Bildungsgangs für die Arbei tskräf tegruppen, die ih-
re Qualifikation im Dualen System erworben haben, und für dieses selbst 
sind in mehrfacher Hinsicht ambivalent: Einerseits bedeutet natürlich die 
Schaffung einer Ausbildung von Abiturienten zu Produktionstechnikern, 
die Führungsaufgaben in der Produktion übernehmen sollten, eine Proble-
matisierung des Ansehens des klassischen Wegs zum Meister und zugleich 
eine erhebliche Konkurrenz für Meister bzw. Meisteranwärter . W ä r e die-
ser Bildungsgang nur auf Abiturienten beschränkt geblieben, hät te er sich 
also nicht in der geschilderten Weise weiterentwickelt, die schließlich sein 
Ende bedeutete, dann hät te er zweifellos negative Konsequenzen für die 
duale Ausbildung von Chemikanten zumindest in diesem Betrieb gehabt 
und ihre Reputation und Attrakt ivi tät noch einmal geschwächt. 
D e m stehen andererseits mehrere Sachverhalte gegenüber: Z u m einen 
besteht ja auch der Bildungsgang für Abiturienten zu einem wesentlichen 
Tei l aus Elementen des Dualen Systems (Erstausbildung, Fortbildung zum 
Meister), die für diesen Zweck in besonderer Weise kombiniert, kompri-
miert und durch betriebsspezifische Weiterbildung ergänzt wurden. Dies 
änder t zwar nichts an den angesprochenen (potentiellen) negativen K o n -
sequenzen für die klassischen Arbei tskräf tegruppen des Dualen Systems; 
es demonstriert jedoch sehr anschaulich dessen Entwicklungspotentiale 
bei flexibler und phantasievoller Nutzung - Potentiale, die auch für seine 
klassische Klientel genutzt werden könnten (und vielerorts ja genutzt 
werden). 
Dazu kommen Sachverhalte, die mit der speziellen Geschichte dieses B i l -
dungsgangs zusammenhängen: Z u m einen wurde ja, wie geschildert, der 
Bildungsgang nach einigen Jahren für klassische Meister geöffnet und da-
mit zu einer Weiterbildung für diese, die zum Einsatz- und Entlohnungs-
niveau von Fachhochschulingenieuren führen konnte. Damit ist - unge-
wollt - eine A r t Oberstufe des Dualen Systems für Meister entstanden, 
die ihre Position gegenüber (Fach-)Hochschulabsolventen qualifikatorisch 
stärkt . 
Schließlich ist natürlich auch zu vermuten, daß die Erfahrung, daß lei-
stungsfähige Abiturienten den Weg in die Produktion nur mangels Alter-
nativen zu gehen bereit sind, sowie das schrittweise Ende dieses Bildungs-
gangs für Abiturienten im Betrieb das Bewußtsein für den Wert des Wegs 
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„von der Pieke auf" in Führungsposi t ionen der Produktion wieder ge-
schärft haben. 
3. Zusammenfassung und erste Schlußfolgerungen 
(1) B e i den Ausbildungen von Abiturienten zu Technologiekollegiaten 
und Produktionstechnikern handelt es sich um zwei von der Ausbildungs-
seite her gut durchdachte und, soweit zu beurteilen, auch qualifiziert durch-
geführte Bildungsgänge, die zudem weitere Perspektiven im öffentlichen 
Bildungssystem (Fortbildung zum Meister bzw. Techniker) umfassen bzw. 
eröffnen. Auch haben sie gute Voraussetzungen dadurch, daß sie von gro-
ßen und guten Ausbildungsbetrieben konzipiert und durchgeführt werden 
bzw. wurden, im Fall der Ausbildung zum Technologiekollegiaten auch 
dadurch, daß ein besonders anspruchsvoller Typ von Berufsschule betei-
ligt ist. 
(2) Jedoch konnten sich diese Bildungsgänge seit ihrer Entstehung in den 
wirtschaftlich prosperierenden Jahren nicht stabilisieren: Die Ausbildung 
zum Technologiekollegiaten kriselt zunehmend, eine (Re-)Stabilisierung 
erscheint wenig wahrscheinlich, ein völliges Austrocknen durchaus mög-
lich. U n d die Aus- und Fortbildung zum Produktionstechniker wurde ganz 
aufgegeben. 
(3) Die Ursache für diese Entwicklung liegt kurz zusammengefaßt darin, 
daß der mit diesen Bildungsgängen geschaffenen Differenzierung von Erst-
ausbildungsgängen und Abschlüssen keine Möglichkeiten einer vergleich-
baren Differenzierung von Einsatzniveaus und -positionen, vor allem kei-
ne entsprechenden Differenzierungsmöglichkeiten in den Einstiegsberei-
chen, gegenüberstehen. Das Fehlen von Differenzierungsmöglichkeiten 
im Einsatz verstärkt sich na turgemäß mit der Umsetzung der neuen ent-
hierarchisierenden Organisationskonzepte und der Gruppenarbeit. U n d 
die aus einer (zu) großen Differenzierung in den Ausbildungsabschlüssen 
resultierenden Probleme verschärfen sich in dem Maße , in dem es, wie in 
den Betrieben mit Ausbildung von Technologiekollegiaten mehrheitlich 
der Fa l l , mehrere neue Bildungsgänge zwischen klassischer dualer Erst-
ausbildung und Hochschule gibt. 
(4) Betriebliche Strategien einer möglichst großen Differenzierung von 
Ausbildungen und verfügbaren Qualifikationen kommen also mit den 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
neuen Formen der Arbeitsorganisation an ihre Grenzen. Dies ist um so 
mehr der Fal l , je mehr sie gleichzeitig formal besonders gut vorgebildete 
Jugendliche rekrutieren, da diese ihre Ausbildungsentscheidungen gerade 
an einer Einsatzdifferenzierung nach oben hin orientieren. Ja, die Diffe-
renzierungsstrategien der Betriebe kehren sich gegen ihr Interesse an der 
Bindung von Arbeitskräften mit höherer Allgemeinbildung: Wenn es für 
sie nach der Ausbildung keinen konturierten, besonderen und eindeutig 
besseren Einsatzbereich gibt, der ihre Erwartungen befriedigt, wandern 
sie ab zur Hochschule - und sie können dies, da sie das Abi tur haben. Kon-
struktionselemente wie der erleichterte Übergang zur Technikerausbil-
dung bieten hier allenfalls kurzfristige Lösungen, verschärfen das Problem 
aber letztlich, da angesichts der betrieblichen Enthierarchisierungsprozes-
se und wachsender Tendenzen zur Substitution von mittleren Qualifika-
tionen durch Ingenieure Techniker- und Meisterabschlüsse auch nicht 
(schneller) zu besseren Positionen führen; hingegen wird durch den Er-
werb eines solchen Abschlusses die Erwartung anspruchsvollerer Positio-
nen noch einmal verstärkt und die Frustration der Arbeitskräfte bei Schei-
tern dieser Erwartungen noch einmal verschärft. 
(5) Das Schicksal dieser Abiturientenausbildungen zeigt auch, daß die oft 
von den Betrieben und manchmal auch von Arbeitnehmervertretern pro-
pagierte „pluralistische" Strategie, sowohl differenzierte Erstausbildungs-
gänge für verschiedene Vorbildungsgruppen zu schaffen als auch Auf-
stiegswege (mit Hilfe entsprechender Weiterbi ldungsgänge oder auch oh-
ne diese) zu fördern, nicht aufgehen kann. Diese Strategie ist in sich wi-
dersprüchlich und trägt letztlich zur Schwächung beider Wege bei, mögen 
diese von der Ausbildungsseite her auch noch so gut durchdacht sein: 
Neue Differenzierungen in den Zugangswegen zu mittleren und höheren 
Positionen führen zu wachsender Konkurrenz zwischen den verschiede-
nen Arbeitnehmergruppen bei Berufsbeginn und in ihren weiteren Be-
rufswegen. Diese Konkurrenzen und das daraus resultierende Sinken der 
Wahrscheinlichkeit, einen Aufstieg realisieren zu können , schlagen nega-
tiv auf die Attraktivi tät dieser Bildungsgänge zurück und be- oder verhin-
dern ihre Stabilisierung. 
(6) Das Ende der Geschichte des Produktionstechnikers zeigt den „Aus-
weg", den Betriebe in dieser Situation gehen können , um ihre Interessen 
zu realisieren: die Anregung und Stützung einer öffentlich anerkannten 
Aufstiegsfortbildung, die außerhalb des Betriebs durchgeführt wird. Sie 
können einen solchen Bildungsgang zwar nur in begrenztem Umfang in-
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haltlich beeinflussen. Jedoch sind es nun die Arbeitnehmer, die - im H i n -
blick auf das auf dem gesamten Arbeitsmarkt anerkannte Zertifikat, das 
ein solcher Bildungsgang vermittelt - Initiative und Aufwand für diesen 
Qualifizierungsprozeß übernehmen und damit dessen Ergebnisse dem Be-
trieb kostenlos verfügbar machen. U n d vor allem können die Betriebe bei 
solchen Konstruktionen nicht mehr unmittelbar verantwortlich gemacht 
werden für einen Erfolg dieser Weiterbildungen im Hinblick auf Aufstieg: 
Die Arbeitskräfte übernehmen mit der Eigeninitiative für die Teilnahme 
an einer öffentlich geregelten Weiterbildung auch selbst das Ris iko für ein 
eventuelles Scheitern ihrer damit verbundenen Ziele. 
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Duale Ingenieurausbildungen außerhalb der 
(Fach-)Hochschule - die Studiengänge der Berufs-
akademien Baden-Württembergs und Berlins 
Unter den neuen Bildungsgängen zwischen Dualem System und Hoch-
schule haben die dreijährigen dualen Studiengänge, die von den Berufs-
akademien B a d e n - W ü r t t e m b e r g s 2 6 angeboten werden, besondere Bedeu-
tung - sowohl in politischer als auch in quantitativer Perspektive: 
Die Berufsakademien Baden-Wür t tembergs wurden 1974 bzw. (nach einer 
kurzen Vorlaufphase, dem sog. Stuttgarter Modell) 1976 von einigen gro-
ßen und bekannten Firmen der Stuttgarter und Mannheimer Region und 
dem Land Baden-Wür t t emberg geschaffen. Z ie l war im wesentlichen, dem 
wegen der 1969 erfolgten Überführung der Ingenieurschule in den Hoch-
schulsektor (Gründung der Fachhochschulen) befürchteten Mangel an 
praxisnah qualifizierten Ingenieuren zu begegnen. Das Land übernahm 
die Finanzierung der Studienakademien, die Betriebe die Kosten der be-
trieblichen Ausbildung und die Ausbi ldungsvergütungen. 
(1) Die Berufsakademie ( B A ) war von vornherein in besonderer Weise 
umstritten. Es gab Kritik von den Gewerkschaften und den Fachhoch-
schulen, aber auch von den meisten Landesregierungen, darunter auch ei-
nigen konservativen. Die Kri t iken richteten sich - mit unterschiedlichem 
Akzent - auf unzureichende Breite und Wissenschaftlichkeit der vermit-
telten Qualifikationen, auf ihre Betriebsspezifik und die sich daraus erge-
bende Betriebsbindung der Absolventen, auf den großen Einfluß der Be-
triebe auf Ausbildungsinhalte und Auswahl der Studenten sowie auf den 
mit der Konstruktion dieses Bildungsgangs verbundenen Vers toß gegen 
das Prinzip der Freiheit von Forschung und Lehre. Diese und andere K r i -
tiken veranlaßten Bund und Länder , eine bundesweite Anerkennung der 
26 Es ist darauf hinzuweisen, daß es auch in Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein Einrichtungen mit der Bezeichnung „Berufsakademie" gibt; sie sind je-
doch im Sekundarbereich angesiedelt und unterscheiden sich von ihrem Ni-
veau her deutlich von den Berufsakademien Baden-Württembergs und den 
später nach ihrem Muster konstruierten Berufsakademien Berlins und Sach-
sens. 
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Abschlüsse der Berufsakademien zu verweigern. U n d sie veranlaßten die 
Gewerkschaften, sich nicht an den Gremien der Berufsakademien zu be-
teiligen; die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft fordert ihre Über -
führung in Duale Fachhochschulen. 
Kri t ik und Opposition haben die Entwicklung der Berufsakademien in 
Baden-Wür t temberg lange nicht wirklich beeinträchtigt. Es gab wachsen-
de Nachfrage von Betrieben und Abiturienten, darunter auch Nachfrage 
aus anderen Bundesländern . In den ersten 20 Jahren seit ihrer Gründung 
haben sich die Berufsakademien quantitativ gut entwickelt, so daß sie A n -
fang der 90er Jahre - die drei Ausbildungsbereiche Technik, Wirtschaft 
und Sozialwesen zusammengenommen - ca. 12.000 Studierende ausbilde-
ten und jedes Jahr etwa 4.300 Studienanfänger neu aufnahmen. 
(2) In den 90er Jahren jedoch führte die fehlende Anerkennung der B A -
Abschlüsse zu einer neuen Welle bildungspolitischer Diskussionen um die 
Berufsakademie und letztlich auch zu ihrer Anerkennung unter bestimm-
ten Bedingungen. Dieser neuerliche Diskussionsprozeß wurde ausgelöst 
zum einen durch Forderungen der Studenten nach einem bundesweit an-
erkannten Dip lom - Forderungen, die wesentlich bedingt waren durch die 
Verschlechterung der Arbeitsmarktlage, durch spektakuläre Fälle einer 
NichtÜbernahme ganzer Jahrgangsgruppen einzelner großer B A - U n t e r -
nehmen und durch die daraus resultierende Notwendigkeit für B A - A b s o l -
venten, sich auch jenseits der Grenzen von Baden-Wür t t emberg einen 
Arbeitsplatz zu suchen. A u c h die wachsende Thematisierung von Fragen 
der Anerkennung deutscher Abschlüsse auf dem europäischen Arbeits-
markt sensibilisierte für dieses Problem. Dazu kam zum anderen die ver-
schärfte Konkurrenz zwischen Hochschulen und Berufsakademien um öf-
fentliche Mittel für den Hochschulausbau angesichts von Budgetrestrik-
tionen und weiter steigender Abiturientenzahlen; dies reaktivierte die Dis-
kussion um den Platz der Berufsakademie im Bildungssystem und ihre 
Zukunft. 
Nicht zuletzt aber hat zu dieser Diskussion die Tatsache beigetragen, daß 
Baden-Wür t t emberg nach der Wende einige neue Bundes länder für die 
Etablierung von Berufsakademien gewann, daß es in Berl in darüber zu ei-
ner heftigen bildungspolitischen Diskussion kam und - als „Kompromiß lö-
sung" - die Entscheidung fiel, zwar eine Berufsakademie zu gründen, sie 
aber bei Ausbleiben einer bundesweiten Anerkennung innerhalb der fol-
genden zwei Jahre an eine Duale Fachhochschule anzugliedern (vgl. 2.). 
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Damit entstanden in der Frage einer Anerkennung von BA-Abschlüssen 
Handlungs- und Zeitdruck und die Notwendigkeit, sich erneut mit den 
Berufsakademien auseinanderzusetzen. Die neuerliche Diskussion spitzte 
sich also zu auf die Frage der Anerkennung einer Gleichwertigkeit von 
BA-Abschlüssen mit denen von Fachhochschulen; eine Frage, in der eine 
Reihe anderer Fragen (Qualitätsfragen, Berechtigungsfragen etc.) und 
vielfältige Interessen, die sich angesichts der wirtschaftlichen Krise noch 
einmal verschärften, gebündelt , wenn auch nicht immer voll aufgedeckt 
wurden. 
Zur Vorbereitung und Legitimation einer Entscheidung wurden eine Re i -
he von Evaluierungen durchgeführt und Gutachten erstellt. Sie kamen zu 
insgesamt eher positiven Bewertungen, enthielten aber teilweise auch in-
direkt formulierte Kri t iken (Unabhängige Kommission Berufsakademie 
1993). Besonderes Gewicht im weiteren politischen Prozeß hatte die Stel-
lungnahme des Wissenschaftsrats, die - gestützt auf zwei mehrtägige Be-
suche und Gespräche mit Studenten, Professoren und Vertretern ausbil-
dender Betriebe (Wissenschaftsrat 1994, S. 88) sowie Materialien und D a -
ten, die fast ausschließlich von der baden-würt tembergischen Landesre-
gierung zur Verfügung gestellt wurden (Zimmermann, Deißinger 1995) -
zu einem insgesamt positiven Urtei l kam: D i e „an den Berufsakademien 
des Landes Baden-Wür t t emberg ausgebildeten Ingenieure, Betriebswirte 
und Sozialpädagogen erhielten aus der Sicht der Berufspraxis eine von den 
entsprechenden Fachhochschulabsolventen in einzelnen Qualifikations-
merkmalen unterschiedliche, im Gesamtbild jedoch gleichwertige Ausbi l -
dung" (Wissenschaftsrat 1994, S. 77). Diese Aussage „gleichwertig, aber 
nicht gleichartig" wurde von Baden-Wür t t emberg als Votum für eine A n -
erkennung der Abschlüsse der Berufsakademie interpretiert. 
De r Wissenschaftsrat formulierte jedoch einige Einschränkungen: „Es ist 
kein Widerspruch zu den Leistungen, die der Wissenschaftsrat den Be-
rufsakademien in Baden-Wür t t emberg attestiert, wenn die theoretische 
Ausbildung dort als knapp bemessen, gedrängt und auf Anwendungspro-
bleme hin konzipiert eingeschätzt wird" (ebd., S. 78). In bezug auf den 
zweiten Aspekt einer Gleichwertigkeit der Berufsakademie mit der Fach-
hochschule - die Berechtigung für ein weiterführendes Studium - ist das 
Vo tum des Wissenschaftsrats wesentlich zurückhal tender: Ohne sich ex-
plizit gegen ein Promotionsrecht auszusprechen, weist er darauf hin, daß 
in dieser Frage „Konflikte mit anderen, wohlbegründeten Zielen für die 
Ausbildung an Berufsakademien" entstehen können . 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
Eine Reihe weiterer Kritikpunkte kleidet er in die Form von Empfehlun-
gen an das Land: Die Berufsakademien sollten auch für Nichtabiturienten 
und für Bewerber mit Fachhochschulreife geöffnet werden; die Studien-
akademien sollten stärker an der Auswahl der Bewerber beteiligt werden, 
freilich ohne die Letztentscheidung der Betriebe, die ja die Ausbildungs-
plätze vergeben, anzutasten; der Ante i l der hauptamtlichen Lehrkräfte 
der Berufsakademien sollte auf einen Wert von 40 % des gesamten Perso-
nals angehoben und seine Auswahl konsequent an den Berufungsanforde-
rungen, die für Professoren an Fachhochschulen gelten, orientiert werden; 
in den branchenspezifischen Ausbildungsgängen sollten die wissenschaftli-
chen Grundlagen gestärkt werden; die Studienakademien sollten ihre Qua-
litätskontrollen in bezug auf den betrieblichen Tei l des Bildungsgangs ver-
stärken; die Regelung zur Anrechnung von Lernleistungen der Berufsaka-
demie auf ein Studium an der Fachhochschule sollte im Interesse von 
Durchlässigkeit verbessert werden; und last not least sei eine Anpassung 
der Vergütungen von Lehrbeauftragten an Fachhochschulen an die höhe-
ren Vergütungen der Lehrbeauftragten von Berufsakademien angebracht 
(ebd., S. 81 ff.). 
Baden-Wür t t emberg fühlte sich ungeachtet dieser Empfehlungen durch 
die Stellungnahme des Wissenschaftsrats gestützt und forderte eine Gleich-
stellung der Berufsakademie mit der Fachhochschule. D e m schlossen sich 
Berl in und die ostdeutschen Bundes länder an, die auf Anregung von Poli t i -
kern und ostdeutschen Tochterfirmen von baden-würt tembergischen U n -
ternehmen, die an der Berufsakademie beteiligt waren, ebenfalls Berufs-
akademien geschaffen hatten. 
Diesen Forderungen standen die Positionen der Gegner einer Gleichstel-
lung von Berufsakademien mit Fachhochschulen gegenüber: D ie Mehr-
heit der Bundes länder lehnten eine solche Gleichstellung weiterhin ab, 
teilweise mit Bezug auf ihre Universitätsgesetze, im Falle Schleswig-Hol-
steins und Niedersachsens wegen der hier bestehenden „Berufsakademi-
en" mit anderem Status, zum Teil aber auch ohne nähere Begründung 
(Zimmermann, Deißinger 1995, S. 447 ff.). 
A u c h von seiten der gesellschaftlichen Gruppen gab es neben der erwähn-
ten Ablehnung durch die Gewerkschaften verschiedene ablehnende Stel-
lungnahmen in dieser Frage. Stellvertretend dafür sei die Position der 
Deutschen Kommission für Ingenieurausbildung ( D K I ) angeführt, in der 
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eine Vielzahl von Verbänden mi twirkt . 2 7 D ie Mehrheit dieser Verbände 
sprach sich „für eine Überführung der Berufsakademien in den Geltungs-
bereich der Fachhochschulgesetze aus, wobei auch kooperative, berufsin-
tegrierende Organisationsformen von Fachhochschulen denkbar sein soll-
ten" (internes Papier der D K I vom August 1995). Wenn die für die Aus-
bildung von anwendungsorientierten Ingenieuren maßgebenden Stan-
dards durch eine Evaluierung festgestellt seien, könne eine generelle A n -
erkennung der Ingenieure von Berufsakademien durch die zuständigen 
Gremien erfolgen. Duale Elemente der Ausbildung sollten bei entspre-
chendem Bedarf der Wirtschaft auch an Fachhochschulen erprobt und 
weiter ausgebaut werden. Zur Begründung dieses Votums wird darauf 
hingewiesen, für ein drittes Qualifikationsprofil neben Fachhochschul-
und Hochschulingenieuren bestehe keine Notwendigkeit, dieses könne die 
internationale Anerkennung der deutschen Ingenieure beeinträchtigen. 
Weitere Äußerungen in dieser Richtung gab es von seiten des Verbandes 
der Mitarbeiter an Berufsakademien ( V D M A ) , der schon seit längerem 
nachhaltige Kri t ik an bestimmten Merkmalen der Berufsakademie geübt 
hatte und nun für eine Überführung der bestehenden Berufsakademien in 
den Fachhochschulstatus plädierte (Zimmermann, Deißinger 1995, S. 452). 
Den Schlußpunkt der Auseinandersetzungen bildete jedoch die - weithin 
überraschende - Anerkennung der Abschlüsse von Berufsakademien 
durch die Kultusministerkonferenz im Herbst 1995. Die Kultusminister-
konferenz sprach sich dafür aus, die Berufsakademien nach Maßgabe der 
vereinbarten Kriterien in die Hochschuldiplom-Richtlinien der Europä i -
schen Union einzubeziehen und empfahl den rechtlich zuständigen In-
stanzen, Berufsakademieabsolventen - bei Erfüllung bestimmter Voraus-
setzungen - Fachhochschulabsolventen gleichzustellen. 
Es gab also bei diesem Beschluß Einschränkungen in Form von Voraus-
setzungen für die Anerkennung der Abschlüsse; Voraussetzungen, die in 
27 Mitglieder der DKI sind neben dem Verein Deutscher Ingenieure sowie einer 
Reihe von Ingenieurverbänden: die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände, der Bundesverband der Deutschen Industrie, das Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, die Deut-
sche Angestelltengewerkschaft, der Deutsche Beamtenbund, der Deutsche Ge-
werkschaftsbund, der Deutsche Handwerkskammertag, der Hochschullehrer-
bund, die Hochschulrektorenkonferenz, das Kuratorium der Deutschen Wirt-
schaft für Berufsbildung, der Verband Deutscher Maschinen- und Anlagen-
bau. 
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der Öffentlichkeit kaum wiedergegeben wurden, obwohl sie den „Sieg" 
der Befürworter der Berufsakademie deutlich relativieren und eine Reihe 
von Handlungserfordernissen für die betroffenen Landesregierungen de-
finieren: gleiche Zugangsvoraussetzungen wie im Hochschulbereich zu 
schaffen; den Ante i l hauptamtlicher Lehrkräfte mit für Fachhochschul-
professoren geltenden Einstellungsvoraussetzungen am Personal der Be-
rufsakademien auf 40 % anzuheben; die Existenz von mindestens zwei 
verschiedenen Ausbildungsbereichen mit jeweils mehreren fachlichen 
Schwerpunkten an jedem Standort einer Berufsakademie sicherzustellen; 
die Bewertung der Abschlußarbei ten der Studierenden von einem Prüfer 
der staatlichen Studienakademie (mit Einstellungsvoraussetzungen als 
Hochschulprofessor) vornehmen zu lassen; sowie eine eindeutige Verant-
wortung der Studienakademien für die Ausbildung - insbesondere für die 
Kontrolle und Standardisierung der Praxisausbildung - festzulegen. 
Diese offizielle Anerkennung der Abschlüsse von Berufsakademien hatte 
Konsequenzen. Sie führte u.a. dazu, daß die nach der Wende neugeschaf-
fene Berufsakademie Berl in - mittlerweile ebenfalls vom Wissenschafts-
rat evaluiert - als solche bestehen bleiben konnte, also nicht an eine Duale 
Fachhochschule angegliedert wurde. Auch erleichterte die Entscheidung 
der Kultusministerkonferenz den Gewerkschaften einen nach längeren in-
ternen Diskussionen gefaßten Beschluß, den Dialog mit den Berufsakade-
mien aufzunehmen und die Mitarbeit in entsprechenden Gremien nicht 
mehr länger abzulehnen. 
(3) Diese und andere Konsequenzen der Entscheidung der Kultusmini-
sterkonferenz stabilisierten die Berufsakademien in einer kritischen Ent-
wicklungsphase. Denn gleichzeitig mit der skizzierten neuen Welle bil-
dungspolitischer Diskussionen und Entscheidungen um die Berufsakade-
mie waren nämlich - erstmals in ihrer Geschichte - die Zahlen sowohl der 
Studierenden als auch der beteiligten Betriebe gesunken. Insbesondere 
der Bereich Technik zeigte deutliche Anzeichen für krisenhafte Entwick-
lungen (zur Entwicklung im Detail vgl. 1.). 
Doch war dieser Einbruch nicht von Dauer. Ende der 90er Jahre zeichnet 
sich in quantitativer Hinsicht wieder eine Erholung der Berufsakademien 
ab: Die Zahlen der Studierenden ebenso wie die der beteiligten Betriebe 
steigen wieder. Die Landesregierung hat ein ehrgeiziges Aufbaupro-
gramm geplant und baut - gerade auch im Bereich Technik - Dozenten-
stellen wie auch Ausbildungsplätze massiv aus; allerdings besteht ein Teil 
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der zusätzlichen Kapazi tä ten (wie früher schon) aus Überlast-Kapazi tä-
ten. Im Hinblick auf die Einführung von Bachelor- und Master-Studien-
gängen wurde eine Kooperation mit einer englischen Universität verein-
bart. 
Die Diskussion um die Berufsakademie hat also zu einem Zeitpunkt, als 
man sie bereits als etabliert ansah, erneut bildungspolitische Aktual i tä t 
bekommen; und sie hat weiterhin praktische Relevanz als ein Bildungs-
gang, der eine besondere Kategorie von Qualifikationen erzeugt und in 
Konkurrenz zu den Fachhochschulen steht. Die Berufsakademie hat also 
immer noch und erneut besondere Bedeutung. Deshalb wurde ihr in der 
dieser Studie zugrundeliegenden Untersuchung besonderes Gewicht ein-
g e r ä u m t . 2 8 
28 Die von den Berufsakademien Baden-Württembergs angebotenen Ingenieur-
studiengänge wurden intensiv in sieben Betriebsfallstudien und zahlreichen 
Expertengesprächen (mit Vertretern des zuständigen Ministeriums, einer Be-
rufsakademie sowie Gewerkschaftsvertretern verschiedener Funktionsebe-
nen) untersucht. Sie stellen also den Leitfall für diesen Typ neuer Bildungs-
gänge dar. In diese Untersuchungen einbezogen waren fünf Betriebe Baden-
Württembergs und zwei in Rheinland-Pfalz, von denen fünf der Metallindu-
strie und zwei der Chemischen Industrie angehören; in vier Fällen handelt es 
sich um große, sehr bekannte Betriebe mit guter Ausbildungstradition und 
hohem Ingenieurbedarf, d.h. um klassische Gründerfirmen dieses Bildungs-
gangs, in drei Fällen um kleinere Betriebe, die eher als Nachzügler bzw. Mit-
läufer anzusehen sind. Vier der einbezogenen Betriebe bildeten zum Zeit-
punkt der Untersuchung (1995) noch BA-Ingenieure aus; die anderen drei 
hatten ihre Beteiligung zu diesem Zeitpunkt bereits eingestellt, so daß hier ex-
emplarisch die Gründe für den Rückzug von Betrieben aus dieser Ausbildung 
miterhoben werden konnten. Die Ergebnisse dieser Betriebsfallstudien und 
Expertengespräche wurden ergänzt durch die Auswertung einer quantitativ 
angelegten Untersuchung (Zabeck, Zimmermann 1995), die (wenngleich auch 
sie nicht voll repräsentativ ist) eine wesentlich größere Breite beanspruchen 
kann und viele zusätzliche Informationen bietet. Ferner wurden die Ergebnisse 
einer Ende der 80er Jahre durchgeführten einschlägigen Untersuchung (Dre-
xel 1993) mitausgewertet. 
Neben der Berufsakademie Baden-Württembergs wurde in weniger intensiver 
Form - in einer Betriebsfallstudie sowie Expertengesprächen mit Lehr- und 
Leitungspersonal der Berufsakademie sowie mit verschiedenen örtlichen Ver-
tretern von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden - die Ingenieuraus-
bildung der Berufsakademie Berlins untersucht; Ziel war dabei, Informatio-
nen über eine erst in den 90er Jahren gegründete Variante dieses Bildungs-
gangs zu gewinnen, die stark durch die Bedingungen Ostdeutschlands nach 
der Wende mitbestimmt ist. 
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1. Das Ingenieurstudium an der Berufsakademie Baden 
Württembergs 
1.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
Die Bildungsgänge der Berufsakademie sind dem Tert iären Sektor des 
Bildungssystems zugeordnet, gehören aber nicht zur Hochschulausbil-
dung; sie haben einen bildungsrechtlich eigenständigen Status. 
(1) Ihre Konstruktion weist eine Reihe von Spezifika gegenüber der Fach-
hochschule auf, an deren Niveau sie ihrem eigenen Anspruch nach ausge-
richtet ist. Diese Spezifika bestehen vor allem in den folgenden Merkma-
len: 
in der Duali tät der Bildungsgänge, d.h. in einem abwechselnden und 
gleichgewichtigen Lernen der Studierenden an den Lernorten Be-
trieb und Studienakademie; 
- im institutionalisierten Mitbestimmungsrecht der Betriebe in bezug 
auf die Ausbildungsinhalte auch der Studienakademie; ein Recht, das 
durch Fachkommissionen realisiert wird, in denen neben Vertretern 
des Landes und der Berufsakademien auch Vertreter der beteiligten 
Betriebe mitwirken; 
in der differenzierten Struktur der Dozenten, unter denen sich in gro-
ß e m Umfang nebenamtliches Personal befindet, darunter viele Be-
triebsvertreter; 
in der nur dreijährigen Dauer des Bildungsgangs und der Vergabe ei-
nes ersten Abschlusses bei Bestehen einer staatlichen Prüfung nach 
vier Semestern; 
in der Tatsache, daß Zugangsvoraussetzung neben dem Abi tur ein 
betrieblicher Ausbildungsvertrag ist und daß die Studierenden durch 
die Betriebe ausgewählt werden, 
und schließlich in einer mit dem Ausbildungsvertrag verbundenen 
Ausbildungsvergütung. 
(2) Die Durchführung der Ausbildung erfolgt nach einer sorgfältigen Aus-
wahl der Studierenden durch die Betriebe nach den Kriterien guter A b i -
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turnoten in den einschlägigen Leistungsfächern und „Persönlichkeitsfak-
toren". Die scharfe Auswahl gilt als Voraussetzung für den Erfolg des B i l -
dungsgangs; sie wird aber auch begründet mit dem Ausbildungsaufwand, 
dem normalerweise bestehenden Interesse des Betriebs an einer späteren 
Ü b e r n a h m e des Studierenden und dem in Betrieben mit aktiver Arbeit-
nehmervertretung bestehenden Druck auf Übe rnahme . 
Für die Ausbildung in einer der fünf Fachrichtungen des Ausbildungs-
gangs Technik ist ein Wechsel der Studenten im Zwölf-Wochen-Rhyth-
mus zwischen Studienakademie und Betrieb vorgesehen. 
Die Ausbildungsinhalte des Ingenieurstudiums der Staatlichen Studienaka-
demie (2.336 Stunden) gliedern sich in technische Grundlagen (30 % ) , ma-
thematisch-naturwissenschaftliche Kenntnisse (25 %) , fachrichtungsspezi-
fische Kenntnisse (25 %) sowie außerfachliche und überfachliche Qualifi-
kationen (20 %) . V o n der Ausbildungszeit am Lernort Unternehmen 
(2.340 Stunden) sollen 5 % auf anwendungstechnische Grundlagen, 20 % 
auf fachpraktische Grundausbildung für Ingenieure, 20 % auf ingenieur-
nahes Arbeiten, 15 % auf Projekte, 20 % auf außerfachliche und über-
fachliche Qualifikationen und 20 % auf Ingenieurarbeiten im Rahmen der 
Diplomarbeit entfallen. 
In den untersuchten Betrieben erfolgt die praktische betriebliche Ausbildung zu-
nächst in Form einer Art Grundausbildung, die sich teilweise an die duale Erst-
ausbildung anlehnt. Es folgen Qualifizierungseinsätze in verschiedenen Abteilun-
gen sowie in den letzten beiden Semestern eine Spezialisierung mit zunehmen-
dem „ingenieurmäßigen Arbeiten" und der Einarbeitung in eine Abteilung, von 
der die Absolventen später oft übernommen werden. A m Ende der Ausbildung 
steht eine Diplomarbeit, die häufig von der Fachabteilung vorgeschlagen und be-
treut wird. 
Der betriebliche Teil der Ausbildung bedeutet für die beteiligten Abteilungen 
zwar einen gewissen Betreuungsaufwand, bringt aber andererseits nach den Aus-
sagen mancher Betriebsvertreter bereits erheblichen Nutzen, sofern man es ver-
steht, die Studierenden angemessen einzusetzen. Doch steht dieser Nutzen nor-
malerweise nicht im Mittelpunkt der betrieblichen Interessen an diesem Bil-
dungsgang, die im folgenden skizziert werden. 
1.2 Die Interessen der Betriebe an dem Bildungsgang 
Die Interessen der Betriebe an BA-Absolventen lassen sich zunächst an 
der quantitativen Entwicklung der beteiligten „Ausbildungsstätten" und 
Studierenden ablesen, allerdings auch die Grenzen und Instabil i täten die-
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ser Interessen. Es gab, wie erwähnt , zunächst eine kontinuierliche und 
nachhaltige Expansion der Ausbildung an der Berufsakademie, sie ging 
jedoch in den 90er Jahren in einen Schrumpfungsprozeß über: Die Zahl 
der beteiligten Betriebe erreichte im Jahr 1991/92 einen Höchsts tand mit 
insgesamt - für alle drei Ausbildungsbereiche zusammengenommen -
4.669 Betrieben, 12.025 Studierenden und 4.313 Studienanfängern. Dann, 
ab 1992, gingen diese Zahlen rasch zurück. 
A u c h bei der Ingenieurausbildung, die immer wesentlich weniger Koope-
rationsbetriebe und Studierende hatte als der Bereich Wirtschaft, wurde 
der höchste Stand 1991 erreicht mit ca. 1.060 Betrieben, 1.082 Studienan-
fängern und 3.152 Studierenden. Nach 1991 allerdings gingen diese Zahlen 
drastisch zurück, um erst ab 1996 wieder anzusteigen (vgl. Tab. 2). 
Tab. 2: An der BA-Ausbildung im Bereich Technik beteiligte Betriebe 
(nach Jahren) 
1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
843 865 951 1.060 933 856 724 629 703 775 1.061 
Quelle: Zusammenstellung nach den jährlichen Berichten des Ministeriums 
für Wissenschaft und Forschung Baden-Württembergs 
Diese Globalzahlen verdecken noch stärkere Rückgänge bei den bislang an 
der Berufsakademie beteiligten Betrieben, insofern nun auch solche Be-
triebe zugelassen wurden, die in früheren Jahren auf den Wartelisten der 
Studienakademien gestanden hatten. 
Zwischen 1991 und 1995 sank auch die Zahl der Studierenden der Inge-
nieurstudiengänge von 3.152 auf 1.533, die Zahl der Studienanfänger - be-
sonders sensibel für derartige Veränderungen - halbiert sich von 1.082 auf 
526. Auch diese Zahl steigt ab 1996 wieder an (vgl. Tab. 3). 
Tab. 3: Studienanfänger des Ausbildungsbereichs Technik an den 
Berufsakademien Baden-Württembergs (nach Jahren) 
1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
882 1.077 1.012 1.082 832 577 528 526 617 775 1.140 
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Die Einbrüche in den Zahlen der beteiligten Betriebe und Studierenden 
dürfen sicher nicht überbewerte t werden: Z u m einen erfolgten sie zeitlich 
parallel zu ähnlichen Rückgängen der Ingenieurstudenten an Fachhoch-
schulen, sind also wohl Indikatoren für generellere Veränderungen in den 
Interessenlagen von Abiturienten in diesen Jahren. Zum anderen sind die 
Zahlen gegen Ende der 90er Jahre ja wieder deutlich angestiegen, wie die 
Tabellen zeigen. Doch dürfen die Einbrüche in ihrer Bedeutung auch nicht 
unterschätzt werden: Diese Studiengänge bieten ja als betriebsnahe B i l -
dungsangebote den Studenten gerade in Krisenzeiten besondere Vorteile 
(Ausbildungsvergütungen, bessere Chancen auf einen künftigen Arbeits-
platz etc., s.u.), ihre relative Attraktivi tät für Studenten m ü ß t e von daher 
also steigen. Es m u ß also entsprechende Veränderungen in den Interessen-
lagen der Betriebe gegeben haben; dies weist auf eine auch nach jahrzehn-
telanger Etablierung der Berufsakademien noch vorhandene potentielle 
Instabilität dieser Interessen hin. 
Angesichts dieser unstetigen Entwicklung der Ingenieurstudiengänge ist 
nun der Frage nachzugehen, welche Interessen die Betriebe zunächst zu 
einer Beteiligung an diesen Bildungsgängen und in den 90er Jahren zu ei-
nem Rückzug veranlaßt haben: 
(2) Mi t der Gründung der Berufsakademie 1974 bzw. 1976 wollten die be-
teiligten Betriebe und das Land Baden-Wür t t emberg in der damaligen 
Reformdiskussion und angesichts einer nachhaltigen Expansion von A b i -
turienten- und Studentenzahlen bildungspolitische Signale setzen. Sie 
wollten eine attraktive Alternative zum Studium bieten und damit der Ex-
pansion von Studentenzahlen entgegenwirken. V o r allem aber sollte die 
Berufsakademie einen Ersatz für die Ingenieurschulen schaffen, die 1969 
in Fachhochschulen überführt worden waren; von der damit verbundenen 
Veränderung von Zugangswegen und Klientel - Abiturienten statt Absol-
venten des Dualen Systems - erwartete man negative Konsequenzen für 
die Betriebe (die damals vieldiskutierte „Ingenieurschul-Lücke") . Es soll-
te also im Grunde ein aus Sicht der Betriebe bewährter traditioneller B i l -
dungs- und Berufsweg revitalisiert werden in einer Form, die sich der kr i -
tisierten zunehmenden Theoretisierung entzieht und den Akzent auf be-
triebliche Praxiserfahrung legt, gleichzeitig aber doch das wachsende Po-
tential an Abiturienten zu nutzen erlaubt. 
Diesen Zielsetzungen von Landesregierung und zunächst nur wenigen 
Großbe t r ieben der Metallindustrie im Stuttgarter und Mannheimer Raum 
haben sich rasch viele weitere Betriebe auch anderer Branchen und Wirt-
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Schaftssektoren (Sozialwesen, Öffentliche Hand) angeschlossen. Darunter 
waren zunehmend auch Betriebe aus Bundesländern außerhalb Baden-
Würt tembergs , welche Abiturienten praktisch ausbilden und für die theo-
retische Ausbildung an einen der sechs BA-Standorte Baden-Wür t t em-
bergs entsenden. 
Die zentralen betrieblichen Interessen, die 1974 zur Gründung der Berufs-
akademie geführt hatten, sind in den folgenden Jahrzehnten trotz weit-
reichender Veränderungen von Rahmenbedingungen und nachhaltiger 
Ausweitung der beteiligten Betriebe im Kern dieselben geblieben, zumin-
dest im Bereich der Ingenieurausbildung; doch haben sich auch einige 
aufschlußreiche Akzentverschiebungen ergeben. 
(3) Im Mittelpunkt stand und steht nach wie vor die sog. „Praxisnähe" 
von BA-Ingenieuren im Unterschied zur - den Absolventen klassischer 
Fachhochschulen und Universi täten immer wieder attestierten - „Praxis-
ferne". D a dieses Qualifizierungsziel, das sehr vielfältige fachliche und so-
ziale Aspekte umfaßt, in ganz ähnlicher Weise im Mittelpunkt der Inter-
essen derjenigen Betriebe steht, die an Dualen Fachhochschulen (Kap. 
VI ) beteiligt sind, wird es in Teil C, Kap. II, zusammenfassend analysiert. 
E i n zweites zentrales Interesse der an der Berufsakademie beteiligten Be-
triebe richtet sich auf die Aktual i tä t der fachlichen Qualifikationen junger 
BA-Ingenieure, die durch die institutionalisierte Mitbestimmung der Be -
triebe über Inhalte und Curricula der Berufsakademien wie auch durch die 
vielen aus Betrieben kommenden nebenamtlichen Dozenten abgesichert 
wird. Dies und die Ausbildung im Betrieb ermöglichen kurze Einarbei-
tungszeiten - ein weiterer für die Betriebe sehr wichtiger Pluspunkt von 
BA-Ingenieuren gegenüber (Fach-)Hochschulingenieuren. 
E i n weiteres Interesse der Betriebe galt insbesondere in den 80er Jahren 
der den BA-Ingenieuren unterstellten größeren Betriebsbindung, da da-
mals viele Betriebe ihr Ingenieurpotential stark ausweiteten und, mitbe-
dingt durch häufigen Betriebswechsel der Ingenieure, deren Gehäl ter 
deutlich stiegen. Die Betriebe hofften damals, mit „bet r iebs t reuen" B A -
Ingenieuren die Ingenieurgehäl ter und damit insgesamt das betriebliche 
Lohngefüge stabilisieren zu können. Dieses Interesse hat in den 90er Jah-
ren in dem Maße an Bedeutung verloren, als arbeitsmarktbedingt die 
Chancen der Ingenieure, übertarifliche Gehäl te r auszuhandeln, sanken. 
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Schließlich sind die Betriebe (insbesondere die Abteilungen) interessiert 
an der mit der BA-Ausb i ldung verbundenen Möglichkeit , künftige Mitar-
beiter über einen längeren Zeitraum hinweg unverbindlich beobachten zu 
können . Dieses Interesse ist allerdings begrenzt: Unter bestimmten Be-
dingungen schlägt es um in Angst vor einer - durch moralischen oder po-
litischen Druck zur Ü b e r n a h m e bedingten - vorzeitigen Bindung an einen 
nichtgewollten BA-Ingenieur. 
Hingegen hat sich die von Kri t ikern des Modells Berufsakademie vielfach 
geäußer te Vermutung, die Betriebe würden mit der Beteiligung an einer 
Berufsakademie ein Interesse an Ingenieuren realisieren (können) , die in 
bezug auf Einsatz und/oder Entlohnung besonders' „bescheiden" sind -
zumindest in den untersuchten Großbe t r ieben - nur sehr begrenzt bestä-
tigt: BA-Ingenieure werden nach den Aussagen der befragten Gesprächs-
partner (auch Betr iebsräte) zu Beginn ihres Berufslebens ebenso oder 
„fast ebenso" wie FH-Ingenieure eingesetzt und eingestuft. Die Einstiegs-
gehälter von BA-Ingenieuren differieren nur in manchen Fällen aufgrund 
von Altersabschlägen und/oder einer Einstufung nach Abschlußnoten in 
den Effektivbeträgen nach unten. Diese Gleichstellung von BA-Inge-
nieuren und FH-Ingenieuren, die auch durch die Ergebnisse von Zabeck 
und Zimmermann (1995) in etwa bestätigt wird, ist Konsequenz des Inter-
esses der Betriebe, die Attraktivität der BA-Ausb i ldung hochzuhalten, 
um leistungsstarke Abiturienten zu gewinnen. Teilweise muß te die Gleich-
stellung allerdings auch erst vom Betriebsrat durchgesetzt werden. Dies 
gilt zum Teil auch für die Gleichbehandlung von B A - und FH-Inge-
nieuren bei der weiteren Entwicklung ihrer Entlohnung, für die in vielen 
größeren Betrieben Normwerte oder sogar Regelungen bestehen. Unab-
hängig davon, ob es solche Muster eines „Regelaufst iegs" gibt, erfolgt die 
Lohnentwicklung nach Aussage der meisten Befragten analog wie bei 
Fachhochschulingenieuren „je nach Arbeitsplatz und individueller L e i -
stung". Dies bedeutet allerdings, daß hier im späteren Berufsverlauf Dif-
ferenzierungen eintreten können. 
Es gibt also insgesamt in großen und mittleren Betrieben Tendenzen zur 
Angleichung von Karriereentwicklung und Entlohnung von BA-Inge-
nieuren an die von FH-Ingenieuren, sowohl im betrieblichen Interesse an 
der Sicherung des Renommees dieses Bildungsgangs als auch auf Druck 
der Betr iebsräte . Doch gibt es daneben auch (betriebliche Interessen an) 
Differenzierungen zu Lasten von BA-Ingenieuren: In bestimmten Abte i -
lungen wurden BA-Ingenieure in so wenig entwicklungsfähigen Positio-
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nen eingesetzt, daß sie den Betrieb verließen. Hin te rgründe für solche Po-
litiken, die in den beobachteten Fällen eher von Abteilungen als vom zen-
tralen Personalmanagement ausgingen, waren negative Einschätzungen 
der Qualifikation der BA-Ingenieure („Schmalspur-Ingenieure") , aber 
auch verschiedene Interessen von Abteilungsleitern an möglichst vielen 
„Vol l -Akademikern" (vgl. Tei l C, Kap. III). 
Zusammenfassend ist also festzuhalten, daß die Beteiligung von Betrie-
ben an der Berufsakademie durch ein ganzes Bündel von Interessen be-
dingt und daß das Interesse an ihrem spezifischen Qualifikationszuschnitt 
nur eines unter mehreren ist. 
(4) Welche Ursachen hat der - vor dem Hintergrund dieser vielfältigen 
betrieblichen Interessen an BA-Absolventen recht überraschende - Rück-
zug von Betrieben von der Berufsakademie? 
Im Vordergrund der Begründungen der in die Untersuchung einbezoge-
nen Betriebe, die ihre BA-Betei l igung deutlich reduziert oder gestoppt 
hatten, standen das reichhaltige Angebot an FH-Ingenieuren auf dem A r -
beitsmarkt und die Kostenvorteile einer externen Rekrutierung. Die ver-
änder te Arbeitsmarktsituation ließ offenbar auch die Frage des Einarbei-
tungsaufwands in neuem Licht erscheinen. Z u m Tei l wurde dies sogar mit 
dem Argument unterstützt , erfahrungsgemäß seien extern rekrutierte In-
genieure mit den entsprechenden Fachkenntnissen schneller und gezielter 
einsetzbar als Absolventen der Berufsakademie. 
Dazu kam wachsender Widerstand mancher Fachabteilungen gegen die 
Ausbildung von BA-Ingenieuren. E r hatte zwei ganz verschiedene Ursa-
chen: Z u m einen sank der Ersatzbedarf auf Abteilungsebene; zum anderen 
mußten nun die Abteilungen im Gefolge der neuen betriebswirtschaftli-
chen Prinzipien (Cost-Center) die Ausbildungskosten auf ihre Kostenstel-
len übernehmen. Es scheint, daß in dieser neuen, primär durch Kosten-
und Flexibili tätsorientierung bedingten Konstellation die ja nie ganz ver-
stummten Argumente bestimmter Abteilungen (vor allem der Entwick-
lungsabteilungen) und der klassisch ausgebildeten Ingenieure, BA-Inge-
nieure seien nur begrenzt einsetzbar, neue Legitimität und neue Durch-
schlagskraft beim Personalmanagement erhielten. Dazu trugen aber auch 
personalstrategische Über legungen bei: sei es, daß man der Ansicht war, 
man brauche nicht drei verschiedene Typen von Ingenieuren, sei es, daß 
man bei Einstellungsstop oder stark reduzierten jährlichen Einstellungs-
quoten im Zweifelsfall doch lieber die eingespielten Beziehungen mit den 
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regionalen (Fach-)Hochschulen pflegen und deren Absolventen überneh-
men wollte, wozu man sich zum Teil auch mehr oder minder fest ver-
pflichtet hatte. 
Schließlich änder ten sich die Bedingungen der Ausbildung. Hier gibt es ja 
das Problem einer Mindestgröße der jährlichen Ausbildungsgruppe: Be-
triebe stehen bei einer Reduzierung von BA-Ausbi ldungsplätzen ab ei-
nem bestimmten Punkt vor einer Alternative. Entweder sie reduzieren bis-
herige Quali tätsstandards, insbesondere die Abstellung eines Betreuers 
für jede einzelne Ausbildungsgruppe (aus sachlichen und technischen 
G r ü n d e n differenziert nach Ausbildungsbereichen und Fachrichtungen 
notwendig!) - dann bedeutet dies Qual i tä tse inbußen. Oder sie halten die-
se Standards aufrecht; dann können sie die Zahl ihrer Ausbildungsplätze 
nicht beliebig nach unten hin abschmelzen - ab einem bestimmten Punkt 
müssen sie mit völliger Aufgabe dieses Ausbildungsgangs reagieren. 
Zudem gab es offenbar Probleme mit den Qualifikationspotentialen und 
dem Verhalten der jüngeren Abitur ientenjahrgänge. Darauf verweisen zu-
mindest mehrfache Klagen darüber , die Zahl der Bewerber habe abge-
nommen und ihr Potential sei deutlich schwächer geworden; außerdem 
seien die BA-Studierenden schwieriger an den Betrieb bzw. die Abteilung 
zu binden, würden häufiger als früher an der Hochschule weiterstudieren. 
Diese Aussagen zu Veränderungen in Potential und Verhalten der B A -
Studierenden konnten nicht überprüft werden; soweit berechtigt, könnten 
sie eine Reaktion auf die wachsende Unsicherheit einer Ü b e r n a h m e durch 
den Ausbildungsbetrieb und auf die u.a. deshalb immer gravierender emp-
fundene Problematik der fehlenden Anerkennung von BA-Abschlüssen 
gewesen sein. 
Zusammenfassend ist also festzuhalten, daß ab Anfang/Mitte der 90er 
Jahre bestimmte Bedingungen, die Betriebe früher zur Beteiligung veran-
laßt hatten, wegfielen oder an Gewicht verloren, und andere, zum Teil 
neue Bedingungen gegen eine solche Beteiligung sprachen. Damit wurden 
natürl ich nicht alle Gründe für eine Beteiligung hinfällig. Verschiedent-
lich wurde deshalb auch in Betrieben, die ihre Beteiligung an der Berufs-
akademie eingestellt haben, von einer möglichen Wiederaufnahme unter 
besseren Rahmenbedingungen oder bei neuerlicher Anspannung der In-
genieurarbei tsmärkte gesprochen. 
Dies könnte dann ja auch tatsächlich ab 1997 passiert sein. Allerdings ist 
nicht zu klären, inwieweit hinter der neuerlichen Zunahme der Zahl der 
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Kooperationsbetriebe frühere BA-Betr iebe stehen, die ihre Beteiligung 
nur zeitweise eingestellt haben, oder aber Betriebe ohne frühere Beteili-
gung. Ebenso ist nicht zu eruieren, welche Veränderungen in den Merk-
malen der beteiligten Betriebe mit einem solchen Umschlag ggf. verbun-
den sind. 
1.3 Die Studierenden und ihre Interessen, Probleme und Risiken des 
Bildungsgangs 
Wer entscheidet sich - warum - für eine Ausbildung an der Berufsakade-
mie? U n d welche Folgen hat dies (möglicherweise) für ihn? 
(1) Die Zahl der Bewerber um eine Ausbildung an der Berufsakademie 
übersteigt regelmäßig bei weitem die Zahl der angebotenen Ausbildungs-
plätze; dies gilt vor allem für die bekannten großen Betriebe. 
Die Charakteristika der BA-Studierenden sind zunächst bestimmt durch 
die Auswahlkriterien der Betriebe: gute Abiturnoten in den einschlägigen 
Leistungsfächern und „Persönlichkeitsfaktoren" wie insbesondere hohe 
Leistungsorientierung, eigenständiges Interesse, Teamorientierung und 
zum Teil auch Redegewandtheit und -freudigkeit. Im Ergebnis der durch 
diese Kriterien bestimmten Zusammensetzung der BA-Studenten sahen 
die befragten Betriebsvertreter und Betr iebsräte keine spezifische soziale 
Selektion, weder im Sinne eines Übergewichts von Manager- oder Selb-
ständigenkindern noch von Arbeiterkindern. D ie Befragung von 2.000 
Studierenden durch Zabeck und Zimmermann (1995, S. 379) zeigt, daß et-
wa die Hälfte der BA-Ingenieurstudenten klassischen Arbeitnehmer-
schichten entstammt, daß 12 % vor Antritt des Studiums eine Berufsaus-
bildung abgeschlossen, 10 % mindesten ein Jahr lang vorher gearbeitet 
und 10 % ein anderes Studium abgebrochen haben (ebd., S. 130). Der 
Frauenanteil beträgt 15 %, reproduziert also die übliche Unter repräsen ta -
tion von Frauen in technischen Studiengängen in abgeschwächter Form. 
(2) Die Motive der BA-Studenierenden für die Wahl dieses Bildungsgangs 
beziehen sich zum Tei l auf diesen selbst und seine Rahmenbedingungen, 
zum Teil auf die mit ihm verbundenen Berufs- und Lebensperspektiven: 
Besondere Bedeutung haben nach Zabeck und Zimmermann die Verbin-
dung von Theorie und Praxis, die kurze Dauer der Ausbildung sowie die 
Ausbildungsvergütung (S. 73 ff.). Z u diesen Gründen , sich für ein B A 
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Studium zu entscheiden, kommen dessen Charakteristika wie Klassenver-
bände , die sich positiv gegenüber der „Massenuniversi tät" abheben, und 
das gemeinsame Lernen in kleinen Gruppen. 
Bedeutung haben aber auch die erwarteten besseren Chancen in bezug 
auf Berufse inmündung und weitere berufliche Entwicklung. Diese optimi-
stischen Erwartungen waren für Studierende, die einen Ingenieurabschluß 
der Berufsakademie anstrebten, lange relativ realistisch: Ihre Berufsein-
m ü n d u n g verlief und verläuft noch immer relativ problemlos. Die A r -
beitslosenquoten nach Abschluß der Ausbildung sind niedrig, die Quoten 
einer E inmündung in ein Beschäftigungsverhältnis waren lange sehr hoch. 
Fünf bzw. zehn Jahre nach Studienende waren von den Absolventen-
Jahrgängen 1988 bzw. 1983 (nach einer repräsentat iven Befragung von 
Zabeck, Zimmermann 1995, S. 210 ff.) 85 % bzw. 95 % der BA-Inge-
nieure erwerbstätig, mit wenigen Ausnahmen in unbefristeten Arbeitsver-
hältnissen; Unterbrechungen waren nur selten durch Arbeitslosigkeit ver-
ursacht. Allerdings ist Anfang der 90er Jahre die Arbeitslosenquote im 
Zusammenhang mit der allgemeinen Krise gestiegen und lag etwa genau 
so hoch wie die Quoten für Fachhochschul- und Universi tätsabsolventen 
(ebd.). Für den jüngsten Absolventenjahrgang (1998) gibt die Landesre-
gierung eine Einmündungsquote von 94 % aller erfolgreichen Ingenieur-
studenten an; 75 % verblieben in ihrem Ausbildungsbetrieb. 
D i e Einstiegsgehälter von BA-Ingenieuren gleichen, wie bereits erwähnt , 
in etwa denen von Fachhochschulingenieuren; doch können später Diffe-
renzierungen eintreten (s.u.). Auch die Einsatzbereiche sind nach den 
vorliegenden Informationen tendenziell gleich oder differieren nach indi-
viduellen Leistungspotentialen. 2 9 
D i e Studierenden sind denn auch mit ihrer Entscheidung für eine Ausbi l -
dung an der Berufsakademie insgesamt relativ zufrieden. Allerdings geht 
die Bejahung des eingeschlagenen Wegs im Laufe des Studiums zurück: 
V o n den Studenten des 5. Semesters würden nur 48 % noch einmal die 
Berufsakademie und dasselbe Fach wählen, weitere 13 % die Berufsaka-
demie und ein anderes Fach (Zabeck, Zimmermann 1995, S. 77). Es ist zu 
vermuten, daß dies eine Reaktion auf die im Laufe des Studiums zuneh-
29 Der Einsatz junger BA-Ingenieure erfolgt schwergewichtig in Sachbearbeiter-
positionen, insbesondere in Versuch und Entwicklung, Projektierung, Auto-
matisierung, Inbetriebnahme von Anlagen, im Konstruktionsbüro, im Ver-
trieb und vereinzelt auch im Produktionsbereich. 
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mend sichtbar werdenden Probleme dieses Studiengangs und ihre mögli-
chen Folgen für die weitere berufliche Entwicklung ist. 
(3) Den genannten Vorteilen der Berufsakademie für die Studien- und 
Lebenssituation ihrer Studierenden stehen ja durchaus einige - zum Teil 
schwerwiegende - Probleme und Risiken gegenüber: 
A m wichtigsten waren lange das Fehlen einer Anerkennung des B A - A b -
schlusses und die befürchteten Konsequenzen für den nationalen und eu-
ropäischen Arbeitsmarkt; ein Risiko, das um so relevanter wurde, je mehr 
auch in großen und renommierten BA-Betr ieben die Ü b e r n a h m e der A b -
solventen unsicher wurde. Dieses Problem ist, wie erwähnt , durch die 
Entscheidung der Kultusministerkonferenz zumindest formal gelöst; aller-
dings setzt dies, wie ebenfalls erwähnt , die Erfüllung einer Reihe von Be-
dingungen voraus, die den Charakter der Berufsakademie weitreichend 
verändern würden. A u ß e r d e m ist natürlich unklar, welche Relevanz die 
Entscheidung der Kultusministerkonferenz für den Arbeitsmarkt jenseits 
der Landesgrenzen und (vor allem) jenseits der Bundesgrenzen hat und ob 
dort nicht primär die kurze Ausbildungsdauer die Bewertung der Qualifi-
kation der BA-Ingenieure bestimmen wird. 
Z u diesen Arbeitsmarktrisiken kommen in der Konstruktion der B A - A u s -
bildung angelegte Probleme: Zum einen beinhaltet dieser Bildungsgang 
hohe Belastungen für die Studierenden. Diese Belastungen sind die Kehr-
seite eines besonders kurzen und dafür vergleichsweise anspruchsvollen 
Bildungsgangs, der den Studierenden Orientierungslosigkeit bzw. Fehlori-
entierung erspart und damit die Gefahr des Scheiterns reduziert, aber ih-
nen eben auch keine Luft für Zusätzliches läßt: D ie theoretische Ausbi l -
dung an der Studienakademie ist stark verdichtet und verschult, zudem 
fehlen Semesterferien, in denen Lehrinhalte nachgearbeitet und vertieft 
werden könnten . 
Z u m anderen impliziert die Nutzung der Abteilungen als zentrale Lernor-
te Betreuungsprobleme, da die Abteilungsleiter angesichts ihrer eigentli-
chen Aufgaben oft keine ausreichende Zeit und Kraft dafür aufbringen 
können; nur in größeren Betrieben mit einer gewissen Mindestzahl an 
BA-Studierenden gibt es besondere Betreuer. Auch bedingt der wachsen-
de Arbeitsdruck in den Abteilungen, daß Vorgesetzte und Mitarbeiter 
von den Studierenden möglichst frühzeitig „Ent las tungsbei t räge" in Form 
produktiver Leistungen erwarten; diese können durchaus kreativ, aber 
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auch völlig repetitiv sein, was im einen Fall zur Überforderung, im ande-
ren Fal l zur Unterforderung der Studierenden führen kann. Risiken einer 
Überforderung bestehen insbesondere im Zusammenhang mit Diplomar-
beiten, wenn die Abteilungen - wie nicht ganz vereinzelt der Fall - an die 
Studierenden Aufgaben vergeben, deren Schwierigkeiten sie selbst nicht 
recht einschätzen können, und damit deren Abschluß gefährdet ist. 
V o r allem bestehen offenbar erhebliche Probleme in der Abstimmung 
zwischen den Ausbildungsinhalten von Betrieb und Studienakademie: 
Zwar sehen die von den Fachkommissionen erstellten Ausbildungs- und 
Studienpläne eine solche Abstimmung konzeptionell vor; in der Real i tä t 
kann aber von einer Verzahnung von Theorie- und Praxisphasen „nur 
sehr bedingt gesprochen werden", wie Zabeck und Zimmermann auf der 
Basis ihrer ausführlichen Befragungen feststellen (1995, S. 343): Der be-
triebliche Teil der Ausbildung bleibe zumeist deutlich hinter den in den 
Ausbi ldungsplänen gesetzten Vorgaben zurück, und von einer nicht uner-
heblichen Zahl der befragten Studenten wurden die vorgesehenen Lern-
ziele kaum oder gar nicht erreicht. Z u einem guten Teil müssen die Stu-
dierenden die Verzahnung von Theorie und Praxis offenbar selbst herstel-
len, sowohl inhaltlich als auch organisatorisch. 
E i n weiteres Problem besteht darin, daß die institutionell verankerte Mi t -
bestimmung der Betriebe in bezug auf die Inhalte der BA-Studiengänge 
auch bedeuten kann, daß einzelne Betriebe, vor allem Großbe t r iebe , die 
Lehrinhalte der Studienakademie ihres Standortes sehr eng auf ihre Be-
dürfnisse hin ausrichten. Dies stellt die Einheitlichkeit der vergebenen D i -
plome einer bestimmten Fachrichtung in Frage, insbesondere bei kleine-
ren Standorten, wo einzelne Fachrichtungen in ihrer Fortexistenz manch-
mal von einem einzigen größeren Betrieb abhängen. 
Diese Probleme des Bildungsgangs im engeren Sinne können Folgepro-
bleme für den Einsatz seiner Absolventen nach sich ziehen: Sie begrün-
den die immer wieder artikulierte Ablehnung bestimmter Abteilungen und 
klassisch ausgebildeter Ingenieure den BA-Ingenieuren („Schmalspur-In-
genieure") gegenüber. Sie können zur E inmündung in wenig entwick-
lungsfähige Einsatzbereiche und sich daraus ergebenden Blockaden der 
weiteren beruflichen Entwicklung beitragen, für die es auch in den unter-
suchten Groß- und Mittelbetrieben einzelne Hinweise gab. V o r allem 
können sie - auch bei einer dem Berufsstart von FH-Ingenieuren angegli-
chenen Einstufung zu Beginn des Berufslebens - später auftretende Diffe-
renzierungen begründen. A u f dieses Risiko verweisen die Ergebnisse von 
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Zabeck und Zimmermann (1995, S. 219 ff.), nach denen im Verlauf der 
ersten fünf Jahre teilweise Tendenzen eines allmählichen Zurückbleibens 
von BA-Ingenieuren gegenüber FH-Ingenieuren zu beobachten sind; 
Tendenzen, die in diesen Daten vermutlich aufgrund der Einbeziehung 
von Kleinbetrieben deutlicher sichtbar wurden als in den Fallstudienbe-
trieben. Größe re Differenzierungen dürften jedoch, so vermuten auch Za -
beck und Zimmermann, erst jenseits der ersten fünf Berufsjahre eintre-
ten; doch konnten sie diese Annahme nicht empirisch überprüfen. 
1.4 Die Konsequenzen des Bildungsgangs für die traditionellen 
Arbeitnehmergruppen 
Das Qualifikationsprofil des Ingenieurs von der Berufsakademie beinhal-
tet aufgrund der Kombination von Theorie und Praxiserfahrung im Prin-
zip hohe Potentiale zur Substitution von Absolventen des Dualen Systems 
und seiner Fortbi ldungsgänge. Inwieweit werden diese Substitutionspoten-
tiale von den Betrieben tatsächlich genutzt? 
BA-Ingenieure ersetzten in den untersuchten Betrieben, soweit eine Z u -
ordnung angesichts der massiven Umstrukturierungen von Arbeitsplätzen 
und Aufgaben überhaupt möglich ist, zum einen ausscheidende FH-Inge-
nieure, zum anderen aber auch ausscheidende ältere Techniker. E i n E i n -
satz von BA-Ingenieuren auf Meisterpositionen war nirgends festzustel-
len, wenngleich man in einzelnen Betrieben mit dem Gedanken daran 
spielte. Es gab also durchaus Prozesse der Substitution von Absolventen 
des Dualen Systems und seiner Aufstiegswege. Doch hatten diese in den 
untersuchten Betrieben - im Verhältnis zur gleitenden Substitution dieser 
Gruppen durch Fachhochschulingenieure - nur geringe Bedeutung. 
A u c h sind die BA-Ingenieure nach den bereits angesprochenen Ergebnis-
sen zu Einsatz und Entlohnung nicht zur befürchteten „billigen Konkur-
renz" für Fachhochschulingenieure geworden. In den Fallstudien zeigten 
sich die wichtigsten Gründe dafür: Die Betriebe mußten , um gutqualifi-
zierte Abiturienten gewinnen zu können, diesem Bildungsgang ein gutes 
Image sichern, dies schließt eine Entlohnung unterhalb des Niveaus von 
Fachhochschulabsolventen zumindest in den ersten Berufsjahren weitge-
hend aus. W o dieser „Zwang" der eigenen Werbung für diesen Bildungs-
gang nicht ausreichte, haben Interventionen der Betr iebsräte zu einer A n -
gleichung der Einstiegsgehälter von BA-Ingenieuren an die der Fach-
hochschulingenieure geführt. 
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2. Das Ingenieurstudiuni an der Berufsakademie in Berlin 
1993 wurde auch in Berlin eine Berufsakademie geschaffen, seither wer-
den dort in den Ausbildungsbereichen Wirtschaft und Technik in ver-
schiedenen Fachrichtungen Betriebswirte und Ingenieure ausgebildet. Die 
Berufsakademie in Berl in unterscheidet sich in ihrer Konstruktion nur in 
Nuancen von der Baden-Wür t tembergs . Aufschlußreich sind jedoch die 
Geschichte und die politischen wie auch wirtschaftlichen Hin te rgründe 
dieser Neugründung sowie die Spezifika in den auf sie bezogenen Interes-
senlagen der beteiligten Betriebe. Darauf konzentriert sich die folgende 
Darstellung. 
2.1 Die Entstehungsgeschichte der Berufsakademie Berlin und die 
Interessen der politischen Akteure 
Die Gründung der Berliner Berufsakademie im Jahr 1993 hat eine Vorge-
schichte: Bereits einige Jahre vor der Wende wollten einige in Baden-
Wür t t emberg an der Berufsakademie beteiligte Großbe t r iebe , die in Ber-
lin Werke hatten, auch hier eine Berufsakademie schaffen. Aufgrund der 
damals bestehenden politischen Durchsetzungsprobleme verlief diese Ini-
tiative offenbar im Sand. 
Unmittelbar nach der Wende lebten die Interessen der genannten Indu-
strieunternehmen wieder auf. Zielsetzung war (nach nicht mehr zu über-
prüfenden Informationen) vor allem, für den damals geplanten Ausbau 
der Berliner Werke - bis dahin eher verlängerte Werkbänke - zu vollstän-
digen Produktionsstandorten geeignetes mittleres Führungspersonal zu 
gewinnen, das nach baden-würt tembergischem Muster praxisnah qualifi-
ziert und an den Betrieb gebunden ist. Allerdings spielten auch bildungs-
politische Interessen dieser Unternehmen, die damals verstärkte Diskus-
sion um eine bundesweite Anerkennung von BA-Abschlüssen (vgl. 1.) 
und die Hoffnung eine wesentliche Rolle , weitere Bundes länder neben 
Baden-Wür t t emberg für eine solche Politik zu gewinnen. 
Die Gründung der Berliner Berufsakademie war in politischer Hinsicht ein 
äußerst komplizierter und konfliktreicher P r o z e ß . 3 0 D ie Interessen der er-
wähnten Gründerbe t r iebe wurden von vornherein gefördert durch politi-
30 Dieser Sachverhalt erschwert sowohl die Gewinnung umfassender Hinter-
grundinformationen als auch deren Interpretation und Bewertung. 
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sche Einflüsse auf der Ebene des Landes Berl in . Das Land Baden-Würt -
temberg stützte entsprechende Interessen nachhaltig ab. Doch gab es of-
fenbar auch eigenständige Interessen Berlins daran, das Wachstum der 
Hochschulen mit Hilfe eines Auf- und Ausbaus von Berufsakademien ab-
zubremsen, und vielleicht auch, bestimmte Ans töße für eine wirtschafts-
nähe re Gestaltung der Studieninhalte von (Fach-)Hochschulen zu geben. 
A u c h die Arbei tgeberverbände unterstützten die Schaffung der Berufs-
akademie in Berl in. 
In den anderen gesellschaftlichen Gruppen hingegen war die Gründung 
einer Berufsakademie in Berl in politisch lange sehr umstritten. Es gab 
und gibt eine breite Opposition dagegen, getragen vor allem von den 
(Fach-)Hochschulen und von Teilen der Gewerkschaften und der S P D , 
die dabei sowohl auf generellere Argumente gegen Berufsakademien - zu 
großer Einfluß der Wirtschaft, fehlende Anerkennung etc. - verwiesen als 
auch auf das Vorhandensein von Alternativen gerade in Berl in: auf die 
vielen durch Betriebsschließungen freigesetzten Fachschulingenieure aus 
ostdeutschen Bundesländern und auf eine seit längerem in Westberlin be-
stehende Duale Fachhochschule. 
Diese politische Opposition schien die Gründung der Berufsakademie in 
Berl in zunächst zu verhindern. Doch dann gab es in politischen Aushand-
lungsprozessen, die nicht mehr zweifelsfrei zu rekonstruieren sind, Positi-
onsveränderungen, die schließlich 1993 die Gründung einer Berufsakade-
mie und die Schaffung eines Berufsakademiegesetzes ermöglichten. Al le r -
dings wurde in das Gesetz eine Klausel aufgenommen, nach der die Ber l i -
ner Berufsakademie - sollte sich eine bundesweite Anerkennung von Be-
rufsakademien nicht innerhalb der folgenden zwei Jahre durchsetzen las-
sen - in eine Fachhochschule überführt werden sollte. Diese Klausel - ein 
Kompromiß zwischen den widerstreitenden Interessen - wurde zunächst 
kaum beachtet, die Gründung der Berufsakademie galt als Sieg ihrer Ver-
fechter; erst später, mit zunehmender Unwahrscheinlichkeit einer Aner-
kennung auf Bundesebene, wurde die politische Bedeutung dieser Klausel 
erkennbar. 
Doch hat dann ja die Entwicklung, ganz kurz vor Auslaufen der Zweijah-
resfrist, mit der KMK-Entscheidung zugunsten einer bundesweiten Aner-
kennung eine andere Wende genommen. Nach Ansicht des Berliner Se-
nats werden von der Berufsakademie Berl in die Voraussetzungen des 
KMK-Beschlusses für eine bundesweite Anerkennung ihrer Abschlüsse 
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voll erfüllt, so daß die erwähnte Klausel hinfällig wurde. Das Berufsaka-
demiegesetz wurde entsprechend verändert . Die alternativen Planungen 
zur Zusammenlegung der Berufsakademie mit der benachbarten Dualen 
Fachhochschule, auf der Arbeitsebene schon durch vielfältige Kooperati-
on beider Einrichtungen vorbereitet, wurden ad acta gelegt. D ie Frage, ob 
die Betriebe bei einer solchen Zusammenlegung, wie gefordert, die in ih-
ren Augen zentralen Charakteristika der Berufsakademie - Auswahlrecht 
der Unternehmen in bezug auf die Studenten und Einflußmöglichkeiten 
auf die Studieninhalte - hätten durchsetzen können und wie dies mit dem 
Fachhochschulstatus und dem für Hochschulen verpflichtenden Grund-
satz der Freiheit von Forschung und Lehre zu vereinbaren gewesen wäre, 
bleibt unbeantwortet. 
Nach dem Beschluß der Kultusministerkonferenz scheint die Zukunft der 
Berliner Berufsakademie gesichert, zumindest auf politischer Ebene, ihre 
Existenz wird kaum noch in Frage gestellt. Zur Zeit werden gesetzliche 
Veränderungen vorbereitet, die auf eine Stärkung ihrer Autonomie ge-
genüber dem zuständigen Ministerium hinauslaufen und große Durchset-
zungschancen haben. 3 1 Allerdings wird der Ausbau der Kapazi tä ten der 
Berufsakademie sowohl aufgrund finanzieller Restriktionen des Bildungs-
haushaltes als auch immer noch bestehender politischer Reserven gegen 
dieses Bildungsmodell gestoppt bei etwa 450 Studienanfängern pro Jahr, 
deutlich unterhalb der zunächst geplanten Ausbauziele - ein neuerlicher 
Kompromiß zwischen den widerstreitenden Positionen, aber natürlich 
auch Konsequenz von Budgetrestriktionen ganz allgemein. 3 2 
Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß die Gründung der Berufs-
akademie in Berl in zu einem wesentlichen Teil Produkt der spezifischen 
politischen Konstellationen der Nach-Wendezeit war. Zentrale Bedeu-
tung für die weitere Entwicklung werden die Interessen von Betrieben 
und Jugendlichen an diesen Bildungsgängen haben. Dabei hat die Nach-
frage nach den Ausbildungsgängen des Bereichs Technik eine Schlüssel-
stellung, da Berufsakademien nach dem KMK-Beschluß ja mindestens 
zwei Ausbildungsbereiche anbieten müssen, die Berliner Berufsakademie 
aber im Sozialbereich keine Ausbildung anbieten will und kann. 
31 Auch die Berufsakademie Berlin strebt, wie die Berufsakademie Baden-Würt-
tembergs, im Hinblick auf die Einführung von Bachelor- und Master-Studien-
gängen eine Kooperation mit einer angesehenen englischen Universität an. 
32 Ein Angebot des Senats, die Berufsakademie auszubauen unter der Vorausset-
zung einer finanziellen Beteiligung der Wirtschaft, wurde nach einer Umfrage 
bei den Betrieben abgelehnt. 
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2.2 Die Interessen der Betriebe an den Bildungsgängen der 
Berufsakademie Berlin 
D i e Entwicklung seit 1993 zeigte, daß die Planungen und Interessen derje-
nigen Betriebe, die die Schaffung der Berliner Berufsakademie wesentlich 
in Gang gebracht hatten, nicht sehr stabil waren und daß einem raschen 
Zuwachs von Studierenden und Kooperationsbetrieben aus Dienstlei-
stungsbranchen in den wirtschaftswissenschaftlichen Fachrichtungen deut-
liche Stagnationstendenzen bei Studierenden und Kooperationsbetrieben 
in den technischen Fachrichtungen gegenüber standen. Im einzelnen: 
(1) Die Berufsakademie startete im Herbst 1993 mit insgesamt 124 Studi-
enanfängern und 27 Ausbi ldungss tä t ten . 3 3 Die weitere Entwicklung zeigt 
die folgende Tabel le . 3 4 
Tab. 4: Die Entwicklung der Studienanfänger der Berufsakademie Berlin 
Jahr Studienanfänger 
Wirtschaft Technik insgesamt 
1993 103 21 124 
1994 216 29 245 
1995 316 41 357 
1996 362 69 431 
1997 356 68 424 
1998 380 72 452 
D i e Zahl der Ausbildungsstät ten ist ähnlich gestiegen: 1998 waren insge-
samt 430 Unternehmen an der Ausbildung der drei Jahrgänge 1996 bis 
1998 beteiligt, darunter 245 Betriebe aus Berl in und jeweils gut 90 aus 
Brandenburg und aus anderen Bundes ländern . Die Berufsakademie hat al-
so einen relativ raschen Aufschwung genommen. 
Jedoch läßt ein genauerer Bl ick auf diese Entwicklung erkennen, daß sich 
sowohl die Studienanfänger (und analog die Studierenden) als auch die 
beteiligten Betriebe ganz überwiegend auf den wirtschaftswissenschaftli-
33 Gemeint sind an der Ausbildung an der Berufsakademie beteiligte Betriebe 
einschließlich öffentlicher Einrichtungen. 
34 Diese und alle folgenden Zahlen entstammen statistischem Materialien der 
Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur bzw. der Berufs-
akademie Berlin. 
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chen Bereich konzentrieren; die folgende Tabelle zeigt die Zahlen, Her-
kunft und Größens t ruk tur an der Ausbildung der Jahrgänge 1996 bis 1998 
beteiligten Betriebe: 
Das Wachstum der Berufsakademie Berlin ist also ganz wesentlich auf ein 
Wachstum der wirtschaftswissenschaftlichen Fachrichtungen zurückzu-
führen. Einen besonders großen Antei l an den Studierenden haben die 
Fachrichtungen Banken und Industrie, bei den beteiligten Betrieben do-
minieren Industriebetriebe, vor allem aber die Kleinbetriebe des Steuer-
wesens, der Tourismus- und der Immobilienwirtschaft. Mi t den Fachrich-
tungen variieren Charakter und Größe der beteiligten Ausbildungsstät-
ten: Insgesamt ist das Wachstum der wirtschaftswissenschaftlichen Ausbi l -
dung vor allem getragen von kleineren Betrieben mit unter 500 Beschäf-
tigten. Nur unter den beteiligten Industriebetrieben, Banken und Versi-
cherungen sind auch größere und große Betriebe. D ie Beteiligung von 
Großbe t r i eben bedeutet meist eine gewisse Kontinui tät , hingegen die von 
Kleinbetrieben eine laufende Umschichtung in der Zusammensetzung der 
Kooperationsbetriebe. 
(2) Der Bereich Technik startete 1993 mit nur 21 Studienanfängern, dar-
unter 15 Studenten der Fachrichtung Informatik, die im wesentlichen von 
einem einzigen Unternehmen ausgebildet wurden, sowie sechs Studenten 
der Fachrichtung Maschinenbau. Entsprechend schwach war die Beteili-
gung von Ausbildungsbetrieben. D a ß sich die Verhäl tnisse seit dem Start 
mit nur vier Betrieben in der weiteren Entwicklung nicht substantiell ver-
ändert haben, zeigt die Tabelle 5. 
Heute gibt es im Bereich Technik jährlich 70 bis 80 Studienanfänger. Eine 
vergleichsweise positive Entwicklung zeigt mit zwischen 20 und 35 Studi-
enanfängern pro Jahr die Fachrichtung Informatik, also ein Grenzgebiet 
zwischen Technik und Wirtschaftswissenschaft; hier wären von der Nach-
frage her sogar Zuwächse möglich, sie können jedoch aufgrund der er-
wähnten finanziellen und Kapazitätsrestr ikt ionen nicht realisiert werden. 
Besondere und dauerhafte Probleme bereitet hingegen die Fachrichtung 
Maschinenbau mit über die Jahre hinweg immer nur zwischen 13 und 17 
Studienanfängern. Weder eine Anreicherung des Studiengangs mit wirt-
schaftswissenschaftlichen Fächern noch die sich in den letzten Jahren ab-
zeichnende Knappheit von Ingenieuren konnten dies substantiell verän-
dern, auch für die Zukunft erwartet man von seiten der Berufsakademie 
keine Expansion. 
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Hinter diesen quantitativen Entwicklungen steht im Ausbildungsbereich 
Technik eine aufschlußreiche Veränderung der betrieblichen Interessen 
an den Ingenieurausbildungen der Berufsakademie: Die großen Industrie-
betriebe aus Baden-Wür t temberg , die zunächst besonders an BA-Inge-
nieuren interessiert waren und die Schaffung der Berliner Berufsakade-
mie angestoßen hatten, haben sich entweder gänzlich zurückgezogen oder 
(mehrheitlich) die zunächst avisierten Ausbildungskontingente deutlich re-
duziert. Insbesondere im ersten Jahr nach der Gründung gab es eine Reihe 
von „Rückziehern" , die den Ausbildungsbereich Technik gefährdeten und 
deshalb von seiten der Berufsakademie als Mangel an Verläßlichkeit der 
Betriebe interpretiert wurden. Dabei wurden selbst diese kleinen Kont in-
gente - wie u.a. in einer Betriebsfallstudie festzustellen war - eher auf-
grund übergreifender bildungspolitischer Ziele der baden-würt tembergi-
schen Mutterunternehmen gehalten als aufgrund eines wirklichen Be-
darfs. 
(3) D a ß fast 90 % aller Studienplätze der Berufsakademie heute in Fach-
richtungen des Bereichs Wirtschaft angeboten werden und daß kleinere 
und mittlere Dienstleistungsbetriebe das B i l d bestimmen, hat mehrere Ur-
sachen: Es hängt eng zusammen mit der Entstehung vieler neuer Dienst-
leistungsbetriebe im Gefolge der Einführung der Marktwirtschaft auf dem 
Gebiet der ehemaligen D D R . Daneben bestehen aber auch spezifischere 
Interessen: Bestimmte große Betriebe, die bislang Abiturienten zu Indu-
striekaufleuten ausgebildet hatten, haben diese Form der Nachwuchsge-
winnung nun aufgegeben zugunsten einer Beteiligung an der Berufsaka-
demie. Hintergrund dieses Verhaltens war zumindest in einzelnen Fällen 
die Tatsache, daß viele dieser Abiturienten nach der Ausbildung ein Stu-
dium aufnahmen, da sie angesichts der zunehmenden Besetzung mittlerer 
und höherer kaufmännischer und Verwaltungspositionen mit Akademi-
kern für sich keine Aufstiegsperspektiven mehr sahen. V o n betrieblicher 
Seite versucht man nun, Abiturienten mit Hilfe einer Ausbildung zu Be-
triebswirten(BA) an sich zu binden. 
Hingegen sind die schwachen Interessen sowohl der ursprünglichen Initia-
toren der Berliner Berufsakademie als auch anderer potentieller Koope-
rationsbetriebe an Ingenieurstudiengängen primär auf die veränder ten 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zurückzuführen: auf die Restruktu-
rierung des Berliner Wirtschaftsraums, die De-Industrialisierung, den 
Rückzug vieler westdeutscher Produktionsbetriebe aus Berlin aufgrund 
der Veränderung öffentlicher Förderungsbedingungen und das Verschwin-
den (die massive Schrumpfung) der großen ostdeutschen Produktionsbe-
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triebe. Infolge dieser Entwicklungen gibt es nun auf dem Berliner A r -
beitsmarkt sehr viele qualifizierte und erfahrene Fachhochschulingenieu-
re und vor allem Fachschulingenieure, die in der D D R immer eine Lehre 
absolviert haben und deshalb eigentlich die praxisnahen Ingenieure par 
excellence sind (Drexel, Giessmann 1997). Daneben haben offenbar in ei-
nigen Betrieben auch Widers tände der Betr iebsräte und/oder anderer be-
trieblicher Instanzen gegen eine Beteiligung an der BA-Ausb i ldung eine 
Rolle gespielt. 
(4) Wie sieht nun die Interessenlage eines exemplarisch untersuchten Be-
triebs aus, der sich an der Ausbildung von BA-Ingenieuren beteiligt, wenn 
auch in geringerem Umfang als ursprünglich vorgesehen? Zunächst ist 
festzuhalten, daß es sich um einen Ostberliner Betrieb handelt, der vor 
der Wende sowohl für seine Produkte als auch für seine Ausbildung be-
sonders renommiert war und heute Bestandteil eines großen Konzerns ist, 
der seinen Stammsitz in Baden-Wür t t emberg hat und dort zu den wichtig-
sten Unternehmen mit BA-Ausb i ldung gehört. Beide Sachverhalte sind 
wichtig für die Beteiligung des untersuchten Ostberliner Betriebs trotz ei-
ner Schrumpfung seiner Beschäftigten von ca. 1.500 in 1988 auf ca. 700 in 
1995. Beides ist auch wichtig dafür, daß sich der Betrieb bemüht , mit eini-
ger Kontinuität jährlich vier Studenten (je zwei in einer technischen und 
einer kaufmännischen Fachrichtung) auszubilden: 
Der westdeutsche Mutterkonzern, einer der Initiatoren der Berufsakade-
mie in Berl in , wollte damit die bundesweite Anerkennung politisch voran-
zutreiben. Dazu kommt ein spezifisches Interesse des Berliner Betriebs: 
E r will mit der Beteiligung an der Berufsakademie seine bereits auf ein 
Drittel reduzierte Aus- und Weiterbildungsabteilung auslasten und ihre 
Zukunft absichern. Neben diesen sehr prägnanten gab es eher diffuse In-
teressen am Einsatz praxisnah qualifizierter Ingenieure und Kaufleute, 
mit denen man immer schon - früher in Form von Fachhochschulabsol-
venten - bessere Erfahrungen als mit reinen „Seiteinsteigern" gemacht 
hatte. A u ß e r d e m spricht das Interesse, junge Arbeitnehmer möglichst früh 
an den Betrieb zu binden und die Einarbeitungszeit möglichst kurz zu hal-
ten, gegen eine Rekrutierung von der Fachhochschule. 
Die Einsatzvorstellungen sind vage, man denkt an Positionen des mittle-
ren Managements und an Stabsstellen, die derzeit von Fachschulingenieu-
ren und -Ökonomen besetzt sind, jedoch aufgrund der gestauchten Alters-
pyramide - Ergebnis der Selektionsprozesse des drastischen Personalab-
baus nach der Wende - in absehbarer Zeit vakant werden. Es gibt aber 
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keine Abmachungen zu den künftigen Einsatzbereichen und zur künfti-
gen Entlohnung der BA-Absolventen. Insgesamt haben solche Fragen 
wenig Bedeutung aufgrund der immer noch andauernden Personalreduk-
tion und der hohen Arbeitslosigkeit, aber auch wegen der in diesem K o n -
text eingetretenen Verwerfungen in den Personalstrukturen, aus denen 
man in Zukunft in gewisser Weise sogar ein Prinzip machen wil l : Man 
geht davon aus, daß es angesichts des „Durcheinanderwirbeins" der Be-
legschaft in Zukunft eher zu einer projektförmigen Arbeitsorganisation 
kommen wird, die Arbeitskräften wie BA-Ingenieuren eher Leitungsauf-
gaben als Leitungspositionen bieten wird. 
Ob allerdings die Ausbildung von BA-Ingenieuren und -Betriebswirten in 
diesem Betrieb Kontinuität haben wird, ist offen: Der kontinuierliche Per-
sonalabbau und der anhaltende ökonomische Druck, der auf El iminie-
rung aller nicht unbedingt notwendigen Kosten drängt, könnten auch die-
sen Betrieb zur völligen Aufgabe einer eigenen Ausbildungsabteilung und 
der Beteiligung an der Berufsakademie veranlassen. Dies ist letztlich eine 
Entscheidung des westdeutschen Mutterkonzerns und abhängig von des-
sen bildungspolitischen Zielen, die bislang zur Abstützung der Berliner Be-
rufsakademie geführt haben. Ob diese Zielsetzung nach der Durchsetzung 
der bundesweiten Anerkennung der Berufsakademie aufrechterhalten 
wird, m u ß offen bleiben. 
2.3 Die Interessen der Studierenden, Probleme und Risiken des 
Bildungsgangs 
(1) Die schwache Entwicklung der technischen Fachrichtungen der Be-
rufsakademie Berlin, insbesondere die der Fachrichtung Maschinenbau, 
ist nach verschiedenen Aussagen nicht nur eine Konsequenz veränder ter 
Interessenlagen von Betrieben, sie ist auch Konsequenz veränderter Inter-
essen von Abiturienten: Sie reagieren auf die Erfahrungen der De-Indu-
strialisierung des Berliner Raums und der wachsenden Arbeitslosigkeit 
von technisch qualifizierten Arbeitnehmern mit einer Umorientierung auf 
kaufmännische Berufe. Bildungseinrichtung und Betriebe berichten über 
eine außerordentl ich große Nachfrage nach BA-Ausbi ldungsplätzen in 
den wirtschaftswissenschaftlichen Fachrichtungen und über mangelnde 
Nachfrage von Abiturienten nach den Ausbildungsplätzen in den Inge-
nieurstudiengängen. Diese Aussagen konnten in der Untersuchung nur 
bedingt bestätigt werden: U m die von dem untersuchten Betrieb angebo-
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tenen vier Ausbildungsplätze bewarben sich 1993 20, 1994 60 und 1995 
180 Abiturienten. 150 wollen eine Ausbildung zum Betriebswirt und „nur" 
30 eine Ausbildung zum Ingenieur absolvieren. Soweit diese Erfahrung 
generalisierbar ist, geht es also wohl eher um relative Präferenzen als um 
tatsächliche Knappheiten an Ausbildungsbewerbern. 
Die Zahlen lassen auch erkennen, wie groß das Interesse von Abiturien-
ten ist, überhaupt einen Ausbildungsplatz in einem der noch bestehenden 
größeren Betriebe - und insbesondere einem Betrieb mit westdeutschem 
Mutterunternehmen - zu erhalten. Dieses Interesse dürfte - neben dem 
Interesse an einer Ausbildungsvergütung - angesichts der wirtschaftlichen 
Situation in Berl in und Brandenburg gegenüber anderen Interessen, die 
in Baden-Wür t t emberg eine Rolle spielen, eindeutig dominieren. 
(2) Doch hat dieser Bildungsgang auch bestimmte Probleme und beinhal-
tet für seine Teilnehmer Risiken. Z u den generellen Problemen und Ris i -
ken von BA-Studiengängen, die oben am Beispiel der Berufsakademie Ba -
den-Würt tembergs ausführlich analysiert wurden (vgl. 1.), dürften in Ber-
lin spezifischere Probleme kommen: Die Zahlen der Studienanfänger und 
beteiligten Betriebe, ebenso wie der hohe Ante i l an kleineren Betrieben, 
legen die Annahme nahe, daß in der Mehrheit der Betriebe nur einige 
ganz wenige Studenten pro Jahr ausgebildet werden und daß zudem die 
Ausbildungsaktivi täten des einzelnen Betriebs oft wenig Kontinuität ha-
ben. Das aber bedeutet, daß die klassische Ausbildungssituation in den 
großen BA-Betr ieben Baden-Wür t tembergs - spezielle Ausbildungsgrup-
pen und ihre kontinuierliche Betreuung durch spezifisch qualifiziertes und 
sukzessive Erfahrung akkumulierendes Ausbildungspersonal - hier wohl 
nur selten gegeben ist. Sehr viel wahrscheinlicher ist, daß die BA-Studie-
renden als „Einzelkämpfer" im Betrieb stehen, zunächst vielleicht ge-
meinsam mit den Auszubildenden des Dualen Systems (wo vorhanden), 
später mit dem De-facto-Status eines Praktikanten, dessen betriebliche 
Qualifizierung weitgehend von den Zufällen des jeweiligen Einsatzberei-
ches abhängt . Damit bleiben die Qualifizierungsleistungen und -ergebnis-
se der betrieblichen Praxisphasen völlig ungesichert; dies um so mehr, als 
ja die wirtschaftliche Situation der beteiligten Betriebe auf rasche produk-
tive Leistungen der Studierenden drängt und die verschärfte Konkurrenz 
um den Arbeitsplatz die erfahrerenen Arbeitskräfte der Einsatzabteilun-
gen zur Zurückhal tung ihres Wissens veranlassen kann. 
A l l e diese in der Betriebsfallstudie punktuell festzustellenden Tendenzen 
sind schwer zu gewichten; wie weit sie generalisierbar sind, m u ß offen 
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bleiben. Doch sind sie sicher nicht auf diesen Einzelfall beschränkt , da sie 
ja weitverbreitete Bedingungen haben. Im Ergebnis dürften die in den Stu-
diengängen der Berufsakademie Berlin erzeugten Qualifikationsprofile 
damit auch oft Schwächen aufweisen und relativ heterogen sein. 
Den vergleichsweise guten Arbeitsmarktchancen, die aus der Kombination 
von Praxisnähe mit hohem (Allgemein-)Bildungsniveau und früher be-
trieblicher Sozialisation resultieren, stehen deshalb längerfristige Risiken 
für ein selbständiges Weiterlernen in größeren Umstellungsprozessen und 
für zwischenbetriebliche Mobilität gegenüber. 
2.4 Die Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für die traditionellen 
Arbeitnehmergruppen 
Die Konsequenzen der Beteiligung von Betrieben an der Berufsakademie 
Ber l in und des Einsatzes von BA-Absolventen dürften im Prinzip diesel-
ben sein, wie für die Betriebe Baden-Würt tembergs ausführlich dargestellt 
(vgl. 1.). Allerdings sind einige Modifikationen erforderlich: 
Z u m einen könnte es - angesichts der wirtschaftlichen Situation im Berl i -
ner Raum und in Brandenburg - die am Rande der Untersuchung festge-
stellten Fälle einer systematischen Substitution der Ausbildung von A b i -
turienten zu Industriekaufleuten im Rahmen des Dualen Systems durch 
BA-Studiengänge in größerem Umfang geben. Z u m anderen wurde an-
hand des untersuchten Betriebs auch erkennbar, daß es auch das Gegen-
beispiel gibt: die Sicherung von Ausbildungskapazi täten für das Duale Sy-
stem gerade mit Hilfe einer Beteiligung an der Berufsakademie. Ob sol-
che Konstellationen und Strategien, die eher auf eine Stärkung des Dua-
len Systems (bzw. die Verhinderung seines weiteren Verfalls) in den ost-
deutschen Betrieben hinauslaufen, breitere Bedeutung haben, ist natür-
lich gänzlich offen. 
3. Zusammenfassung und erste Schlußfolgerungen 
(1) Die Berufsakademie hat sich von allen hier untersuchten neuen B i l -
dungsgängen bislang am besten durchsetzen können. Dies ist nicht nur da-
rauf zurückzuführen, daß sie am längsten existiert, sondern auch darauf, 
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daß sie in einer wirtschaftlich florierenden Region und einer Boomperio-
de die Interessen wichtiger Akteure des Bildungsgeschehens traf und mit-
einander in einem - wenn auch ungleichgewichtigen - Kompromiß verein-
te: die Interessen vieler Betriebe an formal hochqualifizierten, aber pra-
xisnah ausgebildeten Arbeitskräften mit früher betrieblicher Sozialisation 
und Betriebsbindung, deren Qualifikation sie mitbestimmen und je nach 
Bedarf aktualisieren können; die Interessen bestimmter Abiturienten, die 
nach dem Abi tur Praxiserfahrungen machen, aber doch eine höherwert ige 
Ausbildung als die des Dualen Systems erwerben und sich einen Arbeits-
platz im Ausbildungsbetrieb sichern wollen und an einer finanziellen A b -
Stützung ihres Studiums interessiert sind; sowie die bildungspolitischen In-
teressen der beteiligten Bundes länder an der Durchsetzung wirtschaftsna-
her Studiengänge (direkt in den Berufsakademien und indirekt, durch 
entsprechende Ans töße für die Fachhochschulen) und an der Reduzie-
rung von Studienzeiten und Hochschulausgaben. 
Insgesamt hat diese Interessenkonstellation wesentlich zum Siegeszug der 
Berufsakademie beigetragen. 
(2) Allerdings hat die Berufsakademie erhebliche Auswirkungen auf die 
Fachhochschule. Deren Chancen zur Absicherung ihres Bildungsangebots 
und ihrer bildungspolitischen Konzeption, zur Füllung ihrer Kapazi täten 
mit Studenten und zum Erhalt öffentlicher Investitionsmittel sind mehr 
oder minder nachhaltig tangiert: Z u m einen geht natürlich von den Be-
rufsakademien ein erheblicher Druck auf wirtschaftsnahe Curricula und 
ihre Anpassung an betrieblichen Bedarf aus; dies kann sowohl Innovation 
und „das Aufgeben alter Zöpfe" als auch eine Verengung der vermittel-
ten Qualifikationen und ihre Ausrichtung auf regional dominante Nach-
fragerinteressen beinhalten. Z u m anderen bedeutet die Existenz von Be-
rufsakademien für die Fachhochschulen eine Konkurrenz um Studenten, 
Kooperat ionsmöglichkei ten mit Betrieben und öffentliche Mittel - also 
die drei zentralen Voraussetzungen für ihre Stabilität und weitere Ent-
wicklung, gerade auch in der Konkurrenz mit Universi täten. E i n Ausbau 
der Berufsakademien wie derzeit in Baden-Wür t t emberg setzt zudem po-
litische Signale für die Zukunft und löst erhebliche Beunruhigung in den 
Fachhochschulen aus, während der Ausbaustop in Berl in die Situation hier 
offenbar beruhigt hat. 
(3) Ungeachtet der Durchsetzungserfolge der Berufsakademie gibt es in 
der Quali tät ihrer Bildungsgänge eine ganze Reihe von Problemen, die 
durch ihre Konstruktionsmerkmale bedingt sind: die Verdichtung der 
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Ausbildungsprozesse in Studienakademie und Betrieb, die eigenständiges 
Studium und kritische Reflexion erschweren; die Begrenzung der theore-
tischen Studieninhalte; die großen Einflußmöglichkeiten der Betriebe auf 
das Studium; die Ungesichertheit dessen, was während der betrieblichen 
Praxisphasen tatsächlich an Qualifizierung erfolgt; die Unmöglichkei t , die 
gewollte Verzahnung der Lernprozesse von Studienakademie und Betrieb 
abzusichern, und die sich aus diesen verschiedenen Momenten ergeben-
den Probleme der Quali tät und Vergleichbarkeit der so erzeugten Qualifi-
kationen. 
(4) Quali tät und Ansehen der Berufsakademie Baden-Wür t tembergs ha-
ben davon profitiert, daß sie in Großbe t r i eben mit sehr guter Ausbi l -
dungstradition und großem Interesse an gutqualifizierten Ingenieuren ge-
schaffen wurde. Diese Bedingungen haben jedoch immer nur einen Tei l -
bereich der insgesamt bestehenden Ausbildungsverhältnisse geprägt, sind 
insbesondere für Kleinbetriebe, die immer nur einzelne Jugendliche aus-
bilden können, nicht typisch. 
Zudem verschlechterten sich diese Rahmenbedingungen im Durchschnitt 
infolge der Schaffung von Berufsakademien in Berlin und den neuen 
Bundes ländern mit ihren wirtschaftlich besonders problematischen Be-
dingungen sowie zumindest zeitweise auch infolge des Rückgangs von 
Ausbildungsverhältnissen in den klassischen BA-Bet r ieben Baden-Würt -
tembergs. Dies beinhaltet für die Berufsakademie (bei Durchschnittsbe-
trachtung) bestimmte Risiken auch in qualitativer Hinsicht: Be i sinkenden 
Studentenzahlen nähern sie sich für bestimmte Fachrichtungen und Stand-
orte einer kritischen Größenordnung (Baden-Wür t temberg) bzw. errei-
chen diese kaum (Berlin). Dies kann negative Konsequenzen für den 
schulischen Teil der Ausbildung, vor allem aber für die betrieblichen Pra-
xisphasen haben: A n die Stelle einer Ausbildung in gut betreuten Grup-
pen in Großbe t r ieben tritt häufiger eine „Beistellqualifizierung" einzelner 
Studierender im Kle in - und Mittelbetrieb, wo diese besondere Betreuung 
nicht möglich ist. Verhältnisse einer Anlernung zum Ingenieur mit ge-
blocktem Teilzeitunterricht gewinnen damit tendenziell an Gewicht. 
(5) Diese Probleme besagen nicht, daß sich die Berufsakademie - wie es 
vorübergehend scheinen mochte - in einer schwerwiegenden Krise befin-
det. D e m wirk(t)en in quantitativer Hinsicht die vergleichsweise besseren 
Verhältnisse in den Ausbildungsbereichen Wirtschaft und Sozialwesen 
entgegen, ebenso die Anwerbung neuer Ausbildungsbetriebe und zusätz-
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licher Studenten, vor allem aber die politischen und wirtschaftlichen A n -
strengungen der Landesregierung Baden-Würt tembergs , diesen Bildungs-
weg auszubauen und in anderen Bundesländern zu stützen. Doch bedeu-
ten die dargestellten Entwicklungen, daß die Studiengänge der Berufsaka-
demie im Durchschnitt bestimmten qualitativen Erosionstendenzen aus-
gesetzt sind; Erosionstendenzen, die sicher in Berlin und Ostdeutschland 
stärker sind als in Baden-Wür t temberg , sicher die Ausbildungsverhältnis-
se in den vielen kleinen Dienstleistungsbetrieben überdurchschnitt l ich 
treffen, aber auch die Ausbildung zum Ingenieur(BA) nicht unberühr t 
lassen dürften. 
Wieweit dadurch auch die Attraktivität dieses Bildungsgangs für beson-
ders leistungsfähige und -willige Abiturienten, die bislang den Erfolg der 
Berufsakademie zu einem erheblichen Tei l begründete , ernsthaft und auf 
Dauer tangiert ist - wieweit sich also die in den Krisenjahren sichtbar 
werdenden Anzeichen für schwächere Bewerberpotentiale fortsetzen 
werden - , ist im Moment natürlich offen. 
(6) Nach dem langen Siegeszug der Berufsakademie haben sich damit we-
sentliche, wenn auch nicht alle Kritikpunkte bestätigt, die bei ihrer Grün-
dung zur Ablehnung durch die Gewerkschaften führten. 
Diese und andere Kritikpunkte werden auf indirekte Weise, in Form von 
„Empfehlungen" , auch durch die verschiedenen Gutachten und Stellung-
nahmen, bestätigt, die in den Auseinandersetzungen um die bundesweite 
Anerkennung der BA-Abschlüsse vorgelegt wurden. Allerdings betonen 
diese Empfehlungen na turgemäß stärker Probleme, die aus der Perspekti-
ve von Hochschulen und Hochschulrecht bestehen. 
(7) D ie ungeachtet solcher direkter und indirekter Kri t iken von der K u l -
tusministerkonferenz beschlossene bundesweite Anerkennung der B A -
Abschlüsse erscheint als Sieg der Befürworter der Berufsakademie. Doch 
ist sie an eine Reihe von Bedingungen gebunden, die teilweise nach dem 
Selbstverständnis der Berufsakademie und nach der Interessenlage der 
beteiligten Betriebe - insbesondere in der Frage der Auswahl der Studen-
ten - kaum realisierbar erscheinen. Ob die in diesem Beschluß enthalte-
nen verklausulierten Krit iken praktische Bedeutung erhalten, wird davon 
abhängen, ob sie politisch aufgegriffen werden. 
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VI. Duale Studiengänge - zwei Beispiele privater 
Dualer Fachhochschulen 
Seit Mitte der 80er/Beginn der 90er Jahre sind in rasch wachsender Folge 
und Zahl duale Studiengänge entstanden, d.h. Bildungswege, die ein Hoch-
schulstudium an der Universität oder - meist - der Fachhochschule mit 
Ausbildung oder Tätigkeit im Betrieb in etwa gleichem Umfang verknüp-
fen und mit einem Hochschuldiplom abschließen. Zwar gab es bereits 
Mitte der 70er Jahre erste Ansätze in dieser Richtung, doch ist in den 90er 
Jahren auf diesem Feld eine große Dynamik entstanden: Nach einer U n -
tersuchung des Instituts der Deutschen Wirtschaft (Konegen-Grenier, 
Kramer 1995, S. 14) boten 1995 nicht weniger als 29 Hochschulen - darun-
ter sechs private Hochschulen - duale Studiengänge an; die überwiegende 
Mehrheit dieser insgesamt 45 dualen Studiengänge wurde nach derselben 
Quelle von Fachhochschulen durchgeführt. Eine Untersuchung der HIS-
G m b H von 1996 nennt - auf der Basis einer etwas anderen Definition -
44 (mehrheitlich wirtschaftswissenschaftliche) Studienangebote, die ein 
Studium mit beruflicher Ausbildung oder Tätigkeit verbinden (Holtkamp 
1996). 
(1) V o n dualen Studiengängen wird die Lösung einer ganzen Reihe von Pro-
blemen des Bildungs- und des Beschäftigungssystems erwartet. Der Wissen-
schaftsrat hat sich nachdrücklich für ein differenziertes Studienangebot 
ausgesprochen und Studiengänge, die nach dem dualen Prinzip organisiert 
sind, als einen erfolgversprechenden Weg für eine weitere Differenzie-
rung des Hochschulwesens bezeichnet (Wissenschaftsrat 1993; 1996). Die 
Bundesregierung, der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung und (etwas vorsichtiger) die Bund-Länder-Kommiss ion für Bildungs-
planung und Forschungsförderung haben sich diesen Einschätzungen und 
Empfehlungen angeschlossen (vgl. B I B B 1999). 
A l s Motiv für die Schaffung dieses neuen Typs von Studiengängen wird in 
der - zeitweise geradezu euphorisch geführten - öffentlichen Diskussion 
dieses neuen Wegs vor allem der Bedarf der Wirtschaft an „praxisnah" 
qualifizierten Hochschulabsolventen angeführt, insbesondere an Inge-
nieuren und Betriebswirten ohne die vielkritisierte „Praxisferne" der A b -
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solventen klassischer Fachhochschulen und Hochschulen. Eine weitere 
Begründung für die Schaffung dualer Studiengänge ist das Z ie l , eher prak-
tisch interessierten Abiturienten neue Angebote machen zu können , da-
mit die sehr lange dauernden konsekutiven Wege über Berufsausbildung 
plus Hochschule, die sie bisher in großer Zahl gegangen sind, zu ersetzen 
und die gesamte Ausbildungszeit und ihre Kosten zu reduzieren. A u c h 
hofft man, damit die zunehmenden Verluste betrieblicher Ausbildungsin-
vestitionen, die durch Abwanderung eines großen Teils der dual ausgebil-
deten Abiturienten an die Hochschule bedingt sind, zu vermeiden. U n d 
nicht zuletzt wird in dualen Studiengängen eine Chance für die Fachhoch-
schulen gesehen, in der doppelten Konkurrenz mit Universi täten einer-
seits, Berufsakademien andererseits ihr spezifisches praxisorientiertes Pro-
fil zu schärfen und ihre Attraktivi tät zu erhöhen. 
A u c h die Wirtschaft hat breites Interesse bekundet (Konegen-Grenier, 
Kramer 1995). Nach einer Umfrage des B I B B (1999) zur Bereitschaft von 
Betrieben, sich an dualen Studiengängen der Fachhochschule zu beteili-
gen, und ggf. zu ihren Erfahrungen mit derartigen Studiengängen haben 
etwa 10 % der befragten ca. 770 bereits eigene Erfahrungen in dieser Sa-
che, 16 % der befragten Betriebe tragen sich mit dem Gedanken einer 
Beteiligung, und von den übrigen formulierten etwa 40 % eine prinzipiel-
le Bereitschaft, sich zu beteiligen. Die zuletztgenannte Gruppe begründet 
ihr Interesse an einer evtl. künftigen Beteiligung schwergewichtig (etwa 
drei Viertel aller Nennungen) mit steigendem Bedarf an Ingenieurqualifi-
kationen und Sicherung ihres Praxisbezugs; fast ebensoviele damit, die 
Einarbeitung praxiserfahrener FH-Absolventen sei kostengünstiger als 
die von Absolventen ohne Praxiserfahrung. Relativ viele dieser Betriebe 
nennen ferner (Mehrfachnennungen!) den durch eine solche Kooperation 
erfolgenden Transfer von technischem oder allgemeinem Wissen von der 
F H in den Betrieb als Grund. In geringerem Umfang, aber auch nicht 
ganz irrelevant wird - neben einigen anderen Gesichtspunkten - auch die 
vermutete bessere Eignung einer dualen FH-Ausbi ldung für mittlere Po-
sitionen genannt (31 %), die auf Substitutionsabsichten hinweist; dieser 
Zusammenhang zeigt sich umgekehrt auch bei der größeren Gruppe der 
Betriebe, die eine prinzipielle Bereitschaft zur Beteiligung verneinen und 
dies damit begründen, daß sie eher auf innerbetriebliche Aufstiegsmög-
lichkeiten und die Rekrutierung von Ingenieuren vom externen Arbeits-
markt setzen. 
Bei denjenigen Betrieben, die bereits an dualen Studiengängen beteiligt 
sind, ist vor allem die kostengünstige Einarbeitung praxiserfahrener 
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Fachhochschulabsolventen als Motiv wichtig; die anderen genannten M o -
tive haben für sie weniger Bedeutung - mit Ausnahme des Arguments ei-
ner besseren Eignung dualer Studiengänge für mittlere Positionen, die von 
dieser Gruppe häufiger genannt wird. Die Aussagen einer größeren Zahl 
von Betrieben lassen also teils sehr allgemeine Interessen an der Koope-
ration mit Fachhochschulen, teils aber auch sehr spezifische personalpoli-
tische Interessen an dual qualifizierten Hochschulabsolventen erkennen. 
(2) Duale Studiengänge gibt es in sehr verschiedenen Varianten. Die er-
wähnte Untersuchung von HIS unterscheidet drei organisatorische Grund-
typen: 
integrative Studienangebote, die ein (Fach-)Hochschulstudium mit ei-
ner beruflichen Ausbildung verknüpfen und somit für Jugendliche 
mit Hochschulzugangsberechtigung, aber ohne Berufsausbildung be-
stimmt sind (insgesamt 16 Angebote); 
integrative Studienangebote, die das Fachhochschulstudium mit Lern-
prozessen bzw. beruflichen Aktivi täten im Betrieb inhaltlich ver-
knüpfen (insgesamt 18 Angebote); 
berufsbegleitende Studienangebote, die das Fachhochschulstudium so 
organisieren, daß es mit einer beruflichen Tätigkeit vor allem zeitlich 
zu vereinbaren ist (insgesamt zehn Angebote) (ebd., S. 6). 
D i e Trennlinien zwischen diesen verschiedenen Typen sind nicht sehr 
scharf, die konkreten Modifikationen innerhalb der einzelnen Typen au-
ßerordent l ich groß (ebd.). 
(3) V o n besonderer Bedeutung sind in unserem Kontext Bildungsgänge 
des zweiten Typs, d.h. Studiengänge, bei denen sich Lernprozesse an der 
Hochschule und Lernprozesse im Betrieb etwa gleichen Umfangs abwech-
seln („Sandwich-Prinzip"). Auch sie weisen die verschiedensten institutio-
nell-organisatorischen Varianten auf, doch gibt es auch einige gemeinsa-
me Hin te rgründe für ihre Entstehung und einige gemeinsame strukturelle 
Probleme. Diese dualen Studiengänge setzen bildungsstrukturelle und bi l -
dungspolitische Signale und haben weitreichende Bedeutung für das deut-
sche Bildungssystem: 
Z u m einen kombinieren sie - ähnlich wie die Berufsakademie - theoreti-
sches Lernen von Hochschulzugangsberechtigten in schulischen Einrich-
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tungen mit Lernen im Betrieb in etwa gleichem Umfang, womit sich ähn-
liche Zielsetzungen und weitere strukturelle Parallelen verbinden. Jedoch 
vermitteln sie den Fachhochschulabschluß, so daß ihre Absolventen nicht 
mit Problemen einer bundes- und europaweiten Anerkennung ihrer Qua-
lifikation rechnen müssen. Die Berufsakademien haben damit Konkur-
renz bekommen, die wesentliche Interessen von Betrieben und Abiturien-
ten an den Studiengängen der Berufsakademien abdecken können und ei-
nige ihrer Probleme nicht aufweisen. 
Zum anderen stoßen mit den dualen Studiengängen auf Hochschulniveau 
die beiden großen Bereiche des deutschen Bildungssystems und ihre ganz 
unterschiedlichen Logiken und Regelungen aufeinander: In den Universi-
täten und Fachhochschulen ist der Lernprozeß als Vollzeitstudium organi-
siert, zentraler Lernort ist - wiewohl seit den 80er Jahren mehrheitlich 
Praxissemester vorgeschrieben sind - die Hochschule, die ausschließlich 
oder ganz überwiegend diesem Zweck dient und auf diesen Zweck hin or-
ganisiert ist. U n d es ist die Hochschule, die die Verantwortung für das 
qualifikatorische Ergebnis des Lernprozesses trägt. Wird der Betrieb, wie 
bei den dualen Studiengängen der Fal l , zum gleichberechtigten Lernort, 
m u ß er Mitverantwortung für den Lernprozeß und seinen Erfolg überneh-
men. Zie l und Zweck des Betriebs sind jedoch nicht Qualifizierungs-, son-
dern wirtschaftliche Ergebnisse. D a Qualifizierungs- und wirtschaftliche 
Ziele in Konkurrenz zueinander treten können, stellt sich die Frage nach 
der Vereinbarkeit dieser beiden Zielkomplexe und ihrer Logiken und ggf. 
nach konkreten Formen ihrer Abgleichung. 
Dabei geht es nicht nur um eine Abgleichung von Qualifizierungs- und 
wirtschaftlichen Zielen, sondern auch um die inhaltliche Abstimmung der 
betrieblichen Qualifizierungsprozesse mit denen der Hochschule. Denn 
die „Verzahnung von Theorie- und Praxislernen" und die davon erwarte-
ten besonderen Synergieeffekte sind es ja, die den Wegfall von etwa 50 % 
der Bildungszeit der Hochschule bzw. ihre Substitution durch Qualifizie-
rungszeit im Betrieb begründen und legitimieren. Damit stellt sich die 
Frage nach dem qualifikatorischen Ergebnis des dualen Bildungsprozes-
ses insgesamt, nach seinem Niveau und vor allem seinem Profil und des-
sen Vergleichbarkeit: Trotz des großen Zeitanteils von nicht zu verein-
heitlichenden betrieblichen Lernprozessen müssen ja einheitliche Hoch-
schulabschlüsse nach den Normen des Hochschulrechts vergeben und die 
national wie international anerkannten Standards der Hochschulabschlüs-
se gesichert werden. Die Etablierung des Betriebs als gleichwertiger Lern-
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ort auch im Tert iärbereich wirft also Fragen auf, die an die Grundfesten 
des deutschen Hochschulsystems gehen. 
Diese Probleme verschärfen sich da, wo - wie verschiedentlich und keinesfalls zu-
fällig der Fall - die neuen dualen Studiengänge nicht von staatlichen Fachhoch-
schulen durchgeführt werden, sondern von eigenständigen privaten Bildungsträ-
gern (privaten Fachhochschulen), die ausschließlich duale Studiengänge anbie-
ten. Auch wenn diese Fachhochschulen staatlich anerkannt sind, begünstigt diese 
Konstellation naturgemäß die Ausprägung eines stark eigenständigen, besonders 
wirtschaftsnahen Profils von Bildungsgängen und Qualifikationen, da diese Bil-
dungseinrichtungen in besonderer Weise von der Kooperationsbereitschaft der 
Betriebe abhängig sind. 
B e i aller Bedeutung von dualen Studiengängen als struktureller Innovati-
on ist im Moment offen, ob sie überhaupt quantitative Relevanz bekom-
men werden. Dies ist derzeit angesichts ihrer meist relativ kurz zurücklie-
genden Gründung natürlich empirisch noch nicht anhand ihrer Studenten-
zahlen festzustellen. Deshalb ist nach den Interessen von Betrieben, Stu-
denten und Bildungsinstitutionen an dualen Studiengängen zu fragen -
und auch danach, wieweit sie tragen auch gegen Probleme, d.h. wieweit 
sie zukunftsträchtig sind. Nur eine Auslotung der Konturiertheit und H i n -
te rgründe dieser Interessen ermöglicht es derzeit, die Durchsetzungs- und 
künftigen Expansionschancen dieses neuen Bildungsweges abzuschätzen. 
(4) Duale Fachhochschulstudiengänge wurden aufgrund ihrer skizzierten 
potentiellen Bedeutung für das deutsche Bildungssystem und mit dem 
Z i e l einer Klärung der angesprochenen Fragen in die Untersuchung ein-
bezogen. Eine auf Repräsentat ivi tät hin angelegte Auswahl des „durch-
schnittlichen" oder „typischen" dualen Bildungsgangs war angesichts der 
großen Heterogeni tä t dieser Wege natürlich nicht möglich. Es wurden 
Fälle ausgewählt, die eine besonders weitreichende Integration von Quali-
fizierungsprozessen in Hochschule und Betrieb, von Theorie und Praxis 
versprachen, um die Potentiale, aber auch die Probleme dieses Wegs aus-
loten zu können . Aus diesem Grund wurden zwei private, in Zusammen-
arbeit mit der regionalen Wirtschaft geschaffene duale Fachhochschulen 
( D F H - A ; D F H - B ) untersucht, die ausschließlich duale Studiengänge 
durchführen; also Fälle, die besonders gute Bedingungen für eine Abst im-
mung zwischen Hochschule und Betrieb und damit für die Durchsetzung 
und weitere Expansion aufzuweisen schienen. Insofern sind die auf den 
folgenden Seiten darzustellenden Ergebnisse dieser Untersuchung auch 
nicht unmittelbar und durchgängig auf alle anderen dualen Studiengänge 
von Fachhochschulen zu übertragen. E i n weiterer Grund für die Auswahl 
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dieser beiden privaten Fachhochschulen ist, daß sie duale Studiengänge 
nicht als Zusatzangebot zu normalen Vollzei ts tudiengängen anbieten, das 
rasch wieder aufgegeben werden kann, sondern ausschließlich; dies ver-
spricht Kontinui tä t auch im Interesse der Bi ldungs t räger . 3 5 
(5) Die untersuchten Studiengänge und ihre Anbieter weisen eine Reihe 
von Gemeinsamkeiten auf, die einen ersten Überblick über allgemeinere 
Strukturmerkmale dieser neuen Bildungsangebote geben können: 
In beiden Fällen handelt es sich um private Fachhochschulen, die 
1992 - unabhängig voneinander - gegründet würden, 1993 den Lehr-
betrieb aufnahmen und in diesem Jahr befristet staatlich anerkannt 
wurden. 
- Beide Fachhochschulen wurden in Zusammenarbeit von regionaler 
Wirtschaft und Bildungseinrichtung bzw. Bildungspersonal geschaf-
fen. 
Beide haben sich mit einer komplizierten Organisations- und Gremi-
enstruktur ausgestattet, um sowohl den rechtlichen Anforderungen 
des Fachhochschulstatus der Bildungseinrichtung als auch bestimm-
ten Interessen der beteiligten Betriebe und Studenten gerecht zu 
werden. 
Beide Dualen Fachhochschulen haben in gleicher Absicht ein kom-
plexes Regelwerk von Verträgen und Vereinbarungen zwischen Fach-
hochschule, Betrieben und Studenten entwickelt, um die für den dua-
len Qualifizierungsprozeß notwendigen Absicherungen zu schaffen 
35 Die Informationsgrundlagen für die folgenden Analysen wurden wiederum 
durch die Kombination mehrerer Erhebungsmethoden gewonnen: Untersucht 
wurden jeweils die dual konstruierten Bildungsgänge zum Wirtschaftsingenieur 
und Wirtschaftsinformatiker, die im Grenzbereich zwischen technischem und 
kaufmännischem Bereich liegen. Im Fall der D F H - A geschah dies relativ 
breit: durch zwei Betriebsfallstudien, eine größere Zahl von Expertengesprä-
chen mit Leitungs- und Lehrpersonal der Bildungseinrichtung und verschiede-
nen hauptamtlichen Gewerkschaftsvertretern der Region sowie durch eine 
schriftliche Befragung von etwa 50 Wirtschaftsingenieurstudenten des 8. Se-
mesters, die natürlich nicht repräsentativ ist, aber zusammen mit den Ergeb-
nissen von Betriebsfallstudien und Expertengesprächen wichtige Zusammen-
hänge offenlegt. Im Fall der DFH-B beschränkte sich die Untersuchung auf ei-
ne Reihe von Expertengesprächen mit dem Leitungs- und Lehrpersonal dieser 
Fachhochschule und auf die Auswertung von Unterlagen und Dokumenten. 
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und wohl auch, um die für die Durchsetzung der neuen Bildungsgän-
ge in der Öffentlichkeit notwendige Glaubwürdigkei t und um ihre 
staatliche Anerkennung als Fachhochschulstudiengänge zu sichern. 
Ungeachtet dieser komplexen institutionellen Strukturen leben beide 
Fachhochschulen ganz wesentlich auch von der engen Zusammenar-
beit der beteiligten Akteure (Bildungspersonal, Betriebe und Stu-
denten) und von der Überschaubarkei t der Einrichtungen, die beide 
vergleichsweise klein sind. 
Die Studiengänge beider Fachhochschulen liegen schwergewichtig im 
kaufmännischen Bereich, hier konzentriert sich die Mehrheit der Stu-
denten. 
Der an der Hochschule absolvierte Tei l der Studiengänge ist stark 
verschult und für die Studenten aufgrund sehr komprimierter Lehr-
pläne, normaler Arbeitszeiten während der betrieblichen Ausbildung 
und Reduktion der Semesterferien auf Tarifurlaub mit hohen Bela-
stungen verbunden. 
- In beiden Fällen enthalten die Curricula auch fortschrittliche Stu-
dieninhalte, die über reines Fachwissen hinausgehen, sowie Seminare 
und Projektarbeiten. 
Neben diesen Gemeinsamkeiten gibt es Unterschiede, die aufschlußreich 
sind im Hinblick auf Rahmenbedingungen und Probleme solcher B i l -
dungsgänge: Unterschiede in bezug auf die Entstehungsgeschichte und die 
Interessen der Gründungsak teure , auf die Dauer der Bildungsgänge, auf 
die Finanzierungsmodali täten, auf die konkreten vertraglichen Regelun-
gen, auf die Zulassung und Auswahl der Studenten, auf die beteiligten 
Betriebe und nicht zuletzt auf die Durchführung des Studiums und die 
Abstimmung zwischen Studium und betrieblicher Ausbildung. 
Dies wird die folgende Darstellung zeigen, ausführlicher für die D F H - A , 
weniger ausführlich für die D F H - B . 
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1. Duale Studiengänge an der DFH-A 
1.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durch-
führung 
(1) Die Dual i tä t der Studiengänge der D F H - A , die acht Semester (vier 
Jahre) dauern, begründet sich in ihrer Konstruktion: Sie gliedern sich in 
einen theoretischen Tei l , der an der Fachhochschule, und einen prakti-
schen Tei l , der in den beteiligten Betrieben („Koopera t ionsbet r ieben") 
durchgeführt wird, mit einem Verhältnis von ca. zehn zu zwölf Wochen 
pro Semester. 
Zulassungsvoraussetzung sind Abi tur oder Fachhochschulreife sowie ein 
Praktikantenvertrag mit einem Ausbildungsbetrieb über vier Jahre. Über 
die Auswahl der Studenten entscheiden die Betriebe mit der Vergabe des 
Praktikantenvertrags - ein hochschulrechtlich problematischer Punkt; 
doch ist ihnen die Fachhochschule „bei der Auswahl behilflich"! 
Die Finanzierung der D F H - A erfolgt durch die Wirtschaft, d.h. die betei-
ligten Betriebe und den regionalen Arbeitgeberverband: Diese stellten 
bei der Gründung der D F H - A die dafür notwendigen Investitionsmittel 
und finanziellen Sicherungen zur Verfügung und finanzieren seither die 
Ausbildung der Studenten, mit denen sie einen Vertrag abgeschlossen ha-
ben: Sie verpflichten sich - jeweils auf vier Jahre - , die Studiengebühren 
zu tragen und den Studenten während der gesamten Laufzeit des Studi-
ums Ausbi ldungsvergütungen etwa in H ö h e der Ausbildungsvergütungen 
des Dualen Systems zu zahlen. Dafür können sie in die Vert räge mit den 
Studenten Verbleibsklauseln aufnehmen, die eine Amortisierung der Aus-
bildungskosten im Verlauf der ersten beiden Jahre einer späteren Tätig-
keit vorsehen; das bedeutet eine RückZahlungsverpflichtung der Studen-
ten bzw. Absolventen bei einem Ausscheiden aus dem Betrieb vor Ablauf 
dieser Zeit. Die den Betrieben für die Ausbildung entstehenden Kosten 
(Studiengebühren plus Ausbildungsvergütung) werden pro Jahr und Stu-
dent auf ca. D M 25.000 bis 30.000 geschätzt; dazu kommen die Kosten für 
Ausbilder, Sozialversicherung etc. 
Der duale Bildungsgang der D F H - A ist durch ein ganzes System von Ver-
trägen geregelt und abgesichert: E i n Kooperationsvertrag zwischen Be-
trieb und Fachhochschule verpflichtet beide Vertragspartner zur Abst im-
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mung und den Betrieb zur Durchführung der praktischen Ausbildung ge-
m ä ß Studienordnung, zur Sicherstellung der Voraussetzungen für die D i -
plomarbeit, zur Bereitstellung eines qualifizierten Betreuers für die Pra-
xisphasen, zur Beurteilung der Leistungen des Studenten nach jeder Pra-
xisphase sowie zur Ausstellung eines qualifizierten Zeugnisses am Ende 
der Ausbildung. Dazu kommt die erwähnte Verpflichtung, die von der 
D F H - A festgesetzten Studiengebühren bis zum Ende des Ausbildungs-
vertrags zu entrichten. 
In einem Vertrag zwischen Betrieb und Student werden Probezeit (sechs 
Monate), Ausbildungszeit und Urlaubsanspruch, die Erstellung von be-
triebsbezogenen Projekt- und Diplomarbeiten sowie deren Übergang in 
das Eigentum des Betriebs geregelt. Weitere Ver t ragsgegenstände sind 
die Verpflichtung des Betriebs zur „Vermit t lung selbständiger beruflicher 
Handlungsfähigkeit" und zu einer darauf abgestellten sachlichen und zeit-
lichen Gliederung des Ausbildungsablaufs sowie zur Freistellung des Stu-
denten für die Theoriephasen an der Fachhochschule, für Diplomarbeit 
und Prüfungen. Die Studenten verpflichten sich zum Erwerb der vorgese-
henen Qualifikationen und zur Verschwiegenheit. A u ß e r d e m enthält der 
Vertrag die Verpflichtung des Betriebs zur Ü b e r n a h m e der Studien- und 
Prüfungsgebühren sowie der Ausbildungsvergütung und ggf. die Ver-
pflichtung des Studenten zur Rückzahlung von Studiengebühren und 
Ausbi ldungsvergütungen bei Eigenkündigung des späteren Arbeitsver-
hältnisses vor Ablauf von zwei Jahren (ohne wichtigen Grund) sowie bei 
fristloser Kündigung von seiten des Betriebs. 
Das Studium an der DFH-A folgt in etwa den Curricula normaler staatli-
cher Fachhochschulen. Es wird Wert darauf gelegt, daß es im Prinzip auch 
ohne betriebliche Ausbildung lebensfähig ist. Z u den fachbezogenen In-
halten der Fachhochschul-Curricula kommen zahlreiche Bildungsangebo-
te wie Sprachen, Persönlichkeitstraining, Umwelt- und Naturschutz etc. 
(„Studium Generale"). Dre i Monate sind für eine Diplomarbeit reser-
viert, die sich auf konkrete betriebliche Probleme beziehen soll. 
D ie Autonomie der Hochschule in der Bestimmung der Inhalte wird be-
tont, eine institutionalisierte Mitbestimmung der Betriebe soll es nicht ge-
ben. Die Dozenten erfüllen die generellen Voraussetzungen von Fach-
hochschulpersonal und werden entsprechend berufen. Gegenstand der -
durch das zuständige Bundesland zu genehmigenden - Abschlußprüfung 
sind nur die an der Fachhochschule vermittelten Inhalte, nicht die der be-
trieblichen Ausbildung. 
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Der betriebliche Teil der Ausbildung wird durch einen von der D F H - A 
vorgegebenen allgemeinen Rahmenplan für den Praxisteil des jeweiligen 
Studiengangs strukturiert. Dieser Rahmenplan soll in einen einzelbetrieb-
lichen Rahmenplan umgesetzt werden, der die wichtigsten zu durchlau-
fenden Ausbildungsbereiche, Mindest- und empfohlene Dauer dieser 
Ausbildungsabschnitte, Pflicht- und Wahlbereiche sowie die Zuordnung 
der einzelnen Blöcke zu bestimmten Semestern festlegt. Die betrieblichen 
Rahmenp läne sollen der D F H - A zur Genehmigung vorgelegt und mit ih-
ren Dozenten beraten werden. 
A n das vierte Semester schließt sich eine Spezialisierungs- und Vertie-
fungsphase in einer bestimmten Abteilung an, während derer die Studen-
ten schon produktive Leistungen erbringen. Insgesamt soll die betriebli-
che Ausbildung ebenso wie die Diplomarbeit in großem Umfang in Form 
von Projektarbeiten erfolgen, die auf reale betriebliche Probleme bezogen 
sind. 
Die Verzahnung der theoretischen und der praktischen Ausbildungsinhal-
te versucht man, durch die e rwähnten Rahmenp läne für den Praxisteil zu 
sichern. Es gibt einen Arbeitskreis sowie einen betrieblichen Beirat (zu-
sammengesetzt aus Bildungsexperten der beteiligten Betriebe), die sich 
beide um Verzahnung von theoretischer und praktischer Ausbildung be-
mühen . 
Soweit Betriebe nicht die volle Breite einer Ausbildung bieten können , 
haben sie die Möglichkeit, sich zu Ausbi ldungsverbünden zusammenzu-
schließen. 
(2) Die Durchführung dieses Bildungsgangs erfolgt offenbar recht qualifi-
ziert, doch weist sie auch einige Probleme auf. Beides wurde in den Aus-
sagen der befragten Studenten wie auch in den Betriebsfallstudien sicht-
bar. D a Aussagen und Informationen sowohl die Potentiale als auch die 
Probleme und bis zu einem gewissen Grad auch generalisierbare Bedin-
gungen solcher Bildungsgänge erkennen lassen, seien diese etwas ausführ-
licher dargestellt: 
Die Ausbildung verläuft nach den Aussagen der befragten ca. 50 Studen-
ten sehr zufriedenstellend, was das Studium an der D F H - A betrifft, und 
einigermaßen zufriedenstellend, was die betriebliche Qualifizierung anbe-
langt. Größere Probleme werden hingegen bei der Abstimmung zwischen 
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den beiden Lernorten und den dort jeweils vermittelten Inhalten gesehen: 
Keiner der Studenten findet sie „sehr gut", weniger als ein Viertel schät-
zen sie als „gut" ein, die knappe Hälfte als nur „mit telmäßig", und die üb-
rigen sehen sie sogar mit vielen Mängeln behaftet oder „schlecht". D a ß 
die Beurteilung der dem Bildungsgang gegenüber prinzipiell sehr positiv 
eingestellten Studenten in dieser Frage sehr viel negativer ausfiel als so-
wohl für das Studium als auch für den betrieblichen Tei l der Ausbildung, 
läßt die Abstimmung zwischen den beiden Lernorten als die eigentliche 
Schwachstelle dieses Bildungsgangs erscheinen. 
Die Einschätzung der Studenten wird von den im Rahmen der Betriebs-
fallstudien befragten betrieblichen Experten in gewisser Weise bestätigt. 
Sie wollen lieber von „Wiedererkennungseffekten" als von „Verzahnung" 
sprechen und sehen den Wert dieses Bildungsgangs vor allem darin, daß 
die Studenten Wissen über die sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen 
des Betriebs und „einen schnellen B l i ck" erwerben. 
Fü r die hier sichtbar werdenden Probleme, die gewollte Verzahnung zu 
realisieren, gibt es mehrere Gründe : Z u m einen ist die Fachhochschule 
natürlich an ihre Curricula und an durch diese grob vorgegebenen zeitli-
chen Abläufe gebunden, wenn sie ihre Ausbildungsziele erreichen will; sie 
kann nicht voll flexibel auf die ja sehr unterschiedlichen Bedingungen der 
beteiligten Betriebe eingehen. Die Betriebe müßten also ihre Qualifizie-
rungsleistungen in etwa an das Vorgehen der Fachhochschule annähern, 
was die erwähnten Rahmenp läne sichern sollen. Konkret sollten also die 
Betriebe den Einsatz der Studenten in verschiedenen Abteilungen, der -
neben einer Beteiligung an bestimmten Basiselementen einer dualen Aus-
bildung in manchen Betrieben - die betriebliche Qualifizierung leistet, an 
das Vorgehen der Fachhochschule angleichen. Dies jedoch konfligiert 
häufig mit aktuellen betrieblichen Bedingungen, Interessen und Zwängen. 
Die von der D F H - A vorgegebenen Rahmenlehrp läne greifen deshalb of-
fenbar in vielen Fällen nicht (ausreichend). 
Dazu kommt, daß zwar die betrieblichen Ausbildungsleiter eine generelle 
Verantwortung für den Praxisteil der Ausbildung haben, daß aber auf-
grund der Konstruktion der betrieblichen Ausbildung als Betriebsdurch-
lauf notwendigerweise für konkrete Ausbildungsabschnitte immer wieder 
andere Abteilungsleiter verantwortlich sind. Diese können natürlich nur 
ganz begrenzt Verantwortung für die Studenten entwickeln und überneh-
men, nicht zuletzt, weil sie andere Priori täten haben als die Ausbildung 
von Studenten. 
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In bezug auf die Qualität der Ausbildung gibt es nach den Aussagen der 
Studenten offenbar eine große Bandbreite; dies zeigen auch die Beobach-
tungen der Betriebsfallstudien: 
In dem einen der beiden untersuchten Betriebe, einem Maschinenbaubetrieb, der 
seit Beginn des Studiengangs jedes Jahr sechs Studenten zur Ausbildung einstellt, 
wurde von der sehr engagierten Ausbildungsleitung ein Konzept zur innerbe-
trieblichen Umsetzung des von der Fachhochschule vorgegebenen Rahmenplans 
in Form einer Abfolge von Einsätzen der Studenten in einer Reihe von Abteilun-
gen entwickelt. Diese Einsatzplanung wurde auch in etwa eingehalten, die vorge-
sehenen Bereiche mußten jedoch schneller als vorgesehen durchlaufen werden, 
da die wenigen beteiligten Abteilungen insgesamt zu wenige Ausbildungsplätze 
zur Verfügung stellten. Die Studenten mußten (konnten) deshalb bereits nach 
zwei Jahren Projektarbeiten durchführen, für die sie in einer Abteilung bleiben 
konnten. Die Frage der Verzahnung von Theorie und Praxis wird skeptisch beur-
teilt, man sieht hier eher eine Parallelität von Studium und Erwerb praktischen 
Wissens, die eine „Wiedererkennung" des am komplementären Lernort Gelern-
ten ermöglicht. Dies bedeutet jedoch nicht, daß diese Parallelität von Theorie 
und Praxis nicht andere und vielleicht auch höhere Qualifizierungsleistungen er-
bringt als eine Abfolge dieser beiden Lernprozesse in großen Blöcken, wie sie 
beim klassischen Studium mit anschließender Einarbeitung gegeben ist. Dieses 
„Mehr" wird nach dem Eindruck aus dieser Betriebsfallstudie vor allem in den 
Prozessen des Sich-Findens von Abteilung und Student bzw. künftigem Mitarbei-
ter in der zweiten Phase des Studiums und in der darauf bezogenen Vergabe ei-
ner Diplomarbeit mit abteilungsspezifischer Thematik erzeugt: Der Student ori-
entiert sich zunehmend auf eine bestimmte Abteilung, diese betreut ihn, definiert 
für ihn eine Diplomarbeit, die ein bestimmtes Problem der Abteilung zum Ge-
genstand hat, und betreut und bewertet diese Arbeit im folgenden. 
Der untersuchte Chemiebetrieb dagegen, der erst zweimal je einen Studenten zur 
Ausbildung eingestellt (bzw. genauer: einen besonders qualifizierten jungen 
Facharbeiter aus der eigenen Ausbildung dafür freigestellt) hat, überläßt den 
Qualifizierungsprozeß weitgehend den Studenten selbst: Sie müssen sich die zu 
durchlaufenden Abteilungen selbst suchen. Die Ausbildungsabteilung hat vorab 
keine Verpflichtung bestimmter Abteilungen zur Beteiligung an der betriebli-
chen Ausbildung gesichert (sichern können) und versucht nun punktuell, die Stu-
denten bei der Einwerbung von Ausbildungsplätzen zu unterstützen. Dabei ist sie 
jedoch wenig erfolgreich - die Abteilungen haben mehrheitlich kein Interesse an 
einer solchen Kooperation. Dieser Sachverhalt stellt einen gravierenden Engpaß 
in der Gestaltung dieses Bildungsgangs in diesem Betrieb dar, man versucht, ihn 
durch längere Einsätze der Studenten in der Ausbildungs- und Personalabteilung 
zu überbrücken. Darüber hinaus gibt es auch mit den wenigen Fachabteilungen, 
die in dieser Sache mit der Ausbildungsabteilung kooperieren, keine inhaltlichen 
Vereinbarungen über die zu vermittelnden Qualifikationen, ja - wie zumindest in 
einem Fall festgestellt werden konnte - noch nicht einmal eine Information des 
zuständigen Abteilungsleiters über den Bildungsgang und dessen Qualifizie-
rungserfordernisse: Die Studenten werden mit Aufgaben betraut, für die in der 
Abteilung sonst niemand Zeit hat. Im Prinzip sollen die Studenten Berichte über 
die durchlaufenen Betriebsbereiche schreiben, die von den Abteilungsleitern kon-
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trolliert werden - letzteres ist angesichts der geschilderten Verhältnisse ganz un-
realistisch. Die Ausbildungsabteilung ist an der Ausbildung der Studenten nur in-
soweit beteiligt, als sie bei evtl. Lücken in der einschlägigen Facharbeiterqualifi-
kation eine Beteiligung an der normalen Ausbildung im Rahmen des Dualen Sy-
stems ermöglicht; eine inhaltliche Betreuung und Kontrolle der Qualifizierungs-
prozesse in den Abteilungen erfolgt nicht, dafür sind diese verantwortlich. Es 
liegt auf der Hand, daß auch hier die Frage der Verzahnung skeptisch zu sehen ist 
und skeptisch gesehen wird: Das Studium sei sehr breit und vielfältig, eine Ver-
zahnung erfolge allenfalls im Rahmen der Diplomarbeit. 
V o n entscheidender Bedeutung für die Quali tät der tatsächlichen Qualifi-
zierung ist also, wie diese Beispiele erkennen lassen, zum einen die Frage, 
wieweit die Ausbildungsabteilung eine explizite und kontinuierliche Be-
treuung der Studenten übernimmt und von ihren Kapazitäten her über-
nehmen kann. Noch wichtiger ist aber zum anderen die Frage, inwieweit 
genügend Fachabteilungen von sich aus an qualifizierten Absolventen des 
neuen Bildungsgangs interessiert sind und deshalb durch Bereitstellung 
von Ausbildungsplätzen und Betreuung der Studenten kooperieren. Denn 
es sind ja die Fachabteilungen, die in dualen Studiengängen die wesentli-
chen betrieblichen Qualifizierungsleistungen zu erbringen haben. Sie sind 
jedoch keineswegs immer an den Studenten bzw. künftigen Absolventen 
der D F H - A interessiert, im Gegenteil: Es gibt hier offenbar in nicht uner-
heblichem Umfang Desinteresse, ja aktive Ablehnung; diese kann durch-
aus sachlich bedingt sein, wie im folgenden zu er läutern ist. 
W o in den Abteilungen Desinteresse oder Ablehnung vorherrscht, sind die 
Studenten auf Eigeninitiative und Eigenleistung, auf das in diesem Kontext 
vielgerühmte „Holpr inzip" angewiesen: Sie müssen ihre Ausbildung durch 
aktives Informationsverhalten und Einwerben von konkreten Ausbi l -
dungsplätzen sicherstellen. Doch geraten sie beim Versuch, ihre Ausbi l -
dungsinteressen und die Abstimmung mit den Studieninhalten der D F H - A 
gegen die Sachzwänge und Interessen der Abteilungen durchzusetzen, in 
Widerspruch zu ihrem Interesse daran, sich im Hinblick auf ein späteres 
Arbeitsplatzangebot in dieser Abteilung „zu bewähren" , also Konflikte zu 
vermeiden, auch wenn man ihren Ausbildungsinteressen nicht gerecht 
wird. 
Solche sicher nicht zu generalisierenden, aber sicher auch nicht auf diesen 
einen Fal l beschränkten Probleme werfen die Frage nach den Interessen 
auf, die die Betriebe zur Beteiligung an der Ausbildung der D F H - A ver-
an las s t en . 
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1.2 Die Interessen von Betrieben und Bildungsträger an dem neuen 
Bildungsgang 
A n dem untersuchten Studiengang waren 1992/93 knapp 30, 1995 ca. 120 
Betriebe beteiligt, 1999 sind es ca. 400. Sie gehören schwergewichtig zur 
Metal l- und Elektroindustrie, einige aber auch zur Chemischen Industrie 
und zum Druck- und Verlagswesen, zur Lebensmittelbranche etc. Es han-
delt sich vor allem um Betriebe der Region. 
Bei der Beantwortung der Frage nach den Interessen, die Betriebe mit 
der Beteiligung an der D F H - A verbinden, m u ß man unterscheiden zwi-
schen den Interessen, die 1992 zur Schaffung des neuen Bildungsgangs ge-
führt haben, und den im Untersuchungszeitraum bestehenden Interessen, 
aber auch zwischen den Interessen auf Unternehmens- und denen auf A b -
teilungsebene: 
(1) Die Entstehung der DFH-A war Folge von Problemen eines anderen -
ebenfalls dual konstruierten - Bildungsgangs für Abiturienten, der seit 
langem in der Region von einer von den Kammern getragenen Bildungs-
einrichtung angeboten wurde (und wird) und als „Berufsakademie"-Aus-
bildung bezeichnet wird. D a er eindeutig unter dem Niveau der Berufs-
akademie Baden-Wür t tembergs liegt und im Sekundarbereich des B i l -
dungssystems verortet ist, kann er nicht mit einem Dip lom abschließen. 
Dies wurde seit Mitte der 80er Jahre von den Bildungsteilnehmern zuneh-
mend kritisiert, da sie um ihre Arbeitsmarktperspektiven außerha lb der 
Region und in Europa fürchteten. Z u dieser Sensibilisierung hat vor allem 
eine breite, zunehmend intensiver geführte Diskussion um die Anerken-
nung von Abschlüssen angesichts sich verschlechternder Ü b e r n a h m e - und 
Arbeitsmarktperspektiven beigetragen. D ie jungen Leute mobilisierten 
die Öffentlichkeit für die Vergabe eines Diploms und konnten einen Teil 
der Personal- und Ausbildungsleiter ihrer Ausbildungsbetriebe (vor allem 
der Ausbildungsbetriebe der Metal l- und Elektroindustrie) sowie den zu-
ständigen Arbeitgeberverband überzeugen, ebenso einzelne Personen aus 
dem Lehrpersonal, nicht aber die Bildungseinrichtung und deren Träger 
(die regionale Industrie- und Handelskammer). Diese lehnten die Verga-
be eines Diploms aus zwei Gründen nachhaltig ab: Z u m einen hät te dies 
den Interessen eines Großtei ls der an dem Bildungsgang beteiligten Han-
delsbetriebe am Status quo widersprochen; sie waren am Übergewicht der 
betrieblichen Praxisausbildung und an Betriebsbindung - und damit gera-
de am Fehlen eines Diploms - interessiert. Zum anderen hät te die Verga-
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be von Diplomen den Übergang in den Tert iärbereich bedeutet und zum 
Verlust des Ersatzschulstatus der Bildungseinrichtung - und damit zum 
Verlust umfangreicher öffentlicher Finanzzuschüsse für den Träger - ge-
führt. 
Im Gefolge einer langwierigen und sehr heftigen Auseinandersetzung be-
schlossen der zuständige Arbeitgeberverband der Metallindustrie und die 
interessierten Betriebe, eine private duale Fachhochschule - die D F H - A -
zu gründen. Sie stellten die notwendigen Investitionsmittel und finanziel-
len Sicherungen zur Verfügung. Der Tei l des Personals der „Berufsakade-
mie", der sich für eine Diplomierung eingesetzt hatte, ging an die neue 
duale Fachhochschule, ein großer Tei l der bislang an der „Berufsakade-
mie" beteiligten Metall- und Elektrobetriebe und der von ihnen ausgebil-
deten Teilnehmer folgte. 3 6 
Diese Entstehungsgeschichte der D F H - A zeigt wie in einem Prisma die in 
sich widersprüchlichen Interessen der Wirtschaft an öffentlich anerkann-
ten Abschlüssen. 
(2) D ie Interessen der an der Gründung der DFH-A beteiligten Betriebe, 
die ja vorher alle in Zusammenarbeit mit der „Berufsakademie" Jugendli-
che ausgebildet hatten, richteten sich in erster Linie auf Hochqualifizierte 
36 Bildungspolitisch aufschlußreich ist auch die Nachgeschichte dieser Grün-
dung: Die Abwanderung eines großen Teils der Studierenden der „Berufsaka-
demien" zur D F H - A und deren größere Attraktivität auch für die nachwach-
senden Abiturientenjahrgänge führten zu einer DeStabilisierung der „Berufs-
akademie", insbesondere in bestimmten Fachrichtungen. Die dadurch dieser 
Einrichtung entstehenden Finanzausfälle wurden zwar zunächst im Rahmen 
der Defizitfinanzierung vom Land ausgeglichen; doch war die Lage in Fach-
richtungen mit nur noch einigen wenigen Studenten aufgrund des sprunghaf-
ten Anstiegs der Zuschüsse je Ausbildungsplatz natürlich prekär. Deshalb un-
ternahmen Kammer und Bildungseinrichtung schließlich doch einen Vorstoß 
bei der Landesregierung, um die Möglichkeit einer Diplomierung bei gegebe-
nen Bedingungen zu erhalten; sie sind mit diesem Vorstoß jedoch gescheitert. 
Hätten sie Erlolg gehabt, hätte das in Kombination mit der finanziellen Un-
terstützung durch das Land die neue D F H - A großem Konkurrenzdruck aus-
gesetzt: Die Differenz zwischen den von den Betrieben aufzubringenden Ko-
sten je Studienplatz an der D F H - A und den (aufgrund der öffentlichen Unter-
stützung substantiell niedrigeren) Kosten der konkurrierenden Einrichtung 
wären dann auch von den die D F H - A stützenden Betriebe wohl nicht mehr 
akzeptiert worden. 
Heute bietet die D F H - A Aufbaustudiengänge an, die die Absolventen der ,Be-
rufsakademie" zum Fachhochschuldiplom führen. 
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mit Praxisnähe. Sie folgten dann aber - unter entsprechendem politischen 
Druck und aus allgemeinen unternehmenspolitischen Erwägungen sowie 
aufgrund von Image- und regionalpolitischen Interessen - der Forderung 
der Studenten nach einem Diplom. Es ist zu vermuten, daß daneben ange-
sichts der Wirtschaftskrise und zunehmender Ü b e r n a h m e p r o b l e m e die 
Tatsache eine Rolle spielte, daß bei Vergabe eines Diploms eine Nicht-
übe rnahme von Absolventen weniger Probleme hervorruft bzw. besser le-
gitimiert werden kann. 
Z u diesen allgemeinen unternehmenspolitischen Zielen kamen die Inter-
essen einzelner Abteilungen an einem Qualifikations- und Persönlich-
keitsprofil, das höhere Allgemeinbildung, höheres Al te r und entsprechen-
de Persönl ichkei tsmerkmale verbindet mit „P rax i snähe" , 3 7 technischem 
und betriebswirtschaftlichem Wissen und Denken sowie nicht zuletzt mit 
Sprachkenntnissen. 
In dem untersuchten Maschinenbaubetrieb z.B. war dies insbesondere die Ver-
triebsabteilung, die den Export der vom Unternehmen hergestellten großen An-
lagen in alle Welt betreut. In dieser Abteilung waren bislang vor allem Industrie-
und Exportkaufleute (oft Abiturienten) mit langjähriger Erfahrung, die für diese 
Aufgabe besondere Bedeutung hat, eingesetzt gewesen. Die Vorteile der Absol-
venten der D F H - A für den Vertrieb werden darin gesehen, daß sie sowohl fachli-
ches Rüstzeug als auch ein für den Vertrieb geeignetes „Persönlichkeitsprofil" 
(vor allem Auftreten, Kommunikationsfähigkeit und Alter) mitbringen und - last 
not least - Fremdsprachen sprechen. 
Doch bedeutet dies eine innere Inkonsistenz in der Personalpolitik der Vertriebs-
abteilung: Die Kernaufgaben dieser Abteilungen - die Pflege von Exportbezie-
hungen mit in der Regel jahrzehntelang gleichbleibenden Bezugspersonen in den 
Abnehmerfirmen, für die genaueste Kenntnis von Personen, Unternehmenskul-
tur und Landeskultur eine zentrale Rolle spielen - machen langjährige Erfahrung 
und langjährige Betriebszugehörigkeit, Bindung an und Engagement für den Be-
trieb zur zentralen Qualifikations- und Verhaltensvoraussetzung für den Großteil 
des Vertriebspersonals. Diese Qualitäten werden traditionell von den Industrie-
und Exportkaufleuten mit Abitur eingebracht, die zugleich - aufgrund ihrer an-
spruchsvollen Tätigkeit und überdurchschnittlicher Entlohnung - dem Betrieb in 
besonderer Weise verpflichtet sind und hohe Betriebstreue aufweisen. Fachhoch-
schulabsolventen hingegen haben, gleichgültig, ob von klassischen Fachhochschu-
len oder von der D F H - A kommend, naturgemäß eine solche objektive und sub-
jektive Betriebsbindung sehr viel weniger, das Diplom ermöglicht ihnen Abwan-
37 Da mit diesem Begriff dieselben fachlichen und sozialen Kompetenzen ange-
sprochen werden, die auch zentrales Ziel der Bildungsgänge der Berufsakade-
mien sind, und wegen ihrer generellen Bedeutung in den betrieblichen (und 
Betriebsrats-)Argumenten für neue Bildungsgänge, werden sie in einem geson-
derten Abschnitt (Kap. VII) ausführlicher erläutert und hier nur angedeutet. 
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derung in andere Betriebe auf hohem Niveau. Damit aber ist das anerkannterma-
ßen entscheidende Kapital dieses Bereichs in Frage gestellt: Wenn, wie allgemein 
vermutet, die Aufstiegswahrscheinlichkeiten der Industriekaufleute mit wachsen-
der Rekrutierung von Hochschulabsolventen sinken, kann das nicht ohne Rück-
wirkungen auf ihr Engagement und ihre Betriebstreue, vielleicht sogar auf das 
verfügbare Bewerberpotential bleiben. Fachhochschulabsolventen aber sind in 
vielen Aspekten kein guter und längerfristig verläßlicher Ersatz für sie. Diese In-
konsistenz der neuen Personalpolitik wird von der Vertriebsabteilung nicht ernst-
genommen bzw. verdeckt von einem Einzelfalldenken, dem beliebige Mischungs-
verhältnisse in der Personalrekrutierung möglich erscheinen. Von anderen Abtei-
lungen hingegen wird das Risiko von Rückwirkungen auf Motivation, Bewerber-
zusammensetzung und Betriebstreue bei der traditionellen Gruppe durchaus ge-
sehen. 
Die betrieblichen Interessen an dem dualen Studiengang sind also u.a. des-
halb in sich widersprüchlich. Auch da, wo sie vorhanden sind, geht es 
nicht um einen Bedarf, der ausschließlich auf diese Weise befriedigt wer-
den könnte , vielmehr werden auch andere innovative Wege zu seiner 
Deckung entwickelt. 
Der untersuchte Maschinenbaubetrieb hat z.B. auch ein betriebliches Trainee-
Programm für klassische Hochschulabsolventen entwickelt, dessen Teilnehmer 
den Absolventen der D F H - A gegenüber noch einmal weitere Vorteile für den 
Betrieb aufweisen: Sie haben, nicht zuletzt wegen ihres höheren Alters, das ge-
wünschte Persönlichkeitsprofil in stärkerem Ausmaß und „mehr Reife"; und sie 
verfügen, da Auslandsaufenthalt Voraussetzung für ihre Rekrutierung ist, über 
bessere Fremdsprachenkenntnisse. Die Vertriebsabteilung setzt angesichts dieser 
Bedingungen auf eine gemischte Mannschaft und vor allem darauf, künftige Mit-
arbeiter je nach Persönlichkeitsmerkmalen auszuwählen und zu kombinieren. 
Doch ist auch diese Personalpolitik inkonsistent: Der vorgesehene kurze Weg der 
Teilnehmer des Trainee-Programms in Führungspositionen schneidet die Auf-
stiegsmöglichkeiten der Absolventen der D F H - A rasch ab; dies muß negativ zu-
rückschlagen auf das Renommee dieses Wegs und damit auf die Qualität künfti-
ger Bewerber sowie die Arbeitszufriedenheit derer, die bereits im Betrieb sind. 
V o r allem jedoch sind die Interessen der beteiligten Betriebe in quantita-
tiver Hinsicht begrenzt. In vielen Abteilungen beider Untersuchungsbe-
triebe war, wie angedeutet, Desinteresse oder sogar Ablehnung gegen-
über dem neuen Bildungsgang und seinem Qualifikationsprofil festzustel-
len. Dies hat Gründe , die sicher nicht auf die beiden untersuchten Betrie-
be beschränkt sind: Es erklärt sich zum einen aus den besonderen Anfor-
derungen dieses Bildungsgangs an die Abteilungen; sie sollen ja zusätzlich 
zu ihrer wachsenden Arbeitslast weitreichende, mit den Lehrangeboten 
der D F H - A zu verzahnende Kenntnisse an einen neuen Typ Auszubil-
dender vermitteln. Zum anderen und vor allem aber gibt es Befürchtun-
gen in bezug auf deren späteren Einsatz: Die Abteilungen müßten sich 
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dabei ja auf Arbeitskräfte einlassen, deren Qualifikationsprofil im Ver -
gleich zu herkömmlichen Fachhochschulabsolventen massiv „abgespeckt" 
erscheint. Dies muß Widerstand provozieren in einer Zeit massiver A r -
beitsintensivierung, in der nur wenig Spielraum besteht für das Nachholen 
von Kenntnissen, und enger Begrenzung von Neueinstellungen, in der die 
Abteilungen kaum die Chance haben, Fehlentscheidungen zu korrigieren. 
Diese in sich teilweise widersprüchlichen und quantitativ begrenzten In-
teressen der Betriebe an dem neuen Bildungsgang können Konsequenzen 
haben für seine weitere Entwicklung und Stabilisierung: In dem Maße , in 
dem bestehende Abteilungsinteressen an Absolventen der Dualen Fach-
hochschulen befriedigt sind und gleichzeitig die Ablehnung anderer A b -
teilungen immer deutlicher wird, veränder t sich auch das Interesse der 
Betriebe insgesamt. So wollte einer der untersuchten Betriebe die Beteili-
gung einstellen, der andere sie zwar fortführen, dies aber vor allem aus 
allgemeinen unternehmenspolitischen Gründen und wegen des bei der 
Schaffung der D F H - A eingegangenen Engagements der Unternehmer-
spitze; wie lange dies trägt, m u ß offenbleiben. 
D a ß die Zahl der Studienplätze der D F H - A kontinuierlich gestiegen ist, 
m u ß unter den gegebenen Bedingungen ganz wesentlich auf den massiven 
Anstieg der beteiligten Betriebe (von 28 in 1992 auf ca. 400 in 1999) zu-
rückgeführt werden. 
1.3 Die Teilnehmer, ihre Interessen und die Probleme und Risiken 
des Bildungsgangs 
Die dualen Studiengänge der D F H - A sind für die Studenten sehr attrak-
tiv. Die Zahl der Bewerber übersteigt regelmäßig die Zahl der verfügba-
ren Studienplätze. 
Die Studenten weisen, soweit sich dies nach den Aussagen des Bildungs-
personals und den Ergebnissen der schriftlichen Befragung beurteilen 
läßt, weder von ihrer sozialen Herkunft noch von ihren bisherigen B i l -
dungsverläufen her besondere Merkmale auf. Doch zeichnen sie sich 
durch besonderes Engagement für ihre Ausbildung und für „ ihre" Fach-
hochschule aus, was sich natürlich auch aus deren Vorgeschichte erklärt . 
(1) Welche Interessen verfolgten die befragten Studenten mit ihrer B i l -
dungswahlentscheidung? Bei ihren Motiven ist zu unterscheiden zwischen 
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der Entscheidung für die - bescheidenere, aber ebenfalls duale - Ausbi l -
dung an der „Berufsakademie" , für die sie nach dem Abi tur ja zunächst 
optiert hatten, einerseits und der Entscheidung für das Überwechseln an 
die neue Fachhochschule andererseits: Die befragten Studenten waren 
mehrheitlich (zu ca. vier Fünfteln) an die „Berufsakademie" statt an eine 
Hochschule gegangen aufgrund der Befürchtung, das Studium an einer 
Universität oder Fachhochschule sei „zu theorielastig"; daneben spielten 
die Vermeidung des „Massenbetr iebs" der klassischen Hochschule sowie 
die lange Dauer des Hochschulstudiums und Empfehlungen durch Be-
kannte eine gewisse Rolle . A l s Motiv für den Wechsel zur untersuchten 
Fachhochschule mit ihren wesentlich anspruchsvolleren Bildungsgängen 
hingegen dominieren ganz eindeutig das höhere Ansehen des Fachhoch-
schuldiploms in Deutschland und Europa sowie das interessantere Studium 
(einschließlich größerer Beteiligungsmöglichkeiten der Studenten). Die 
nach dem Abi tur massive Abneigung gegen „Theorielast igkeit" erlaubte 
also durchaus ein Überwechseln zu einem anspruchsvollen Studiengang, 
als dies aus Arbei t smarktgründen angezeigt schien. 
Daneben dürften auch finanzielle Gesichtspunkte eine Rol le gespielt ha-
ben: Etwa vier Fünftel der Befragten erhielten eine Unters tü tzung von 
betrieblicher Seite (darunter hatte sich gut die Hälfte zu einer Rückzah-
lung bei frühzeitigem Ausscheiden aus dem Betrieb verpflichtet), nie-
mand hingegen BAföG. 
(2) Mi t dualen Bildungsgängen ist eine Reihe von Problemen und Risiken 
verbunden, sowohl Probleme und Risiken des Studiengangs selbst als 
auch solche der späteren E inmündung ins Berufsleben: 
Während der Ausbildung im Betrieb gibt es nach den Aussagen vieler 
Studenten offenbar gewisse Statusprobleme („kein Praktikant, kein Aus-
zubildender" oder „Behandlung als normaler Auszubildender"). Dazu ka-
men nicht ganz vereinzelte Klagen über zu wenig Betreuung durch die 
Vorgesetzten und Kollegen während der Ausbildung, über zu kurze E i n -
satzzeiten in bestimmten Abteilungen sowie über wenig eigenständige 
Projektarbeit. Beides widerspiegelt die bereits dargestellten Grenzen der 
Interessen der Abteilungen an den Absolventen des neuen Bildungsgangs 
und/oder deren sehr eingeschränkte Möglichkeiten, in ihre Qualifizierung 
zu investieren. 
Massiver als die Kri t ik an der betrieblichen Ausbildung ist die an man-
gelnder Koordination der betrieblichen Ausbildung mit dem Studium, die 
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unter dem Stichwort „Verzahnungsproblemat ik" bereits angesprochen 
wurde. Die wechselseitige Befruchtung von Theorie und betrieblicher 
Praxis, mit der die zeitliche Reduktion des Studiums im engeren Sinne 
(„Theor ie") ja zu einem Gutteil begründet wird, läßt also offenbar zu 
wünschen übrig, und dies in einem A u s m a ß , das von den Studenten als 
kri t ikwürdiger Mangel - und nicht etwa, was ja auch denkbar wäre, als 
Herausforderung - empfunden wird. 
Dazu kommen Strukturprobleme des Studiums im engeren Sinne, so ins-
besondere die hohe Verdichtung der Ausbildungsinhalte, die für interes-
sengeleitetes Studium und die Vertiefung bestimmter Wissensinhalte nur 
wenig Zeit läßt. A l l e diese Merkmale des Bildungsgangs zusammenge-
nommen begründen bestimmte Risiken im Hinblick auf die Qualität der 
Qualifizierungsergebnisse und vermutlich erhebliche Unterschiede in Qua-
lität und Profil der erzeugten Qualifikationen je nach betrieblichen Rah-
menbedingungen. Die Kri t ik bestimmter Abteilungen an einer „Schmal-
spurausbildung" erhält von daher eine gewisse Bestätigung. 
In engem Zusammenhang damit beinhalten die Merkmale dieses B i l -
dungsgangs bestimmte Risiken für Berufse inmündung und Arbeitsmarkt-
chancen ihrer Absolventen. Ob der Verdacht einer „Schmalspurausbil-
dung" und die Befürchtung, diese könnte mittel- und längerfristig nicht 
breit genug sein für die rasche Einarbeitung in neue technische Entwick-
lungen und/oder neue Arbeitsgebiete, begründet sind oder nicht, ist na-
tu rgemäß nach so kurzer Laufzeit des Bildungsgangs nicht festzustellen; 
auf jeden Fal l reduzieren solche mehr oder minder begründeten Befürch-
tungen die Arbeitsplatz- und Mobili tätschancen der Absolventen dieses 
Bildungsgangs. 
Besonders große Risiken liegen aber in den begrenzten Interessen der 
Ausbildungsbetriebe an diesem Bildungsgang: D a ß die Betriebe das ge-
wünschte Qualifikationsprofil auch über alternative neue Wege erreichen 
können (und dies, wie in den beiden untersuchten Betrieben sichtbar wur-
de, auch tun), bedeutet für die Absolventen der Dualen Fachhochschule 
zusätzliche Konkurrenz. Die Perspektiven des Einsatzes der Absolventen 
der D F H - A waren dann auch sowohl in den untersuchten Betrieben als 
auch in den Äußerungen der befragten Studenten erstaunlich vage, ja un-
sicher: 
In den untersuchten Betrieben waren die Studenten vorab explizit darauf hinge-
wiesen worden, es gebe keine Übernahmegarantie; und in beiden Betrieben gab 
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es Hinweise auf - allerdings unterschiedlich gravierende - Einsatzschwierigkeiten 
aufgrund der erwähnten Präferenz der Mehrheit der potentiellen Aufnahmebe-
reiche für Absolventen von klassischen Fachhochschulen. Soweit bereits Absol-
venten der D F H - A eingesetzt waren (in einem der beiden Betriebe der Fall), er-
setzen sie - wie erwähnt - in Vertriebsabteilungen ausscheidende Industrie- und 
Exportkaufleute mit dualer Ausbildung und zum Teil Abitur. Es liegt auf der 
Hand, daß die hier verfügbar werdenden Arbeitsplätze quantitativ eng begrenzt 
sind, mögliche Probleme aufgrund unzureichender betrieblicher Erfahrung und/ 
oder geringerer Betriebstreue können diese Zahl noch einmal reduzieren. Des-
halb erscheinen in diesem Betrieb weitere Einsatzmöglichkeiten für Absolventen 
der D F H - A unsicher, eine Ausweitung der jährlichen Studentenquoten würde 
allgemein als problemträchtig angesehen. 
Einen ähnlichen Eindruck erbrachte auch die Befragung der Studenten: Obwohl 
sie zum Befragungszeitraum wenige Monate vor dem Abschluß ihres Studiums 
standen, hatte nur knapp die Hälfte eine Übernahmezusage ihres Ausbildungsbe-
triebs, nur einem knappen Viertel war ein dem Studium entsprechender Arbeits-
platz angeboten worden. 
Letztlich könnte das begrenzte Interesse der Betriebe an diesem Bildungs-
gang dazu führen, daß er - wenn sich nicht genügend andere Kooperati-
onsbetriebe finden - mittel- und längerfristig zu kränkeln beginnt oder so-
gar wieder aufgegeben wird. Dies würde natürlich ebenfalls die Arbeits-
marktposition seiner Absolventen negativ beeinflussen. Doch danach sieht 
es derzeit nicht aus. 
1.4 Konsequenzen des neuen Bildungsgangs für traditionelle Arbeit-
nehmergruppen und das Duale System 
Die Folgen des neuen Bildungsgangs für die Aufstiegschancen von Fach-
arbeitern und Fachangestellten und darüber vermittelt für die Zukunfts-
chancen des Dualen Systems sind zwiespältig zu beurteilen. Der Bildungs-
gang wird, wie in der Untersuchung sichtbar wurde, je nach den Interes-
sen und Bedingungen der Betriebe ganz unterschiedlich genutzt: Zum 
Teil werden die auf diese Weise qualifizierten Arbeitskräfte auf traditio-
nellen Ingenieur- bzw. Betriebswirtpositionen eingesetzt; in diesem Fall 
tangieren sie die Berufswege des Dualen Systems und die Aufstiegschan-
cen seiner Absolventen nicht. Zum Teil werden jedoch mit Hilfe dieses 
Bildungsgangs auch Absolventen des Dualen Systems ersetzt, also klassi-
sche Aufstiegswege zerstört; das zeigt etwa der Fal l des Maschinenbaube-
triebs, in dem die Absolventen der Dualen Fachhochschule Industriekauf-
leute und Exportkaufleute mit langjähriger Berufserfahrung substituieren. 
In bestimmten Fällen schließlich dient dieser Bildungsgang als Instrument 
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der Personalentwicklung für Absolventen des Dualen Systems, als eine 
A r t Zweiter Bildungsweg, mit dem die Teilnehmer im Betrieb verankert 
bleiben und finanziell abgestützt werden - das zeigt der Fall des unter-
suchten Chemiebetriebs, in dem besonders qualifizierte Facharbeiter bzw. 
Fachangestellte auf diese Weise gefördert werden; in diesem Fal l bedeu-
tet dies eine indirekte Stärkung des Dualen Systems. Es kommt also auf 
die konkrete Nutzung dieses Bildungsgangs und auf die konkreten E i n -
satzstrategien für seine Absolventen an. 
Die Quanten und Proportionen dieser unterschiedlichen Formen der Nut-
zung der neuen Bildungsgänge sind nicht bekannt; es ist jedoch angesichts 
seiner Merkmale und der Ar t der Werbung für ihn anzunehmen, daß die 
ersten beiden Nutzungsformen bei weitem überwiegen gegenüber der 
dritten. 
2. Duale Studiengänge an der DFH-B 
Die dualen Bildungsgänge der D F H - B zeigen in Entstehungsgeschichte 
und Konstruktion eine Reihe von Parallelen zur D F H - A . A u c h ihre K o n -
struktionsmerkmale, ihre Entstehungsgeschichte und die damit verbunde-
nen Akteursinteressen sind aufschlußreich für die Potentiale und Proble-
me dieses Typs von neuem Bildungsgang. 
D a ihre Gemeinsamkeiten mit der D F H - A schon zu Beginn des Kapitels 
benannt und sie, wie erwähnt, nur ergänzend und weniger intensiv unter-
sucht wurden, konzentriert sich die folgende Darstellung auf ihre Spezifi-
ka in Konstruktion und Durchführung, die teilweise andere Problemla-
gen, teilweise aber auch von denen der D F H - A abweichende Lösungen 
für gleiche und wohl generelle Probleme dualer Fachhochschulstudien-
gänge beinhalten. 
2.1 Konstruktion, rechtlich-institutionelle Grundlagen und Durchfüh-
rung des Bildungsgangs 
E i n wichtiger Unterschied in der Konstruktion der Studiengänge der 
D F H - B gegenüber denen der D F H - A ist zweifellos die Tatsache, daß sie 
- unter Verzicht auf Semesterferien - insgesamt nur drei Jahre dauern, 
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freilich ebenfalls untergliedert in acht Semester. A u c h sind hier, abwei-
chend von den Studiengängen der D F H - A , die Theorie- und Praxisblöcke 
gleich lang (jeweils zwölf Wochen). 
E i n zweiter wichtiger Unterschied betrifft die Abstimmung zwischen Hoch-
schule und Betrieb. Auch hier scheint die Verknüpfung der praktischen 
Ausbildung mit dem theoretischen Studium ein neuralgischer Punkt zu 
sein: Zwar versucht ein Beirat, diese beiden Bereiche zu verknüpfen. 
Doch gibt es im Unterschied zur D F H - A keinen Ausbildungsrahmenplan 
für die Betriebe, sondern nur eine Betreuungsvereinbarung zwischen Be-
trieb und Fachhochschule, die für jeden Studenten einen betrieblichen Be-
treuer und einen Dozenten der Bildungseinrichtung benennt, die den Stu-
denten während der Praxisphase betreuen. Damit soll der Betrieb auf die 
Ausbildung verpflichtet werden; diese Verpflichtung scheint aber auf-
grund des Fehlens eines Ausbildungsrahmenplans eher locker. A u ß e r d e m 
gibt es Empfehlungen der Bildungseinrichtung, welche Projekte im Be-
trieb unter Bezug auf den Lehrstoff der einzelnen Semester sinnvollerwei-
se gemacht werden könnten; genauer: Es wird eine Bandbreite von Pro-
jekten vorgeschlagen, was den Betrieben variable Reaktionen ermöglicht, 
sie jedoch nicht verpflichtet. Diese im Vergleich zur D F H - A schwächeren 
Regelungen des betrieblichen Teils des Bildungsgangs lassen eine insge-
samt schwächere Position der Bildungseinrichtung dem Betrieb gegenüber 
vermuten: Die Fachhochschule hat nur begrenzte Möglichkeiten, be-
stimmte Lerninhalte und Quali tä tss tandards für die Praxisphasen tatsäch-
lich durchzusetzen, da sich sonst viele Betriebe nicht mehr beteiligen und 
damit die Lebensfähigkeit der neuen Bildungsgänge gefährden würden. 
Eine gewisse Kontrolle der Qualifizierungsleistungen der Betriebe erfolgt 
allerdings von seiten der Fachhochschule nach etwa eineinhalb Jahren 
durch die Projektarbeit, die etwa den Charakter eines Vordiploms hat; 
dabei zeigt sich dem Vernehmen nach manchmal auch, daß gar nicht qua-
lifiziert wurde. Über diese Projektarbeit und verschiedene Zwischenprü-
fungen (Klausuren) und die abschließende Diplomprüfung wird eine A n -
gleichung des Niveaus angestrebt, da eine Vereinheitlichung des Qualifi-
kationsprofils angesichts der Vielfalt der beteiligten Branchen nicht mög-
lich ist. 
Weitere wichtige Unterschiede zur D F H - A betreffen die Zulassungsbe-
dingungen und die Auswahl der Studenten: Zulassungsvoraussetzung ist 
im Prinzip Fachhochschulreife bzw. Abitur , doch gibt es für Absolventen 
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des Dualen Systems Ausnahmeregelungen, die eine Zulassung bei Beste-
hen einer Eingangs- bzw. einer Einstufungsprüfung vorsehen. Dies erlaubt 
die Nutzung des Bildungsgangs für Personalentwicklung - eine Möglich-
keit, die vor allem für Studenten der Betriebswirtschaftslehre in Steuer-
kanzleien u.ä. und für Studenten der Wirtschaftsinformatik genutzt wird. 
Diese hatten insbesondere in den ersten Jahren nach Gründung dieser 
Fachhochschule in großem Umfang vor Antritt des Studiums eine duale 
Ausbildung absolviert, während ihr Ante i l heute deutlich gesunken ist -
sowohl aufgrund nachlassender Interessen der Betriebe an dieser A r t Per-
sonalentwicklung als auch aufgrund wachsender Abneigung von Abso l -
venten des Dualen Systems, ihren Arbeitsplatz aufzugeben. 
Die Auswahl der Studenten erfolgt an der D F H - B durch die Fachhoch-
schule. Die in diesem Selektionsprozeß erfolgreichen Studenten müssen 
sich anschließend bei Betrieben um einen Ausbildungsplatz bewerben, 
wenn sie nicht bereits in einem Arbeitsverhältnis stehen. 3 8 M i t dieser Re-
gelung vermeidet die D F H - B also die hochschulrechtlich problematische 
Auswahl von Studenten durch Betriebe, beläßt diesen aber trotzdem die 
Letztentscheidung über die von ihnen auszubildenden Bewerber. 
Schließlich unterscheiden sich auch die Finanzierungsmodal i tä ten von de-
nen der D F H - A : Die Bildungseinrichtung, die auch andere Bildungsgänge 
neben den dualen Studiengängen durchführt, hatte ein gewisses Kapital 
akkumuliert, das sie für die Erstausstattung und Stützung des neuen Stu-
diengangs einbrachte. Doch konnte sie die Betriebe nicht zu ähnlich weit-
reichenden finanziellen Verpflichtungen gewinnen wie die D F H - A : Die 
Studenten müssen die Studiengebühren (zum Zeitpunkt der Untersu-
chung ca. D M 1.000 im Monat) selbst aufbringen. Die Betriebe zahlen den 
Studenten teilweise eine Prakt ikantenvergütung, teilweise aber auch 
nicht. Die Prakt ikantenvergütung deckt bestenfalls die Studiengebühren 
ab, nicht aber die Lebenshaltungskosten. Dafür müssen entweder private 
Mit te l oder BAföG eingesetzt werden, soweit die Studenten nicht neben-
her in einem Teilzeitarbeitsverhältnis stehen. Eine weitere Möglichkeit be-
steht in Darlehen von Betrieben; in diesen Fällen gibt es zum Teil B i n -
dungsklauseln. Insgesamt m u ß die Finanzierung also sehr viel mehr als bei 
der D F H - A von den Studenten selbst getragen werden. Die Bildungsein-
38 Im letzteren Fall müssen sie mit ihrem Betrieb eine Reduzierung und Blok-
kung ihrer Arbeitszeit vereinbaren, die ihnen die Teilnahme an den theoreti-
schen Teilen des Studiums ermöglicht; die Zeiten, in denen sie im Betrieb ar-
beiten, werden dann als Projektarbeit bzw. Praktikum angerechnet. 
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richtung kann auch in dieser Beziehung kaum Druck auf die Betriebe 
ausüben, da sich sonst ein Teil von ihnen von diesem Model l zurückzie-
hen und damit die Lebensfähigkeit des neuen Bildungsgangs insgesamt in 
Frage stellen würde . 
2.2 Die Interessen von Betrieben und Bildungseinrichtung an dem 
neuen Bildungsgang 
(1) D i e Gründungsgeschichte der D F H - B ist weniger spektakulär als die 
der D F H - A : Die Initiative zur Schaffung der D F H - B ging 1992/93 schwer-
gewichtig von der Bildungseinrichtung aus, die seit langem in enger Z u -
sammenarbeit mit der Wirtschaft, aber unter Wahrung einer gewissen 
Autonomie, auf verschiedenen Niveaus und in verschiedenen Formen 
Aus- und Fortbildungen in informationstechnischen Berufen anbietet. Die 
Rahmenbedingungen dieser Einrichtung erklären zu einem Gutteil Ent-
stehung und Konstruktion der dualen Studiengänge der D F H - B : Sie hat 
schon mehrfach neue Bildungsgänge - darunter die Fortbildung zum In-
formatiker (vgl. Kap. II) und eine Abiturientenausbildung - entwickelt 
und sie in Form von Modellversuchen durchgeführt . Ja, sie ist aufgrund 
ihrer besonderen Marktnische (anspruchsvolle Informatik) und der dafür 
erforderlichen sehr kostenträchtigen personellen und materiellen Kapazi-
tä ten geradezu dazu gezwungen, immer wieder neue Bildungsgänge zu 
entwickeln, um sich zumindest zeitweise eine Monopolstellung auf dem 
Bildungsmarkt zu sichern. Soweit der allgemeine Hintergrund. 
Fü r die Jahre 1994/95 zeichnete sich das Auslaufen der Modellversuche 
für die beiden genannten Bildungsgänge und damit eine problematische 
wirtschaftliche Perspektive ab. Dies und das Erkennen einer wachsenden 
Nachfrage von Betrieben und Abiturienten nach praxisnahen Studiengän-
gen - bei bildungspolitisch begründeter Ablehnung von Berufsakademie-
Modellen mit ihren Anerkennungsproblemen - haben die Bildungsein-
richtung zur Gründung einer Dualen Fachhochschule veranlaßt . 
(2) A n dem Bildungsgang sind einige namhafte große und sehr große Be-
triebe beteiligt, deren Vertreter auch Mitglieder des Beirats sind. Insge-
samt jedoch dominieren unter den heute ca. 150 Betrieben eher Kle in -
und kleine Mittelbetriebe. Für die letzteren, möglicherweise aber auch zu-
nehmend für die Großbet r iebe hat die Beteiligung an diesem Model l eher 
den Charakter von Einze lmaßnahmen - das zeigt das Verhältnis von 186 
Studenten zu 150 Betrieben (1994/95). 
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Die Interessen der beteiligten Betriebe an diesem Bildungsgang richteten 
sich nach den Aussagen des Personals der Bildungseinrichtung schwerge-
wichtig auf praxisnah ausgebildete Arbeitskräfte mit Hochschulniveau 
und den angebotenen Fachrichtungen: vorwiegend Betriebswirtschaft mit 
verschiedenen Spezialisierungen (Europäische Unternehmensführung, In-
formationsmanagement, Touristik, Steuer- und Revisionswesen etc.), in 
sehr viel geringerem Umgang Wirtschaftsinformatik. 
Daneben waren manche Betriebe an der Möglichkeit interessiert, diesen 
Bildungsgang für Personalentwicklung zu nutzen. V o r allem Steuerkanz-
leien und ähnliche Unternehmen greifen auf diese Möglichkeit für Abi tu-
rienten zurück, die vor Antritt des Studiums eine duale Ausbildung absol-
viert haben. 
2.3 Die Teilnehmer des neuen Bildungsgangs und ihre Interessen, 
seine Probleme und Risiken 
(1) A u c h die D F H - B scheint für eine bestimmte Studentenklientel sehr at-
traktiv zu sein: Die Studenten gelten als sehr motiviert, und die Zahl der 
Teilnehmer ist nach der Gründung in 1993 rasch angestiegen: Nach einem 
Beginn mit etwa 50 Studenten im ersten Halbjahr gab es im Jahr darauf 
bereits 130 Studienanfänger; heute sind es immer gut 100 Studienanfänger 
pro Jahr. Dabei handelt es sich allerdings überwiegend um Studenten der 
Betriebswirtschaft, während der Studiengang für Wirtschaftsinformatiker 
sehr viel weniger Zulauf hat (pro Jahr zunächst nur etwa 20 bis 25, heute 
ca. 30 bis 35 Studienanfänger) und die Fachrichtung Wirtschaftsingenieur 
sehr schnell wieder ganz aufgegeben werden muß te . Für i.e.S. technische 
Studiengänge besteht „kein Markt" , sowohl wegen vergleichsweise guter 
Bedingungen des Ingenieurstudiums an staatlichen Fachhochschulen als 
auch wegen der anders orientierten Studenten: 
Nach Einschätzung von seiten der Fachhochschulleitung liegt das Interesse 
ihrer Klientel an diesem Studium vor allem darin begründet , daß es rela-
tiv kurz ist und unter gegebenen Bedingungen als vergleichsweise „preis-
günstig" angesehen wird. Potentielle Ingenieurstudenten hingegen seien 
nicht unbedingt auf einen schnellen Eintritt in das Berufsleben orientiert, 
sie seien „mehr an der Sache interessiert". 
(2) Die Probleme und Risiken dieses Bildungsgangs für seine Studenten 
und Absolventen sind ähnlich einzuschätzen wie die der Studiengänge der 
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D F H - A : starke Kompression der Lernprozesse im Studium, wenig Zeit 
für nicht unmittelbar fachlich relevante Inhalte, erhebliche Unsicherheiten 
in bezug auf die Qualität des betrieblichen Teils der Ausbildung und da-
mit insgesamt die Gefahr eines „Schmalspurs tudiums" sowie daraus resul-
tierend längerfristiger Probleme bei der Einarbeitung in neue Aufgaben-
gebiete und Mobilität. A l l e diese Probleme und Gefahren dürften sich 
hier ceteris paribus noch einmal verschärfen aufgrund der um ein Jahr 
kürzeren Dauer dieses Bildungsgangs. 
Diese Probleme haben jedoch (zumindest bislang) offenbar keine Auswir-
kungen für die Arbeitsmarktchancen der Absolventen gehabt: Nach Aus-
kunft der Fachhochschule haben so gut wie alle bisherigen Absolventen 
einen ausbi ldungsadäquaten Arbeitsplatz gefunden. 
2.4 Die Konsequenzen des Bildungsgangs für die traditionellen Ar-
beitnehmergruppen und das Duale System 
A u c h hier muß die Einschätzung der Konsequenzen des neuen Bildungs-
gangs für das Duale System ambivalent ausfallen: 
Einerseits sind natürlich dual qualifizierte Hochschulabsolventen wie die 
der D F H - B aufgrund ihres Qualifikationsprofils in besonderer Weise ge-
eignet, Absolventen des Dualen Systems (vor allem Absolventen seiner 
Aufstiegsfortbildungen) zu substituieren. Andererseits ist die Tatsache, 
daß dieses duale Studium zum Teil von Arbeitskräften mit dualer Ausbi l -
dung als Möglichkeit einer beruflichen Weiterentwicklung genutzt wird, 
als Chance für sie und als Beitrag zu einer Stärkung des Dualen Systems 
anzusehen. 
3. Zusammenfassung und erste Schlußfolgerungen 
Die Untersuchung der D F H - A und D F H - B hat eine ganze Reihe von Po-
tentialen und ineinandergreifenden Interessen gesellschaftlicher Akteure 
an dualen Studiengängen sichtbar gemacht, aber auch eine ganze Reihe 
von Problemen der unterschiedlichsten Ar t - sowohl Probleme, für die 
praktikable Lösungen entwickelt wurden, als auch grundsätzliche Proble-
me, die Quali tät und Zukunft dieser Bildungsgänge tangieren werden. 
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Dieser Ertrag der Fallstudien wird abschließend in zusammengefaßter 
Form und im Hinblick auf mögliche Generalisierungen dargestellt. Zwar 
ist, wie erwähnt , eine unvermittelte Über t ragung der Ergebnisse auf alle 
anderen dualen Studiengänge von Fachhochschulen aufgrund der Aus-
wahl von Fällen mit besonders günstigen Bedingungen nicht möglich; doch 
weisen insbesondere die Probleme, die - sogar - bei ihnen festgestellt 
wurden, auf Allgemeineres hin. 
(1) Manche der Motive, mit denen die Schaffung dualer Studiengänge be-
gründet und mit der sie propagiert werden, haben sich in den untersuch-
ten Fällen nicht als realistisch erwiesen, andere durchaus. Jedoch kamen 
weitere (zum Tei l sehr spezifische) Motive hinzu. Sie alle haben für die 
Entstehung, Ausgestaltung und längerfristige Durchsetzung des neuen 
Bildungsweges große Bedeutung. 
Besonders wichtig für die Entstehung dualer Studiengängen scheinen die 
Interessen der beteiligten Bildungseinrichtungen (ihres Personals) an der 
Füllung von Ausbildungskapazi täten mit zugleich innovativen und zu-
kunftsträchtigen wie auch öffentlich anerkannten Bildungsangeboten zu 
sein. Die Realisierung dieser Interessen in Form dualer Studiengänge 
setzt eine spezifische Mischung von Sensibilitäten für gesellschaftliche und 
betriebliche Entwicklungen, von Fähigkeiten zur Zusammenführung und 
Abgleichung betrieblicher, öffentlicher, studentischer und eigener Inter-
essen, von didaktischer und curricularer Phantasie und pädagogischem 
Engagement sowie Durchhal tevermögen voraus und fördert sie zugleich. 
(2) Die untersuchten dualen Studiengänge - und wohl genereller: duale 
Studiengänge an Fachhochschulen - entsprechen dem Interesse einer be-
stimmten Abiturientenklientel an einer Kombination von theoretischen 
Lernprozessen mit betrieblichen Praxiserfahrungen, an damit verbunde-
nen besseren Chancen auf einen Arbeitsplatz, an einer gewissen finanziel-
len Absicherung während des Studiums und vor allem an einem vollwerti-
gen Dip lom. Be i dem Interesse der Studenten an Praxiserfahrung spielt 
insbesondere die mit dem dualen Charakter dieser Bildungsgänge gegebe-
ne Chance, viele Bereiche und Mitarbeiter(-typen) eines Betriebes ken-
nenzulernen, eine wesentliche Rolle . Das Interesse an Praxisbezug ver-
hindert aber nicht, daß dieselben Studenten für einen auch theoretisch 
wesentlich anspruchsvolleren Bildungsgang optieren und Ausbildungsfor-
men wie etwa Seminare schätzen, wenn dies aus Arbei t smarktgründen 
(wegen des Diploms) angezeigt erscheint. D ie weit verbreitete Annahme, 
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Studenten dualer Studiengänge hät ten eine „eher praktische Begabung" 
und seien deshalb für klassische Studiengänge wenig geeignet, erhält 
durch die Geschichte der D F H - A eine deutliche Relativierung. 
Die dualen Studiengänge an Fachhochschulen weisen eine Reihe von 
Merkmalen auf, die auch die Berufsakademien für bestimmte Studenten 
attraktiv machen. Zugleich haben sie aber diesen gegenüber entscheiden-
de Vorteile, insbesondere das Fachhochschuldiplom, das auf dem gesamten 
deutschen und europäischen Arbeitsmarkt anerkannt ist, und die theoreti-
sche Kernqualifikation einer Fachhochschulausbildung, die dem Dip lom 
entspricht. Diese Sachverhalte, ihre im Vergleich zu normalen Studenten 
relativ konkreten Aussichten auf einen Arbeitsplatz und vielleicht auch 
das große Gewicht betrieblicher Personalexperten bei der Studentenaus-
wahl erklären die von allen Beteiligten betonte besonders gute Motivation 
der Studenten. 
(3) Die Interessen der Betriebe an dualen Studiengängen und ihren A b -
solventen richten sich schwergewichtig auf die Kombination von höherem 
Allgemeinbildungsniveau mit betrieblicher Erfahrung. Dazu kommt das 
durch betriebliche Ausbildungsphasen ermöglichte Kennenlernen poten-
tieller künftiger Arbeitskräfte und die dadurch gegebene Verbesserung 
von Selektionschancen vor einer endgültigen Rekrutierung. 
Doch scheinen die betrieblichen Interessen an dualen Studiengängen we-
niger konturiert als die der Studenten, sie sind begrenzt und teilweise in 
sich widersprüchlich: Zum einen können in den Interessenabwägungen 
der Betriebe duale Studiengänge auch durch andere personalpolitische 
Maßnahmen ersetzt werden; auch diese werden erprobt, was die Durch-
setzungs- und Erfolgsbedingungen dualer Studiengänge in den Betrieben 
gefährdet. Zum anderen gibt es in den Betrieben auch durchaus nachvoll-
ziehbare Interessen vor allem auf Abteilungsebene, keine dual qualifizier-
ten Hochschulabsolventen zu rekrutieren und sich deshalb auch nicht für 
ihre Ausbildung zu engagieren. 
Diese in der Untersuchung festgestellten Sachverhalte und Interessen, die 
einer breiten Durchsetzung dualer Studiengänge entgegenstehen, sind si-
cherlich nicht generalisierbar. Jedoch sind sie angesichts ihrer weitverbrei-
teten Rahmenbedingungen und Hintergründe - massive Arbeitsintensi-
vierung, Reduktion von Neueinstellungen etc. - sicher auch nicht auf E i n -
zelfälle beschränkt. 
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Diese Begrenzung der betrieblichen Interessen an Absolventen dualer 
Studiengänge sind sicher mit ein Grund dafür, daß die Betriebe - auch 
größere und Großbet r iebe - immer nur ganz wenige oder sogar nur einen 
Ausbildungsplatz anbieten. 3 9 
(4) Was dies für die bisherige quantitative Entwicklung dieses Bildungs-
angebotes auf gesamtgesellschaftlicher Ebene bedeutet, ist unklar, da es 
keine neueren Daten zu dieser Frage gibt. In den untersuchten Fachhoch-
schulen sind, wie gezeigt, nach der Gründungsphase die Teilnehmerzah-
len mehr oder minder deutlich angestiegen. Angestiegen sind jedoch vor 
allem die Zahlen der beteiligten Betriebe. Be i Betrachtung dieser Z u -
wächse ist allerdings zu berücksichtigen, daß sie die angesprochene Pro-
blematik wohl zum Teil verdecken. Die Ausweitung der Gesamtzahl der 
Kooperationsbetriebe bei weniger ansteigenden Studentenzahlen kann 
problematische Ausbildungsreali täten bedeuten: Einzelfall-Ausbildungen 
statt Ausbildung in Gruppen, keine Verstetigung der Kooperation zwi-
schen Betrieb und Fachhochschule, keine Akkumulat ion von Ausbi l -
dungserfahrung über die Jahre hinweg (etc.). 
Die Begrenztheit und innere Widersprüchlichkeit der betrieblichen Inter-
essen an dualen Studiengängen und ihren Absolventen bedeutet also eine 
prinzipiell hohe Verletzlichkeit und Störanfälligkeit als Strukturmerkmal 
dieses Typs von Bildungsgängen; dies ist in der bisherigen sehr positiven 
Diskussion zu diesen praxisnahen Formen der Hochschulausbildung nicht 
hinreichend berücksichtigt worden. 
Besonders groß ist diese Verletzlichkeit wohl dann, wenn - wie in den un-
tersuchten Fällen - die dualen Studiengänge an eigenständigen Bildungs-
einrichtungen durchgeführt werden, so daß Nachfragerückgänge von Sei-
ten der Betriebe oder auch der Studenten nicht aufgefangen werden kön-
nen durch Umwidmung der Kapazi täten in normale Studiengänge, die kei-
ne Beteiligung von Betrieben erfordern: Die Mindestgröße der für eine 
Klasse notwendigen Studentenzahl pro Jahrgang und Fachrichtung ist 
schnell unterschritten. 
39 Nach den Ergebnissen der Umfrage des BIBB (1999) stellen Betriebe, die an 
diesem Modell bereits beteiligt sind, zumeist zwei Plätze für dual Studierende 
zur Verfügung, bei weniger als 20 % sind es drei Plätze. Und nur ein Viertel 
der an solchen Modellen interessierten Betriebe meint, sich auf Dauer beteili-
gen zu können. 
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(5) Diese Schwachpunkte dualer Studiengänge in quantitativer Perspektive 
haben Konsequenzen für die Sicherung der Qualität der Ausbildung. Zwar 
sind verschiedene, zum Teil recht phantasievolle Formen einer Abglei-
chung von Qualifizierungszielen des Bildungsgangs und wirtschaftlichen 
Zielen der Betriebe entwickelt worden, ebenso verschiedene Ansätze zur 
Absicherung von Qualifizierungszielen auch in den betrieblichen Ausbi l -
dungsphasen: Ver t räge zwischen allen Beteiligten, Ausbildungsrahmen-
pläne, institutionalisierte Absprachen zum Inhalt von betrieblichen Pro-
jekten, vertragliche Vereinbarungen zur Betreuung der Studenten wäh-
rend der betrieblichen Ausbildung und der Erarbeitung einer Diplomar-
beit (etc.); doch sind diese vertraglichen Vereinbarungen - etwa im Ver-
gleich zu den gesetzlichen Regelungen des Dualen Systems - vergleichs-
weise schwach. U n d vor allem haben sie nur soviel Wert, wie sie auch 
praktisch umgesetzt werden und im Zweifelsfall durchsetzbar sind. Die 
Abhängigkei t der dualen Studiengänge (und bei Bildungseinrichtungen, 
die nur diese anbieten, auch der Fachhochschule selbst) von der Koopera-
tionsbereitschaft einer hinreichend großen Zahl von Betrieben und deren 
begrenzten Interessen an diesen Bildungsgängen beschränken auch die 
Durchsetzungschancen der Fachhochschule bei der Ausgestaltung des 
betrieblichen Teils des Bildungsgangs. Die Fachhochschulen können nicht 
immer einen Rahmenplan für die betriebliche Ausbildung durchsetzen, 
und sie können, auch wo es einen solchen gibt, seine Einhaltung nicht absi-
chern: Die untersuchten Fachhochschulen versuchen, dies durch eine 
möglichst anspruchsvolle Gestaltung des Studiums zu kompensieren; doch 
sind hierfür aufgrund der auf eineinhalb bzw. zwei Jahre begrenzten Stu-
dienzeit na turgemäß Grenzen gesetzt. 
(6) Die sich hier abzeichnende Problematik wird dadurch verschärft, daß 
es ja nicht nur um ausreichende Berücksichtigung von Qualifizierungszie-
len während der Praxisphasen und um die Sicherung einer bestimmten 
Ausbildungsquali tät geht, sondern auch um die „Verzahnung" der theore-
tischen Lernprozesse der Fachhochschule mit den praktischen Lernpro-
zessen der betrieblichen Ausbildungsphasen. Diese Verzahnung begrün-
det nach der Philosophie dualer Studiengänge ihre besondere Quali tät , sie 
soll die Lernprozesse der Hälfte der üblichen Studienzeit kompensieren 
und das Erreichen einer vollwertigen (ja sogar höherwert igen) Fachhoch-
schulqualifikation ermöglichen. 
Doch bestehen hier, wie die Fallstudien zeigen, systematische Probleme, 
nicht nur da, wo es keinen Rahmenplan für die betriebliche Ausbildung 
gibt bzw. wo dieser nicht eingehalten wird. Die sichtbar gewordenen Pro-
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bleme, die auch wohlwollende betriebliche Experten lieber von Wiederer-
kennungseffekten als von Verzahnung sprechen lassen, sind wohl nicht 
auf die untersuchten Betriebe begrenzt, sondern mutatis mutandis auch 
auf andere Betriebe zu übertragen, da sie generellere strukturelle Ursa-
chen haben: Zum einen ist die für eine Verzahnung vorausgesetzte Paral-
lelisierung von Theorie- und Praxisphasen generell kaum realisierbar bei 
Bildungsgängen, an denen viele Betriebe mit ganz unterschiedlichen kon-
kreten Arbeitsprozessen, -bedingungen und -zwängen beteiligt sind und 
der Durchlauf durch die verschiedenen betrieblichen Abteilungen eine 
große Rolle spielt; dieses aus dem Dualen System und der Abstimmung 
zwischen Betrieb und Berufsschule gut bekannte Problem ist auch durch 
Rahmenp läne und guten Willen nur begrenzt zu bewältigen. Zum ande-
ren sind in solchen dualen Bildungsgängen, deren Qualifizierungsprozesse 
wesentlich auf dem Durchlaufen verschiedener Abteilungen beruhen, 
notwendigerweise immer wieder und in relativ kurzen Zei tabständen 
wechselnde Abteilungen bzw. Abteilungsleiter zuständig für konkrete 
Ausbildungsschritte; diese aber haben, auch wo sie der Ausbildung positiv 
gegenübers tehen, andere Priori täten als die Qualifizierung von vorüber-
gehend bei ihnen eingesetzten Studenten, sie müssen pr imär den Anfor-
derungen und Zwängen ihrer eigenen Arbeitssituation folgen und können 
nur schwer Verantwortung für die Qualifizierung von Studenten überneh-
men. Auch wenn die Ausbildungsabteilungen die übergreifende Zustän-
digkeit für die Durchführung der Ausbildung haben, erschwert dieses 
„multiple Regime" der praktischen Ausbildung eine kontinuierliche A b -
stimmung von betrieblichen Ausbildungsinhalten mit den Bildungsprozes-
sen der Fachhochschule. 
(7) Die Studenten selbst verantwortlich zu machen für die Definition und 
Durchsetzung der erforderlichen betrieblichen Qualifizierungsprozesse -
das in diesem Zusammenhang häufig angeführte „Holpr inzip" - überfor-
dert diese: nicht nur wegen ihrer Jugend und ihrer Neuheit im Betrieb, 
sondern auch, weil sie die Qualifizierungsträchtigkeit der verschiedenen 
Abteilungen und Einsatzbereiche eines Betriebs nicht beurteilen können. 
V o r allem aber können sie ohne Vorgaben und Abs tü tzung von Betriebs-
leitung und Fachhochschule ihre Qualifizierungsinteressen nicht durchset-
zen; dies um so weniger, als sie ja vom Wohlwollen des Betriebs und der 
Abteilungen abhängig sind, wenn sie nach Abschluß des Bildungsgangs ei-
nen Arbeitsplatz erhalten wollen. 
Deutlich besser stellt sich dies für diejenigen Studenten dar, die im Be-
trieb bereits eine duale Ausbildung zum Facharbeiter oder Fachangestell-
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ten absolviert haben und nun den dualen Studiengang als Personalent-
wicklungsmaßnahme absolvieren: Sie haben im Prinzip bessere Chancen, 
sich geeignete Lernorte zu suchen, wirklich qualifizierende Praxiseinsätze 
zu vereinbaren und die nötigen Lernprozesse auch durchzusetzen. 4 0 Inso-
fern können duale Studiengänge ihre Potentiale mit einiger Sicherheit voll 
entfalten nur bei Absolventen des Dualen Systems. Bei den Studenten ohne 
duale Ausbildung hingegen ist die Erreichung einer höherwert igen, Theo-
rie- und Praxiserfahrung tatsächlich integrierenden Qualifikation zwar un-
ter besonderen betrieblichen Rahmenbedingungen möglich, aber nicht für 
die Gesamtheit (oder wenigstens die Mehrheit) der Studenten abzusichern. 
(8) A u f dem Hintergrund dieser mehrfachen Problempunkte dualer Stu-
diengänge ist auch die in der Untersuchung sichtbar gewordene Zurück-
haltung, Skepsis, ja zum Tei l Blockade von Abteilungen dem neuen B i l -
dungsgang bzw. seinen Studenten und Absolventen gegenüber verständ-
lich: Nicht nur sehen sie sich in einer Zeit außerordent l icher Arbeitsan-
forderungen und -belastungen mit zusätzlichen und neuartigen Qualifizie-
rungsaufgaben und Verantwortlichkeiten konfrontiert; vor allem antizi-
pieren sie mögliche künftige Personalprobleme mit Arbeitskräften, die ih-
rem Hochschulabschluß entsprechende Ansprüche an Aufgaben, Entloh-
nung und Karriere stellen werden, aber (so wird befürchtet) nur begrenz-
te Entwicklungspotentiale für Umsetzung, Weiterentwicklung und Selbst-
studium mitbringen. Ob diese Befürchtungen berechtigt sind, ist natürlich 
offen, aber nicht ganz unwahrscheinlich. Es ist nicht zu verkennen, daß 
diese Befürchtungen zu einer A r t self-fulfilling prophecy werden können: 
Je weniger sich die Abteilungen aufgrund solcher Befürchtungen für eine 
qualifizierte betriebliche Ausbildung der Studenten dualer Fachhochschu-
len engagieren, desto größer werden tendenziell deren Qualifikationspro-
bleme sein. 
Dies aber kann wiederum Rückwirkungen auf die längerfristige Stabilisie-
rung und Ausbreitung des Bildungsgangs selbst haben, es kann in einen 
negativen Zi rke l münden: Je mehr die Abteilungen eine Aufnahme seiner 
Absolventen blockieren, desto mehr wird einerseits das Interesse der Be-
triebsleitungen an einer weiteren Beteiligung und andererseits das Inter-
esse leistungsfähiger Abiturienten an diesen Studiengängen sinken. 
40 Daß die Abstimmung zwischen Theorie und Praxis ein weitverbreitetes Pro-
blem ist, besagen auch die Ergebnisse der mehrfach erwähnten HIS-Studie. 
die eine große Zahl von dualen Studiengängen einbezogen hatte (Holtkamp 
1996, S. 9.11). 
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(9) Die Beschreibung dieser Risiken bedeutet keineswegs eine eindeutig 
negative Prognose für die Zukunft dualer Studiengänge. Sie bedeutet je-
doch eine Warnung: Stabilisierung, Durchsetzung und Ausweitung sind 
nicht im Selbstlauf zu erwarten. Durchsetzung und Stabilisierung haben 
ihre Voraussetzungen, auch und gerade im Betrieb: Sie erfordern eine ge-
naue Analyse der künftigen Einsatzfelder und des Bedarfs an dual qualifi-
zierten Hochschulabsolventen ex ante; und sie erfordern genaue Planun-
gen und Vereinbarungen zur Ausbildung und vor allem zum künftigen 
Einsatz mit den Fachabteilungen, ebenfalls vor Beginn einer Beteiligung 
an einem dualen Studiengang. D a ß diese Formen einer vorausschauenden 
Personalpolitik unter heutigen Bedingungen schwierig zu realisieren sind, 
liegt auf der Hand; dessen ungeachtet erscheinen sie vor dem Hintergrund 
der beobachteten Entwicklungen und Zwänge unabdingbar. 
(10) Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die in der Untersuchung sicht-
bar gewordenen Probleme dieses Bildungsgangs seine Stärken zwar relati-
vieren, aber nicht in Frage stellen können: vergleichsweise umfangreiche 
Erfahrung mit der organisatorischen und sozialen Reali tät des Betriebs, 
die theoretische Kernqualifikation des Fachhochschulstudiums, eine mehr 
oder minder weitreichende und gelungene Verknüpfung oder auch nur 
Kombination von theoretischem und Erfahrungswissen sowie ein Dip lom, 
das auf dem gesamten nationalen und europäischen Arbeitsmarkt aner-
kannt ist. Insofern kann dieser Typ von neuem Bildungsgang bei der Aus-
bildung praxisnaher Ingenieure und Betriebswirte durchaus zur besseren 
Alternative für die Bildungsgänge der Berufsakademie werden; dies ins-
besondere dann, wenn die angesprochenen Absicherungen von Einsatz-
feldern und Abteilungsinteressen in einer nennenswerten Zahl der betei-
ligten Betriebe soweit institutionalisiert werden, daß nicht unbefriedigen-
de Ausbildungs- und Einsatzbedingungen negativ auf diesen Weg und sei-
ne Reputation zurückschlagen. 
Allerdings bleibt in einer das gesamte Bildungssystem einbeziehenden Per-
spektive, daß dieser Weg in Konkurrenz zu den Wegen des Dualen Systems 
treten und dieses beeinträchtigen kann: Wenn Betriebe, die Ausbildungs-
plätze für Studenten von dualen Studiengängen anbieten, dafür ihre Aus-
bildungsplätze für das Duale System entsprechend reduzieren; 4 1 und wenn 
Absolventen dualer Studiengänge aufgrund ihres Qualifikationsprofils 
Absolventen des Dualen Systems und seiner Fortbildungen substituieren. 
41 Dies ist nach der erwähnten Untersuchung des BIBB bei etwa der Hälfte der 
Betriebe der Fall. 
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T e i l C 
Die neuen Bildungsgänge im Kontext 
generellerer Entwicklungen 
in Bildungssystem und Betrieben 
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I. Neue mittlere Bildungsgänge - keine zufällige 
Entwicklung 
Nach jahrzehntelanger großer Stabilität in den Bildungswegen oberhalb 
des Dualen Systems ist in den letzten beiden Jahrzehnten - mit wachsen-
der Häufigkeit zur Gegenwart hin - eine größere Zahl neuer Bildungs-
gänge entstanden, die sich einigen wenigen Typen zuordnen lassen, dies 
wurde in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt. Im „Mittelfeld" zwi-
schen Dualem System und Universität ist also eine neue Dynamik ent-
standen: Immer wieder entstehen neue Bildungsgänge, immer wieder wer-
den solche Bildungsgänge aber auch aufgegeben oder substantiell zurück-
gefahren. Diese Dynamik wird wohl weitergehen. Die hier vorgestellte 
Analyse kann angesichts dieser Dynamik nur eine Zwischenbilanz für ei-
nen bestimmten Zeitpunkt sein, der durch das Ende der Untersuchung, 
nicht durch ein Ende der untersuchten Entwicklungen definiert ist. U m so 
wichtiger ist es, sie angemessen einzuordnen und ihre generelleren H i n -
tergründe festzuhalten. 
Welche Bedeutung haben die analysierten neuen Bildungsgänge über-
haupt? Handelt es sich hier nicht um Randerscheinungen des deutschen 
Bildungssystems von kurzer Lebensdauer, ja um Kuriosa? Dieser E i n -
druck liegt angesichts der quantitativ geringen Bedeutung ihrer Teilneh-
mer im Verhältnis zu denen der klassischen deutschen Bildungsgänge, aber 
auch angesichts ihrer Vielfalt und Varianz in strukturellen Merkmalen, 
Durchführungsprakt iken und Entstehungskontexten durchaus nahe. Viele 
ihrer Details sind ja in der Tat durch sehr spezifische - regionale, lokale 
oder einzelbetriebliche - Bedingungen oder sogar einzelne Persönlichkei-
ten bestimmt, manches auch durch den Zufall. 
Doch ungeachtet ihrer geringen quantitativen Bedeutung und ihrer Hete-
rogenität und Vielfalt haben die neuen Bildungswege einige gemeinsame 
und sehr weitreichende Ursachen. Dies zeichnet sich in den Interessen der 
sie schaffenden und nutzenden Akteure ab: Die neuen Bildungswege rea-
gieren auf weitreichende Entwicklungen im Verhältnis zwischen Bildungs-
und Beschäftigungssystem und auf die dadurch bedingten Probleme, für 
die sie - in vielfältigen, tastenden Formen und immer auch beeinflußt 
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durch sekundäre und tert iäre Probleme - unter den jeweiligen Bedingun-
gen machbare Problemlösungen zu schaffen versuchen. Sie bündeln, wie 
in den Falldarstellungen gezeigt, jeweils eine Mehrzahl von Problemen 
ganz unterschiedlicher Verursachung und Reichweite. D a ß sie immer durch 
ein Konglomerat von verschiedenen, ganz unterschiedlich stabilen Inter-
essen verschiedener Akteure geschaffen wurden und getragen werden, be-
gründet , wie ebenfalls gezeigt, ihre Entstehung, macht sie aber auch ver-
letzlich und letztlich instabil. 
W i l l man die gesellschaftliche Bedeutung der neuen Bildungswege - für 
das Bildungssystem, für das Beschäftigungssystem und für die Arbeitneh-
mervertretung - einschätzen, ist deshalb zu fragen nach den wichtigsten 
Interessen an ihnen, nach den hinter diesen Interessen stehenden objekti-
ven Entwicklungen und deren Folgeproblemen sowie nach ihren Poten-
tialen zur Lösung dieser Probleme. Dies soll im folgenden geschehen. Da -
bei wird deutlich werden, daß die neuen Bildungswege Indikatoren für ge-
nerellere gesellschaftliche Strukturprobleme sind, daß sie aber nur in ganz 
geringem Umfang zur Bewältigung dieser Probleme beitragen können . In 
einem prognostischen Schlußabschnitt wird dann gezeigt, daß diese Pro-
bleme, wenn sie keine Lösung erfahren, einander massiv verstärken und 
zu einem negativen Zi rke l führen müssen, der einen hohen Preis vor al-
lem von den Arbeitnehmern, aber von tendenziell allen Gruppen der 
deutschen Gesellschaft fordern wird. 
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Die neuen Bildungsgänge in der Zusammenschau 
- gemeinsame Merkmale und Interessenkon-
stellationen 
Die untersuchten neuen Bildungsgänge haben - bei all ihrer Vielfalt und 
Heterogeni tä t - eine ganze Reihe von Gemeinsamkeiten: gemeinsame 
qualifikatorische Zielsetzungen, die mit teilweise ähnlichen, teilweise un-
terschiedlichen institutionellen Konstruktionen verfolgt werden, und ge-
meinsame Interessen(-Konstellationen), die ihre Schaffung und Nutzung 
erklären. Diese Gemeinsamkeiten werden im folgenden in komprimierter 
Fo rm rekapituliert, um eine Einordnung der neuen Bildungsgänge in den 
Kontext generellerer Entwicklungen von Bildungs- und Beschäftigungssy-
stem zu ermöglichen. 
1. Gemeinsame Qualifizierungsziele der neuen Bildungsgänge 
Bei all den untersuchten neuen Bildungsgängen handelt es sich zunächst 
um neue Wege, die von ihren Zugangsvoraussetzungen und dem Status 
ihrer Abschlüsse her „ i rgendwo" zwischen dem Dualen System und der 
Ausbildung an der Universität liegen. 
V o r allem aber handelt es sich um Versuche, theoretische und praktische 
Qualifizierung auf mehr oder weniger neuartige Weise miteinander zu ver-
knüpfen: sei es durch Integration von Praxis- und Projektphasen in schu-
lisch angelegte Fortbildungen (wie bei dem Weg zum Informatiker; Tei l B , 
Kap . II); sei es durch eine Parallelität von theoretischer Fortbildung und Be-
rufstätigkeit (die nebenberuflichen Fortbildungen zum Labortechniker 
und zum Technischen Betriebswirt; Tei l B , Kap . II und III); sei es durch 
die Verknüpfung von klassischer dualer Ausbildung mit besonders an-
spruchsvoller Berufsbeschulung (die betriebliche Sonderausbildung zum 
Technologiekollegiaten; Tei l B , Kap . I V ) ; sei es durch die Verknüpfung 
klassischer dualer Ausbildung mit unmittelbar anschließender Fortbildung 
und anspruchsvoller betrieblicher Weiterbildung (der Weg zum Produk-
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tionstechniker; Kap. IV) oder sei es durch duale Konstruktionen im Terti-
ärbereich, die eine kurztaktige Abfolge von (hoch-)schulischen und be-
trieblichen Qualifizierungsprozessen vorsehen (die Bildungsgänge der Be-
rufsakademien und der Dualen Fachhochschulen; Tei l B , Kap . V und VI ) . 
Mi t all diesen Konstruktionen werden neue Synthesen von theoretischem 
Wissen und Erfahrungswissen, von gesellschaftlich normiertem und vor-
strukturiertem Fachwissen und vertieften betrieblichen Orientierungs-
und Verhaltenskompetenzen angestrebt. Das relative Gewicht von zu ver-
mittelndem theoretischem Wissen und betrieblichem „Praxiswissen" vari-
iert je nach den anvisierten Einsatzfeldern - soweit sie überhaup t deutlich 
profiliert und gegeneinander konturiert sind - , aber auch je nach dem 
Charakter des Bildungsgangs (Erstausbildung von Berufsanfängern oder 
Fortbildung von beruflich Erfahrenen) und dem Profil der Teilnehmer, 
das durch die Zugangsvoraussetzungen der neuen Wege (duale Lehre oder 
Abitur) gesichert wird. Doch ungeachtet dieser unterschiedlichen Akzente 
dominiert als Gemeinsamkeit die Verbindung von Theorie und Praxiser-
fahrung auf höherem Niveau. Hierfür scheint es zunehmend breite Inter-
essen in der Gesellschaft zu geben. 
2. Die Interessen an neuen Bildungsgängen zwischen Dualem 
System und Hochschule 
Vorab ist festzuhalten, daß die hinter den neuen Bildungsgängen stehen-
den Interessen von Betrieben und Bildungsteilnehmern an neuen Synthe-
sen von anspruchsvollem theoretischem Wissen und Betriebserfahrung 
nicht die einzigen Interessen an den neuen Bildungsgängen sind: Es sind 
immer, wie die fallbezogenen Analysen gezeigt haben, mehrere spezifische 
Akteursinteressen, die zur Entstehung eines neuen Bildungsgangs führen 
und für seine Durchsetzung und Stabilisierung ineinander greifen (müs-
sen). In den konkreten Modal i tä ten der Ausgestaltung und Durchführung 
des neuen Bildungsgangs finden sie ihren - oft kompromißhaf ten - Aus-
druck. Die neuen Bildungsgänge werden also jeweils getragen von K o n -
stellationen und Koalitionen ganz unterschiedlicher Interessen. Die in ei-
nem neuen Bildungsgang zusammengeführten Interessen können sich, 
wie ebenfalls gezeigt, in der Zeit nach seiner Schaffung allmählich ver-
stärken und aufeinander einregeln, aber auch modifizieren und damit die 
ursprüngliche Interessenkonstellation auflösen. 
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U m diese Dynamik und die dadurch tangierten Zukunftsperspektiven sol-
cher Wege einschätzen zu können, ist es sinnvoll, die Interessen der A k -
teure solcher Innovationsprozesse zusammenfassend zu benennen. 
2.1 Die Interessen der beteiligten Bildungseinrichtungen an den 
neuen Bildungsgängen 
D i e Interessen der Bildungseinrichtungen folgen, da die Durchführung von 
Bi ldungsmaßnahmen ihre Existenzgrundlage ist, natürlich den Interessen 
von Betrieben und (künftigen) Arbeitnehmern an „praxisnahen" Bildungs-
gängen. Abe r die Bildungseinrichtungen sind auch wichtige Akteure bei 
der Formulierung dieser - zunächst von seiten der Betriebe wie vor allem 
potentieller Bildungsnachfrager eher diffusen - Interessen, bei ihrer Z u -
sammenführung und ihrer „Einregelung" aufeinander in Form machbarer 
Bildungsgänge, die die Interessen beider beteiligten Gruppen zumindest 
teilweise zufriedenstellen können (zufriedenzustellen versprechen), und 
bei der „Öffentlichkeitsarbeit" für sie. Bildungseinrichtungen haben also 
eine wichtige Maklerfunktion in der Definition von Interessen, in ihrer 
Legitimation in der Öffentlichkeit und in ihrer curricularen und didakti-
schen Umsetzung. U n d sie sind interessiert an diesem „Makler-Geschäft" , 
um damit in dem dicht besetzten Feld der öffentlichen und privaten B i l -
dungsanbieter zu bestehen: Sie können damit attraktive neue Angebote 
machen, die ihnen - zumindest für eine bestimmte Zeit - einen Vorsprung 
vor anderen Bildungsanbietern oder sogar ein zeitlich begrenztes Mono-
pol ermöglichen. 
D i e Orientierung an einer Nachfrage, die von ihnen selbst konturiert 
wird, richtet sich mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit auf innovative 
Qualifikationszuschnitte - seien es neue Theorie- und Praxisverbindun-
gen, seien es Verbindungen von technischen und kaufmännischen Qualifi-
kationselementen - und auf eher diffuse Einsatzmöglichkeiten und be-
triebliche Bedärfe. Denn nur so können sie hoffen, rasch genug hinrei-
chend viele Bildungsteilnehmer und - soweit Betriebe beteiligt sind - K o -
operationsbetriebe gewinnen zu können . Aufgrund dieses Erfordernisses 
sind die Bildungseinrichtungen auch an einem guten Renommee des je-
weiligen Bildungsgangs in der Öffentlichkeit im Hinblick auf seine Solidi-
tät und die Quali tät der erzeugten Qualifikation interessiert. Ja, zum Teil 
wollen oder müssen sie deshalb den „El i te -Charakter" der erzeugten Qua-
lifikation herausstellen und durch die Gestaltung des Bildungsgangs sowie 
sehr strenge Prüfungen sichern. 
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2.2 Die Interessen der (künftigen) Arbeitnehmer an den neuen 
Bildungsgängen 
Die Interessen der Teilnehmer an den neuen Bildungsgängen richten sich 
natürlich pr imär auf eine E inmündung in möglichst anspruchsvolle und 
gut entlohnte Berufstätigkeiten und berufliche Entwicklungswege. A n die-
ses generelle Interesse knüpfen sich aber immer konkretere und spezielle-
re Interessen je nach Ausgangslage: 
(1) Facharbeiter und Fachangestellte in Fortbildungen wie der zum Infor-
matiker und zum Labortechniker versuchen, mit Hilfe dieser Bildungs-
gänge und ihrer Abschlüsse ihre Arbeits- und Entlohnungsbedingungen 
durch (Status-)Aufstieg zu verändern und zu verbessern; zunehmend aber 
auch nur, ihren relativen Status zu halten und ihre Chancen auf etwas in-
teressantere Facharbeiter- bzw. Fachangestel l tenarbei tsplätze zu verbes-
sern, oder sogar nur noch, ihren Arbeitsplatz zu sichern. Dazu kommt bei 
bestimmten Facharbeitern/Fachangestellten das Interesse, mit Fortbil-
dung die Grundlage für einen Neuanfang nach nicht mehr weiter fortführ-
baren beruflichen Etappen (Bundeswehr, gesundheitlich besonders bela-
stenden Situationen) zu legen. 
Techniker und Meister wollen mit Hilfe von Fortbildungen wie der zum 
Technischen Betriebswirt Aufstiege über mittlere Positionen hinaus oder 
Umstiege in den kaufmännischen Bereich realisieren, zunehmend aber 
auch ihre traditionellen Aufstiegsperspektiven gegenüber der wachsenden 
Konkurrenz von Ingenieuren absichern. Dazu kommt das Interesse derje-
nigen, die zwar einen Fortbildungsabschluß, aber keine entsprechenden 
Positionen haben; sie wollen sich mit einer weiteren Fortbildung aus der 
beruflichen Sackgasse befreien, zu der Techniker- und Meisterfortbildun-
gen heute vielfach geworden sind. 
Generell sind die Interessen der Absolventen des Dualen Systems eng ka-
nalisiert durch die restriktiven Bedingungen der öffentlichen Finanzie-
rung. Doch gibt es viele, deren Interessen an Fortbildung so stark sind, 
daß sie sich über diese Restriktionen hinwegsetzen, wie die vielen „Selbst-
zahler" bei den Fortbildungen zum Informatiker und zum Technischen 
Betriebswirt zeigen; und dies trotz sinkender Aussichten auf einen fortbil-
dungsadäquaten Aufstieg - ein erklärungsbedürftiger Sachverhalt. 
(2) Die Interessen der Abiturienten, die sich für eine betriebliche Abituri-
entenausbildung, einen Studiengang an der Berufsakademie oder ein Stu-
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dium an einer Dualen Fachhochschule entscheiden, sind besonders auf-
schlußreich; denn Abiturienten haben ja aufgrund ihres Alters und ihres 
Bildungsabschlusses sehr viel mehr als die Absolventen des Dualen Sy-
stems „die Wahl" : Ihnen stehen die Alternativen Universität bzw. klassi-
sche Fachhochschule unmittelbar offen. 
Ihre Interessen richten sich - über das grundsätzliche Interesse an an-
spruchsvollen Positionen und Karrierewegen hinaus - auf bestimmte 
Kontextbedingungen der neuen Bildungsgänge: Zunächst sind sie daran 
interessiert, mit den bei diesen Bildungsgängen vorgesehenen Ausbi l -
dungsvergütungen (Prakt ikantenvergütungen o.ä) über ein eigenes E i n -
kommen zu verfügen, und zwar ohne die Unsicherheiten und die qualifi-
katorische Irrelevanz eines Jobbens neben dem Studium. 
Z u diesen finanziellen und arbeitsplatzbezogenen kommen inhaltliche In-
teressen am betrieblichen Tei l der Ausbildung, vor allem daran, daß sie 
„Praxiserfahrung" vermittelt. Hinter diesem, in den schriftlichen wie in 
den mündlichen Aussagen der befragten Jugendlichen immer wieder ge-
nannten, zunächst diffusen Begriff ließ sich eine Reihe konkreterer M o t i -
ve feststellen: Abneigung gegen (Angst vor?) „Theorielast igkeit" von U n i -
versität und Fachhochschule und deren Anforderungen an die eigene 
Orientierungsfähigkeit („Massenbet r ieb") ; der Wunsch, den Ausbildungs-
prozeß mitgestalten zu können (das immer wieder angesprochene „Sich-
Holen" von Informationen); aber sehr deutlich auch der Wunsch, in ei-
nem bestimmten Betrieb praktische Erfahrungen zu machen, möglichst 
viele Abteilungen und Arbei tskräf te(-gruppen) kennenzulernen sowie viel-
fältige Kontakte im Betrieb aufzubauen. Sind die erstgenannten Interes-
sen noch Reflex des Gymnasiums und seiner manchmal frustrierenden 
Erfahrungen wie auch Schonungseffekte, so gilt das für den Wunsch nach 
betrieblichen Erfahrungen und Kontakten in Betrieb und betrieblichen 
Abteilungen wohl kaum; er bleibt erklärungsbedürftig. 
Heute richtet sich ein zentrales Interesse der Abiturienten auf einen bun-
desweit anerkannten Abschluß, auf „das Dip lom" . Dies zeigen die Vorge-
schichte der D F H A ebenso wie die Abwanderung von Jugendlichen an 
die Hochschule während oder nach betrieblichen Sonderausbildungen für 
Abiturienten, indirekt aber auch die Bemühungen Baden-Wür t tembergs 
und Berlins um eine bundesweite Anerkennung der Abschlüsse der Be-
rufsakademien. E in vollwertiges Dip lom wird im Interessenkalkül der 
Abiturienten zunehmend wichtiger in dem Maße , in dem die Ausbildungs-
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betriebe Absolventen solcher besonderen Bildungsgänge nicht mehr selbst-
verständlich übernehmen (können oder wollen) und diese infolgedessen 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, oft auch auf den überregionalen A r -
beitsmarkt und/oder den Öffentlichen Dienst, verwiesen sind. Zuneh-
mend antizipieren die künftigen Arbeitnehmer das Risiko, daß ihre Qua-
lifikation dann als nicht der Qualifikation von Fachhochschulabsolventen 
gleichwertig eingeschätzt wird. 
Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß es zwar jeweils ein ganzes 
Bündel von Interessen ist, das die Entscheidung für einen der analysierten 
Wege bestimmt, daß aber bestimmte Interessen an Bedeutung gewinnen: 
Die Absolventen des Dualen Systems und seiner Fortbildungen machen zu-
nehmend die Erfahrung, daß betriebliches Praxiswissen - auch wenn es 
auf einer qualifizierten Facharbeiter- bzw. Angestellten-Ausbildung oder 
sogar einer Fortbildung aufbaut - im Betrieb nur noch begrenzt zu einem 
Aufstieg verhilft und daß eben dieses Praxiswissen durch den Zugriff der 
Betriebe auf Fachhochschulabsolventen für mittlere Positionen zuneh-
mend unter Konkurrenzdruck gesetzt wird. U n d die Abiturienten inter-
pretieren die weitverbreitete Kri t ik von Betrieben und Öffentlichkeit an 
der „Praxisferne" klassischer Hochschulabsolventen dahingehend, daß 
„praxisnah" Ausgebildete eines bestimmten Allgemeinbildungsniveaus 
besonders gute Einmündungs- und Karrierechancen in den Betrieben ha-
ben werden. 
2.3 Die Interessen der beteiligten Betriebe an den neuen Bildungs-
gängen 
Bei der Frage nach den Interessen der Betriebe an solchen wie den analy-
sierten neuen Bildungsgängen ist zu unterscheiden zwischen ihren Inter-
essen an neuen Aufstiegsfortbildungen für Absolventen des Dualen Sy-
stems einerseits und ihren Interessen an besonderen Ausbildungen für 
Abiturienten außerhalb des Dualen Systems andererseits. 
(1) D i e betrieblichen Interessen an neuen Fortbildungsgängen für Absol-
venten des Dualen Systems konnten im Rahmen der Untersuchung nur an-
hand der Fortbildung zum Labortechniker genauer analysiert werden, da 
eine Beteiligung von Betrieben bei der Fortbildung zum Technischen Be-
triebswirt nicht vorgesehen ist und bei der Fortbildung zum Informatiker 
weitestgehend durch Projektarbeiten an der Bildungseinrichtung ersetzt 
werden muß te . Es bleibt also der Fall des Labortechnikers. E r illustriert 
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zunächst die bekannten generellen Interessen von Betrieben an Fortbil-
dung: an einer Motivierung und Bindung der qualifiziertesten Facharbei-
ter und Fachangestellten durch Aufstiegsperspektiven; an „Brückenqual i -
fikationen", die die Kommunikation und Kooperation zwischen Fachar-
beitern und Akademikern in fachlicher und sozialer Hinsicht absichern 
(Drexel 1993a; 1994); sowie das Interesse, die Akademisierung bestimmter 
Bereiche (in diesem Fal l : der Führungsposi t ionen in den Labors) abzu-
bremsen. E r zeigt ferner, daß unter bestimmten Rahmenbedingungen Be-
triebe ein Interesse daran haben, Fortbildungen zugleich als Anre iz für 
Weiterbildungsaktivi täten und als Filter für Aufstiegsprozesse zu nutzen: 
M i t einer Bindung von Aufstiegschancen an die Absolvierung einer Fort-
bildung kann das Personalmanagement zugleich die Arbeitskräfte für vor-
auseilende Weiterbildungsaktivitäten mobilisieren und Aufstiegsentschei-
dungen abkoppeln von den auf individuelle Arbeitskräfte bezogenen E i n -
schätzungen der jeweiligen Abteilungsleiter. Mi t Hilfe dieser personalpo-
litischen Nutzung von Fortbildung haben die beteiligten Betriebe den 
Durchgriff des zentralen Personalmanagements auf betriebliche Prozesse 
gestärkt und große Qualifikationsreserven in den Belegschaften aufgebaut. 
M i t diesen personalpolitischen Interessen kann sich unter bestimmten U m -
ständen ein Interesse an öffentlich anerkannten Abschlüssen verbinden; 
das zeigten dieser Fal l und die Fortbildung zum Betriebstechniker, die als 
Ersatz für den betriebsspezifischen Bildungsgang zum Produktionstechni-
ker geschaffen wurde: E i n auf dem Arbeitsmarkt als vollwertig anerkann-
ter Abschluß verstärkt die Mobilisierung von Arbeitskräften für Weiter-
bildungsaktivitäten. Zugleich ersetzt er bis zu einem gewissen Grad Wei-
terbildungsanreize durch reale Aufstiegschancen im jeweiligen Betrieb; 
wenn diese verschwinden, haben Betriebe u . U . ein Interesse an öffentlich 
anerkannten Abschlüssen, die ihre moralische Verpflichtung zu einem 
fortbi ldungsadäquaten Einsatz der Weiterbildungsabsolventen reduzieren. 
(2) Be i den betrieblichen Interessen an den untersuchten neuen Bildungs-
gängen für Abiturienten ist zunächst eine besonders überraschende Beob-
achtung festzuhalten: Die Interessen der an ihrer Schaffung beteiligten 
Betriebe, soweit sie in die Untersuchung einbezogen waren, richteten sich 
nicht auf die Deckung eines konkreten Qualifikationsbedarfs und die Be-
setzung bestimmter Arbeitsplätze. Vielmehr dominierten allgemeinere In-
teressen der unterschiedlichsten Ar t : 
Zunächst sind, insbesondere für Großbet r iebe , Fragen des „ Images" als 
Betrieb mit fortschrittlicher Ausbildungs- und Personalpolitik von nicht zu 
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unterschätzender Bedeutung. Sie spielen insbesondere dann eine Rolle , 
wenn ein neuer Bildungsgang von einem regionalen Netzwerk von Groß-
betrieben, Arbei tgeberverbänden und öffentlichen Instanzen (Ministerien, 
renommierten schulischen Einrichtungen o .ä.) geschaffen wird. 
Dazu kommen personalpolitische Interessen und Personalentwicklungsin-
teressen. Die Unternehmen wollen höherqualifiziertes Personal gewinnen 
und an sich binden im Sinne einer vorausschauenden Potentialsicherung, 
zunächst unabhängig von konkretem Bedarf. Dieses Interesse wird u.a. 
stimuliert durch „das Angebot", d.h. durch die große Zahl von Abiturien-
ten, die sich um betriebliche Ausbildungsplätze der verschiedensten Ar t 
bewerben. Dazu kommt zum Teil auch die Einschätzung, bei den Abi tur i -
enten von heute handele es sich um die Realschüler von gestern; eine E i n -
schätzung, die auf der in den Betrieben weitverbreiteten Annahme einer 
völlig statischen Begabungspyramide beruht, in der sich nur die Zugänge 
zu Bildungsniveaus verändern. 
Allerdings ist die Orientierung von Personalabteilungen auf Abiturienten nicht 
frei von Widersprüchen: Zum einen sind diese Arbeitskräfte, denen die Alterna-
tive Hochschule offen steht, ja potentiell sehr mobil. Diesen Widerspruch versu-
chen die Betriebe durch bestimmte Konstruktionsmerkmale der neuen Bildungs-
gänge zu beherrschen: durch das Fehlen eines öffentlich anerkannten Diploms 
bzw. dessen eingeschränkte Arbeitsmarktgängigkeit, durch die Ausrichtung des 
Bildungsgangs auf besonders schwache Abiturienten oder durch das Angebot be-
sonders positiver Berufsperspektiven. Diese Lösungsansätze tragen, wie insbe-
sondere bei den Sonderausbildungen für Abiturienten gezeigt, nur begrenzt. 
Zum anderen gibt es einen Widerspruch auch in bezug auf das Diplom: Zwar 
sprechen Interessen an Bindung und Amortisierung von teilweise hohen Ausbil-
dungsinvestitionen gegen (vollwertige) Diplome. Doch haben Betriebe auch bei 
Bildungsgängen für Abiturienten, analog wie bei Fortbildungen, unter bestimm-
ten Rahmenbedingungen durchaus selbst ein Interesse an Diplomen, da diese die 
moralische und politische Verpflichtung zur Übernahme der Absolventen redu-
zieren. Dies ist für Betriebe in einer Zeit, in der der Zeitraum von vier Jahren 
zwischen Rekrutierung und Ausbildungsabschluß planerisch zunehmend schwie-
riger zu beherrschen ist, die Beteiligung an neuen Bildungsgängen aber nicht völ-
lig eingestellt werden soll, durchaus von Interesse. 
Z u dem Interesse der Betriebe an der Gewinnung und Bindung von quali-
fiziertem Personal kommt in einzelnen Fällen auch das Z ie l , mit Hilfe der 
neuen Wege Entwicklungsmöglichkeiten für besonders qualifizierte A b -
solventen des Dualen Systems mit Abi tur - also eine Ar t neuen Zweiten 
Bildungswegs - zu schaffen. Dieses Interesse ist insbesondere dadurch be-
dingt, daß die klassischen Wege zu Meister- oder Technikerpositionen, 
die dieser Klientel ja als Alternative offenstehen würden, aufgrund der in 
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vielen Betrieben vorhandenen großen Meister- oder Technikerüberhänge 
blockiert sind. 
E i n weiteres Interesse der Betriebe richtet sich auf eine frühe Sozialisie-
rung und Eingliederung von schulisch hochqualifizierten jungen Arbeit-
nehmern in den Betrieb und seine technischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Gegebenheiten. V o n besonderer Bedeutung ist dabei die Begrenzung 
von Einarbeitungsaufwand; die hohen Kosten und die begrenzte Effizienz 
von Traineeprogrammen für klassische Hochschulabsolventen sind eine 
wesentliche Begründung für die Schaffung der neuen Wege. A u ß e r d e m er-
laubt der betriebliche Teil der neuen Bildungsgänge eine Beobachtung 
künftiger Arbeitskräfte auch über die übliche Kündigungszeit hinaus; 
drei- bzw. vierjährige Ausbildungszeiten ermöglichen im positiven Fall ein 
„Sich-Finden" von Abteilungen und Nachwuchskräften, im negativen Fall 
die problemlose Entlassung der letzteren. 
V o r allem aber ist das Interesse an Hochqualifizierten mit Praxisnähe an-
zusprechen, das in den Argumentationen so gut wie aller in der Untersu-
chung befragten Betriebsvertreter und vieler Betr iebsräte eine besondere 
Rolle spielt. Hinter diesem Schlagwort verbirgt sich ein ganzes Bündel 
von Interessen: 
In ganz allgemeiner Weise geht es dabei um das Interesse an einer Synthe-
se von theoretischen Kenntnissen und (vor allem) Denkweisen mit Kennt-
nissen und (wiederum) vor allem Denkweisen, die auf die konkreten Bedin-
gungen des jeweiligen Betriebs (bzw. sogar der jeweiligen Abteilung) be-
zogen sind. Dazu gehört ganz zentral die Fähigkeit , die in einer Bildungs-
einrichtung erworbenen theoretischen Kenntnisse im Betrieb in einer sei-
nen jeweiligen Bedingungen entsprechenden Weise umsetzen zu können 
und zu wollen. Dies impliziert u.a. die Nutzung allgemeiner Abstraktions-
fähigkeit, fachtheoretischer Kenntnisse und/oder guter EDV-Kenntnisse 
für die Bewältigung spezifischer betrieblicher (Abteilungs-)Probleme; dar-
auf richten sich denn auch häufig Projekt- und Diplomarbeiten insbeson-
dere der Studierenden von Berufsakademien und Dualen Fachhochschulen: 
Die Betriebe wollen sehen, wie (gut) die Studierenden theoretische Kennt-
nisse für praktische betriebliche Probleme fruchtbar machen können . 
Z u „Praxisnähe" gehört ferner die Fähigkeit und die Gewohnheit, sich im 
Betrieb Informationen über konkrete Gegebenheiten „selbst zu holen", 
d.h. Eigeninitiative zu entwickeln. Noch wichtiger erscheint die Anforde-
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rung, gerade im Bereich der Ingenieure, man brauche kos tenbewußte A r -
beitskräfte, die potentielle Aufwände bei Beginn von Entwicklungsarbei-
ten abschätzen können und in ihren Planungen von vornherein unreali-
stisch aufwendige Konzepte vermeiden; eine Kompetenz, die den Inge-
nieuren von den (Fach-)Hochschulen weitgehend fehle, da sie auf perfek-
te technische Lösungen hin ausgebildet würden. Ferner brauche man A r -
beitskräfte mit breit vernetztem Denken, die die technischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Bedingungen und Erfordernisse der verschiedenen Be-
triebsbereiche gleichermaßen und von vornherein bedenken; Engstirnig-
keit und „Fachidio tentum" (Spezialistentum) der klassischen Hochschul-
absolventen führten zu problematischen Reibungsverlusten, ja zu Fehl-
entwicklungen und zur Notwendigkeit aufwendiger Korrekturen. 
V o r allem brauche man gerade auch auf höheren Qualifikationsniveaus 
Arbeitskräfte , die das soziale Gefüge des Betriebs, seine Hierarchien und 
unterschiedlichen Arbei tskräf tegruppen mit ihren jeweiligen Stärken und 
Schwächen kennen, die sich in bezug auf Hierarchien und Gruppen ange-
messen verhalten und teamfähig sind. A n diesen Kompetenzen fehle es 
den klassischen Hochschulabsolventen in besonderem Maße , sie seien oft 
„dünkelhaft" , ihre Sozialkompetenz lasse zu wünschen übrig. In diesem 
Zusammenhang wird, insbesondere im Vergleich mit einer Anfang der 
90er Jahre durchgeführten Untersuchung (Drexel 1993), Mitte der 90er 
Jahre zunehmend Teamfähigkeit als notwendige Kompetenz betont und 
als Qualifizierungsziel von Bildungsgängen für Abiturienten angestrebt. 
Dabei geht es um Teamfähigkeit nicht nur im Verhältnis zur eigenen, son-
dern auch zu anderen Qualifikationsgruppen; auch in dieser Dimension 
werden die Absolventen klassischer Hochschulen zum Teil nachhaltig kri-
tisiert als „Einzelkämpfer", die mit anderen Gruppen nicht zusammenar-
beiten könnten oder wollten. 
Betrachtet man diese Aussagen zum Interesse an „Praxisnähe" im Z u -
sammenhang und bedenkt zudem, daß die oft sehr drastische Kri t ik an 
(Fach-)Hochschulabsolventen in der Regel von Gesprächspar tnern for-
muliert wurde, die selbst eine Hochschulausbildung durchlaufen hatten 
(allerdings generationsbedingt oft auf der Basis einer vorherigen Lehre), 
dann wird deutlich: Es kann sich bei diesen Argumenten nicht nur um 
Ideologie handeln. Offensichtlich gibt es tatsächlich Probleme beim E i n -
satz von klassischen (Fach-)Hochschulabsolventen und Veränderungen in 
den Anforderungen an sowohl fachliche als auch soziale Kompetenzen, 
an Orientierungen, Denk- und Verhaltensweisen von Ingenieuren. 
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Sind diese Probleme klassischer Fachhochschulabsolventen tatsächlich 
(nur) auf die zunehmende Annähe rung von Curricula und Lehrstilen der 
Fachhochschulen an die der Universi täten zurückzuführen, wie Betriebs-
vertreter oft vermuten? 
Die objektiven Hintergründe der angesprochenen Probleme sind - eben-
so wie die Hintergründe der trotz Aufstiegs- und Finanzierungsrestriktio-
nen wachsenden Fortbildungsinteressen der Absolventen des Dualen Sy-
stems und die Ursachen der Interessen von Abiturienten an betrieblichen 
Erfahrungen und Kontakten - im folgenden zu klären. 
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III. Generelle Hintergründe der Interessen an neuen 
Bildungsgängen - Tendenzen der Substitution und 
der Erosion des Facharbeiteraufstiegs 
Die drei besonders auffallenden Beobachtungen dieser Untersuchung -
das betriebliche Interesse an „Praxisnähe" bei jungen Ingenieuren, das In-
teresse von Abiturienten an Erfahrungen und Kontakten in Betrieben und 
Abteilungen sowie die trotz Aufstiegs- und Finanzierungsrestriktionen 
massiven Fortbildungsinteressen der Absolventen des Dualen Systems -
hängen, so die zentrale These dieser Analyse, eng zusammen. Sie sind im 
wesentlichen bedingt durch neue Rekrutierungspolitiken von Betrieben, 
die die Beziehungen zwischen Bildungssystem und Beschäftigungssystem 
verändern . Hinter den genannten Interessen verbergen sich - mit anderen 
Worten - generellere objektive Entwicklungen, die eine weit über die 
analysierten neuen Bildungswege hinausreichende Bedeutung haben. 
1. Objektiver Hintergrund der betrieblichen Interessen an 
„Praxisnähe" - Akademisierungs- und Substitutionsprozesse 
(1) Vieles spricht dafür, daß die skizzierten Probleme der „Praxisferne" 
klassisch ausgebildeter (Fach-)Hochschulingenieure primär bedingt sind 
durch Veränderungen in den Anforderungen an Ingenieure, die ihrerseits 
verursacht sind durch eine gleitende Verlagerung ihrer Einsatzbereiche 
nach unten, in den Bereich früherer Technikerpositionen. Hochschulab-
solventen übernehmen ja heute zunehmend Aufgaben, die früher von A r -
beitskräften mit dualer Ausbildung, langjähriger Berufserfahrung und 
häufig Technikerfortbildung ausgeführt wurden. Insbesondere jüngere 
Fachhochschulabsolventen stehen deshalb heute oft vor Arbeitsaufgaben, 
die größere Praxisanteile beinhalten als der durchschnittliche „Akademi-
ker-Arbeitsplatz früher und deshalb mehr Kenntnis konkreter betriebli-
cher Bedingungen („Praxiserfahrung") voraussetzen. 
Daneben dürften für die betrieblichen Forderungen nach praxisnah qualifizierten 
Ingenieuren auch Veränderungen in ihren wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
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- insbesondere die wachsende Bedeutung kostensparender Arbeitsweisen - eine 
Rolle spielen. Doch konzentrieren sich die folgenden Ausführungen auf die ange-
sprochene Verlagerung des Aufgabenfelds von Ingenieuren; nicht zuletzt, da die-
ser Prozeß mit den beiden anderen zu erklärenden Akteursinteressen eng zusam-
menhängt. 
Die allmähliche Ausweitung des Einsatzbereichs von Ingenieuren in die 
früheren Einsatzbereiche von Technikern hinein und die damit verbunde-
ne „Akademis ie rung" der Technischen Büros zu rekonstruieren ist heute 
sehr schwierig, da wesentliche Veränderungen schon ab Anfang bis Mitte 
der 80er Jahre anliefen. 1 D a es kaum empirische Untersuchungen zu die-
sem Prozeß gibt, seien - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - die in meh-
reren Betrieben festgestellten Haupttendenzen dieses Veränderungspro-
zesses im Einsatzbereich des Technikers nachgezeichnet, da sie vielleicht 
Allgemeineres zeigen können: 
Die untersuchten Betriebe haben seit den 80er Jahren angesichts der E i n -
führung neuer Technologien und der in diesem Zusammenhang erwarte-
ten Umstellungs- und Qualifikationserfordernisse den Ante i l an Akade-
mikern, insbesondere an Ingenieuren, teils allmählich, teils rasch deutlich 
erhöht . Dieser Prozeß war kein einmaliger A k t . E r veränder te betriebli-
che Strukturen, Interessenlagen und Entscheidungskalküle in einer Weise, 
die eine wachsende Akademisierung im Selbstlauf auslöste: Der steigende 
„Einkauf von Ingenieurpotential" führte zunächst in den Bereichen mit 
besonders anspruchsvollen Technikertät igkei ten zur Substitution älterer 
Techniker bei deren Ausscheiden. Der Einsatz von (Fach-)Hochschulin-
genieuren - im übrigen auch von BA-Ingenieuren - verbreitete sich dann 
zunehmend, teils im Zusammenhang mit einer Restrukturierung und A n -
reicherung der entsprechenden Arbeitsplätze, teils aber auch ohne diese. 
E i n in einigen exemplarisch untersuchten Abteilungen vorgenommener 
Vergleich zwischen den Personalstrukturen von Mitte der 80er Jahre und 
denen von Mitte der 90er Jahre zeigte eine massive Zunahme (bis hin zu 
einer Verdoppelung) des Anteils der T U - und FH-Ingenieure zu Lasten 
1 Die Prozesse einer zunehmenden Rekrutierung von Hochschulabsolventen 
und ihre Ursachen erfordern eigentlich eine eigenständige Untersuchung, da 
es sich hierbei um ein gleichermaßen betriebspolitisch brisantes wie auch kom-
plexes Thema handelt. 
Eine repräsentative Erhebung zur Bedeutung von Substitutionsprozessen wird 
derzeit am IAB durchgeführt, erste Ergebnisse liegen vor (Plicht 1999). Die 
Resultate einer laufenden bescheidenen (international vergleichenden) quali-
tativen Untersuchung des ISF zur Substitution von Meistern durch Ingenieure 
können hier noch nicht einbezogen werden. 
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des Anteils von Technikern und/oder Facharbeitern. Diese Verschiebun-
gen waren in den untersuchten Fällen nicht Produkt einer völlig neuen 
Aufgabenstruktur, sondern einer stetigen Rekrutierungspolitik, deren Er -
gebnisse sich über die Jahre hinweg addierten. 
Damit wurden zunächst verdeckte, dann aber zunehmend dynamischere 
Prozesse einer Substitution von oben nach unten eingeleitet: Junge Inge-
nieure vom Arbeitsmarkt akzeptierten zunehmend einfachere Positionen, 
ältere Ingenieure versuchten - insbesondere bei drohenden Personalein-
schränkungen - , Funktionen unterhalb ihres bisherigen Aufgabengebiets 
an sich zu ziehen, um ihre Positionen auszulasten und abzusichern, und ga-
ben damit den Druck an die Gruppe unter ihnen weiter. 2 Dieser gleitende 
Verdrängungsprozeß hat zu einer relativen Abwertung aller und zu einer 
Reduktion des Anteils der mittleren und unteren Qualifikationsgruppen 
geführt. Dabei ist wichtig, festzuhalten, daß in den wirtschaftlich prospe-
rierenden Jahren der Einsatz von Ingenieuren auf Technikerpositionen 
teilweise mit Höherstufungen dieser Arbeitsplätze verbunden war - zum 
Teil auch dann, wenn auf die neuen Rekrutierungspolitiken keine Anre i -
cherung dieser Arbeitsplätze folgte; damit wurden die hier stattfindenden 
Substitionsprozesse durchsetzbar und blieben in der Formel „höhere 
Qualifikationsanforderungen" verdeckt. 
Heute werden in diesen Betrieben die Folgen dieser Entwicklung zumin-
dest in Teilaspekten zunehmend gesehen und kritisiert. Kritisiert werden 
vor allem die Fachhochschulingenieure wegen ihrer „Praxisferne", wegen 
fehlenden angemessenen Sozialverhaltens und fehlender Einschätzungs-
fähigkeit in bezug auf die technischen und/oder wirtschaftlichen Folgen 
ihrer Arbeit . Diese Folgeprobleme führen heute dazu, daß von den Perso-
nalabteilungen mancher dieser Betriebe die wachsende Rekrutierung von 
Akademikern zunehmend problematisiert wird, ohne daß dies allerdings 
konkrete Folgen hät te . 
(2) Dies dürfte kein Zufall sein, ebensowenig wie die Zunahme der Re-
krutierung von Akademikern in den beiden Jahrzehnten vorher; dies las-
sen die in zwei dieser Betriebe exemplarisch genauer ausgeloteten Ursa-
chen und Verstärkungsmechanismen der Akademisierungsprozesse vermu-
ten. Sie seien trotz der quantitativ schmalen Basis kurz skizziert, da sie zu-
mindest teilweise breitere quantitative Bedeutung haben dürften: 
2 Dieser Prozeß reproduzierte sich auf der Ebene der Techniker, soweit sie da-
zu in der Lage waren, in Form eines Drucks auf Technische Zeichner und an-
dere qualifizierte technische Angestellte sowie Spitzenfacharbeiter. 
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Der Prozeß der Auffüllung der untersuchten Abteilungen mit Akademi-
kern wurde in den untersuchten Betrieben durch vielfältige Interessen ge-
stützt und vorangetrieben: A l s erste Ursache für eine steigende Rekrutie-
rung von Akademikern wird üblicherweise der Bedarf an höheren fachli-
chen Qualifikationen und/oder an Sozialkompetenzen (Auftreten gegen-
über Kunden etc.) thematisiert. Diese Argumente hielten aber mehrfach 
einer genaueren Nachfrage nicht stand, ja sie wurden von den Gesprächs-
partnern selbst oft von vornherein relativiert dahingehend, qualifizierte 
und weitergebildete Absolventen des Dualen Systems könnten im Prinzip 
viele der jetzt mit Akademikern besetzten Positionen auch ausfüllen. 
Die Nachfrage nach den eigentlichen Gründen erbrachte mit einiger Re-
gelmäßigkeit den Hinweis auf den sog. „Dünke l der Abteilungsleiter", die 
an einer Unterstellung möglichst vieler Akademiker interessiert sind, und 
auf den „Korpsgeist" der Akademiker, die bei Rekrutierungsentscheidun-
gen generell Akademiker präferieren. Hinter diesen psychologisierenden 
Erk lärungen ließen sich harte Interessen feststellen: Z u m einen hängt die 
Entlohnung der Abteilungsleiter zum Teil auch von der Zahl der Unter-
gebenen mit Hochschulabschluß ab. Z u m anderen hatten manche von ih-
nen enge Kooperationsbeziehungen mit Technischen Hochschulen, Fach-
hochschulen bzw. Berufsakademien der Region, wo sie zum Teil als H o -
norarprofessoren selbst lehren, und sind diesen gegenüber mehr oder 
minder formalisierte Verpflichtungen zur Ü b e r n a h m e bestimmter K o n -
tingente junger Hochschulabsolventen pro Jahr eingegangen. 
Abe r auch Akademiker ohne Führungsposi t ionen haben ein gewisses In-
teresse an einer formalen Aufwertung ihrer Abteilung durch einen mög-
lichst hohen Antei l von Hochschulabsolventen, möglicherweise auch Pro-
bleme im Umgang mit und in der Durchsetzung gegen eine quantitative 
Überzahl von Technikern mit ihren anderen Umgangsformen und ihren 
spezifischen Erfahrungsvorsprüngen - beides handfeste Interessen hinter 
dem sog. „Korpsgeist" der Akademiker. 
Z u diesen Ursachen kam im letzten Jahrzehnt die zunehmende „Verfüh-
rung durch das Arbeitsmarktangebot" junger Ingenieure bei sinkenden 
Lohndifferentialen und wachsenden Chancen, junge Akademiker nach 
Abteilungsinteressen zu sozialisieren und einzusetzen. V o r allem setzt 
sich unter solchen Bedingungen das Interesse der Abteilungen durch, im 
Zweifelsfall den „Besseren" - und das heißt gerade für akademisch quali-
fizierte Abteilungsleiter: den Ingenieur mit einem möglichst hochrangigen 
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akademischen Grad - zu rekrutieren, um für potentielle künftige Anfor-
derungen gerüstet zu sein; dies auch dann, wenn die rekrutierten Inge-
nieurqualifikationen dann oft nur punktuell tatsächlich genutzt werden. 
Ein Faktor, der solche Substitutionsprozesse und ihre Begründung wesent-
lich erleichtert, ist die Über lappung der Entlohnungsbereiche von Techni-
kern und Fachhochschulingenieuren. Wo darüber hinaus der außertarifli-
che Bereich eine größere Rolle spielt, d.h. insbesondere da, wo junge U n i -
versitäts- und TU-Absolventen sofort im außertariflichen Bereich ein-
gruppiert werden, können Abteilungsleiter durch Rekrutierung von mög-
lichst vielen Arbeitskräften dieses Typs ihren personalpolitischen Gestal-
tungsspielraum nachdrücklich verbessern: Die Entlohnungskarrieren die-
ser „Vol lakademiker" haben sie aufgrund der größeren Intransparenz des 
AT-Bereichs „besser im Griff" als die von Tarifangestellten. 
Insgesamt werden die Prozesse der Akademisierung also offenbar wesent-
lich mitvorangetrieben durch die Interessen von Abteilungen und Abte i -
lungsleitern; ihnen gegenüber ist das zentrale Personalmanagement offen-
bar zum Teil nicht sehr durchsetzungsmächtig, da sie - und ihre Vorgesetz-
ten in der Technischen Direktion - sich auf ihre Verantwortung für Produk-
tion, Produktivi tät , Innovation und Sicherheit berufen können . Verweise 
auf gestiegene Verantwortung und gestiegene Qualifikationsanforderun-
gen sind in solchen Konstellationen kaum zurückzuweisen, Kurskorrek-
turen an eingelaufenen Akademisierungsprozessen kaum durchzusetzen. 
(3) Welche quantitative Bedeutung haben solche wie die hier exemplarisch 
nachgezeichneten Prozesse einer Verlagerung des Einsatzfeldes von Inge-
nieuren, die von ihnen zunehmend „Praxisnähe" fordert? Was sagen die 
verfügbaren Daten? 
Generell sind Substi tutionsvorgänge methodisch schwierig zu erfassen: 
Die für die Identifikation solcher Prozesse notwendige Frage nach der frü-
heren Besetzung eines Arbeitsplatzes ist kaum zu beantworten, wenn die-
ser aus Teilen mehrerer, früher unterschiedlich besetzter Arbei tsplätze 
zusammengesetzt wurde oder wenn er, wie häufig der Fal l , eine neue, 
„ m o d e r n e " Bezeichnung trägt. Aufgrund beider Sachverhalte dürfte ein 
Teil der insgesamt in den Betrieben erfolgenden Substi tut ionsvorgänge 
bei quantitativen Erhebungen unsichtbar bleiben. 
Ungeachtet dieser methodischen Probleme lassen sich einer 1996 in West-
und Ostdeutschland durchgeführten repräsentat iven Befragung von knapp 
3.200 Betrieben (Berger 1997) deutliche Hinweise für Substitutionsvor-
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gänge entnehmen: Nur 33 % der befragten Betriebe beschäftigten Hoch-
schulabsolventen ausschließlich auf deren traditionellen Einsatzgebieten. 
Die übrigen haben ihre Besetzungspolitiken veränder t und begründen dies 
u.a. mit günstigen Angebotsverhäl tnissen auf dem Arbeitsmarkt. Die neu-
en Rekrutierungspolitiken sind nicht voll durch gestiegene Qualifikations-
anforderungen bedingt; dies zeigen die Aussagen von 28 % der westdeut-
schen und 20 % der ostdeutschen Betriebe, zumindest die Hälfte dieser 
Positionen könne eigentlich auch mit betrieblich qualifizierten Fachkräf-
ten besetzt werden. In 7 % der westdeutschen und 6 % der ostdeutschen 
Betriebe gilt dies sogar für alle Positionen, die heute mit Hochschulabsol-
venten besetzt sind (ebd., S. 185 f.). 
Ähnl iche Tendenzen der Substitution zeigt eine repräsentat ive Befragung 
von 3.100 Betrieben der alten Bundes länder (Plicht 1999), die nach Be-
triebsgrößenklassen differenziert. 1997/1998 waren Ingenieure auf Positio-
nen der untersten Leitungsebene der Produktion eingesetzt: in weniger 
als jedem zehnten Betrieb mit unter 100 Beschäftigten, in etwa jedem 
sechsten Betrieb in der Größenklasse zwischen 100 und 200 Beschäftigten 
sowie in jedem vierten größeren Betrieb. Allerdings ist dies in der Regel 
nur ein kleiner Tei l aller entsprechenden Positionen; so haben 23 % aller 
Großbe t r iebe mit mehr als 1.000 Beschäftigten Ingenieure auf unteren 
Führungsposi t ionen eingesetzt, jedoch - bei einer durchschnittlichen Ge-
samtzahl von 44 Positionen dieses Typs - je Betrieb nur etwa sechs. Ähn-
lich wie bei den unteren Führungsposi t ionen der Produktion verhält es 
sich bei den traditionellen Technikerpositionen in den vor-, neben- und 
nachgelagerten Bereichen der Produktion wie Arbeitsvorbereitung, Ent-
wicklung, Konstruktion, Instandhaltung, Quali tätssicherung, Kundendienst 
etc. (Plicht 1999, S. 8 f.). Die Substitution scheint vor allem im Techniker-
bereich in den letzten Jahren noch einmal zugenommen zu haben (Zu-
nahme zwischen 1994 und 1997 um 14 %) (ebd., S. 10). 
Diese Hinweise auf zunehmende Substitutionsprozesse werden indirekt 
bestätigt durch eine repräsentat ive Befragung von Absolventen eines In-
genieurstudiums an Fachhochschulen und Universi täten des Abschluß-
jahrgangs 1993. Sie zeigt, daß sich die Berufse inmündung der Absolven-
ten eines Ingenieurstudiums gegenüber früheren Jahrgängen deutlich ver-
schlechtert hat und nur noch 68 % der nach Ausbildungsende voll er-
werbstät igen Fachhochschulingenieure Einstiegspositionen einnahmen, 
die für Ingenieure typisch sind, während der Ante i l von Ingenieuren in un-
terwertigen Positionen deutlich angestiegen ist (Minks 1996, S. 68 f.). 
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Zusammenfassend ist festzuhalten, daß diese Daten zwar wegen der ange-
sprochenen teilweisen Intransparenz dieser Prozesse keine wirklich voll-
ständigen Aussagen über den erreichten Stand der Substitution mittlerer 
Qualifikationen durch Hochschulabsolventen erlauben, daß sie aber viel-
fältige Informationen darüber liefern, daß solche Prozesse in den letzten 
zehn Jahren in großem Umfang in Gang gekommen sind. Diese Ursache 
für den zunehmenden Bedarf von Betrieben an Ingenieuren mit „Praxis-
n ä h e " hat also nicht nur in den wenigen im Rahmen der vorliegenden Er-
hebung untersuchten Betrieben Bedeutung, sondern weit darüber hinaus. 
Dieser Sachverhalt erklärt nicht nur den Erfolg einschlägiger Bildungs-
gänge, sondern auch die breite Diskussion der letzten Jahre zur Notwen-
digkeit einer praxisnäheren Hochschulausbildung: Es sind offenbar viele 
und zunehmend mehr Betriebe, die im Gefolge eines erweiterten Einsat-
zes von Hochschulabsolventen mit fachlichen und Verhaltensproblemen 
konfrontiert werden. Diese Probleme haben im Begriff der „Praxisferne" 
einen ebenso unpräzisen wie suggestiven Ausdruck gefunden, der die U r -
sachen ausklammert bzw. sie den Hochschulen anlastet. 
2. Objektiver Hintergrund der Nachfrage von Abiturienten 
nach Bildungsgängen mit „Praxisbezug" - veränderte Be-
dingungen der Berufseinmündung 
A n sich ist aber der Wunsch von Jugendlichen, die viele Jahre lang auf aka-
demische Berufe und Laufbahnen hin sozialisiert wurden, nach betriebli-
chen Ausbildungen nicht selbstverständlich, ja nicht einmal naheliegend; 
denn diese lösen ja durch ihre Nähe zum Dualen System Assoziationen von 
Berufse inmündung und -verlauf unterhalb des Akademikerniveaus oder 
zumindest unsicherer Berufswege aus. Auch kann die Tatsache, daß B i l -
dungsgänge wie die der Berufsakademien und der Dualen Fachhochschu-
len regelmäßig außerordentl ich hohe Bewerberzahlen aufweisen, nicht 
(nur) daraus erklärt werden, daß es sich hier um Kinder traditionell bi l-
dungsferner Schichten handelt (wie manchmal vermutet); das zeigt die 
eher durchschnittliche soziale Herkunft der Studierenden von Berufsaka-
demien. U n d sie kann auch nicht mit schulischen Leistungsschwächen er-
klärt werden - die Auswahlkriterien der meisten dieser Bildungsgänge 
sind ja sehr scharf. 
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Das Interesse bestimmter Abiturienten an Bildungsgängen, die ein zeitwei-
liges Lernen im Betrieb einsehließen, ist, wie oben angesprochen, sicher 
bis zu einem gewissen Grad Reflex auf die Sozialisationsbedingungen des 
Gymnasiums im Sinne eines Abstoßes („Lernmüdigkei t" , „Theoriemüdig-
keit") wie auch im Sinne einer Gewöhnung (Präferenz für Lernen in klei-
nen Gruppen, Angst vor der Anonymi tä t des Universi tätsbetriebs etc.). 
Dies begründet die Suche nach einem anderen Typ von Lernprozessen, als 
ihn Hochschulen bieten, und die Neugier auf Lernprozesse in Betrieben, 
die um so attraktiver sind, als sie mit einer finanziellen Unters tü tzung Hand 
in Hand gehen. 
Der wichtigste Hintergrund der Nachfrage von Abiturienten nach praxisna-
hen Bildungsgängen ist jedoch ihr Interesse an einem ausbildungsadäqua-
ten Arbeitsplatz und daran, dessen Auswahl trotz bestehender Arbeitslo-
sigkeit auch von Akademikern beeinflussen zu können: Zum einen interpre-
tieren diese Abiturienten die Kri t ik der Betriebe an der Praxisferne klassi-
scher Hochschulabsolventen, ihr Angebot einer Ausbildungsalternative so-
wie ihre teilweise hohen Ausbildungsinvestitionen als Indikatoren für rea-
len Bedarf an „Hochqualifizierten mit Praxisnähe" und damit als eine Qua-
sigarantie für einen Arbeitsplatz. Diese Sichtweise wird verstärkt sowohl 
durch das Echo der betrieblichen Kri t iken und Bedarfsdefinitionen in der 
öffentlichen Diskussion als auch - im Falle der Berufsakademie - durch 
Informationen über lange tatsächlich sehr gute E inmündungsquoten . 
Z u m anderen sehen die Jugendlichen in der durch die Konstruktion die-
ser Bildungsgänge bedingten Möglichkeit, viele betriebliche Abteilungen 
kennenzulernen und Kontakte im Betrieb aufzubauen, eine Chance, trotz 
Akademikerarbeitslosigkeit ihre Berufse inmündung beeinflussen zu kön-
nen. Sie hoffen - z.T. durchaus realistisch - , damit schon während der 
Ausbildung attraktive oder auch zu vermeidende künftige Einsatzberei-
che einschätzen zu lernen, absehbare Vakanzen in Erfahrung zu bringen 
und sich auf Abteilungsebene frühzeitig für solche Positionen zu bewäh-
ren und zu bewerben. 
Das große Interesse gerade auch von besonders leistungsfähigen und -wil-
ligen Abiturienten für Bildungsgänge mit Praxisnähe ist also wohl vor al-
lem eine Reaktion auf die durch die wachsende Zahl von Hochschulabsol-
venten bedingten Arbeitsmarktprobleme auch für Hochqualifizierte; es ist 
ein - an den Signalen der Betriebe orientierter - Versuch, die eigenen 
Arbeitsplatzchancen zu verbessern und sich gewisse Auswahl- und E i n -
flußmöglichkeiten zu sichern. 
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3. Objektiver Hintergrund von nachhaltigen Fortbildungsinter-
essen trotz problematischer Bedingungen - Substitutionspro-
zesse und Funktionswandel von Fortbildung 
(1) Das in den Befragungen von Fortbildungsteilnehmern sichtbar gewor-
dene hartnäckige Interesse an Fortbildung trotz der großen finanziellen 
und zeitlichen Belastungen solcher Aktivi täten und trotz oft sinkender 
Aufstiegschancen hängt auf komplizierte Weise mit den skizzierten Sub-
stitutionsprozessen zusammen, ist jedoch nicht ausschließlich durch sie 
begründet : 
Z u m einen ist dieses Interesse bedingt durch die wachsende Konkurrenz 
von Ingenieuren im Bereich mittlerer Positionen, insbesondere in den 
Technischen Büros größerer Betriebe, wo frühere Ernennungspraktiken 
heute völlig unüblich und mittlere Bildungsabschlüsse zur Mindestvoraus-
setzung für Positionen von Technischen Angestellten geworden sind. Die 
zunehmende Bedeutung von Fortbildung als Instrument in der Konkur-
renz mit Ingenieuren zeigten ja sowohl die Antworten der befragten Fort-
bildungsteilnehmer, insbesondere die der jüngeren Teilnehmer der Fort-
bildung zum Technischen Betriebswirt, als auch die Profilierung dieser 
Fortbildung und die Werbung der Bildungsträger für sie. 
Zum anderen steht hinter dem großen Interesse an Fortbildung aber auch 
die wachsende Konkurrenz innerhalb der Gruppe der Fortbildungsabsol-
venten, die mitbedingt ist sowohl durch ihre zunehmende Zahl als auch 
durch die Abnahme der mittleren Positionen. Es gibt hier also einerseits 
betriebliche Einflußfaktoren - Rationalisierungsprozesse und Substituti-
onspolitiken der Betriebe - und andererseits einen selbstverstärkenden 
Prozeß, den die Fortbildungsteilnehmer selbst mitvorantreiben, ja mitvor-
antreiben müssen: Steigende Konkurrenz von Ingenieuren und Fortbil-
dungsabsolventen um eine annehmende Zahl von mittleren Positionen 
führen nicht nur für letztere zu sinkenden Aufstiegswahrscheinlichkeiten, 
sondern auch zu einer Funkt ionsveränderung von Fortbildung, die die In-
teressen an der Teilnahme an Fortbildung (zumindest für eine gewisse 
Zeit) noch einmal verstärkt: 
Der Fortbildungsabschluß wird zunehmend zur Voraussetzung, einen et-
was besseren, etwas interessanteren Facharbeiter- bzw. Fachangestellten-
arbeitsplatz zu erhalten, oder sogar nur noch dafür - insbesondere bei Ent-
lassungen - , seinen Arbeitsplatz zu behalten. Dieser Funktionswandel von 
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Fortbildungsabschlüssen läßt das Interesse an Fortbildung nur bei einem 
Tei l der potentiellen Teilnehmer schwinden (insbesondere bei jüngeren 
und/oder solchen mit Abi tur , denen die Alternative Fachhochschule of-
fensteht), wohingegen die übrigen weiterhin und nun erst recht Fortbil-
dungen absolvieren müssen, um den Betrieben ihre besondere Leistungs-
bereitschaft und -fähigkeit dokumentieren zu können . 
(2) Diese Tendenzen zeigten sich auch in den untersuchten Betrieben: 
A l l e diese Betriebe hatten (teilweise erhebliche) Meister- und Techniker-
überhänge . Der quantitative Umfang dieser Überhänge differierte zwi-
schen den untersuchten Betrieben. Die Relationen zwischen ausgebilde-
ten Meistern ohne Position und im Betrieb vorhandenen Meisterpositio-
nen lagen, soweit entsprechende Informationen verfügbar waren, zwischen 
1:5 und 1:1. 3 Diese Relation variiert zudem zwischen den Bereichen: Re-
gelmäßig fanden sich besonders große Meis terüberhänge in den an-
spruchsvolleren Einsatzbereichen von Facharbeitern (insbesondere Ent-
wicklung und Konstruktion), wo zwischen 50 % und 100 % der Fachar-
beiter einen mittleren Abschluß hatten, es also schon deutlich „zwei Klas-
sen" von Facharbeitern gibt. Auch Technikerüberhänge gab es fast über-
all, doch waren hier Quanten wie auch Probleme deutlich weniger prä-
sent. Verschiedentlich wurde berichtet, die „Vor rä te" an Fortbildungsab-
solventen hät ten sich in der zweiten Hälfte der 80er und in den 90er Jah-
ren aufgebaut. 
D i e Aufstiegswahrscheinlichkeit für Facharbeiter bzw. Fachangestellte 
mit Meister- oder Technikerbrief wurde in der Mehrheit der untersuchten 
Betriebe als schlecht bis sehr schlecht bezeichnet. Zwar gab es in einzel-
nen dieser Betriebe ein gewisses „Pulsieren" der Nachfrage nach Techni-
kern, d.h. Rekrutierungen aus den Überhängen bei Produktionsauswei-
tung und/oder Einstellungsstop. Doch waren dies eher retardierende M o -
mente als Modifikationen einer im Grund eindeutigen, seit Jahren beob-
achteten zunehmenden Aufstiegsblockierung für die große Mehrheit die-
ser Arbeitskräfte. Maßnahmen einer Auflösung dieser Überhänge gab es 
kaum: Einer der untersuchten Betriebe hat die ehemaligen Vorarbeiter-
positionen zu Schichtmeisterpositionen aufgewertet und damit einen Teil 
3 Da in diesem Zusammenhang auch absolute Zahlen eine Rolle spielen, sei an-
gemerkt, daß die zuletztgenannte Relation in einem Großbetrieb mit etwa 
1.000 Meisterpositionen festgestellt wurde, denen ebenso viele Arbeitskräfte 
mit Meisterbrief, aber ohne Funktion gegenüberstanden. 
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der Überhänge absorbiert. Alternative Aufstiegswege in Spezialistenposi-
tionen wurden so gut wie nirgends geschaffen. 
A u c h wenn in einigen ganz wenigen Betrieben auch Gegentendenzen -
Diskussionen um eine gezielte Reduzierung der Neueinstellungen von In-
genieuren zugunsten eines verstärkten Einsatzes von Technikern - zu 
konstatieren waren, so dominierte doch der Eindruck einer allmählichen 
Abdrängung von Facharbeiteraufstieg. 
(3) Diese Entwicklungen von Fortbildung und Aufstiegswahrscheinlich-
keit sind nicht auf die untersuchten Groß- und Mittelbetriebe beschränkt. 
Sie haben nach den Ergebnissen repräsentat iver Befragungen breitere 
quantitative Relevanz: 
Z u m einen zeigt die Entwicklung der Aufstiegsfortbildung eine insgesamt 
recht eindeutige und aufschlußreiche Tendenz: Die Zahl der Teilnehmer 
an solchen Maßnahmen ist - gerechnet in Prozent der Bevölkerung zwi-
schen 19 und 65 Jahren - zwischen Ende der 70er und Anfang der 90er 
Jahre kontinuierlich und nachhaltig gestiegen. Hatten im Jahr 1979 nur 2 % 
der Bevölkerung des früheren Bundesgebiets im genannten Alter an einer 
Fortbildung teilgenommen, so waren es 1994 4 % der Bevölkerung des 
vereinten Deutschlands ( B M B F 1996/1997, S. 310). 
Die hier sichtbar werdende Tendenz läßt sich besonders gut illustrieren 
anhand der Entwicklung der Meisterausbildung, d.h. der wichtigsten tech-
nischen Fortbildung, die auf Einsatz ihrer Absolventen in Industriebetrie-
ben orientiert ist: Zwischen 1980 und 1990 (dem letzten Jahr, für das Da-
ten zu den erfolgreichen Prüfungstei lnehmern vorliegen, die sich aus-
schließlich auf die alten Bundesländer beziehen und damit einen Ver-
gleich zu früheren Jahren erlauben) hat sich diese Zahl etwa verdreifacht, 
von 3.100 auf 11.200 ( B M B W 1983/1984, S. 204; B M B F 1992/1993, S. 290). 
Nach 1990 stieg die Zahl der Abschlüsse - auf der durch die Wiederverei-
nigung Deutschlands erhöhten Ausgangsbasis von 14.400 in 1991 - zu-
nächst weiter an auf 15.100 in 1992 ( B M B F 1992/1993, S. 90; B M B W 
1993/1994, S. 257). Ähnlich verlief die Entwicklung im Bereich der Tech-
niker: Hatten 1989 ca. 15.200 Techniker ihre Fortbildung erfolgreich ab-
geschlossen, so waren dies 1994 ca. 27.870 (Jansen 1998, S. 56). 
Diese Zahlen indizieren ein kontinuierliches, ja kontinuierlich steigendes 
Interesse an Aufstiegsfortbildung. 
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A b 1994 allerdings ging die Teilnahme an Aufstiegsfortbildung deutlich zu-
rück: Die Gesamtzahl der Fortbildungsprüfungen der Industrie- und Han-
delskammern im industriell-technischen Bereich sank von ca. 25.000 in 
1993 auf ca. 17.300 in 1996 ( D I H T 1995/1996, S. 80; D I H T 1997/1998, S. 
73). Auffallend stark war der Rückgang im Bereich der Industriemeister-
prüfungen, die ja traditionell einen besonders großen Ante i l an den indu-
striell technischen Fortbildungen stellen und unter aufstiegsinteressierten 
Arbeitskräften Signalwert haben: Die Zahl der Industr iemeisterabschlüs-
se sank von etwa 15.100 in 1992 kontinuierlich auf ca. 9.500 in 1997 ( B M F T 
1994/1995, S. 265; D I H T 1997/1998, S. 73). Eine in etwa analoge Entwick-
lung gab es im Bereich der Technikerfortbildung. 
Ursache für diese Rückgänge war primär der völlige Wegfall der beitrags-
finanzierten Förderung von Aufstiegsfortbildung nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz im Jahr 1994 (Sauter 1997, S. 123). Doch ist die Schrumpfung 
der Teilnehmerzahl wohl auch dadurch bedingt, daß bestimmte Interes-
senten angesichts sinkender Chancen, mit einem Fortbi ldungsabschluß tat-
sächlich aufzusteigen, resignieren oder andere Wege versuchen. 
D a ß sich der Zusammenhang zwischen Aufstiegsfortbildung und Auf-
stiegschance aufzulösen beginnt, läßt sich für den Bereich von Meistern 
und Technikern detaillierter zeigen: Anfang der 90er Jahre - dem Zeit-
punkt, als diese Frage in einer repräsentat iven Erhebung zuletzt unter-
sucht wurde - hatten etwa 8 % der westdeutschen Erwerbstä t igen einen 
technischen Fortbildungsabschluß erworben (Bausch, Jansen 1998, S. 21). 
Diese Fortbildungsabsolventen waren insgesamt recht erfolgreich bei der 
Realisierung ihrer Aufstiegsziele: Zwar hatte nur gut jeder dritte Befragte 
mit einem Industr iemeisterabschluß tatsächlich eine Meisterposition inne, 
jedoch waren auch die übrigen mehrheitlich in Positionen von qualifizier-
ten Angestellten oder Beamten, von Leitenden Angestellten oder Beam-
ten oder in die von Selbständigen aufgestiegen; nur 17 % waren als Unge-
lernte, Hilfsarbeiter oder Facharbeiter tätig. E i n ähnlich positives B i ld er-
gab sich für die Techniker, von denen nur 18 % keinen Aufstieg hatten 
realisieren können, und für die Handwerksmeister (13 %) (ebd., S. 28, 
29). Betrachtet man lediglich die in der Industrie Beschäftigten mit den 
interessierenden Abschlüssen, so verbessert sich das B i ld noch einmal 
(ebd., S. 32). Es wird durch die komplementären Daten zum höchsten be-
ruflichen Bildungsabschluß bestätigt: Nur jeweils 1 % der Facharbeiterpo-
sitionen waren mit Arbeitskräften mit Industriemeister- und Techniker-
brief besetzt, nur 2 % mit einem Abschluß als Handwerksmeister. 
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Dieses in bezug auf die Aufstiegsrelevanz von Fortbildung insgesamt posi-
tive B i ld für die Wende von den 80er zu den 90er Jahren wird durch spä-
tere Untersuchungen modifiziert und sukzessive in Frage gestellt: Die be-
reits erwähnte repräsentative Befragung von ost- und westdeutschen Be-
trieben zu ihrer Personalpolitik (Berger 1997) zeigt, daß sich in Betrieben 
mit mehr als 500 Beschäftigten in den vorangegangenen drei Jahren so-
wohl für Facharbeiter als auch für Meister und Techniker die Aussichten, 
in Führungsposi t ionen aufzusteigen, insgesamt verschlechtert haben; bei 
Facharbeitern war dies in 22 % dieser Betriebe der Fall (Verbesserung 
der Aufstiegschancen: 18 %) , bei Meistern und Technikern sogar in 24 % 
der Betriebe (Verbesserung: 16 bzw. 10 %) (ebd., S. 181 ff.). Parallel zur 
Reduktion von Aufstiegspositionen sind nach derselben Untersuchung al-
lerdings für Meister und Techniker neue Positionen ohne Leitungsaufga-
ben, aber mit „erhöhter fachlicher Verantwortung" entstanden - eine In-
formation, die angesichts fehlender Aussagen zur Entlohnung nicht er-
kennen läßt, ob es sich hierbei um Aufstiege in Spezialistenpositionen 
oder um die Nutzung des höheren Qualifikationspotentials für breiter ge-
schnittene Facharbeiterpositionen handelt. 
Dieselbe Tendenz zeigt aus einer etwas anderen Perspektive eine 1996 
durchgeführte Befragung von je 540 Arbeitskräften mit Industriemeister-
bzw. Technikerabschluß ein Jahr nach Fortbildungsprüfung. Sie zeigt, daß 
jeweils knapp zwei Fünftel der Fortbildungsabsolventen ihre berufliche Si-
tuation nicht verbessern konnten und ein großer Tei l von ihnen auch nicht 
glaubte, daß sich das in absehbarer Zeit ändern werde (Jansen 1998, S. 
68). Die Befragten sahen eine deutliche Konkurrenz um Aufstiegspositio-
nen, sowohl von seiten anderer Meister und Techniker als auch (bei den 
Technikern schwergewichtig) von Seiten der Ingenieure (ebd., S. 68, 69). 
Zusammenfassend lassen diese Zahlen erkennen, daß die Faktoren, die 
zur Reduktion der (individuellen) Aufstiegswahrscheinlichkeit beitragen, 
generell zunehmen und daß in bestimmten Bereichen diese Chancen sin-
ken, wenngleich diese Entwicklung in den verschiedenen Sektoren und Be-
triebstypen unterschiedlich ausgeprägt ist: Einer Kontinui tä t von Auf-
stiegsprozessen in kleineren Betrieben stehen vor allem in Großbe t r ieben 
die hier nachgezeichneten krisenhaften Entwicklungen - Substitutionspro-
zesse, Entstehung von Meister- und Technikerüberhängen - gegenüber . 
A u f die dadurch bedingte wachsende Konkurrenz um mittlere Positionen, 
zunehmend auch um die anspruchsvolleren Facharbeiter- und Fachange-
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stelltenpositionen sowie im Grenzfall um Arbei tsplätze schlechthin, rea-
gieren Facharbeiter und Fachangestellte mit Fortbildung bzw. mit „noch 
mehr" Fortbildung und tragen damit noch einmal zur Zunahme von 
Überhängen und Konkurrenz bei. Ja, sie können in dieser Situation gar 
nicht anders reagieren, wollen sie sich anspruchsvollere Arbeitsplätze si-
chern. Dieser „Zwang" ist es, der die trotz Finanzierungs- und Aufstiegs-
restriktionen anhaltend hohe Beteiligung an Fortbildungen erklärt. 
4. Die neuen mittleren Bildungsgänge - Indikatoren ungelöster 
gesellschaftlicher Strukturprobleme... 
V o r dem skizzierten Hintergrund wird die eigentliche gesellschaftliche Be-
deutung der analysierten neuen mittleren Bildungsgänge erkennbar: Sie 
sind (Versuche einer) Anwort auf eine neue Konstellation tiefgreifender 
struktureller Probleme der Gesellschaft, die sich heute zunehmend ver-
schärfen und damit neue Dynamik und neue Quali tät bekommen. Genau-
er: D ie in dem Begriff „Praxisferne" zusammengefaßten Qualifikations-
und Verhaltensdefizite von Hochschulabsolventen für bestimmte Einsatz-
bereiche, die wachsende Nachfrage von Abiturienten nach praxisnahen B i l -
dungsgängen und die skizzierten Tendenzen der Erosion des Facharbei-
teraufstiegs erweisen sich in der Zusammenschau als Konsequenzen der 
seit den 60er und 70er Jahren erfolgten Ausweitung von Bildungsmöglich-
keiten ohne entsprechenden Zuwachs attraktiver Berufspositionen im Be-
schäftigungssystem. Die Folgen des gleichzeitigen Ausbaus von Fortbil-
dung und Hochschulausbildung, der sowohl die Gerechtigkeitsforderun-
gen der Gesellschaft als auch den (teils realen, teils vermeintlichen) höhe-
ren Qualifikationsbedarf der Betriebe befriedigen sollte, zeigen sich heute 
- nach einer vorübergehenden Phase der Absorption der zusätzlichen hö-
heren Qualifikationen durch den Ausbau des Dienstleistungssektors - in 
ihrer vollen Konsequenz: in einem zunehmenden Auseinandertreten von 
Bildungs- und Arbeitsphasen im Lebenslauf mit im Durchschnitt immer 
längeren Bildungsphasen vor Berufsstart und wachsender Distanz zwischen 
Bildungs- und Arbeitserfahrungen; in einer wachsenden Konkurrenz von 
mittleren und Hochschulabschlüssen um eine begrenzte Zahl von an-
spruchsvollen Positionen; in Tendenzen zur teils direkt erkennbaren, teils 
durch Restrukturierungsprozesse überlagerten und verdeckten Substitu-
tion von Fortbildungs- durch Hochschulabsolventen; in einer gleitenden 
Flexibilisierung der Konturen von bisherigen Zuordnungen von Qualifi-
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kationsniveaus zu Einsatzbereichen; in Tendenzen zur Transformation 
von Fortbildungen in beliebige Zusatzqualifizierungen für Facharbeiter 
und Fachangestellte; und letztlich in Tendenzen zur Entwertung sowohl 
von Fortbildungs- als auch von Hochschulabschlüssen. 
Es liegt auf der Hand, daß diese Entwicklungen begünstigt und verstärkt 
werden durch die aktuellen krisenhaften ökonomischen Entwicklungen, 
durch Arbeitslosigkeit (auch) von Akademikern und nicht zuletzt durch 
Deregulierungspolitiken und -ideologien, die auf Individualisierung set-
zen, innerhalb und außerhalb der Betriebe. Es liegt aber auch auf der 
Hand, daß diese Entwicklungen nicht, ja nicht einmal pr imär auf diese 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen zurückzuführen 
sind, sondern primär auf das von den Bildungsreformen der 60er und 70er 
Jahre kaum tangierte Gleichheitsdefizit innerhalb der Arbeitnehmer-
schaft in bezug auf berufliche Positionen und Berufsverlaufsmuster: D ie -
ses Gleichheitsdefizit ist es, das Jugendliche (ihre Eltern) - trotz der im 
Durchschnitt interessanter und „humane r " gewordenen Facharbeiter- und 
Fachangestel l tenarbeitsplätze - zunehmend dazu veranlaßt , für lange 
Schul- und Hochschullaufbahnen zu optieren. U n d dieses Gerechtigkeits-
defizit ist es auch, das jüngere Facharbeiter und Fachangestellte dazu ver-
anlaßt, große und zunehmend risikoreichere Investitionen in ihre Fortbil-
dung zu erbringen, und zwar bezeichnenderweise gerade diejenigen mit 
besonders anspruchsvollen Berufen. 
5. ... und ihre eng begrenzten Lösungspotentiale 
Wieweit können solche wie die hier analysierten neuen mittleren Bildungs-
gänge zu einer Bewältigung der angesprochenen gesellschaftlichen Pro-
bleme beitragen, wieweit haben sie von daher Zukunftsträchtigkeit und 
Relevanz? 
Dies ist bei neuen Fortbildungen nur in begrenztem Umfang, bei neuen 
Bildungsgängen für Abiturienten gar nicht der Fal l : 
(1) Neue Fortbildungsgänge wie die hier analysierten können zwar zum ei-
nen zu einer Verzahnung von Arbeits- und Lernprozessen im Lebenslauf 
und von theoretischem Wissen und Erfahrung beitragen. Z u m anderen 
könnten sie die bestehenden Aufstiegsmöglichkeiten erweitern bzw. die 
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Abnahme der (Aufstiege in) Meisterpositionen kompensieren und nicht 
zuletzt Spezialistenpositionen gegen die Konkurrenz von Hochschulabsol-
venten für Absolventen des Dualen Systems offenhalten bzw. wieder öff-
nen. Sie können also sowohl dem zunehmenden Auseinandertreten von 
Arbeit und theoretischem Lernen als auch der damit verbundenen U n -
gleichheit in den beruflichen Chancen innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
entgegenwirken. Doch müßten sie dafür auch tatsächlich in den Betrieben 
und auf dem Arbeitsmarkt Erfolg haben. V o r allem müßten sie und ähnli-
che Bildungs- und Berufsgänge eine quantitativ so große Bedeutung er-
langen, daß sie die Bildungswahlentscheidungen des Nachwuchses wie 
auch das betriebliche Rekrutierungsverhalten tatsächlich beeinflussen. Die 
Chancen dafür sind schwer zu beurteilen, sie erscheinen angesichts der 
skizzierten Entwicklungen und ihrer Eigendynamik zumindest ambiva-
lent: Aufstiegsrelevante Fortbildung steht derzeit in Deutschland wohl 
„auf der K ippe" (Drexel 1999). 
(2) Die neuen Bildungsgänge für Abiturienten liegen in dieser Perspektive 
mehr „im Trend". Doch haben sie in anderer Hinsicht eng begrenzte Pro-
blemlösungspotentiale; ja, sie sind in bestimmten Aspekten kontraproduk-
tiv. Ihr Anspruch, die erforderlichen neuen Synthesen von theoretischem 
und praktischem betrieblichem Wissen, von fachlichen und sozialen K o m -
petenzen zu vermitteln, ist ja mit einem Fragezeichen zu versehen: nicht 
nur aufgrund der strukturell bedingten und auch von betrieblicher Seite 
vielfach angesprochenen Probleme einer wirklichen Verzahnung der 
Lernprozesse in Bildungseinrichtung und Betrieb, sondern vor allem auf-
grund der Oberflächlichkeit der in drei- bis vierjährigen dualen Studien-
gängen (in den jeweils zehn- bis zwölfwöchigen Betr iebseinsätzen) zu er-
werbenden tatsächlichen Erfahrungen und Kenntnisse. D ie Studenten ge-
winnen zwar einen gewissen Eindruck von der betrieblichen Reali tät , sie 
können (unter guten Bedingungen) Lerngegens tände aus dem jeweils an-
deren Lernort „wiedererkennen" , sie haben Gelegenheit und Anlässe, 
Verbindungen zwischen Theorie und betrieblicher Reali tät selbst herzu-
stellen und den Umgang damit in Projektarbeiten und Diplomarbeit an 
einem bestimmten Punkt selbst zu erproben. A l l dies ist nicht zu unter-
schätzen. Doch handelt es sich dabei, vor allem in sozialer Hinsicht, eher 
um eine äußerliche Habitualisierung, die ihnen für ihren Berufsstart eine 
gewisse Verhaltenssicherheit gibt, als um wirkliches Vertrautwerden mit 
dem Betrieb als sozialer Reali tät . Diese Habitualisierung kann sogar zu 
falschen Sicherheiten führen, nicht nur in Form des (z.B. an Absolventen 
der Berufsakademie) immer wieder kritisierten „Dünkels" , sondern in 
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Form einer Unterschätzung der Komplexität der betrieblichen Reali tät , 
ihrer Strukturen und Prozesse. Für deren Verständnis sind in aller Regel 
langjährige betriebliche Erfahrung, langjähriges „Dazugehören" zu einer 
Abteilung oder einem anderen Kleinkollektiv wohl unabdingbare Voraus-
setzung. 
Duale Bildungsgänge für Berufsanfänger können also, so läßt sich resü-
mieren, das Problem der Distanz von theoretischem Wissen und betrieb-
lich-beruflicher Erfahrung nur in begrenztem Umfang lösen; ja, sie kön-
nen dazu verleiten, es systematisch zu unterschätzen. 
Zur Beseitigung des Gleichheitsdefizits aber tragen die neuen Bildungs-
gänge für Abiturienten gar nichts bei; ja, sie können es verschärfen: Auf-
grund des Zuschnitts der Qualifikation ihrer Absolventen, ihrer - wenn 
auch begrenzten - Betriebserfahrung sind sie aus betrieblicher Sicht ge-
eignete „Kandida ten" für Substitutionsprozesse. Ihr Einsatz auf mittleren 
Positionen läßt weniger technische Probleme und weniger Konflikte er-
warten als der Einsatz junger Hochschulabsolventen. A u ß e r d e m ersetzen 
sie auf Ingenieurpositionen, für die betriebliche Erfahrung wichtig ist, ten-
denziell Ingenieure vom Zweiten Bildungsweg, die vor dem Studium eine 
betriebliche Lehre absolviert und evtl. auch bereits einige Jahre im Be-
trieb gearbeitet haben. Beides reduziert noch einmal die Aufstiegswahr-
scheinlichkeiten für (ehemalige) Facharbeiter und Fachangestellte und 
verschärft damit die Ungleichheit in den beruflichen Chancen innerhalb 
der Arbeitnehmerschaft. 
(3) Für beide Typen von neuen Bildungsgängen gilt, daß sie mehr oder 
minder große Stabilisierungsprobleme entweder bereits jetzt zeigen oder 
erwarten lassen: Sie sind, wie ausführlich dargestellt, durchgängig Produkt 
einer Mehrzahl von Interessen. Dies schafft zwar einerseits die Chance, 
daß sie überhaupt entstehen, macht sie aber andererseits verletzlich, an-
fällig für Veränderungen in den Interessenlagen der beteiligten Akteure, 
die sich auch wechselseitig aufschaukeln können . D ie verschiedenen kon-
kreteren Interessen der beteiligten Akteure sind jeweils konktextbedingt. 
Dies bedeutet, daß Veränderungen in den Rahmenbedingungen zum Be-
deutungsverlust, ja zum Verschwinden eines bestimmten Interesses füh-
ren können . A u ß e r d e m können Betriebe auch andere Wege gehen, um 
ein mit einem neuen Bildungsgang anvisiertes Problem zu bewältigen. Sie 
können also ausweichen auf andere ausbildungs- oder personalpolitische 
Maßnahmen , und sie tun dies in Abhängigkei t von den jeweiligen Rah-
menbedingungen; da diese Rahmenbedingungen oft bestimmt sind durch 
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den Arbeitsmarkt, kommt es leicht zu Reaktionen vieler Betriebe in die 
selbe Richtung - mit sich ggf. verstärkenden Destabilisierungseffekten für 
einen neuen Bildungsgang. 
Eine weitere Quelle für Destabilisierungsprozesse auch nach bereits er-
folgtem Durchbruch sind die inneren Widersprüche in den Interessen der 
Betriebe oder auch der Teilnehmer: Wenn die Interessenlage eines Be-
triebs in seiner Ganzheit nicht sehr eindeutig für einen neuen Bildungs-
gang spricht, wenn er betriebsintern umstritten ist, wenn bestimmte Par-
tialinteressen gegen ihn stehen, vermitteln anfängliche Beteiligung und 
Unters tü tzung durch das Personalmanagement ein trügerisches B i ld . Be-
reits kleinere Veränderungen in den Rahmenbedingungen können zu ei-
ner deutlichen Reduktion von Ausbildungsplätzen oder zum völligen 
Rückzug des Betriebs führen und damit den Bildungsgang - wenn sich 
solche Politiken häufen und/oder es sich um besonders wichtige Betriebe 
mit Signalfunktion handelt - deutlich schwächen. 
A u c h die Interessen von potentiellen Bildungsteilnehmern können die Sta-
bilisierung eines neuen Bildungsgangs in Frage stellen, denn auch sie sind 
kontextbedingt, in sich teilweise widersprüchlich und deshalb insgesamt 
anfällig für Veränderungen. Die Nachfrage nach Fortbildungen ist insbe-
sondere gefährdet durch eine Verschlechterung der öffentlichen Finanzie-
rungsbedingungen, aber auch durch steigende Arbeitsbelastungen in Be-
trieben und nicht zuletzt durch sinkende Aufstiegschancen. Einer dieser 
Faktoren allein dürfte angesichts des ja sehr dringenden Interesses an bes-
seren Arbeits- und Lebensbedingungen die Weiterbildungsaktivitäten von 
Facharbeitern und Fachangestellten nicht zum Erliegen bringen. Doch 
kann das Zusammentreffen aller dieser Faktoren, das das Verhältnis von 
Aufwand und potentiellem Ertrag in ein allzu großes Mißverhältnis gera-
ten läßt, durchaus Tendenzen in dieser Richtung auslösen. 
Ausbi ldungsgänge für Abiturienten sind im Prinzip, wie dargestellt, be-
sonders verletzlich, da den Abiturienten größere Möglichkeiten zur Reak-
tion auf negative Veränderungen zur Verfügung stehen. Wo solche B i l -
dungsgänge nicht bringen, was man sich von ihnen versprochen hat, wan-
dern die Teilnehmer ab und/oder das Bewerberpotential der nachfolgen-
den Jahrgänge wird schwächer. 
D ie Destabilisierung in den Interessen von Betrieben und (potentiellen) 
Teilnehmern eines neuen Bildungsgangs sind nicht voneinander unabhän-
gig, sie können sich gegenseitig verstärken: Wenn sich die Interessen der 
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Betriebe an einem neuen Bildungsgang aus irgendwelchen, zunächst sogar 
zufälligen Gründen und vorübergehend reduzieren und sie dessen Absol-
venten unterwertig einsetzen oder entlassen, verschlechtern sich die Mot i -
vationen der aktuellen Ausbildungsteilnehmer und reduzieren sich Zahl 
und durchschnittliches Potential der Bewerber; dies läßt das Interesse der 
Betriebe an dem Bildungsgang weiter schwinden, sie reduzieren ihre Aus-
bildungsplätze und geben damit weitere negative Signale für potentielle 
Bewerber; und so immer weiter. 
Im Ergebnis all solcher Entwicklungen kriselt der neue Bildungsgang, zu-
nächst in quantitativer, dann sehr leicht aber auch in qualitativer Hinsicht: 
Wenn Fachrichtungen zusammengelegt und/oder bislang abgelehnte, klei-
ne und/oder nur begrenzt ausbildungsfähige Betriebe in die Kooperation 
einbezogen werden müssen, bedeutet dies eine schleichende und oft nicht 
erkennbare Verschlechterung der durchschnittlichen Quali tät des neuen 
Bildungsgangs. 
Denkt man diese verschiedenen Sachverhalte zusammen, dann ist eine 
dauerhafte Durchsetzung, Stabilisierung und nennenswerte Expansion 
der analysierten Typen von neuen Bildungsgängen - etwa in der Ar t , wie 
sich in den 70er und 80er Jahren die Studiengänge der Fachhochschulen 
stabilisiert haben - nicht garantiert, ja nicht einmal wahrscheinlich. D ie in 
ihnen gebündel ten Interessen können sich wieder neu konfigurieren - die 
Dynamik wird unter gegebenen Rahmenbedingungen bleiben, die kon-
kreten Formen können und werden sich ve rändern . 4 
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die analysierten mittleren B i l -
dungsgänge zwar auf die angesprochenen gesellschaftlichen Strukturpro-
bleme reagieren und implizit oder explizit Antworten auf diese Probleme 
versprechen, daß sie aber in qualitativer und quantitativer Hinsicht nur 
ganz begrenzt zu ihrer Bewältigung beitragen können , ja, sie in bestimm-
ten Aspekten sogar verschärfen. Das Defizit an Gleichheit innerhalb der 
Arbeitnehmerschaft und die dadurch bedingte zunehmende Konkurrenz 
zwischen den verschiedenen Arbei tskräf tegruppen werden im wesentli-
chen bleiben, ebenso die Tendenz zum Auseinandertreten von Arbeit und 
Bildung im Berufsverlauf. 
Was bedeutet das für die Zukunft? 
4 Schon zeichnet sich ja mit den Bachelor- und Master-Studiengängen eine sol-
che neue Form der Befriedigung bestimmter der hier angesprochenen Ak-
teursinteressen ab. 
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IV. Perspektiven künftiger Entwicklung - eine gar nicht 
besonders pessimistische Prognose 
1. Die absehbare künftige Entwicklung 
Die Zukunft hat in gewisser Weise bereits begonnen: 
Betriebe haben schon gestern ihre künftigen Rekrutierungspolitiken ge-
plant. 12 % der ostdeutschen und 15 % der westdeutschen Betriebe wol-
len nach der bereits zitierten repräsentat iven Untersuchung (Berger 1997) 
in Zukunft mittlere Positionen bei Vakanz erstmals mit Fachhochschulab-
solventen besetzen; die in den vergangenen Jahren begonnenen Substitu-
tionspolitiken sollen in Zukunft also ausgeweitet werden. Dies lassen auch 
die Aussagen der von Plicht (1999) befragten 3.100 Betriebe vermuten: E i -
nen vers tärkten Einsatz von Ingenieuren auf Meisterpositionen schließen 
für die Zukunft (je nach Betr iebsgrößenklasse) nur zwischen ca. 20 % 
(Großbet r iebe) und 40 % (Kleinbetriebe) der befragten Betriebe aus; da-
gegen halten zwischen gut 10 % und gut 20 % eine solche Politik für si-
cher oder wahrscheinlich. Den Einsatz von Ingenieuren auf Technikerpo-
sitionen sehen sogar zwischen 20 % und 46 % der Betriebe für sicher oder 
wahrscheinlich an (Plicht 1999, S. 11 f.). Ferner planen viele Betriebe, ihre 
Enthierarchisierungspolitiken, die zum Verlust weiterer mittlerer Positio-
nen führen, fortzusetzen (Berger 1997, S. 178). Gleichzeitig wird die Zahl 
der Neubesetzungen mittlerer Positionen aufgrund der im letzten Jahr-
zehnt erfolgten Verjüngung der Inhaber dieser Stellen deutlich abnehmen. 
Diese zeitlich begrenzten Planungen bedeuten natürlich nicht mit Notwen-
digkeit, daß Aufstieg rasch und überall verschwinden wird. Die künftigen 
betrieblichen Politiken der Rekrutierung für die verbleibenden - traditio-
nell oder neu geschnittenen - mittleren Positionen werden ja weiterhin wi-
dersprüchlichen Einflüssen unterliegen: Tradition und die großen Funk-
tionali täten, die auf Fortbildung gestützte Aufstiegspolitiken gerade auch 
für Betriebe haben (Drexel 1999), sprechen dafür, daß sie Aufstiegswege 
- evtl. mit inhaltlichen Modifikationen - in gewissem Umfang aufrechter-
halten werden. Auch wird die Verjüngung der Inhaber mittlerer Positio-
nen eine Substitution durch Hochschulabsolventen erschweren, da eine 
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Ablösung in sozialverträglichen Formen (durch Vorruhestands- und R u -
hestandslösungen) in den nächsten Jahren wenig Bedeutung haben wird; 
damit wird Substitution politisch schwieriger durchsetzbar. A l s minde-
stens ebenso wichtig könnte sich der „Ingenieurschock" der letzten Jahre 
erweisen, der zum Teil ja mitbedingt war durch unterwertigen Einsatz jun-
ger Ingenieure: Wenn es zu der vielfach prognostizierten Verknappung 
junger Ingenieure im Verhältnis zur Nachfrage kommt, werden ihre A n -
sprüche an Arbeitsaufgaben und Entlohnung steigen, und dies wird die 
Betriebe zu einer gewissen Zurückhal tung in bezug auf unterwertigen E in -
satz veranlassen. 
Allerdings spricht auch vieles dafür, daß sich die Politiken der Substitution 
auch mittel- und langfristig ausweiten: die generelle Tendenz zur Externa-
lisierung von Ausbildungskosten, der Abbau langfristiger Personalent-
wicklung zugunsten dezentraler Rekrutierungsentscheidungen der einzel-
nen Cost-Center, und natürlich die beschriebenen Mechanismen eines 
Akademisierungsprozesses „im Selbstlauf". In manchen Fällen kommen 
dazu auch die Interessen des höheren Produktionsmanagements, vom Er-
fahrungswissen der in langen Berufswegen aufgestiegenen Arbeitskräfte-
kategorien und den dadurch begründeten Machtpotentialen unabhängiger 
zu werden. 
Angesichts dieser widersprüchlichen Situation dürften immer mehr Be-
triebe für einen Teil der mittleren Positionen mit Substitutionspolitiken 
experimentieren und auf eine Koexistenz von Fortbildungsabsolventen 
und jungen Hochschulabsolventen sowie auf die Möglichkeit einer Kurs-
korrektur bei problematischen Erfahrungen setzen. Diese Strategie ist je-
doch auf Dauer nicht tragfähig: Der Einsatz einer neuen Arbei tskräf tekate-
gorie in einem bislang homogen besetzten Bereich zieht notwendigerwei-
se eine Anpassung von Arbeitsorganisation, Arbeitsteilung, Entlohnung 
und Karriereperspektiven an die neue Personalpolitik nach sich. Entwe-
der führt der Einsatz von Ingenieuren auf einem Teil der Meister- und 
Technikerpositionen zu einer Stufung dieser Positionen und ihrer Aufga-
ben mit einer relativen Aufwertung der mit Ingenieuren und einer relati-
ven Abwertung der mit Meistern bzw. Technikern besetzten Positionen; 
oder der Ingenieureinsatz löst Mikropoli t iken eines Auffüllens des gesam-
ten Bereichs mit Ingenieuren und seiner Transformation in einen „richti-
gen Ingenieurbereich" aus - Mikropoli t iken, die der fehlenden Attraktivi-
tät mittlerer Positionen für Ingenieure und daraus resultierenden Fluktua-
tionstendenzen entgegenwirken sollen, aber auch durch Interessen des 
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höheren Managements an einer Akademisierung der ihm direkt unter-
stellten Bereiche gestützt werden. 
Denkt man diese verschiedenen Tendenzen zusammen, dann zeichnet 
sich eine - letztlich weder von den Betrieben noch von den Arbeitskräften 
gewollte - problematische zirkuläre Entwicklung ab, in der sich verschie-
dene Teilentwicklungen wechselseitig verstärken, zunehmend vereindeu-
tigen und verfestigen. E i n solcher negativer Z i rke l ist, wenn die genann-
ten Probleme keine Lösung finden, ein durchaus mögliches, wenn nicht 
sogar wahrscheinliches Zukunftsszenario. 
Dieses Szenario sei im folgenden in der gebotenen Kürze skizziert. 
2. Ein möglicher negativer Zirkel 
(1) Wenn die Aufstiegschancen von Fortbildungsabsolventen immer wei-
ter sinken, werden dadurch Fortbildungsabschlüsse objektiv und subjektiv 
entwertet. Dies löst zwei einander ergänzende und vers tärkende Entwick-
lungen aus: Verliert Fortbildung ihre bisherige Funktion, Arbeitskräften, 
die über das Duale System in das Erwerbsleben eintreten, im späteren Be-
rufsverlauf eine Veränderung und Verbesserung ihrer Arbeits- und Le-
bensbedingungen zu ermöglichen, dann werden immer mehr Nachwuchs-
kräfte versuchen, den Weg zur (Fach-)Hochschule zu gehen oder in ande-
re Bereiche (Selbständigkeit, Dienstleistungssektor etc.) abzuwandern. 
V o r allem wird die Elterngeneration, die in den Betrieben diese Erfah-
rung macht, versuchen, ihren Nachwuchs um beinahe jeden Preis durch 
lange vorberufliche Bildungswege - durch die Kombination mehrerer B i l -
dungsgänge, durch Studium plus Zweitstudium und/oder Promotion etc. -
in der Hierarchie der Bildungsabschlüsse möglichst hoch zu plazieren. 
D a ß eine solche Entwicklung die Zukunft des Dualen Systems in quanti-
tativer und qualitativer Perspektive in Frage stellt, liegt auf der Hand und 
wurde von vielen Autoren ausführlich dargestellt (z.B. Tessaring 1993; 
Liesering u.a. 1994). 
Andere Folgen hingegen werden wenig diskutiert: 
Gleichzeitig werden sich nämlich die Selektions-, die Motivierungs- und die 
Qualifizierungsleistungen von Fortbildung verschlechtern. Statt der klassi-
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schen Fortbildungsteilnehmer - Arbeitskräfte mit Realschule und beson-
ders anspruchsvollen Ausbildungen - , die unter solchen Bedingungen ver-
stärkt zur Hochschule gehen dürften, werden zunehmend schwächere A r -
beitskräfte eine Fortbildung absolvieren. A n die Stelle von Selbstbewußt-
sein, Leistungswillen, Ehrgeiz sowie Veränderungs- und Verbesserungsin-
teressen werden nun Angst vor und Absicherung für den Fall von A r -
beitslosigkeit treten. Diese Entwicklungen werden die fachlichen und so-
zialen Kompetenzen der Fortbildungsabsolventen der Zukunft nachhaltig 
verändern. 
Dies wird wiederum die Prozesse der Substitution und der Eliminierung 
von Aufstiegsmöglichkeiten für Fachkräfte verstärken und zunehmend 
auf Dauer stellen: Die Betriebe werden sich unter solchen Bedingungen 
nicht veranlaßt sehen, weiterhin auf mittleren Positionen Fortbildungsab-
solventen einzusetzen; ja, sie werden sich geradezu „gezwungen" sehen, 
für mittlere Positionen Hochschulabsolventen zu rekrutieren und sie in der 
Hierarchie der Arbeitsplätze immer tiefer einzusetzen. Damit werden sie 
den Zi rke l von Substitution und Verschwinden von Aufstiegsmöglichkei-
ten immer noch mehr beschleunigen. 
A b einem bestimmten Punkt dieser Entwicklung werden auch die Betriebe 
die skizzierte zirkuläre Entwicklung nicht mehr anhalten oder gar umkeh-
ren können: Der zunächst von betrieblichen Rationalisierungs- und Re-
krutierungspolitiken ausgelöste Prozeß wird dann gesellschaftliche Quali-
tät, gesellschaftliche Dynamik und gesellschaftliche Folgen bekommen ha-
ben, die nicht mehr durch einzelbetriebliche Politik rückholbar sind. 
(2) Es liegt auf der Hand, daß die verschiedenen Teilprozesse eines sol-
chen negativen Zirkels die oben analysierten gesellschaftlichen Struktur-
probleme, die ihn zu einem guten Teil mitausgelöst haben, noch einmal 
verstärken würden: 
Vermehrter Hochschulbesuch wird das Auseinandertreten von theoreti-
schem Lernen und Arbeit im Lebenslauf im Durchschnitt ebenso weiter 
verstärken wie die durch eine Entwertung von Hochschuldiplomen ausge-
löste Tendenz zum immer längeren Verbleib im Hochschulsystem. U n d 
der Bedeutungsverlust von Fortbildungsabschlüssen im Beschäftigungssy-
stem wird zunächst die Qualität bisheriger Synthesen von theoretischem 
und Praxiswissen im Durchschnitt verschlechtern, längerfristig aber auch 
dazu führen, daß quantitativ immer weniger Fortbildungsabsolventen zur 
Verfügung stehen. 
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Analoges gilt für das Gleichheitsdefizit: Zwar wird es durch unterwertigen 
Einsatz von Hochschulabsolventen tendenziell reduziert. Doch gehen 
durch den Bedeutungsverlust von Aufstieg bisher für Absolventen des 
Dualen Systems bestehende Möglichkeiten zur Korrektur von Ungleich-
heit innerhalb des Berufslebenslauf verloren; die bisher bestehenden 
(wenn auch begrenzten) Durchlässigkeiten zwischen Ausbildungs- und 
Hochschulabsolventen verschwinden. Es kommt zu einer zunehmenden 
Segmentation der Sozialstruktur zwischen Arbeitskräften tendenziell oh-
ne jede Entwicklungsmöglichkeit und solchen, die von vornherein bessere 
berufliche Bedingungen haben und sich zudem weiterentwickeln können , 
sowie zu einer zunehmenden Verfestigung dieser Segmentation. 
Wieweit die hier sehr holzschnittartig skizzierte zirkuläre Entwicklung 
schon fortgeschritten ist, läßt sich schwer bestimmen. Bedenkt man die 
dargestellten Sachverhalte, dann existieren heute die einzelnen Elemente 
und Mechanismen dieses Zirkels alle bereits zumindest ansatzweise, grei-
fen jedoch noch nicht soweit ineinander, daß Gegenstrategien keine Aus-
sichten mehr hätten. Zwar gibt es vielfältige Keime und Tendenzen der 
Erosion des Prinzips Aufstieg, und sie sind auch nicht mehr nur marginal, 
aber sie dominieren noch nicht. Es gibt verschiedene Bedingungen ihrer 
Vers tärkung, die Bedingungen für eine Selbstkorrektur der skizzierten 
zirkulären Entwicklung hingegen sind eher schwach. Sie dürfte deshalb 
bei weiterhin ungesteuerter Entwicklung in den nächsten zehn Jahren zu-
nehmend greifen, sich rasch beschleunigen und dann auch zunehmend ir-
reversibel werden. 
Heute aber erscheinen gezielte, im weitesten Sinne politische Interventio-
nen gegen eine solche Entwicklung noch möglich. Für solche Interventio-
nen wäre eine Kooperation der wichtigsten gesellschaftlichen Akteure not-
wendig. Ans töße dafür müßten angesichts der gegebenen ökonomischen 
und politischen Rahmenbedingungen vor allem von der Arbeitnehmer-
vertretung ausgehen. 
Wie weit gibt es dafür Voraussetzungen? Wie weit nimmt Arbeitnehmer-
vertretung in Betrieb und Gesellschaft die skizzierten Entwicklungen und 
ihre Folgen überhaupt wahr? Wieweit sind ihre konkreten Politiken heute 
auf die beschriebenen Probleme und Entwicklungstendenzen ausgerichtet? 
Dies wird im folgenden zunächst am Beispiel der Betr iebsräte der unter-
suchten Betriebe und ihres Umgangs mit neuen Bildungsgängen und Auf-
stieg beleuchtet, dann anhand der gewerkschaftlichen Bildungspolitik und 
ihrer Handlungsprobleme und -bedingungen in dieser Frage. 
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T e i l D 
Die neuen Differenzierungen 
des Bildungssystems - Herausforderung 
für die Arbeitnehmervertretung 
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I. Unmittelbare Aufgaben und zentrale Herausforde-
rungen - zur Einführung 
(1) Die Entstehung bzw. Einführung solcher wie der hier analysierten 
neuen Bildungsgänge stellt die Arbeitnehmervertretung in Betrieb und 
Gesellschaft in mehrfacher Hinsicht vor neue Aufgaben: 
Z u m einen beinhalten neue Bildungsgänge, wie die Fallanalysen im De-
tail zeigten, neben gewissen Chancen auch Risiken für die direkt betroffe-
nen Gruppen von (zukünftigen) Arbeitskräften. Hier ist die Schutzfunk-
tion der Arbeitnehmervertretung gefordert. Gegenstand dieser Schutz-
funktion sind die Sicherung der Qualität der neuen Bildungsgänge und ei-
nes ausbi ldungsadäquaten Einsatzes ihrer Absolventen sowie deren ange-
messene Eingruppierung in die tarifliche und betriebliche Lohnstruktur. 
Neue Bildungsgänge beinhalten aber auch, wie die Fallstudien ebenfalls 
zeigten, Folgeprobleme für andere Arbei tskräf tegruppen (in den hier ana-
lysierten Fällen insbesondere für die Absolventen der Fortbi ldungsgänge 
des Dualen Systems sowie der Fachhochschule, die von Konkurrenz und 
Verdrängung bedroht sind) - auch dies eine Schutzaufgabe für die Arbeit-
nehmervertretung. Sie beinhaltet zunächst die Exploration möglicher Aus-
wirkungen auf andere Arbei tskräf tegruppen, vor allem aber die Konz i -
pierung und Aushandlung von Regelungen, die negative Folgen verhin-
dern. Wo dies nicht möglich oder sinnvoll erscheint, erfordert der Schutz 
von potentiell indirekt betroffenen Arbeitnehmergruppen die Verhinde-
rung des geplanten neuen Bildungsgangs, also eine personalpolitische 
Strukturentscheidung zugunsten der Sicherung bestehender Arbeitskräf-
tegruppen. 
Das Nebeneinander von Schutzaufgaben für neue und für traditionelle A r -
beitskräftegruppen kann, wenn diese miteinander konkurrieren, für die 
Arbeitnehmervertretung zu einem Vertretungsdilemma führen. Zwar ist 
Konkurrenz zwischen Arbeitnehmern und Arbeitnehmergruppen in 
marktwirtschaftlichen Gesellschaften prinzipiell nicht (voll) aufhebbar; 
doch können Form und Schärfe der Konkurrenz, die große Bedeutung für 
die politische Sicherung und Durchsetzung von Arbeitnehmerinteressen 
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in Betrieb und Gesellschaft haben, ganz unterschiedlich ausgeprägt sein. 
Es liegt auf der Hand, daß die Reduktion von Konkurrenz aus politischen 
Gründen eine wichtige Aufgabe der Arbeitnehmervertretung ist. 
D ie Schaffung neuer Bildungsgänge führt insbesondere dann zu (ver-
schärfter) Konkurrenz, wenn eine traditionelle und die neu entstehende 
Gruppe um Ausbildungskapazi täten und/oder um gleiche Einsatzfelder 
konkurrieren. Diese Konkurrenz ist in bezug auf Ausbildungsplätze noch 
vergleichsweise einfach aufzulösen durch zusätzliche Ausbildungskapazi-
tä ten für den neuen Bildungsgang. Hingegen ist dies in bezug auf Arbeits-
plätze und Einsatzfelder sehr viel schwieriger; doch m u ß auch dieses Pro-
blem gelöst werden, nicht nur im Interesse der Stabilisierung eines neuen 
Bildungsgangs, sondern auch aus anderen Gründen : Neue Bildungsgänge 
erfordern ja die Integration eines neuen Typus von Arbeitskräften bzw. 
einer neuen Arbei tskräf tegruppe in die Belegschaft, in ihre Kooperation 
und ihren Zusammenhalt sowie letztlich in die generelle Solidarität der 
Arbeitnehmerschaft. Hier hat die betriebliche Arbeitnehmervertretung ei-
ne wichtige Integrationsfunktion. Sie wahrzunehmen ist nicht einfach. Die 
Schwierigkeiten einer Integration sind um so größer, je s tärker die neuen 
Bildungsgänge von bislang bestehenden abweichen bzw. je mehr die neu-
en Arbei tskräf tegruppen sich von bestehenden unterscheiden (durch be-
triebliche Politiken ihnen gegenüber differenziert werden). 
(2) Neue Bildungsgänge verursachen aber nicht nur Risiken und Proble-
me für die direkt und indirekt betroffenen Arbeitskräfte in den beteilig-
ten Betrieben. Sie sind, wie gezeigt, auch Indikatoren und Tei l grundle-
gender Veränderungen im Verhäl tnis von Bildungssystem und Beschäfti-
gungssystem insgesamt und der diesen zugrundeliegenden gesellschaftli-
chen Strukturprobleme, die sehr viel mehr Arbeitskräfte tangieren. Diese 
Strukturprobleme sind die eigentliche Herausforderung für die Arbeit-
nehmervertretung. Sie bedeuten - neben Schutz- und Integrationsaufga-
ben - politische Gestaltungsaufgaben: Aufgaben einer systematischen 
Wahrnehmung und Diskussion der neuen Entwicklungen, einer Reflexion 
ihrer Folgen und einer Konzeption und Durchsetzung neuer, gerechterer 
Relationen von Bildungssystem und Beschäftigungssystem. 
M i t dieser zentralen Herausforderung ist die Arbeitnehmervertretung ge-
fordert, genau das tun, was die Initiatoren neuer Bildungsgänge oft unter-
lassen: Sie muß über den Tellerrand der einzelnen Innovation und über 
den Tag hinausschauen, ihre objektiven Hintergründe klären und die Fo l -
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gen solcher neuen Differenzierungen des Bildungssystems für andere B i l -
dungswege und deren Absolventen prüfen. Sie m u ß also unterschiedliche 
neue Bildungswege im Zusammenhang und vor dem Hintergrund gene-
rellerer Entwicklungen in Bildungs- und Beschäftigungssystem sehen und 
bewerten. U n d sie muß , wenn die neuen Ansätze nicht problemangemes-
sen erscheinen, wenn sie mit zukunftsträchtigen Elementen des bestehen-
den Systems nicht kompatibel sind und/oder zu unakzeptablen Folgepro-
blemen zu führen drohen, Alternativen konzipieren: keine völlig utopi-
schen Alternativen, sondern Reformkonzepte, die die legitimen Verände-
rungsbedärfe, die hinter den entstandenen „Innovat ionen" des Bildungs-
systems stehen, in einer den Interessen der Arbeitnehmerschaft insgesamt 
gerecht werdenden Weise aufnehmen. Sie muß - mit anderen Worten -
bessere, umfassendere Lösungen für die Probleme konzipieren, welche 
die punktuell und naturwüchsig entstandenen Innovationen des Bildungs-
systems zu bewältigen suchen, aber eben nicht zukunftsfähig und im Sinne 
der Arbeitnehmerschaft lösen. 
(3) Diese Herausforderungen und die durch sie bestimmten Aufgaben 
treffen betriebliche und gewerkschaftliche Arbeitnehmervertretung in un-
terschiedlicher Weise: 
Schutz- und Integrationsaufgaben treffen in der deutschen Struktur der 
Interessenvertretung schwergewichtig die betriebliche Arbeitnehmerver-
tretung, aber nicht nur sie; ein Tei l dieser Schutzaufgaben braucht (profi-
tiert von) Unters tü tzung durch gewerkschaftliche Berufsbildungspolitik 
und Tarifpolitik. V o r allem haben die Möglichkeiten des Betriebsrats, 
Schutzaufgaben wahrzunehmen, Grenzen, die nur durch eine veränderte 
Struktur des Bildungssystems und seiner Beziehung zum Beschäftigungs-
system überwunden werden können. 
Gestaltungsaufgaben wiederum treffen schwergewichtig die Gewerkschaf-
ten - aber wiederum nicht sie allein: Nicht nur profitieren die Gewerk-
schaften dabei von Anstößen und Einschätzungen von Betr iebsräten in 
bezug auf die Probleme, für die Reformansätze neue Lösungen bringen 
sollen; die betriebliche Arbeitnehmervertretung ist vor allem angespro-
chen bei der Umsetzung solcher Konzepte. 
Insgesamt greifen also die durch die Entstehung neuer Bildungsgänge be-
dingten Herausforderungen an Betriebsrat und Gewerkschaft in vielfälti-
ger Weise ineinander. Ja, vieles spricht dafür, daß in Zukunft diese beiden 
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Ebenen der Interessenvertretung auf dem interessierenden Feld wieder 
enger zusammengeführt und aufeinander bezogen reaktiviert werden 
müssen. 
(4) Die Bewältigung der skizzierten Herausforderungen durch Betriebsrat 
und Gewerkschaft stößt - soweit sich die Ergebnisse der dieser Studie zu-
grundeliegenden Untersuchung generalisieren lassen - auf große Proble-
me. D ie angesprochenen Aufgaben werden in unterschiedlichem, insge-
samt aber begrenztem Umfang wahrgenommen; die Orientierungen für 
ihre Bewältigung haben oft nur punktuellen Charakter, systematische 
Diskussion und strategische Konzeptualisierungen gibt es kaum; und die 
Handlungsressourcen zur Bewältigung dieser Herausforderungen sind be-
grenzt. Es liegt auf der Hand, daß sich diese verschiedenen Probleme von 
Interessenvertretung auf diesem Feld wechselseitig bedingen und verstär-
ken. 
Dies zeigen die in den nächsten beiden Kapiteln skizzierten Ergebnisse 
einschlägiger Befragungen von Betr iebsräten in den in die Untersuchung 
einbezogenen Betrieben zum einen, allgemeinere Beobachtungen von 
und Überlegungen zur gewerkschaftlichen Berufsbildungspolitik zum an-
deren. 
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Neue Bildungsgänge als Herausforderung für den 
Betriebsrat - Aufgabendefinition, Handlungspro-
bleme und Handlungsressourcen 
Vorab ist festzuhalten, daß sich die folgenden Aussagen schwergewichtig 
auf die verschiedenen Typen von neuen Bildungsgängen für Abiturienten 
(Teil B , Kap . IV , V und VI ) beziehen, da zu den untersuchten Fortbildun-
gen, an denen mehrheitlich keine Betriebe beteiligt sind, auch keine Be-
tr iebsräte befragt werden konnten. 
Vorab festzuhalten ist ebenfalls, daß die untersuchten Betriebe durchgän-
gig eine aktive Arbeitnehmervertretung mit relativ großer Nähe zu den 
jeweils zuständigen Gewerkschaften und ganz überwiegend einen hohen 
bis sehr hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad haben. Die folgen-
den Ergebnisse sind also nicht durch Inaktivität oder gar Fehlen eines Be-
triebsrats und auch nicht durch einen niedrigen Organisationsgrad be-
stimmt; dies ist wichtig für ihre Einordnung. 
1. Schutz- und Integrationsanforderungen im Kontext neuer 
Bildungsgänge an den Betriebsrat und seine begrenzten 
Handlungsressourcen 
Unabhängig von der bildungspolitischen und vertretungspolitischen Beur-
teilung eines neuen Bildungsgangs steht die betriebliche Arbeitnehmer-
vertretung bei seiner Einführung immer vor der Aufgabe, seine Teilneh-
mer und Absolventen zu betreuen und sie sozial und politisch in die A r -
beitnehmerschaft in Betrieb und Gesellschaft zu integrieren. Diese Auf-
gaben wurden von den befragten Betr iebsräten in ganz unterschiedlichem 
Maße wahrgenommen (im doppelten Sinne des Wortes). Dies gilt vor al-
lem im Hinblick auf die Aufgabe einer Integration der neuen Arbeitneh-
mergruppen und ist, wie zu zeigen sein wird, auf spezifische Schwierigkei-
ten und die dafür relativ begrenzten Handlungsressourcen der Betriebsrä-
te zurückzuführen. 
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(1) Die notwendige Schutzfunktion für die unmittelbar betroffenen Aus-
bildungsteilnehmer wurde in fast allen untersuchten Betrieben zunächst 
in Form einer gewissen Kontrolle der Quali tät der Ausbildung wahrge-
nommen; das war insbesondere da der Fal l , wo es auf Berufsbildungsfra-
gen spezialisierte Betr iebsräte bzw. ein entsprechendes Betriebsratsgremi-
um gibt. Auch setzte sich der Betriebsrat in Problemfällen für eine ausbil-
dungsadäquate Berufseinmündung und Eingruppierung der Absolventen 
der neuen Bildungsgänge ein; dies war, wie oben dargestellt (Teil B , Kap. 
V ) , der Fall in zwei an der Berufsakademie beteiligten Betrieben, die A b -
solventen der Berufsakademie zunächst nicht mit Fachhochschulabsol-
venten gleichstellen wollten. Hingegen hat sich der Betriebsrat aus unmit-
telbar einsichtigen Gründen nicht für das Interesse von Technologiekolle-
giaten an einem über dem der Facharbeiter liegenden Einstiegs- und Ent-
lohnungsniveau eingesetzt (Teil B , Kap. IV) . Auch haben sich Betriebsrä-
te bei Übe rnahmeprob lemen - vor allem in Betrieben mit B A - A u s b i l -
dung - für eine Ü b e r n a h m e der Ausbildungsabsolventen bzw. für Über-
nahmeregelungen analog wie für die Auszubildenden des Dualen Systems 
eingesetzt. In den untersuchten Betrieben hingegen, die an einer dualen 
Fachhochschulausbildung beteiligt sind, gab es in dieser Beziehung eher 
Zurückhal tung, mit dem Verweis darauf, daß man den Betrieb nicht zur 
Aufgabe dieses Bildungsgangs veranlassen wolle. 
Abgesehen von solchen Konstellationen mit unmittelbar evidenten und 
klassischen Problemen betrieblicher Ausbildung jedoch liegen die Tei l -
nehmer bzw. Absolventen der neuen Bildungsgänge völlig im Windschat-
ten der Aufmerksamkeit der Betr iebsräte: Ihr Informationsstand zur Si-
tuation dieser (künftigen) jungen Arbeitnehmer war mehrheitlich sehr va-
ge, zum Teil auch unter mehreren Betriebsratsvertretern eines Betriebs 
strittig. Den Eindruck einer kritischen Dauerbeobachtung einer neuen 
Ausbildung und einer neuen Gruppe kann man nicht gewinnen, auch 
nicht in den sehr aktiven und mit vielfältigen Gremien ausgestatteten Be-
tr iebsräten in den Großbet r ieben , in denen die Beteiligung an der Berufs-
akademie gegen gewerkschaftliche Ablehnung durchgesetzt worden war. 
(2) Zur Frage, inwieweit sich die Betr iebsräte der Aufgabe einer sozialen 
und politischen Integration der neuen Arbei tskräf te(-gruppen) in die Be-
legschaft und in die Arbeitnehmerorganisation stellen, fällt die Antwort 
schwer: Die Befragungen vermitteln das B i l d eines Nebeneinanders von 
punktuellen Erfahrungen mit eher anekdotischem Charakter und sehr ge-
nerellen Einschätzungen ohne genauere Beobachtung der interessieren-
den Gruppen gerade in dieser Beziehung. Die befragten Betr iebsräte wuß-
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ten meist nicht, wieviele der Teilnehmer bzw. Absolventen der neuen B i l -
dungsgänge gewerkschaftlich organisiert sind, beurteilten ihre Organisier-
barkeit aber skeptisch. Systematische Aktivitäten und Beobachtungen in 
dieser Frage, wie sie bei den Auszubildenden des Dualen Systems üblich 
sind, gibt es nicht, auch da nicht, wo der neue Bildungsgang entgegen der 
Gewerkschaftsposition befürwortet wird, auch da nicht, wo die neuen A r -
beitnehmer wegen „Dünkelhaftigkeit", „Individualismus", besonderer 
„Nähe zum Management" usw. kritisiert werden. Nur einige wenige Be-
triebsräte sowie die befragten Jugend- und Auszubildendenvertreter (dar-
unter je ein Studierender und ein Absolvent der Berufsakademie) konn-
ten hier konkretere Auskünfte geben. 
Diese Aussagen relativieren die genannten Einschätzungen. Sie zeigen in 
den untersuchten Betrieben eine relativ große Streubreite von Organisa-
tionserfolg bzw. -mißerfolg bei den Teilnehmern und Absolventen der in-
teressierenden Bildungsgänge sowohl im Vergleich zwischen den unter-
suchten Betrieben als auch im einzelnen Betrieb über die Zeitachse: Z w i -
schen Betrieben, in denen Gewerkschaftsmitgliedschaft dieser Jugendli-
chen die Ausnahme ist, und Betrieben, in denen sie in der Regel mehr-
heitlich organisiert sind, fanden sich Konstellationen, in denen bestimmte 
Jahrgänge problemlos, andere nicht organisiert werden konnten. 
Unterschiede in den Organisationserfolgen sind vor allem auf das Vor -
handensein oder Fehlen von Konflikten und auf das in diesem Kontext er-
lebte Eintreten der Arbeitnehmervertretung für die Belange der interes-
sierenden Gruppe zurückzuführen. Neben diesen Erfahrungen von Schutz 
und Hilfe der Arbeitnehmervertretung für die Durchsetzung eigener In-
teressen stehen mit deutlich geringem Gewicht Faktoren, die die Kontakt-
aufnahme und Gewinnung der jungen Arbeitnehmer betreffen (soziale 
und kulturelle Nähe etc.). Eine gewisse Bedeutung hat vielleicht auch das 
generelle politische Kl ima im Betrieb: In Betrieben mit hohem Organisa-
tionsgrad, in denen Facharbeiter einen hohen sozialen Status haben und 
damit auch klimatisch Trends setzen, gibt es eher gute Organisationserfol-
ge auch bei BA-Studierenden und -Absolventen, in Betrieben, in denen 
Angestellte und Angestelltennormen dominieren, ist dies nicht der Fal l . 
D i e von vielen Betr iebsräten den Teilnehmern bzw. Absolventen der neu-
en Sonderausbildungen attestierte generelle Gewerkschaftsferne in A n a -
logie zur Gewerkschaftsferne von Hochschulabsolventen wird durch sol-
che Beobachtungen und Erklärungen von (wenn auch begrenzten) Orga-
nisationserfolgen relativiert. 
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(3) Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß die Antworten der befrag-
ten Betr iebsräte auf die mit neuen Bildungsgängen verbundenen Heraus-
forderungen eher bescheiden erscheinen: Bedenkt man, daß es sich so gut 
wie durchgängig um Betriebsräte aus gut bis sehr gut organisierten Betrie-
ben handelt, daß zwei der in Frage stehenden Bildungsgänge (Berufsaka-
demie, Duale Fachhochschulen) in der Öffentlichkeit und in den Gewerk-
schaften breit diskutiert worden waren und daß jeder dieser Bildungsgän-
ge nicht unerhebliche Probleme und Risiken beinhaltet, dann liegt es na-
he, ein Mehr an Aufmerksamkeit der Betr iebsräte für ihre praktische U m -
setzung im Betrieb und ihre konkreten Folgen - auch in organisationspo-
litischer Hinsicht - zu erwarten. 
Doch ist die konstatierende Diskrepanz nicht zufällig oder gar subjektiv 
bedingt, sondern zurückzuführen auf die engen Grenzen der Handlungs-
ressourcen der betrieblichen Arbeitnehmervertretung für die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben im allgemeinen und auf diesem besonderen, durch 
spezifische Schwierigkeiten gekennzeichneten Feld: Z u m einen sind Be-
triebsräte natürlich zunehmend mit viel dringlicheren Aufgaben - mit der 
Bewält igung von betrieblichen Restrukturierungen und Entlassungen etc. 
- befaßt. Sie haben wenig Zeit und müssen zwischen konkurrierenden 
Aufgaben abwägen. In einer solchen Situation erscheint die besondere 
Beobachtung und Betreuung einer neuen Gruppe von Arbeitnehmern na-
türlich sekundär , selbst wenn es sich aufgrund der skizzierten Rahmenbe-
dingungen um eine besonders interessante Gruppe handelt. Doch gilt die-
ses Argument in der Regel nur für die jüngere Vergangenheit; in den 80er 
Jahren wäre „mehr Luft" gewesen, den neuen organisationspolitischen 
Aufgaben nachzugehen - gerade wenn es sich, wie bei der Berufsakade-
mie, um einen umstrittenen neuen Bildungsgang handelte. Zeitmangel 
und andere Prioritäten reichen also zur Erk lä rung nicht aus. 
In der Tat gibt es Zusatzprobleme. Sie sind zum einen in der Selektion 
dieser Gruppen und in ihrer Interessenlage begründet : Die hier in Frage 
stehenden Jugendlichen erscheinen den Betr iebsräten aufgrund ihres 
schulischen Hintergrunds charakterisiert durch „Individualismus" und -
zumindest zunächst, bevor sie „heruntergeholt werden" - durch überzoge-
ne Vorstellungen in bezug auf ihre Qualifikation, ihre Ansprüche und Be-
rufsperspektiven; und sie haben - zum Tei l fälschlicherweise - Angst vor 
negativen Konsequenzen einer Gewerkschaftsmitgliedschaft (oder auch 
nur des Gangs zum Betriebsrat) für ihre Karriere. Mindestens ebenso 
wichtig sind jedoch Probleme, die in ihrer spezifischen Interessenlage be-
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gründet sind: Sie sind zunächst interessiert an Ü b e r n a h m e in feste Be-
schäftigungsverhältnisse, was bei Übe rnahmeprob lemen zur Mobilisie-
rung führen kann, aber nicht muß . Sie sind des weiteren interessiert an 
angemessenen Arbeitsplatz- und Entlohnungskarrieren; diese sind aber 
normalerweise gerade in Großbe t r ieben auch ohne ihr Zutun für die er-
sten Jahre abgesichert in entsprechenden betrieblichen Regelungen. U n d 
sie sind interessiert an einer Einbindung in die Informationsflüsse des Be-
triebs; dazu ist jedoch der Betriebsrat im Regelfall nur begrenzt in der L a -
ge, das Zweiergespräch mit dem Vorgesetzten bietet hierfür bessere Chan-
cen. 
E i n Engagement für übergreifende Arbeitnehmerinteressen jenseits der 
individuellen Interessen aber stößt heute auf große objektive Schwierig-
keiten: Der Kampf der betrieblichen Arbeitnehmervertretung um sozial-
verträgliche Krisenbewält igung trifft zunächst einmal notwendigerweise 
jüngere Arbeitnehmer - also auch die Absolventen der neuen Bildungs-
gänge - , da die Sozialauswahl zugunsten von Äl te ren erfolgen m u ß . U n d 
die Arbeitszeitpolitik der Gewerkschaften erleben sie als Eingriff in ihre 
individuellen Möglichkeiten, sich durch besonderes Engagement „zu be-
währen" , d.h., ihre Karriere zu befördern. 
Z u diesen in den Charakteristika der neuen Gruppen begründeten Schwie-
rigkeiten, sie zu organisieren, kommen praktische Probleme, die in der 
Konstruktion der interessierenden Bildungsgänge angelegt sind: Ihre Tei l -
nehmer sind in den betrieblichen Ausbildungsphasen in der Regel über 
den Betrieb verstreut, sie anzusprechen wäre für die Betr iebsrä te deshalb 
sehr zeitaufwendig. Dazu kommt, daß sie sich während der betrieblichen 
Ausbildung immer nur relativ kurz in einer bestimmten Abteilung aufhal-
ten und dann zum Teil (bei Berufsakademie und Dualer Fachhochschule) 
immer wieder lange an die Bildungseinrichtung zurückkehren - beides 
Bedingungen, die Kontaktaufnahme und Betreuung durch Betr iebsrä te , 
aber auch durch gewerkschaftlich organisierte Kollegen oder Vertrauens-
leute sehr erschweren. Insgesamt sind die Effekte dieser Vereinzelung der 
Teilnehmer dieser Bildungsgänge und ihrer räumlichen und sozialen M o -
bilität im Ausbi ldungsprozeß für ihre Integration in die Arbeitnehmer-
schaft recht problematisch, da diese ja zunächst über Kleinkollektive lau-
fen muß . Die Integration in den Betrieb erfolgt bei ihnen tendenziell über 
Führungskräfte , die den künftigen Arbeitnehmern natürlich Gewerk-
schaft und Betr iebsra t / JAAV kaum nahebringen werden. Erschwerend 
kommt hinzu, daß die Jugend- und Ausbildungsvertreter von den Tei l -
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nehmern der Abiturientenausbildungen aufgrund von kultureller Distanz 
und Altersunterschieden oft nicht akzeptiert werden, daß also die Betreu-
ung vom Betriebsrat selbst wahrgenommen werden müßte . 
A l l dies würde angesichts der engbegrenzten Zeit- und Kraftressourcen 
der Betr iebsrä te eine intensive Beobachtung und Betreuung der neuen 
Arbeitnehmergruppen zu einer Überforderung machen; darauf reagieren 
sie mit einer Begrenzung ihrer Aktivi täten auf punktuelle Interventionen 
bei Konflikten. 
2. Die Gestaltungsanforderungen an den Betriebsrat im Kon-
text neuer Bildungsgänge und ihre begrenzte Wahrnehmung 
Eine wichtige Aufgabe der betrieblichen Arbeitnehmervertretung bei E i n -
führung neuer Bildungsgänge besteht, wie er läuter t , in der Gestaltung von 
Berufswegen, die dem Schutz vorhandener, durch die Neuerung bedroh-
ter Arbei tskräf te(-gruppen) dient: in der Begrenzung von Konkurrenz 
und der Vermeidung eines möglichen Vertretungsdilemmas bzw. seiner of-
fensiven Bewältigung. Diese Aufgaben wurden von den befragten Be-
tr iebsräten meist gar nicht wahrgenommen - aus unterschiedlichen Grün-
den. Die potentielle Gefährdung des Facharbeiteraufstiegs durch die neu-
en Bildungsgänge war vor allem in der Vergangenheit „kein Thema"; 
heute wird sie im Gefolge der faktischen Entwicklung zunehmend gese-
hen und bedauert, doch wird sie in aller Regel resignativ hingenommen. 
Im einzelnen: 
(1) So gut wie alle dazu befragten Betr iebsräte beurteilten die neuen B i l -
dungsgänge für Abiturienten mehr oder minder positiv, mit oder ohne 
Einschränkungen; ja, viele befürworteten sie nachdrücklich. Zentrales A r -
gument für diese positive Sicht war durchgängig, unabhängig vom Typ des 
Bildungsgangs, die Kombination von theoretischen und praktischen Lern-
prozessen auf hohem Niveau und die als Ergebnis erwarteten Qualifikati-
onsprofile von „Hochqualifizierten mit Praxisnähe". Der Begriff der Pra-
xisnähe wurde in immer wieder anderen Formulierungen paraphrasiert 
und konkretisiert: (Auch) Betr iebsräte erwarten von praxisnah qualifi-
zierten Arbeitskräften mehr Effizienz, mehr Kostenorientierung und -Ver-
antwortung als von Fachhochschul- und Universi tätsingenieuren; Hoch-
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qualifizierte mit Praxisnähe machten „nicht soviel Murks" , sie seien „kei-
ne Fachidioten", sie könnten - im Unterschied zu Ingenieuren von klassi-
schen Fachhochschulen und Universi täten - querdenken; und nicht zu-
letzt: Sie ließen sich besser in den Betrieb und in die bestehenden Beleg-
schaften integrieren. Nicht nur unter Vertretern des Managements, son-
dern auch unter Vertretern des Betriebsrats ist also offenbar die Kri t ik an 
bestimmten Charakteristika und Verhaltensweisen von „Akademike rn" 
weitverbreitet; und dies nicht nur, wie man denken könnte , bei Arbeiter-, 
sondern auch bei Angestel l tenbetr iebsräten. In einem der untersuchten 
Betriebe war die Beteiligung an der Berufsakademie sogar eine A r t K o m -
promiß zwischen dem Interesse des Betriebs an einem höheren Ingenieur-
anteil und dem Interesse des Betriebsrats an einer „bodens tändigen" Be-
legschaft. 
D ie generell sehr positive Sicht von praxisnahen Bildungsgängen für A b i -
turienten war besonders prägnant bei den Studiengängen der Berufsaka-
demie - und besonders überraschend, war diese doch von den Gewerk-
schaften nachdrücklich abgelehnt worden; deshalb wird im folgenden ex-
emplarisch etwas ausführlicher auf ihre Bewertung durch die befragten 
Betr iebsräte eingegangen. 
Ungeachtet der dezidiert ablehnenden Position der Gewerkschaften ak-
zeptierten viele dieser Betr iebsräte - darunter auch solche aus großen 
Metal l - und Elektrobetrieben Baden-Wür t tembergs , die ansonsten durch-
aus der politischen Linie der I G Metall verpflichtet sind - die Einführung 
von BA-Ausbi ldungen in ihren Betrieben. Ja, in einer Reihe dieser Be-
triebe (darunter in einigen in die Untersuchung einbezogenen) waren es 
Betriebsratsvorsitzende oder wichtige Betr iebsräte , die die Einführung 
dieser Bildungsgänge propagierten und aktiv unters tützten. Es gab in die-
sem Zusammenhang offenbar nicht unerhebliche Konflikte zwischen man-
chen Betr iebsräten und der I G Metall ; eine Aussage, die allerdings nur 
auf den Berichten von (gewerkschaftlichen und anderen) Beobachtern 
beruht, während die unmittelbar involvierten Betr iebsrä te diesen Sach-
verhalt eher in die Form kleideten, die Argumente der I G Metal l seiner-
zeit nicht verstanden zu haben. Zwar mag (ebenfalls nach den Aussagen 
solcher Beobachter) dabei verschiedentlich mitgespielt haben, daß Be-
tr iebsräte mit der Akzeptanz dieses Bildungsgangs betriebspolitischen 
Einfluß auf anderen Feldern gewinnen wollten („deals") . Doch ist festzu-
halten, daß insgesamt die Argumente der Gewerkschaft in den Betrieben 
und auf der Betriebsratsebene nur sehr begrenzt „angekommen" sind, da 
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sie kaum in betriebspolitische Argumente gegen diesen Bildungsgang um-
gesetzt worden waren. Nur wenige Betr iebsräte der untersuchten Betrie-
be lehnten die Einführung der BA-Ausb i ldung ab. Allerdings hat es in-
nerhalb einiger Betr iebsräte deshalb Konflikte gegeben, die teilweise 
auch zur Zeit der Untersuchung noch virulent waren. 
D i e positiven Argumente der Betr iebsräte für diesen Bildungsgang waren 
vielfältig: Im Vordergrund steht das skizzierte Plädoyer für praxisnah 
qualifizierte Ingenieure, das mit Kr i t ik an fehlender Effizienz und Kosten-
orientierung von Fachhochschul- und Universi tätsingenieuren sowie ihrer 
sozialen Distanz den Belegschaften gegenüber begründet wird. D a ß diese 
Kr i t ik auch von Betr iebsräten formuliert wird, die ansonsten keineswegs 
betriebliche Positionen vertreten, weist darauf hin, daß eine einfache Z u -
ordnung der Plädoyers für praxisnahe Ingenieurausbildung ausschließlich 
zu betrieblichen Interessen nicht legitim ist: Offenbar hat praxisferne Aus-
bildung von Ingenieuren auch aus der Sicht von Arbeitnehmervertretung 
problematische Implikationen. 
Zusätzlich zu dieser Begründung für die Unters tü tzung der Studiengänge 
der Berufsakademie wurde ein Argument angeführt, das auch bei der U n -
terstützung anderer Abiturientenausbildungen der 80er Jahre eine Rol le 
spielte: Verschiedene Betr iebsräte wollten eine Verdrängung von Real-
schülern und Hauptschülern durch Abiturienten im Dualen System ver-
hindern, indem sie mithalfen, für Abiturienten andere Wege zu schaffen. 
Z u m Teil wurde in diesem Zusammenhang auf die gesellschaftspolitische 
Verantwortung von Betrieben und Betr iebsräten verwiesen, der wachsen-
den Zahl von Abiturienten - darunter Kindern aus der eigenen Beleg-
schaft - , die kein Studium aufnehmen können oder wollen, bestimmte 
Chancen zu bieten, ohne damit Realschülern und Hauptschülern Ausbi l -
dungsmöglichkeiten zu nehmen. 
E i n weiterer Argumentationsstrang bezog sich darauf, daß die Ausbildung 
an der Berufsakademie aufgrund der Ausbi ldungsvergütung auch den 
Kindern weniger wohlhabender Familien ein Studium ermögliche. Wichti-
ger war das mehrfach vertretene Argument, BA-Absolventen seien auf-
grund der betrieblichen Phasen ihrer Ausbildung „welche von uns", sie 
hät ten „mehr Verständnis für die Unteren" - also arbeitnehmerorientier-
te Argumente, in denen sich Kooperations- und Verhaltensprobleme von 
klassisch ausgebildeten Hochschulabsolventen andeuten. 
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Die - wenigen - Gegenpositionen der Berufsakademie gegenüber wurden 
begründet zum einen mit der ablehnenden Position der I G Metall , zum 
anderen mit einem den Bildungsgängen der Berufsakademie unterstellten 
Defizit in bezug auf Breite und Wissenschaftlichkeit der vermittelten 
Qualifikationen und der daraus abgeleiteten Befürchtung, bei weiterrei-
chenden Umstellungen würden BA-Absolventen Probleme bekommen. 
In einem Fal l spielte auch die Befürchtung einer „Konkurrenz von oben" 
der Berufsakademie gegenüber einer schon vorhandenen bescheideneren 
Abiturientenausbildung eine Rolle . 
Keiner der befragten Betr iebsräte jedoch lehnte die Bildungsgänge der 
Berufsakademie deshalb ab, weil BA-Ingenieure aufgrund ihres Qualifi-
kationsprofils dem Techniker und vielleicht auch dem Meister Konkur-
renz machen könnten. Die Frage einer Gefährdung des Facharbeiterauf-
stiegs durch diesen neuen Qualifikationstyp spielte bei keinem der in der 
Untersuchung befragten Betr iebsräte eine Rolle . Mögliche negative K o n -
sequenzen für andere Arbeitnehmergruppen wurden allenfalls im Sinne 
einer „billigen Konkurrenz" für Fachhochschulingenieure befürchtet und 
mit den oben skizzierten Interventionen bekämpft . Hingegen war die Fra-
ge einer möglichen Gefährdung von Aufstiegswegen und Aufstiegsposi-
tionen für Facharbeiter durch BA-Ingenieure „kein Thema". Potentielle 
Abdrängungsprozesse werden zwar zum Tei l durchaus gesehen, aber im 
Kontext der langjährigen Prozesse der Substitution von Technikern durch 
Fachhochschulingenieure bewertet. Generell gibt es wenig Aufmerksam-
keit für diese Substitutionsprozesse, und dies, obwohl durch gezielte Be-
fragung teilweise dramatische Prozesse der Verdrängung von Technikern 
durch Ingenieure (darunter BA-Ingenieure) rekonstruiert werden konn-
ten (vgl. Tei l C , Kap . III). 
Diese Ausblendung möglicher negativer Konsequenzen von neuen Abi tu -
rientenausbildungen für die Aufstiegschancen von Absolventen des Dua-
len Systems war auch bei denjenigen Betr iebsräten zu beobachten, deren 
Betriebe an betrieblichen Sonderausbildungsgängen für Abiturienten oder 
dualen Fachhochschulstudiengängen beteiligt waren. Allerdings gab es ei-
ne Ausnahme: Der Betriebsrat, dessen Betrieb die Sonderausbildung zum 
Produktionstechniker geschaffen hatte, erkannte, wie dargestellt, die dar-
aus resultierende Gefahr für Meister, wurde dagegen aktiv und handelte 
mit dem Betrieb eine beiden Gruppen gerecht werdende Lösung aus (vgl. 
Tei l B , Kap . IV) . E r konnte also das Dilemma, die Interessen zweier kon-
kurrierender Gruppen vertreten zu müssen, produktiv auflösen. 
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(2) Hintergrund der Ausblendung eines Vertretungsdilemmas in der 
Mehrheit der Fälle - und damit auch von Interventions- und Gestaltungs-
aufgaben zu seiner Verhinderung bzw. Bewältigung - sind wohl (u.a.) 
konzeptuelle Probleme. Die in der Untersuchung beobachteten Probleme 
dieses Typs seien im folgenden - auch wenn unklar ist, wieweit sie genera-
lisierbar sind - etwas ausführlicher angesprochen: 
Z u m einen beschränkte sich die Wahrnehmung der Bedeutung neuer B i l -
dungsgänge bei manchen Betr iebsräten auf i.w.S. ausbildungstechnische 
Fragen. D a ß es sich bei der Einführung eines neuen Bildungsgangs um ei-
nen sozialen Prozeß handelt, blieb dann außen vor. 
Häufiger zu beobachten war eine A r t Einzelfalldenken, d.h. eine Überbe -
wertung der Chancen, die ein neuer Bildungsgang für einzelne Arbeitneh-
mer bietet, in seiner Gesamtbeurteilung. So haben z.B. die hohen E i n -
mündungsquoten von an der Berufsakademie ausgebildeten Ingenieuren 
für die meisten der befragten Betr iebsräte großes Gewicht in ihrer positi-
ven Sicht dieses Bildungsgangs; daß es sich dabei lediglich um eine U m -
verteilung von Einmündungschancen zwischen BA-Ingenieuren und F H -
Ingenieuren handelt, weil anderenfalls ja FH-Ingenieure zum Zuge ge-
kommen wären, wird nicht gesehen. E in solches Einzelfalldenken verhin-
dert die Aufmerksamkeit für mögliche problematische Auswirkungen sol-
cher „Innovat ionen" oder erschwert sie zumindest. 
In einem gewissen Zusammenhang mit dem Fehlen einer strukturellen 
Sicht steht statisches Denken, das offenbar die Befürwortung solcher 
Neuerungen häufig geprägt hat: Eine Abschätzung möglicher Folgen ihrer 
Einführung und ihrer längerfristigen (u.U. schleichenden) Auswirkungen 
und eine szenariobezogene Diskussion dieser Fragen scheint es in den in 
die Untersuchung einbezogenen Betriebsratsgremien nicht gegeben zu ha-
ben. Darauf verweisen auch die teilweise beobachteten, in sich wider-
sprüchlichen Positionen, wie etwa die in einem Betrieb mit großen Tech-
niker- und Meis terüberhängen vertretene Forderung, der Betrieb solle 
sich an einer neuen dualen Ingenieurausbildung beteiligen, weiterhin die 
Fortbildung zum Techniker und Meister nachhaltig unterstützen und 
gleichzeitig die bestehenden Hierarchien abbauen. Mehrfach wurden von 
den Betr iebsräten solche Konzepte einer pluralistischen Rekrutierung ver-
schiedener höherqualifizierter Arbei tskräf tegruppen nebeneinander ver-
treten ohne Berücksichtigung der dadurch ab einem bestimmten Punkt 
eintretenden Eigendynamiken und ihrer negativen Konsequenzen nicht 
nur für Meister und Techniker, sondern auch für Facharbeiter und Fach-
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hochschulingenieure. Solche Auswirkungen waren zwar einzelnen der be-
fragten Betr iebsräte durchaus bewußt. Doch hat es systematische Diskus-
sionen zur Gefährdung des Facharbeiteraufstiegs, zu den Folgen, die ein 
solcher Prozeß - nicht zuletzt für die Arbeitnehmervertretung - hätte, 
und zu eventuellen Gegenstrategien in den zu diesem Thema ausführli-
cher befragten Betriebsratsgremien nicht gegeben. „Wir versuchen, in 
Einzelfällen zu helfen, ein Gesamtkonzept zu dieser Frage hat der Be-
triebsrat nicht"; „wir gehen mit diesem Problem (der Verschlechterung 
von Aufstiegschancen für Absolventen des Dualen Systems durch Akade-
misierung der Belegschaften - I.D.) gar nicht um", das waren typische 
Antworten auf einschlägige Fragen. 
Diese weitgehende Ausblendung der Frage des Facharbeiteraufstiegs war 
eines der überraschendsten Ergebnisse der Untersuchung. In allen unter-
suchten Betrieben waren ja Meister und in der Regel auch Techniker rela-
tiv gut organisiert, immer wesentlich besser als alle anderen Angestellten-
gruppen. V o r diesem Hintergrund wäre eigentlich zu erwarten gewesen, 
daß sich die Betr iebsräte , denen die wachsende Bedeutung der Angestell-
ten für die Arbeitnehmervertretung ja sehr präsent war, in besonderem 
Maße mit Meistern und Technikern und mit der künftigen Reproduktion 
dieser Gruppen sowie ihrer Gefährdung befassen. Dies war aber - soweit 
erkennbar - insgesamt nur in beschränktem Maße der Fal l : 
D i e Arbeitnehmervertretungen der untersuchten Betriebe engagierten 
sich zwar alle mehr oder minder nachdrücklich im Zusammenhang mit 
der Neudefinition der Rolle des Meisters, mit den hierfür von betriebli-
cher Seite vertretenen Konzepten oder bereits in Gang gesetzten Restruk-
turierungsprozessen. Sehr viel weniger befaßten sie sich mit den im letz-
ten Jahrzehnt eingetretenen Veränderungen der Stellung und des Tätig-
keitsprofils der Techniker. Diese Aussage steht insoweit unter Vorbehalt, 
als diese Prozesse ja zum guten Tei l schon längere Zeit zurückliegen, nur 
noch schwer rekonstruierbar sind und deshalb nicht ganz auszuschließen 
ist, daß es vor etwa zehn Jahren durchaus nachhaltigere Diskussionen und 
Aktivi tä ten der Arbeitnehmervertretungen zu diesem Thema gegeben 
hat, die heute vergessen sind. Für heute ist jedenfalls festzustellen, daß 
der Techniker - trotz nachdrücklich formulierter Wertschätzung dieses 
Arbeitskrafttyps sowohl im Hinblick auf seine Qualifikation und L e i -
stungsfähigkeit als auch im Hinblick auf sein Organisationsverhalten - im 
toten Winkel der Aufmerksamkeit der betrieblichen Arbeitnehmervertre-
tungen liegt. D a ß er gerade angesichts des Abbaus von Führungshierar-
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chien wieder verstärkte Bedeutung als Bindeglied zwischen Arbeitern 
und Akademikern bekommen könnte , wurde von keinem der befragten 
Betr iebsräte formuliert. 
Gibt es für diese beiden Arbeitnehmergruppen noch ein gewisses (bei den 
Meistern sogar erhebliches) Engagement der Betr iebsräte , so fehlt es 
nach den Eindrücken der Untersuchung weitgehend an Aufmerksamkeit 
und Engagement für die Sicherung des Facharbeiteraufstiegs als solchem. 
Diese Aussage gilt in besonderem Maße für die Vergangenheit: Z u Be-
ginn der verstärkten Rekrutierung von Akademikern war man für das 
Problem einer dadurch möglichen Kappung von Aufstiegsperspektiven 
für Facharbeiter nach übere ins t immenden Aussagen der befragten A r -
beitnehmervertreter nicht sensibel, „das war kein Thema". Ja, angesichts 
des großen Eindrucks, den die damaligen Prognosen zu den Qualifikati-
onsanforderungen der neuen Technologien auch auf die Betr iebsräte 
machten, wurde dieser Trend einer Akademisierung durchaus unterstützt . 
Dazu kam - insbesondere bei großen Betrieben - die stillschweigende 
Annahme, die vermehrte Rekrutierung von Ingenieuren werde weiterhin 
im Rahmen von Personalausweitungen erfolgen und schon allein deshalb 
nicht zu Lasten anderer Qualifikationsgruppen gehen. Dazu kamen aber 
vor allem der fließende Charakter solcher Prozesse und das Fehlen ihrer 
systematischen Kontrolle: Eine institutionalisierte Beobachtung der Ent-
wicklung von Personalstrukturen, die etwa das Anwachsen von Meister-
und Technikerüberhängen insgesamt und auf Abteilungsebene sichtbar 
machen würden, gab es damals in der Regel nicht. 1 
Heute allerdings sind die bestehenden Meister- und Technikerüberhänge 
den Betr iebsräten durchaus präsent . Seit einigen Jahren werden die ange-
sprochenen Prozesse zunehmend registriert, vor allem natürlich da, wo es 
Meister- und Technikerbetr iebsräte gibt. Sie - und genereller die Ange-
stell tenbetriebsräte - versuchen, dann punktuell zu intervenieren, indem 
sie bei Freiwerden von Technikerpositionen, für die der Betrieb Ingenieu-
re rekrutieren wil l , auf die im Betrieb vorhandenen Arbeitnehmer mit 
Meister- oder Technikerabschluß aufmerksam machen. Nur in Einzelfäl-
1 Dazu mag auch lange beigetragen haben, daß in deutschen Betrieben (vor al-
lem im Maschinenbau und in den Reparatur- und Instandhaltungsabteilungen 
der Chemiebetriebe) die Teilnahme an Aufstiegsfortbildung ja in der Regel 
nebenberuflich und auf eigene Initiative der Arbeitskräfte erfolgt; eine syste-
matische Absprache zwischen Fortbildungsteilnehmern und Betriebsräten gab 
es (zumindest in den untersuchten Fällen) nicht. 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
len waren Betriebsratspolitiken einer offensiven Restrukturierung von 
Aufgabenprofilen und Arbeitsplätzen im Interesse einer Absicherung der 
interessierenden Arbeitnehmergruppen zu beobachten. Derartige Vors tö-
ße einzelner Betr iebsräte werden jedoch von anderen Betr iebsräten leicht 
als Vertretung von Partikularinteressen angesehen und scheitern daran 
bzw. an den Partikularinteressen, die von diesen vertreten werden. 
Diese Situation hat strukturelle Hin te rgründe auch in der Organisation 
der Betriebsratsarbeit: Die Sicherung des Facharbeiteraufstiegs ist in der 
Arbei t der betrieblichen Arbeitnehmervertretung aus systematischen 
Gründen nicht verankert, sie „fällt durch den Rost": Arbei terbet r iebsrä te 
vertreten notwendigerweise eine Ausweitung der Kompetenzen für Arbe i -
ter insbesondere im Rahmen von Gruppenarbeit, die naturwüchsig erst 
einmal zu Lasten von Meistern und Technikern geht; diese Betr iebsräte 
können sich deshalb nur schwer für einen breiten Aufstieg von Facharbei-
tern in Meister- und Technikerpositionen engagieren. Die Angestelltenbe-
tr iebsräte hingegen müssen sich den Problemen von Arbeitskräften wid-
men, die bereits Angestellte sind, darunter schwergewichtig denen der grö-
ßeren Angestelltengruppen - der kaufmännischen Angestellten, der Inge-
nieure etc. A u c h scheint es bei Angestel l tenbetr iebsräten generell eine 
große Offenheit gegenüber der Rekrutierung von Akademikern zu geben. 
Nun ist ja nicht von vornherein auszuschließen, daß eine sukzessive Auf-
füllung von Belegschaften mit Akademikern zu Lasten von Aufstiegswe-
gen für Facharbeiter eine sinnvolle Strategie auch der Arbeitnehmerver-
tretung ist. Doch waren, soweit sich dies erfragen ließ, die beschriebenen 
Sichtweisen und Politiken in den untersuchten Fällen nicht auf eine solche 
explizite Strategie zurückzuführen. Keiner der befragten Betr iebsräte ver-
trat offensiv eine solche Strategie. Es fehlen also offenbar, so lassen sich 
die Eindrücke aus den untersuchten Betriebsratsgremien zusammenfas-
sen, trotz Betroffenheit der Kerngruppen gewerkschaftlicher Angestell-
tenpolitik eine systematische Analyse und Diskussion der in Gang befind-
lichen Entwicklungen; und es fehlt infolgedessen auch ein Gesamtkon-
zept, eine personalpolitische Strategie der betrieblichen Arbeitnehmer-
vertretungen in bezug auf wünschenswerte künftige Personalstrukturen 
und Berufswege. 
Die Konsequenz ist eine fatalistische Sicht dieser Entwicklungen als quasi 
naturgesetzlich und die von einer Reihe der befragten Betr iebsräte for-
mulierte Resignation: Man werde den - sehr zu bedauernden - Verdrän-
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gungsprozeß wohl nicht verhindern können . D ie spät wahrgenommenen 
Folgen der Bildungsströme für das Beschäftigungssystem werden also re-
signativ hingenommen. 
Wenn diese Erfahrungen aus einer begrenzten Zahl von Untersuchungs-
betrieben breitere Bedeutung haben, liegen hier zentrale Herausforde-
rungen der neuen Entwicklungen des Bildungssystems für die Gewerk-
schaften: Die betriebliche Interessenvertretung ist ja weitgehend darauf 
beschränkt , auf neue Entwicklungen punktuell, im eigenen Betrieb zu 
reagieren. Die Bewältigung der oben ausführlicher skizzierten großflächi-
gen Veränderungen im Verhältnis zwischen Bildungssystem und Beschäf-
tigungssystem sowie ihrer Folgeprobleme, für die die analysierten neuen 
Bildungsgänge nur Indikatoren sind, in einer Weise, die den Interessen al-
ler partiell betroffenen Arbeitnehmergruppen gerecht wird, erfordert be-
tr iebsübergreifende Strategien. 
Solche Strategien zu konzipieren ist pr imär nicht Aufgabe der Betriebsrä-
te. V o r allem können sie sie nicht betriebsübergreifend verbindlich ma-
chen - dies kann nur die Gewerkschaft. Damit stehen die Gewerkschaften 
vor der Aufgabe, die allgemeineren Entwicklungen hinter solchen wie den 
analysierten neuen Bildungsgängen zu erkennen, Stoßrichtungen und Ele-
mente notwendiger Veränderung des Bildungssystems und seiner Relati-
on zum Beschäftigungssystem zu identifizieren, sie zu einem konsistenten 
Konzept zu verknüpfen und dieses mit anderen gesellschaftlichen Akteu-
ren auszuhandeln und umzusetzen. 
Diese neuen Herausforderungen sind in allgemeiner Form Gegenstand 
des folgenden Kapitels, Elemente eines konkreten Veränderungsvor-
schlags und Ansatzpunkte seiner Umsetzung werden in Teil E diskutiert. 
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III. Die Veränderungen des Bildungssystems und seiner 
Relationen zum Beschäftigungssystem - eine Her-
ausforderung der Gewerkschaften von zunehmen-
der Dringlichkeit 
1. Potentiale und Probleme der gewerkschaftlichen Position zu 
den neuen Bildungsgängen 
Fragt man nach der Position der Gewerkschaften zu den untersuchten 
(Typen von) neuen Bildungsgängen, so ist zunächst festzuhalten, daß sie 
nur bedingt und in begrenztem Umfang - bei den Bildungsgängen der Be-
rufsakademie und den Fortbildungen - wirklich konturiert ist. V o r diesem 
allgemeinen Hintergrund ist zu unterscheiden zwischen der Position der 
Gewerkschaften gegenüber neuen Bildungsgängen für Abiturienten einer-
seits und ihrer Position zu Fortbildungen andererseits: 
(1) Die neuen Ausbildungsgänge für Abiturienten wurden - mit Ausnahme 
der Dualen Fachhochschulen - von den Gewerkschaften im wesentlichen 
abgelehnt. Diese Ablehnung wurde begründet mit dem hier gegebenen 
dominanten Einfluß der Betriebe in bezug auf die Auswahl der Jugendli-
chen und die Ausbildungsinhalte, mit möglichen, aus den betrieblichen 
Interessen resultierenden Risiken für die Qualifikation der künftigen A r -
beitnehmer (Theoriedefizite, mangelnde Breite der Qualifikation, Be-
triebsspezifik etc.), mit der Abhängigkei t solcher Ausbildungen von be-
trieblichen Interessen auch in quantitativer Hinsicht und mit den in diesen 
Bildungsgängen angelegten zusätzlichen Differenzierungen und Konkur-
renzen (zunächst vor allem um Ausbildungsplätze) innerhalb des Nach-
wuchses bzw. der Arbeitnehmerschaft. 
Diese Position und die sie begründenden Einschätzungen, Befürchtungen 
und Kri t iken wurden durch die nachfolgende Entwicklung, soweit erkenn-
bar, in erheblichem Umfang bestätigt, teilweise aber auch nicht. 
Aus heutiger Sicht allerdings erscheinen diese kritischen Einschätzungen 
der Gewerkschaften zu eng: Eine systematische Verortung dieser neuen 
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Differenzierungen des Bildungssystems im Rahmen der sehr viel umfas-
senderen Entwicklungen eines vielfältigen „Schubs nach oben" von B i l -
dungsgängen und Bildungswahlverhalten wurde nicht vorgenommen. 
Dies ist nicht nur für sich problemträchtig, wie im folgenden (Abschnitt 2) 
zu zeigen ist, sondern hat auch problematische Rückwirkungen auf die 
Politik der Gewerkschaften den neuen Bildungsgängen gegenüber: 
(2) Zum einen verlor die Ablehnung von Abiturientenausbildungen ange-
sichts wachsender Arbeitsmarktprobleme zunehmend an Überzeugungs-
kraft: Wenn es keine politisch eindeutige Präferenz von Aufstiegs- gegen-
über Seiteinstiegswegen gibt, ist sie unter solchen Bedingungen kaum noch 
zu legitimieren. So wurde denn auch die besonders explizite Ablehnung 
der Berufsakademie Mitte der 90er Jahre unter dem Einfluß von Forde-
rungen von Jugend- und Ausbildungsvertretungen zurückgenommen; und 
dies paradoxerweise in einer Zeit, in der die Bildungsgänge der Berufs-
akademie massive Schwächen zeigten (Teil B , Kap . V ) und sich eine aus 
Arbeitnehmerperspektive eindeutig bessere Alternative (die Dualen Fach-
hochschulen, Kap . VI ) abzeichnete. Die Begründung für diese Revision, 
die Arbeitnehmervertretung könne sonst nicht glaubwürdig auf B A - S t u -
denten bzw. -Absolventen zugehen, ist wenig überzeugend (hat auch viel-
fach die Beteiligten nicht recht überzeugt) : Betreuung und gewerkschaftli-
che Organisierung dieser jungen Arbeitnehmer setzen ja keineswegs zwin-
gend eine Befürwortung ihres Bildungsgangs voraus, im Gegenteil: Kri t ik 
an und Auseinandersetzung mit den Problemen und Risiken dieses B i l -
dungsgangs können die Wahrnehmung von Schutz- und Integrationsauf-
gaben des Betriebsrats in dieser Sache deutlich verbessern. 
Insgesamt vermittelt deshalb diese Revision der früheren Ablehnung den 
Eindruck einer Korrektur eines sachlichen und/oder politischen „Fehlers" 
der Gewerkschaften; ein problematischer Eindruck, der wesentlich mitbe-
dingt ist dadurch, daß diese Ablehnung auch von gewerkschaftlicher Seite 
in den Jahren zuvor nicht mehr offensiv vertreten und mit aktuell relevan-
ten Sachverhalten und Argumentationen begründet wurde: Die Ableh-
nung war „allmählich zerbröselt". 
(3) Die angesprochenen Verengungen der gewerkschaftlichen Position zei-
gen sich auch bei den Fortbildungsgängen: Zwar haben die Gewerkschaf-
ten gegen den nachdrücklichen Widerstand der Arbeitgeber in den letzten 
beiden Jahrzehnten immer wieder zusätzliche, vollwertige, d.h. bundes-
einheitlich geregelte Fortbildungen gefordert und ihre Durchsetzung und 
Umsetzung mitvorangetrieben (Ehrke, Heimann 1995; Sauter 1997). Doch 
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sind sie nicht für eine Sicherung von Aufstiegswegen im Beschäftigungs-
system aktiv geworden. Ohne eine solche Sicherung bzw. sogar Auswei-
tung von Aufstiegsmöglichkeiten aber trägt die Ausweitung der Zahl der 
Fortbildungen ungewollt zur Entwertung von Fortbildungsabschlüssen 
und zu der oben skizzierten zirkulären Entwicklung einer Deregulierung 
der Beziehungen zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem bei. 
Diese zirkuläre Entwicklung im Gefolge einer wachsenden Konkurrenz 
zwischen Hochschul- und Fortbildungsabschlüssen jedoch ist im hier dis-
kutierten Zusammenhang das eigentliche Problem, die eigentliche Her-
ausforderung an die Gewerkschaften; eine Herausforderung von zuneh-
mender Dringlichkeit, die bislang kaum wahrgenommen wird. Deshalb ist 
darauf in den folgenden Abschnitten detaillierter einzugehen. 
2. Gewerkschaftliche Diskussion zwischen zu kurz greifenden 
alten Forderungen und den Folgen ihrer Einlösung 
Die bildungspolitische Diskussion der Gewerkschaften hat den betriebli-
chen Arbeitnehmervertretungen und der öffentlichen bildungspolitischen 
Diskussion für das Problem einer wachsenden Konkurrenz von Fortbil-
dung und Hochschule, von Aufstieg im Berufsverlauf und Seiteinstieg bei 
Berufsstart, wenig Lösungsperspektiven an die Hand gegeben. D a ß die 
partielle Realisierung der politischen Forderungen der 60er und 70er Jah-
re nach „mehr Bi ldung" und einer größeren Gleichheit in den Bildungs-
chancen in Form eines massiven Anstiegs der Hochschulabsolventen nicht 
zu einer Angleichung der Arbeits- und Lebensbedingungen aller Arbeit-
nehmer auf höherem Niveau geführt hat - also dem Zie l , von dem diese 
Forderungen damals ihre zentralen Impulse bezogen - , wird kaum proble-
matisiert; ebensowenig die daraus resultierende wachsende Konkurrenz 
innerhalb der Arbeitnehmerschaft und deren problematische Folgen für 
die Arbeitnehmervertretung. Die Reduktion von Aufstiegschancen für die 
Absolventen des Dualen Systems wird vor allem im Zusammenhang mit 
dem dadurch bedingten (von Arbeitgebern und Wissenschaft themati-
sierten) Attraktivitätsverlust des Dualen Systems diskutiert, immer weni-
ger im Hinblick auf soziale Gerechtigkeit und gar nicht im Hinblick auf 
Folgeprobleme für Arbeitnehmervertretung. Welche Ursachen hat dieser 
Zuschnitt der bildungspolitischen Diskussion der Gewerkschaften? 
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Hinter der Ausblendung einer Konkurrenz zwischen Aufstiegswegen und 
Seiteinstiegswegen aus der Diskussion stehen zunächst durchaus nachvoll-
ziehbare Gründe : Die Gewerkschaften müssen die Interessen aller A r -
beitnehmergruppen vertreten, sie dürfen sich nicht für Partikularinteres-
sen funktionalisieren lassen. Das gilt gerade auch für die deutschen Ge-
werkschaften, die ihre durch Tradition und die Struktur ihrer Anhänger -
schaft bedingten „ouvrieristischen" Tendenzen überwinden mußten und 
müssen. In dieser Perspektive ist es durchaus sinnvoll, in der Forderungs-
politik auf ein Nebeneinander, auf Koexistenz der spezifischen Interessen 
verschiedener Arbeitnehmergruppen zu setzen und die Interessen am Aus-
bau, an Quali tätsverbesserung, finanzieller Abstützung, Regelung und öf-
fentlicher Zertifizierung aller Bildungsgänge nebeneinander in bildungs-
politische Forderungskonzepte aufzunehmen. Hierbei Hochschulausbil-
dung einzubeziehen war sinnvoll nicht zuletzt im Interesse einer Gewin-
nung auch von akademisch qualifizierten Arbeitnehmern für Gewerk-
schaftsmitgliedschaft. U n d es war problemlos möglich, solange die Zahlen 
sowohl der Studien- als auch der Fortbildungsabsolventen relativ klein 
waren, solange dem Ausbau der Bildungskapazitäten eine vergleichbare 
Expansion der höherwert igen Segmente des Beschäftigungssystems (an-
spruchsvollere Dienstleistungen, Forschung und Entwicklung etc.) ent-
sprach bzw. solange ökonomischer Spielraum und Bereitschaft der Betrie-
be zur Höherstufung von Arbeitsplätzen bestanden. 
D a ß diese Konstellation und damit die durch sie legitimierte Politik ange-
sichts sich verändernder Beschäftigungsbedingungen und einer raschen 
Zunahme sowohl von Fortbildungs- als auch von Hochschulabsolventen 
an ihre Grenze kommen würde , war jedoch spätestens seit Ende der 80er/ 
Anfang der 90er Jahre absehbar. Dies hät te eine Diskussion über den 
künftigen politischen Umgang mit den sich abzeichnenden Entwicklungen 
auslösen können. 
D a ß dies nicht der Fall war, ist wesentlich mitbedingt durch ein Struktur-
problem der gewerkschaftlichen Forderungspolitik der 60er und 70er Jah-
re: Damals wurde die in der Arbeitnehmerschaft sehr starke und von den 
fortschrittlicheren Teilen des Bürger tums unterstützte Forderung nach 
besseren Arbeits- und Lebensbedingungen für Arbeiter(-kinder) über-
setzt in das Konzept „gleiche Bildungschancen für alle". Die gesellschafts-
politische Perspektive eines Kampfes gegen gesellschaftliche Ungleichheit 
wurde also transformiert in den Kampf um mehr und gleiche Bildungs-
chancen für alle - und damit in ihrer Substanz reduziert: Nicht nur wurde 
damit die fundamentale Ungleichheit im Hinblick auf den Besitz von Pro-
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duktivkapital ausgeklammert, deren Effekte für die Lebenssituation die 
der Ungleichheit von Bildung deutlich übersteigen. A u c h die Angleichung 
der Lebensbedingungen innerhalb der Arbeitnehmerschaft im Hinblick 
auf berufliche Positionen, Karrierebedingungen, Beschäftigungssicherheit 
und Entlohnung blieb außen vor. Ob und wie gleiche Bildungschancen in 
gleiche Arbeits- und Lebensbedingungen umgesetzt werden, wurde „dem 
Markt" , d.h. der betrieblichen Politik überlassen und nicht zum Gegen-
stand gewerkschaftlicher Politik gemacht.2 
Diese Verkürzung von umfassenden gesellschaftlichen Verbesserungs-
und Gleichheitszielen auf Forderungen nach besseren Bildungschancen 
auch für bislang „bildungsferne" Bevölkerungsgruppen rächt sich heute 
gerade angesichts ihrer teilweisen Realisierung. Diese Forderungen er-
weisen sich als zu kurz gegriffen; und es fehlen Konzepte, wie das Mehr 
an höherer Bildung umgesetzt werden könnte in eine Angleichung der A r -
beits- und Lebensbedingungen aller Arbeitnehmer auf höherem Niveau, 
die eine Verschärfung von Konkurrenz vermeidet. 
D e m eigentlichen (Reform-)Bedarf der Gesellschaft an besseren berufli-
chen und Lebensbedingungen der gesamten Arbeitnehmerschaft wurde 
damit in der bildungspolitischen Diskussion, die von ihm ihre Brisanz er-
hielt, nur scheinbar ein Weg gewiesen; de facto wurde er dethematisiert. 
E r blieb präsent allenfalls in der Forderung nach „Gleichwertigkeit" von 
allgemeiner und beruflicher Bildung. Doch verengt sich auch diese Forde-
rung - wenn es um Konkretisierung geht - oft sehr schnell auf Gleichwer-
tigkeit innerhalb des Bildungssystems, d.h. auf Fragen der Zulassung zu 
höheren Bildungsgängen. „Durchlässigkeit" des Bildungssystems bekam 
deshalb in der bildungspolitischen Diskussion große Bedeutung und zu-
nehmend Stellvertreterfunktion für Forderungen nach Angleichung des 
Arbeitslebens auf höherem Niveau, nach „sozialer Gerechtigkeit". Die in 
der gesellschaftlichen Reali tät nur allzu offensichtliche Nutzung höherer 
Bildung als Instrument für die Realisierung von Aufstiegszielen - sei es zu 
Beginn des Berufslebens (Hochschulbildung), sei es im Berufsverlauf 
(Fortbildung) - wurde als Ausdruck von „Bildungsansprüchen" der Ju-
gendlichen bzw. Arbeitnehmer interpretiert. Die gewerkschaftliche Dis-
kussion folgte also den konzeptuellen Restriktionen, die durch die Re-
formdiskussion und -politik der 60er und 70er Jahre vorgezeichnet waren. 
2 Allerdings hat die Lohnpolitik in Form von Sockelforderungen, die den am 
wenigsten qualifizierten Arbeitskräftegruppen zugute kommen, hier immer 
wieder Korrekturen versucht. 
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Diese Verengung von Gleichheits- auf Bildungsforderungen zwingt ge-
werkschaftliche Bildungspolitik gewissermaßen zur Orientierung „Bil-
dung ist immer gut" und erschwert es ihr, problematische Konsequenzen 
von „mehr Bi ldung" zu sehen, zu thematisieren und aufzugreifen. Sie er-
schwert ihr damit auch, die wachsende Konkurrenz verschiedener Grup-
pen von Höherqualifizierten und das daraus für Betr iebsräte und Ge-
werkschaften resultierende Vertretungsdilemma zu antizipieren, anzuer-
kennen und dafür Strategien zu konzipieren. 
Dazu kommt als weiterer Grund für den skizzierten Zuschnitt der ge-
werkschaftlichen Diskussionen und Aktivi täten, daß Gewerkschaften lan-
ge ein distanziertes Verhältnis zu Aufstieg hatten. A u c h heute noch haben 
Aufstiegsforderungen nur in der Angestelltenpolitik der Gewerkschaften 
größere Bedeutung, da eine Gewinnung von Angestellten - angesichts ih-
rer traditionellen Orientierung auf individuellen Aufstieg - anders nicht 
möglich erscheint. Für die Arbeiterschaft hingegen wird Aufstieg nicht als 
zentrale und besonders zu unters tützende Form einer Verbesserung von 
Arbeits- und Lebensbedingungen gesehen; ja, es gibt hier ein gewisses 
Mißtrauen. Dies ist nicht ganz unbegründet : Aufstiege sind selektiv; und 
sie können mit einem Herausbrechen der „Aufsteiger" aus immer auch 
lebensweltlich - in gemeinsamer Arbeitssituation und gemeinsamen Be-
rufsperspektiven - begründeten Solidaritäten verbunden sein. 3 D ie Ge-
werkschaften setzten und setzen deshalb primär auf eine Verbesserung 
der Arbeits- und Lebenssituation aller Arbeiter durch bessere Gestaltung 
und Anreicherung ihrer Arbeitsplätze („Humanis ierung" , Gruppenarbeit 
etc.) und durch Anhebung ihrer Entlohnung. 
Doch hat diese egalitaristische Stoßrichtung gewerkschaftlicher Politik ih-
re Grenzen auch bei der Arbeiterschaft, dies zeigen die realen Entwick-
lungen: Auch Facharbeiter, und zwar gerade Facharbeiter mit besonders 
interessanten Berufen und attraktiven Positionen, versuchen - wie aus-
führlich dargestellt - , mit Hilfe von zum Teil außerordent l ichen zeitlichen 
und finanziellen Investitionen und mit hohen Risiken „irgendwie beruflich 
weiterzukommen". Diese Bemühung um Aufstieg hat gerade in dem Zeit-
raum noch einmal deutlich zugenommen, in dem der durchschnittliche 
Arbeitsplatz eines Facharbeiters zunehmend breiter geschnitten und inter-
essanter gestaltet wurde. 
3 Allerdings zeigen das betriebliche und das Organisationsverhalten von Mei-
stern und Technikern, gerade auch im Vergleich mit dem Verhalten von 
„Seiteinsteigern", daß Aufstiege oft nicht mit einer Aufgabe bisheriger Soli-
daritäten verbunden sind. 
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Es geht beim Aufstieg von Facharbeitern und Fachangestellten also nicht 
nur um die Verbesserung der Arbeitsinhalte und -bedingungen, sondern 
auch um ihre Veränderung im Berufsverlauf: um ein Ausbrechen aus ei-
nem beruflichen und sozialen Feld, in das man sehr früh im Lebenslauf 
e ingemündet ist und nunmehr „eingesperrt" zu bleiben droht. D a ß Ge-
werkschaften dies aufgrund einer im Arbeiterbereich egalitaristischen Po-
litikkonzeption nicht ausreichend gesehen haben, dürfte eine der Ursa-
chen für den marginalen Stellenwert von Aufstieg in ihren bildungspoliti-
schen Zielvorstellungen sein. Auch dies dürfte beigetragen haben zur ge-
ringen Aufmerksamkeit der gewerkschaftlichen (Bildungs-)Politik für die 
Konkurrenz von Ausstiegsfortbildung und Hochschulausbildung. 
Die Nichtbearbeitung dieses Problems aber m u ß Folgen haben. 
3. Absehbare Konsequenzen eines nicht bearbeiteten Problems 
für Arbeitnehmerschaft und Arbeitnehmervertretung 
Das durch die Bildungsreformen der 70er Jahre nicht gelöste Problem der 
sozialen Ungleichheit bleibt trotz des Versuchs seiner Stillegung durch 
mehr und gleichmäßiger verteilte Bildungschancen virulent. Es hat die be-
reits geschilderten weitreichenden gesellschaftlichen Folgen: einen zuneh-
menden, sich zunehmend beschleunigenden und im Durchschnitt immer 
weniger durch bessere Arbeits- und Lebensbedingungen honorierten Z u -
lauf zu Hochschulbildung und Fortbildung; die daraus resultierende zu-
nehmende Vergeudung von individuellen und öffentlichen Finanzmitteln; 
und die absehbaren destabilisierenden Rückwirkungen auf die Funktions-
weise der wichtigsten Segmente des Bildungssystems (das Duale System, 
das Hochschulsystem) sowie auf den Wert seiner Abschlüsse (ausführli-
cher dazu Teil C) . 
Wenn es tatsächlich zu einer vollen Entwertung von Abschlüssen und der 
durch sie dokumentierten Qualifizierungsleistungen und Qualifikationen 
kommt, würde dies die generelle „Individualisierung" von Bildungs- und 
Berufsverläufen bedeuten; sie wird ja heute von manchen Autoren als na-
turwüchsiger, unausweichlicher Prozeß prognostiziert oder sogar als ge-
sellschaftliches Entwicklungsziel eingefordert (z.B. Beck 1983; 1986), 
stellt de facto jedoch nur eine - ideologisch überhöh te und legitimierte -
künftige Entwicklungsmöglichkeit neben anderen dar. Konsequenz einer 
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solchen vollen Entwertung von Bildungsabschlüssen, in der neoliberalen 
Diskussion oft als „Flexibilisierung des Arbeitsmarkts" angemahnt, wäre 
natürlich eine zunehmende Fragmentierung der Arbeitnehmerschaft ins-
gesamt und der einzelnen Arbeitnehmergruppen. 
E i n solcher Prozeß einer völligen Deregulierung der Beziehungen zwi-
schen Bildungsgängen und Beschäftigungsstrukturen hät te weitreichende 
Folgen für die Arbeitnehmer und die politischen Verhältnisse in Betrieb 
und Gesellschaft: Nicht nur würden Qualifizierungsleistungen und auf ih-
nen basierende höhere Arbeitsleistungen tendenziell aller Arbeitnehmer-
gruppen immer weniger durch höhere Entlohnung und/oder interessante-
re Tätigkeiten und Berufswege honoriert und die Investitionen der Arbeit-
nehmer in ihrer Qualifikation „enteignet". Facharbeiter und im Dualen 
System qualifizierte Angestellte würden jede Möglichkeit verlieren, ihre 
berufliche Entwicklung - „Veränderung und Verbesserung im Berufsver-
lauf" - selbst zu planen und sie durch Fortbildungsaktivi täten selbst in 
Gang zu setzen und (bis zu einem gewissen Grad) zu steuern. Sie würden 
damit voll abhängig von den Einsatz- und Beförderungsentscheidungen 
ihres Betriebs bzw. ihres Vorgesetzten. Damit ginge eine wichtige Grund-
lage für eine gewisse Autonomie dem Betrieb und für Solidarität den an-
deren Arbeitnehmern gegenüber, aber auch für Zivilcourage verloren. 
Auch die hochqualifizierten Arbeitnehmer als die scheinbaren „Sieger" in 
dieser verschärften Konkurrenz könnten unter solchen Bedingungen die 
erwartete Honorierung ihrer Bildungsinvestitionen immer weniger durch-
setzen, und auch sie könnten ihr Berufsleben zunehmend weniger planen. 
Diese Entwicklung ist durchaus bereits im Gange. Dies spiegelt sich nicht 
zuletzt im zunehmenden Individualismus der nachwachsenden Generati-
on von Hochqualifizierten, der sehr oberflächlich als Folge von Individua-
lisierungs- und Spaßkul turen interpretiert wird, aber in hohem Maße mit-
bedingt sein dürfte durch die Ahnung von, die Angst vor und die Frustra-
tion über die Fehlinvestition, als die sich ihre langen Bildungszeiten zuneh-
mend erweisen, und durch die Notwendigkeit, sich für scharfe Konkur-
renzkämpfe zu stabilisieren und „abzuhärten". 
Es liegt auf der Hand, daß solche Prozesse der Erosion von Arbeitneh-
mergruppen und der Veränderung von Verhaltensvoraussetzungen bei 
den individuellen Arbeitnehmern längerfristig gravierende Folgen für die 
Arbeitnehmervertretung hät ten. Doch hat das nicht gelöste Problem so-
zialer Ungleichheit bereits näherl iegende Konsequenzen. Es führt nicht 
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nur im Betrieb, für die Betr iebsräte (Kap. II), sondern auch für die Ge-
werkschaften zunehmend zu einem Vertretungsdilemma, zumindest la-
tent. Wird dieses Dilemma nicht manifest gemacht und bearbeitet, muß 
dies problematische Konsequenzen für die Interessenvertretung haben: 
Zum einen wird gewerkschaftliche Bildungspolitik dadurch an Bedeutung 
verlieren, genauer: Der im letzten Jahrzehnt begonnene Bedeutungsver-
lust gewerkschaftlicher Bildungspolitik wird sich fortsetzen. Die Bildungs-
politik der 60er und 70er Jahre hatte ja ihre Durchschlagskraft ganz we-
sentlich bezogen aus einer engen und glaubwürdigen Verbindung von 
technischen Modernisierungszielen mit dem Ziel von sozialer Gerechtig-
keit; doch ist die politische Vision von mehr Gleichheit danach zuneh-
mend verlorengegangen (Bleicher 1996). Dies gilt nicht nur für die staatli-
che Bildungspolitik und die öffentliche bildungspolitische Diskussion, die 
heute zunehmend um das Thema Bildung als Standortfaktor Deutschland 
rotieren. Es gilt in gewissem Maße auch für die gewerkschaftliche B i l -
dungspolitik. Sie hat sich von der Frage, ob und wie Bildung zu einer ge-
rechteren, besseren Gesellschaft mit gerechteren und besseren Arbeits-
und Lebensbedingungen gerade auch für die Arbeiterschaft beitragen 
kann, zunehmend zurückgezogen auf eher technische Fragen des B i l -
dungssystems: auf Fragen der Quali tät von Bildungsgängen, ihrer Rege-
lung, der für den Ausbau von Bildungskapazitäten und für die Unters tü t -
zung der Bildungsteilnehmer verfügbaren öffentlichen Finanzmittel etc. 
A l l dies sind zweifellos sehr wichtige Fragen, die Intervention der Ge-
werkschaften in bezug auf sie hat große Bedeutung, wie gerade der Ver-
gleich mit anderen Ländern sichtbar macht; doch bleiben sie auf das B i l -
dungssystem beschränkt und lassen das Beschäftigungssystem - und damit 
die Einlösung von Bildungsinvestitionen - außen vor. 
Diese Selbstbeschränkung gewerkschaftlicher Bildungspolitik auf Fragen 
des Bildungssystems ist angesichts arbeitsteilig organisierter Ressortpoliti-
ken der Gewerkschaft durchaus nachzuvollziehen. Doch fallen neu viru-
lent werdende Probleme leicht durch den Rost solcher eingespielter M u -
ster der Arbeitsteilung zwischen gewerkschaftlichen Politikressorts. Dies 
kann in Perioden der Veränderung der Beziehungen zwischen Bildungs-
und Beschäftigungssystem zu Glaubwürdigkei tsproblemen und Politikde-
fiziten führen: Wenn gewerkschaftliche Bildungspolitik auf die zuneh-
mende Konkurrenz zwischen Hochschulabsolventen und Fortbildungsab-
solventen und einer dadurch ausgelösten zunehmenden Entwertung der 
Abschlüsse beider Gruppen nicht reagiert, wird sie ihre Glaubwürdigkei t 
bei den Gruppen verlieren, deren Abschlüsse von Entwertung bedroht 
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sind, aber auch bei den Betr iebsrä ten . 4 Ist es für Betr iebsräte noch legi-
tim, daß sie solche Entwertungsprozesse fatalistisch hinnehmen und nur 
„individuell zu helfen" suchen, so ist dies für gewerkschaftliche Bildungs-
politik nicht möglich. V o n ihr wird erwartet, daß sie zu solchen Entwick-
lungen Stellung bezieht und Lösungsperspektiven aufzeigt, sonst geht ihr 
politischer Anspruch auf Mitgestaltung der Gesellschaft verloren. 
Dazu kommen absehbare politische Folgen im engeren Sinne: Wenn sich 
die Konkurrenz zwischen den Absolventen des Dualen Systems und sei-
ner Fortbildungen einerseits, der Hochschule andererseits zunehmend ver-
schärft, erweitert dies nicht nur den Handlungsspielraum der Betriebe bei 
Einsatz und Bewertung von Abschlüssen, sondern auch ihren politischen 
Handlungsspielraum im engeren Sinne. Wichtige Voraussetzungen für ein 
Mindes tmaß an Solidarität innerhalb der Arbeitnehmerschaft und für A r -
beitnehmervertretung werden unterminiert: Einsatzbereitschaft für über-
greifende Ziele und Solidarität zwischen individuellen Arbeitnehmern 
und Gruppen sind angesichts einer generalisierten Konkurrenz um E i n -
satz auf ausbi ldungsadäquaten Arbeitsplätzen kaum noch möglich. Es liegt 
auf der Hand, daß es unter solchen Bedingungen auch für die betriebliche 
Arbeitnehmervertretung immer schwieriger wird, ihre Schutzfunktionen 
wahrzunehmen. 
Heute sind die Grenzen der bisherigen Politik, die Expansion aller höhe-
ren Bildungswege als Instrument zur Bekämpfung gesellschaftlicher U n -
gleichheit einzusetzen, und ihre Folgen für Arbeitnehmer und Arbeitneh-
mervertretung absehbar, morgen werden diese Grenzen und Folgen allge-
mein präsent sein. D ie Annahme, es werde schon nicht so massiv kommen, 
das zunehmende Angebot an höherqualifizierten Arbei tskräften werde 
schon „irgendwie" und ohne negative Auswirkungen absorbiert werden - , 
diese Annahme ist unrealistisch. Die skizzierten Entwicklungstendenzen 
werden sich nicht im Selbstlauf, nicht ohne bewußte und gezielte politi-
sche Intervention von selbst korrigieren. 
4 Ein Beispiel für ein solches Glaubwürdigkeitsdefizit war ja das „Nicht-An-
kommen" der vehementen Ablehnung der Berufsakademie durch die Ge-
werkschaften - trotz breiter Diskussionen in der gewerkschaftlichen Öffent-
lichkeit - bei den Betriebsräten: Die Ausbildung eines praxisnäheren Inge-
nieurs mit dem Ziel seines Einsatzes auch in Grenzbereichen zwischen tradi-
tionellen Techniker- und Ingenieurtätigkeiten erschien ihnen u.a. unproble-
matisch angesichts der quantitativ sehr viel bedeutsameren Substitution von 
Technikern durch Fachhochschulingenieure und des Fehlens einer gewerk-
schaftlichen Kritik an diesem Substitutionsprozeß. 
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Konservative Kräfte, die schon seit längerem, wenn auch in verkürzter 
Form, auf diese Entwicklungen hinweisen, propagieren restriktive Ant -
worten auf diese Probleme: eine Reduktion staatlicher Bildungsbudgets 
auf allen Ebenen, eine Privatisierung von Aufwendungen für Bildung 
und/oder von Bildungsinstitutionen, eine Kanalisierung der großen Mehr-
heit der Studenten in Kurzstudiengänge etc. Es liegt auf der Hand, daß al-
le diese Antworten das hier angesprochene Grundproblem nicht lösen, ja, 
es sogar verschärfen, indem sie die immer noch bestehenden Ungleichhei-
ten der Bildungschancen wieder vergrößern. Doch füllen diese Vorschlä-
ge ein Vakuum in der politischen Diskussion, und sie werden um so mehr 
Durchschlagskraft bekommen, je deutlicher die Grenzen der bisherigen 
Politik und ihre individuellen, systembezogenen und vor allem finanziel-
len Folgen werden. 
4. Die eigentliche Herausforderung an die Gewerkschaften: 
eine produktive Auflösung des Vertretungsdilemmas 
- einige Essentials 
In dieser Situation stehen die Gewerkschaften vor der Herausforderung, 
sich dem skizzierten Problem zu stellen, es zu thematisieren und von ei-
nem latenten zu einem manifesten zu machen, sowie Perspektiven einer 
produktiven Auflösung des sich abzeichnenden Vertretungsdilemmas zu 
entwickeln. Die Gewerkschaften sind - mit anderen Worten - gefordert, 
in dieser Frage eine neue Linie, ein eigenständiges Konzept zu erarbeiten, 
sowohl für die bildungspolitische Auseinandersetzung mit anderen gesell-
schaftlichen Akteuren als auch für die Alltagspraxis der betrieblichen A r -
beitnehmervertretung. Es liegt auf der Hand, daß für die Entwicklung 
und (politische wie praktische) Implementation eines solchen Konzepts 
Zeitdruck besteht, nicht nur, weil Facharbeiteraufstieg angesichts vielfälti-
ger Erosionstendenzen heute „auf der Kippe" steht, sondern auch im In-
teresse der Begrenzung massiven politischen Flurschadens durch wach-
sende Konkurrenzen. 
Im folgenden seien einige Essentials für ein solches Konzept benannt, die 
sich aus den vorgestellten Untersuchungsergebnissen und Über legungen 
ergeben: 
(1) E i n Konzept zur Reduktion von Ungleichheit innerhalb der Arbeit-
nehmerschaft kann nicht primär bei Bildung ansetzen, es m u ß ansetzen 
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bei den beruflichen Positionen und Entlohnungsniveaus, um die es B i l -
dungsteilnehmern und späteren Arbeitnehmern ja zentral geht. Das Ziel 
von mehr sozialer Gerechtigkeit ist von daher zu denken, und von daher 
ist dann auch der Stellenwert von Bildungsgängen und -differenzierungen 
neu zu bestimmen. 
Es liegt auf der Hand, daß dies auch ein Stück weit die Aufhebung der 
traditionellen Arbeitsteilung zwischen gewerkschaftlicher Bildungspolitik 
und anderen gewerkschaftlichen Politiken - insbesondere der Tarifpolitik 
und der gewerkschaftlichen Betriebspolitik - sowie intensivere Formen 
der Kooperation und der gemeinsamen Arbeit an einem Reformkonzept 
erfordert. 
(2) E i n solches gewerkschaftliches Reformkonzept hat eine Gesamtbe-
trachtung des Bildungssystems und seiner Relationen zum Beschäftigungs-
system zur Voraussetzung; es kann sich nicht länger auf die Probleme ein-
zelner Bereiche beschränken, sondern m u ß sich auch auf die strukturellen 
Ursachen der sich abzeichnenden krisenhaften Entwicklung einlassen: auf 
die Diskrepanz zwischen der seit den 60er Jahren eingetretenen Verbesse-
rung der Bildungsmöglichkeiten einerseits und der weiterhin begrenzten 
Zahl von attraktiven Positionen im Beschäftigungssystem andererseits. 
Reformvorschläge, die sich auf das Bildungssystem beschränken - etwa 
das Konzept der Zusatzqualifikationen, soweit es „Aufstiegsfortbildung 
ohne Aufstieg" (Sauter 1997, S. 127) für Berufsanfänger beinhaltet - , sind 
keine tragfähige Lösung, da sie genau diesen Zusammenhang negieren. 
Gleiches gilt für isolierte Konzepte einer Schaffung neuer Fortbildungs-
ordnungen, wenn und soweit ihnen keine entsprechenden Berufswege ge-
genübers tehen; dann bedeuten sie ja genau eine Vers tärkung des Trends 
zur Entwertung von Fortbildungsabschlüssen. 
(3) Die Forderung nach (mehr) Gleichheit im Beschäftigungssystem, in 
den Arbeits- und Lebensbedingungen bedeutet keineswegs ein Plädoyer 
für den Einheitsarbeitsplatz und den Einheitslohn. Es gilt, analog wie bei 
anderen Aspekten der Reproduktion von Arbeitskraft (z.B. Arbeitszeit) 
auch, eine dynamische Sicht zu entwickeln, die das gesamte Arbeitsleben 
einbezieht, um daraus Potentiale für eine dialektische Verbindung von 
Differenzierung und Angleichung zu gewinnen. 
Es gilt, etwas konkreter formuliert, Lebensarbeitszeit und Berufsverlauf 
als politisches Gestaltungspotential zu nutzen. Dieses Gestaltungspotenti-
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al kann für die Herstellung von (mehr) Gerechtigkeit innerhalb der A r -
beitnehmerschaft fruchtbar gemacht werden in der Form, daß substantiell 
mehr Arbeitnehmer als heute (tendenziell alle) für eine bestimmte - be-
grenzte! - Zeit anspruchsvolle und entsprechend gut entlohnte Berufspo-
sitionen einnehmen und - notwendige Voraussetzung dafür bei gleichblei-
bender Struktur der Arbeitsplätze - daß substantiell weniger Arbeitneh-
mer als heute (tendenziell keine) solche Positionen von Beginn ihres Be-
rufslebens an und für dessen gesamte Dauer innehaben. Es geht also um 
eine Umverteilung von „guten" und „weniger guten" Berufspositionen 
durch eine Generalisierung von Mobilität. 
(4) Es liegt auf der Hand, daß Bildung für eine solche Neugestaltung der 
Berufsverläufe eine ganz fundamentale Stützfunktion haben m u ß . U n d es 
liegt auch auf der Hand, daß hierfür sehr unterschiedliche und viele neue 
Bildungsprozesse erforderlich sind - darunter viele neue Synthesen von 
theoretischem und Praxislernen - und daß sich solche Bildungsprozesse 
tendenziell über das gesamte Arbeitsleben hinziehen müssen. 
Zwei Vorschläge, die diesen Prinzipien gerecht werden und sie zugleich 
bereits ein Stück weit konkretisieren, werden im folgenden skizziert. 
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T e i l E 
Für einen gerechteren Zugang zu attraktiven 
Berufspositionen - zwei Vorschläge 
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I. Elemente eines zukunftsträchtigen Reformkonzepts 
Zwei Strategien einer gerechteren Verteilung von guten Arbeits- und Le-
bensbedingungen - und damit einer produktiven Auflösung von Konkur-
renzdruck und Vertretungsdilemmatas - sind unter gegebenen gesell-
schaftlichen Randbedingungen denkbar: 
- die Schaffung von gestuften und zeitlich gestreckten vertikalen Mobili-
tätsmustern, die den Aufstiegsraum für Absolventen des Dualen Sy-
stems nach oben hin, in den traditionellen Einsatzbereich von A k a -
demikern hinein, verlängern, sowie 
die Schaffung horizontaler Mobili tätsmuster und ihre Aufwertung im 
Hinblick auf Arbeitsinhalte, Arbeitsbedingungen und Entlohnung etc. 
zu diagonalen Karrieremustern (Drexel 1993a; 1994). 
Jede dieser Strategien einer Veränderung der Beziehung zwischen B i l -
dungs- und Beschäftigungssystem ermöglicht verschiedene Varianten und 
konkretere Modelle; jede dieser Strategien (und jedes konkretere Modell) 
erfordert vorgeschaltete und begleitende Bildungsprozesse; jede dieser 
Strategien (jedes Modell) erfordert und ermöglicht zugleich neue Synthe-
sen von Theorie- und Praxislernen; und für jede dieser Strategien (be-
stimmte konkretere Modelle) gab und gibt es in Vergangenheit und Ge-
genwart konkrete Ansätze und mögliche Vorläufer. Dies ist in den folgen-
den beiden Kapiteln (II und III) zu zeigen. Eine breite Umsetzung dieser 
beiden Strategien hat natürlich mit Widers tänden und Problemen zu rech-
nen, sie hat - unter bestimmten, genau zu bestimmenden Voraussetzun-
gen - aber auch Chancen (Kap. IV) . 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
II. Die Strategie einer Stufung und Streckung von 
Karrierewegen - neue vertikale Muster des 
Bildungs- und Berufsverlaufs 
(1) Grundprinzip der hier zu diskutierenden Strategie ist eine auf der dua-
len Erstausbildung aufsitzende Abfolge von jeweils aufeinander aufbau-
enden Berufsphasen und Fortbildungen in einem weitdefinierten Berufs-
feld: eine Sequenz von beruflichen Tätigkeiten unterschiedlichen Niveaus 
mit ihren informellen Lernprozessen und von formalisierten Lernprozes-
sen unterschiedlicher Niveaus, die - verteilt über tendenziell das gesamte 
Berufsleben - bis in die traditionellen Tätigkeitsfelder von Akademikern 
führt. 
E i n Beispiel wäre etwa der Weg von der Ausbildung zum und der Tätig-
keit als Metallfacharbeiter über die Ausbildung zum und Tätigkeit als M a -
schinenbautechniker sowie die Ausbildung zum und Tätigkeit als Techni-
scher Betriebswirt in spezielle Studiengänge für Ingenieure mit diesem 
Berufsweg an Fachhochschulen bzw. Universi täten und ihr Einsatz in Ent-
wicklungsbüros des Maschinenbaus. Andere Varianten mit weniger be-
kannten Karrierewegen, mit neuen Positionen und Positionsabfolgen, mit 
neuen Bildungsgängen und Kombinationen von formalisierten und infor-
mellen Lernprozessen sind ebenso denkbar. 
Allerdings müssen sie, damit sie zur Lösung der diskutierten Problematik 
beitragen können, bestimmte Kriterien erfüllen: Z u m einen müssen die 
aufeinanderfolgenden beruflichen Tätigkeiten und formalisierten Lern-
prozesse zumindest teilweise - sei es im Sinne einer Erweiterung, sei es im 
Sinne einer Spezialisierung der nachfolgenden gegenüber der vorherigen 
Phase - inhaltlich aufeinander aufbauen. Denn nur so können sich forma-
lisierte Lernprozesse und Lernen im Arbei t sprozeß aufeinander beziehen; 
nur so können die besonderen Potentiale von informellen Lernprozessen 
voll ausgeschöpft und zugleich formalisierte Lernsequenzen („Fortbil-
dung") dafür genutzt werden, die hierbei erworbenen fachlichen und so-
zialen Erfahrungen zu ergänzen, theoretisch einzuordnen und auf ein hö-
heres Generalisierungsniveau zu heben und damit zugleich den nächsten 
Mobilitätsschritt vorzubereiten. Z u m anderen ist es notwendig, daß die 
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verschiedenen Perioden beruflicher Tätigkeit jeweils einige Jahre dauern, 
daß also für den Zugang zur nächsten Stufe des Berufsverlaufs eine grö-
ßere Zahl von Jahren in der vorhergehenden vorausgesetzt ist. Denn nur 
so lassen sich hinreichend breite und vertiefte Erfahrungen in einem Be-
reich erwerben und wirklich qualitätsvolle Synthesen von theoretischem 
und praktischem Wissen aufbauen. V o r allem aber ist nur so der generel-
len Tendenz zur Konzentration von Aufstiegsprozessen und formalisier-
ten Lernprozessen auf den Beginn des Berufslebens entgegenzuwirken. 
Das dritte Kri ter ium bezieht sich auf die Sichtbarkeit und Anerkennung 
der einzelnen Schritte solcher vertikaler Bildungs- und Berufsverlaufsmu-
ster in Gesellschaft und Betrieb. Sie müssen im doppelten Sinne ebenso 
gesellschaftlich anerkannt sein wie die heutigen Fortbildungen: öffentlich 
geregelt und mit einem gewissen Status in der Öffentlichkeit versehen. 
Denn nur so können solche Wege ähnlich attraktiv werden wie der klassi-
sche Zugang zu Hochschule und Akademiker tä t igkei t , genauer: Nur durch 
Arbei tsmarktgängigkei t der auf der jeweiligen Stufe erreichten Qualifika-
tion und durch den Anspruch auf höhere Eingruppierung gewinnen sol-
che Wege soviel Verbindlichkeit und Attraktivi tät , daß sich junge Arbeit-
nehmer darauf einlassen können, ein - im Vergleich zu dem des klassi-
schen Akademikers - reduziertes Lebensarbeitseinkommen hinzunehmen 
zugunsten eines überdurchschnitt l ich abwechslungsreichen, mehrfache 
Weiterentwicklungen beinhaltenden Berufsverlaufs. Eine beliebige V i e l -
zahl und Vielfalt von Bildungs- und Berufswegen und die beliebige K o m -
binierbarkeit ihrer (beliebig schmalen) Etappen, wie sie von manchen mo-
dularen Modellen propagiert werden, würden ihre Durchsetzung als ge-
sellschaftlich vollwertige „Wege nach oben" wohl gefährden. 
A l l e diese Kriterien sind unverzichtbar für die skizzierte Strategie, dem 
sozialen Aufstieg durch immer längere Bildungswege vor Beginn des Be-
rufslebens eine etwa gleichwertige - und deshalb akzeptierte - Alternati-
ve gegenüberzustel len, die einer substantiell größeren Zahl von Arbeit-
nehmern im Laufe ihres Arbeitslebens Aufstiege und die Ausübung at-
traktiver Berufstätigkeiten erlaubt. 
(2) Bildungs- und Berufsverlaufsmuster des hier skizzierten Strukturtyps 
wären nicht neu; die Schaffung solcher gestufter und gestreckter Auf-
stiegswege vom Facharbeiter- und Fachangestelltenniveau in den Akade-
mikerbereich könnte (und sollte) sich auf historische Vorläufer und die 
damit gemachten positiven wie auch negativen Erfahrungen stützen; nicht 
um sie zu kopieren, sondern um sie produktiv weiterzuentwickeln. 
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A m bekanntesten ist wohl der traditionsreiche Weg vom Facharbeiter zum 
Fachschulingenieur mit Hilfe der deutschen Ingenieurschule, die sich in 
den ersten Jahrzehnten dieses Jahrhunderts entwickelt hatte (Grüner 
1967) und in Westdeutschland 1969 im wesentlichen aufgrund von Status-
interessen des Lehrpersonals und der Absolventen in den Hochschulbe-
reich - in die damals neugegründeten Fachhochschulen - überführt wurde 
(Lutz, Kammerer 1975). Dieser Weg war in den 60er Jahren in nicht weni-
gen westdeutschen Industriebetrieben und Unternehmen des Öffentli-
chen Dienstes, insbesondere bei der Post, mit relativ hoher Verbindlich-
keit mit entsprechenden Berufskarrieren verknüpft und zum Teil (auf-
grund der damaligen Arbeitsmarktlage) auch mit der Verpflichtung der 
an die Ingenieurschule entsandten, oft finanziell unterstützten Arbeitneh-
mer, nach Abschluß des Studiums für eine bestimmte Zeit im Unterneh-
men zu arbeiten. Dieser Weg war - weniger bekannt - noch einmal deutli-
cher ausgeprägt und quantitativ bedeutungsvoller in der D D R , die das aus 
dem Deutschen Reich übe rnommene System der Fachschulen massiv wei-
terentwickelte, über ihre gesamte Dauer hinweg aufrechterhielt und erst 
gegen Ende (in den 80er Jahren) größere Restrukturierungsprozesse ein-
zuleiten versuchte (Wolter 1997; Giessmann 1997). A u c h in der D D R war 
der Weg zum Fachschulingenieur tendenziell immer ein Weg, der von der 
Ausbildung zum Facharbeiter bzw. Fachangestellten ausging und durch 
bestimmte zusätzliche Lernmodule („Vorkurse") vorbereitet und abge-
stützt wurde; dazu kam jedoch - zumindest zeitweise - als eine Zwischen-
stufe die Meisterausbildung. Noch deutlicher als in Westdeutschland aus-
geprägt war hier die Verbindung mit dem Betrieb: Der Arbeitnehmer 
wurde von seinem Betrieb zum Studium „delegiert", erhielt seinen Lohn 
weiter und mußte nach Ende des Studiums in den Betrieb zurückkehren, 
wo er aber immer einen seinem neuen Abschluß entsprechenden Arbeits-
platz erhielt. 
In Westdeutschland fand nach der Abschaffung der Ingenieurschule „die-
ser Weg von unten" in Akademikerpositionen eine naturwüchsige, nicht 
geplante, aber sehr bezeichnende Fortsetzung, eine Reproduktion in neu-
en Formen: In den Jahrzehnten nach 1969 wanderten jedes Jahr die „be-
sten" jungen Facharbeiter aus den anspruchsvollsten Berufen (insbeson-
dere aus den Großbet r ieben) nach Ende der Ausbildung ab, um über ir-
gendwelche schulischen Zwischenstufen die Fachhochschulreife und an-
schließend ein Fachhochschuldiplom zu erwerben. Die Betriebe verloren 
damit zwar besonders leistungsfähige und -willige junge Facharbeiter und 
Fachangestellte. Doch konnten sie auf diese Weise kontinuierlich mit In-
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genieuren und Betriebswirten rechnen, die „von der Pieke auf" gelernt 
hatten und den Betrieb kannten - also in breitem Umfang über prakti-
sches und betriebsspezifisches Erfahrungswissen und -können verfügten. 
Diese Reproduktion des früheren Wegs von unten in Akademikerpositio-
nen in naturwüchsiger Form war keine Übergangserscheinung, sie hat 
quantitativ sogar zugenommen. U n d sie wurde von den Betrieben durch-
aus geschätzt; das zeigt die Tatsache, daß die Betriebe oft ihren studieren-
den ehemaligen Lehrlingen bzw. Facharbeitern die Möglichkeit boten, re-
gelmäßig für Praktika und Ferienjobs in den Betrieb zurückzukehren, 
„um Kontakt zu halten" in der Perspektive ihrer Rückkehr . 
Heute wird der hier skizzierte Strukturtyp von langgestreckten und ge-
stuften Bildungs- und Berufsverlaufsmustern neu diskutiert. Große Auf-
merksamkeit gefunden hat vor allem der Vorschlag des B I B B für ein „ei-
genständiges und gleichwertiges Berufsbildungssystem" (Dybowski u.a. 
1994; Pütz , Sauter 1996), der neben dem System der Allgemeinbildung ein 
dreistufiges eigenständiges Berufsbildungssystem schaffen wil l . In diesem 
haben geregelte Fortbildungen zentrale Bedeutung, Fachhochschulen wer-
den zu Einrichtungen der Weiterbildung für die Arbeitnehmer, die solche 
Bildungs- und Berufswege gehen, und prinzipiell sind alle Bildungsgänge 
dual - d.h. in Kooperation zwischen Bildungsinstitution und Betrieb -
konstruiert. Der Vorschlag des B I B B stützt sich auf verschiedene V o r -
schläge aus dem politischen Raum ( D I H T 1992; B M B W 1994a), die er 
weiterentwickelt und konkretisiert. Diesen politischen Vorschlägen und 
den Autoren des B I B B geht es mit ihrem Vorschlag vor allem um die Si -
cherung von Aufstiegsmöglichkeiten im Interesse der Gleichwertigkeit 
der beruflichen Bildung mit der Allgemeinbildung und der Attraktivi tät 
des Dualen Systems. 
Andere Autoren führen - neben diesem primären Zie l - auch inhaltliche 
Gründe an: Edding (1995) plädiert für eine Nutzung des B I B B - V o r -
schlags für die Ausbildung von Berufspädagogen an besonderen „Fach-
hochschulen neuer A r t " auf der Basis von Meisterausbildung und -tätig-
keit vor allem im Hinblick auf die dadurch ermöglichte besondere Inte-
gration von Theorie und Praxiserfahrung, die eine den Aufgaben des Be-
rufspädagogen angemessenere Kompetenz als die von Hochschulabsol-
venten erzeugen würde. 
Drexel plädiert für eine Revitalisierung des Facharbeiteraufstiegs zum In-
genieur (1994) auch mit dem Argument, auf diese Weise könnten „Brük-
kenqualifikationen" zwischen Facharbeiter und Ingenieur gesichert wer-
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den, die wesentliche Kommunikations- und Kooperationsprobleme zwi-
schen diesen Gruppen vermeiden. 
Schließlich gibt es auch neue Ansätze einer Umsetzung, gerade auch in 
bezug auf den als schwierig betrachteten Schritt von der mittleren Qualifi-
kationsebene in den hochschulischen Bereich hinein. D a ß der Weg vom 
Meister- bzw. Technikerniveau in die Fachhochschule bei etwas Aufwand 
für entsprechende Curricula und eventuell Vorkurse „machbar" ist, zei-
gen praktische Versuche im Rahmen einzelner Dualer Fachhochschulen, 
seine Optimierung wird derzeit in einem Modellversuch des B I B B in K o -
operation mit einer Dualen Fachhochschule erprobt. Beides spricht dafür, 
daß sich gerade Duale Fachhochschulen für eine solche „Öffnung nach 
unten" im Prinzip besonders eignen würden. 
Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß die hier diskutierte Strategie 
keine völlig irreale Utopie ist, daß sie in der Vergangenheit große Bedeu-
tung hatte und daß gegenwärtig Ansätze diskutiert und erprobt werden, 
sie in neuen Formen zu implementieren. 
Allerdings sind die neueren Konzepte zum Tei l nicht eindeutig genug in 
bezug auf ihre Funktionsbedingungen für eine tatsächliche Sicherung von 
Aufstiegswegen: D a ß solche Wege nur attraktiv sein können , wenn sie mit 
relativ hoher Verläßlichkeit tatsächlich zu Aufstiegen führen - und das 
heißt, wenn sie im Rahmen von Personalentwicklung und mit expliziten 
Zusagen der Betriebe erfolgen - , wird nicht immer thematisiert. Noch we-
niger wird thematisiert, daß eine Verbesserung von Aufstiegschancen für 
Facharbeiter und Fachangestellte bei gegebener Positionsstruktur nur zu 
Lasten einer frühen Berufseinmündung von Hochschulabsolventen auf 
hohem Niveau gehen kann. Hier zeichnet sich also eine gewisse Inkonse-
quenz ab, die die Realisierung der Zielsetzungen dieser Vorschläge in Fra-
ge stellen muß: Noch so gut durchdachte Modelle von aufstiegsorientier-
ten Bildungsgängen und ihrer Verknüpfung werden den Attraktivitätsver-
fall des Dualen Systems nicht stoppen, wenn sie nicht vom Beschäfti-
gungssystem verläßlich honoriert werden. 
Z u diesem Problem einzelner neuerer Modellvorschläge kommt ein grund-
sätzliches Problem der Strategie, die sich auf gestufte und zeitlich ge-
streckte Aufstiegs- und Bildungsprozesse richtet: Angesichts einer zuneh-
menden Enthierarchisierung betrieblicher Positionsstrukturen, die in gro-
ßem Umfang gerade mittlere Positionen, in erheblichem Umfang aber 
auch Positionen der ersten Akademikerebene eliminiert, ist die Zahl der 
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im nächsten Jahrzehnt freiwerdenden Aufstiegspositionen recht begrenzt; 
dies um so mehr, als in den letzten Jahren eine massive Verjüngung des 
Personals beider Ebenen stattgefunden hat. Eine Revitalisierung des Auf-
stiegs von Absolventen des Dualen Systems in mittlere und Akademiker-
positionen ist also - selbst wenn alle anderen Voraussetzungen gegeben 
wären - aus quantitativen Gründen für sich genommen nur sehr begrenzt 
in der Lage, einen gerechteren, gleichmäßiger verteilten Zugang zu at-
traktiven Arbeits- und Lebensbedingungen zu ermöglichen. 
Sie m u ß deshalb ergänzt werden durch eine zweite, im folgenden zu skiz-
zierende Strategie. 
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III. Die Strategie einer Aufwertung horizontaler 
Mobilitätsprozesse - das Konzept diagonaler 
Karrieremuster 
(1) Das Konzept diagonaler Karrieremuster geht aus von der zunehmen-
den, im wesentlichen als irreversibel betrachteten Enthierarchisierung be-
trieblicher Strukturen. Es schlägt vor, die dadurch mitbedingte Reduktion 
von Aufstiegsmöglichkeiten zu kompensieren durch die Schaffung eines 
Systems von geregelten und zwischen den Sozialparteien vereinbarten M o -
bili tätsmustern, die im Hinblick auf die nacheinander einzunehmenden 
Arbeitsplätze horizontal, im Hinblick auf Arbeitsinhalte und Entlohnung 
aber vertikal strukturiert sind. Grundprinzip dieses Vorschlags ist es also, 
die bestehende vertikale Differenzierung des Facharbeiter- und Fachan-
gestelltenniveaus im gesamten Beschäftigungssystem nach Anforderun-
gen, Arbeitsbedingungen sowie Entlohnung zu nutzen für die Konstrukti-
on von Vertikalität in Berufsverlaufsmustern in neuen Formen. Solche 
„diagonalen Karrieremuster" können die Arbeits- und Lebenssituation 
der Absolventen des Dualen Systems - analog wie die traditionellen Auf-
stiegswege - zugleich verändern und verbessern und den Betrieben neue 
„Brückenqualif ikationen", neue Synthesen von Kenntnissen und Erfah-
rungen aus zwei oder mehr Einsatzbereichen verfügbar machen. 
Dafür, daß solche neuen Mobili tätsmuster der skizzierten zirkulären Ent-
wicklung von Bildungs- und Beschäftigungssystem entgegenwirken kön-
nen, gibt es Voraussetzungen: 
Z u m einen ist eine qualifikatorische Abstützung solcher diagonaler Be-
rufswege notwendig: sowohl um die Arbeitnehmer für diagonale Mobi l i -
tätsprozesse vorzubereiten durch die Vermittlung zusätzlicher Kenntnisse 
als auch um die in horizontalen Mobilitätsschritten von einem Bereich 
zum anderen erworbenen Erfahrungen und praktischen Kenntnisse anzu-
reichern, sie auf ein generelleres Niveau zu heben und theoretisch zu un-
terfüttern. Nur unter dieser Voraussetzung werden die Kompetenzen, die 
Ergebnis solcher diagonaler Berufsverlaufsmuster sind, auch in den Re-
krutierungs- und Einsatzentscheidungen der Betriebe mit Hochschulqua-
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lifikationen konkurrieren können . Denn Erfahrung - auch die auf einer 
Mehrzahl anspruchsvoller Arbei tsplätze gewonnene Erfahrung - reicht 
heute und in Zukunft nicht mehr aus; ein qualitativer Sprung ist in aller 
Regel Voraussetzung für Anerkennung im Betrieb und auf dem Arbeits-
markt. Nur unter der Voraussetzung eines solchen qualitativen Sprungs, 
einer höherwert igen Theorie- und Erfahrungssynthese werden die Betrie-
be auch tatsächlich bereit sein, diese Arbeitnehmer in der Entlohnung hö-
her einzustufen und damit eine nennenswerte „Verbesserung" in ihren 
Berufsverlaufsmustern zu realisieren. 
Z u m anderen müssen solche Karrierewege ähnlich attraktiv sein wie tradi-
tionelle Aufstiegswege: Sie müssen tatsächlich deutliche Verbesserungen 
im Hinblick auf Arbeitsinhalte, Arbeitsbedingungen und Entlohnung brin-
gen; und sie müssen bekannt und öffentlich anerkannt sein und einen ge-
wissen gesellschaftlichen Status haben, sonst können sie in den Bildungs-
und Berufswahlentscheidungen und -motivationen des Nachwuchses nicht 
mit dem Weg zur Hochschule und zu Akademikerpositionen konkurrie-
ren. 
Die Form, in der gesellschaftliche Sichtbarkeit und die Arbei tsmarktgän-
gigkeit der erzeugten Qualifikationen sichergestellt werden könnten , ist 
natürlich ein Problem: Angesichts der Vielzahl möglicher diagonaler Be-
rufswege (und der Notwendigkeit, hier schnell neue Wege in einer gewis-
sen Breite zu schaffen und durchzusetzen) kann es vielleicht nicht um Re-
gelungsprozeduren und Anforderungen in voller Analogie zu den klassi-
schen Fortbildungsordnungen und -berufen gehen. Es kann aber auch 
nicht darum gehen, die hier notwendigen Lernprozesse vollständig und 
beliebig in kleine Weiterbildungsmodule zu zerstückeln. Der vieldisku-
tierte Qualifikationspaß könnte die notwendige gesellschaftliche Sichtbar-
keit und Anerkennung der in formalisierten und informellen Lernprozes-
sen erworbenen Qualifikation herstellen, allerdings nur dann, wenn er sich 
nicht darauf beschränkt, beliebige Ansammlungen von Weiterbildungen 
und Berufsabschnitten zu dokumentieren. Notwendig ist eine gewisse ge-
sellschaftliche Strukturierung der erworbenen Kenntnisse, Fähigkei ten 
und Erfahrungen. 
(2) Das Konzept diagonaler Karrieremuster ist nicht so utopisch, wie es 
auf den ersten Blick erscheinen mag. Es gab und gibt als Vorläufer viele 
konkrete Beispiele für solche Berufswege, etwa die mit höherem Lohn , 
interessanterer Arbeit und besseren Arbeitsbedingungen verbundene A b -
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Wanderung von erfahrenen Facharbeitern aus der Produktion in die In-
s tandhal tung in vielen Betrieben und Branchen; oder den Wechsel aus der 
Instandhaltung in den technischen Vertrieb mit denselben Konsequenzen. 
A u c h gibt es bereits bisher diagonale Berufswege, die über die Grenzen des 
Einzelbetriebs und sogar der Branche hinausgehen; Beispiele hierfür sind 
der häufige Wechsel von Facharbeitern aus Subunternehmerbetrieben in 
„ ihre" Großbe t r iebe oder aus Zulieferbetrieben in die Abnehmerbetriebe 
und nicht zuletzt der massenhafte Wechsel von (Metall-)Facharbeitern in 
die technischen Bereiche des Öffentlichen Dienstes (Busfahrer etc.). Doch 
sind diese Beispiele bislang Produkt von Zufällen oder einzelbetrieblicher 
Personalpolitik; sie sind quantitativ begrenzt; und vor allem werden sie in 
der Regel nicht von qualifikatorischen und arbeitsmarktbezogenen Abs i -
cherungen begleitet: Es fehlt eine Abstützung dieser Mobilitätsprozesse 
durch anspruchsvolle Weiterbildung, die auf den bislang erworbenen Er -
fahrungen aufbaut und diese an die zusätzlichen Erfordernisse des künfti-
gen Arbeitsplatzes heranführt; und es fehlt ein Zertifikat, das die im Be-
rufsverlauf erworbenen polyvalenten Qualifikationen dokumentiert. 
Heute befaßt sich, gerade angesichts des zunehmenden Aufstiegsstaus und 
seiner Folgeprobleme auch für Betriebe, manche Personalentwicklungsab-
teilung mit solchen Möglichkeiten. Wieweit hierbei Notwendigkeit und 
Möglichkeit einer gesellschaftlichen Sichtbarmachung und Anerkennung 
solcher Berufswege und der Qualifikationsergebnisse ihrer einzelnen A b -
schnitte mitgedacht werden, ist eine offene, nur empirisch zu klärende 
Frage. 
Insgesamt gilt aber, so läßt sich zusammenfassend festhalten, daß auch 
das Konzept diagonaler Karrieremuster kein realitätsfernes Model l , keine 
Utopie darstellt. Es weicht vielleicht stärker als das oben skizzierte K o n -
zept gestufter und zeitlich gestreckter vertikaler Mobil i tätsmuster von der 
heute dominierenden vertikalen Logik ab. Jedoch hat es bei fortschreiten-
der Enthierarchisierung der Beschäftigungsstrukturen die größeren Zu -
kunftspotentiale: Es ermöglicht neue Synthesen von gesellschaftlicher 
Strukturierung und Differenzierung und kann damit Potentiale für Neu-
Strukturierung von Bildungs- und Berufsverlaufsmustern - also für Ver-
änderung ohne die Anomie einer vollen Individualisierung - schaffen. 
Doch sollte man die beiden Konzepte nicht gegeneinander ausspielen: Es 
liegt auf der Hand, daß sich diagonale Berufswege und gestreckte vertikale 
Berufswege nicht ausschließen, daß sie kombinierbar sind. V o r allem kön-
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nen sie sich wechselseitig bestärken in der Implementierung einer neuen 
Logik in den Bildungs- und Berufswahlentscheidungen des Nachwuchses 
wie auch in den Rekrutierungs- und Einsatzpolitiken der Betriebe. 
Welche Chancen einer Umsetzung dieser Konzepte bestehen unter heuti-
gen Bedingungen, welche Voraussetzungen hat sie? Dies ist im folgenden 
abschließenden Kapitel zu diskutieren. 
Drexel (1999): Arbeitnehmervertretung vor neuen Differenzierungen des Bildungssystems. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67504 
Rahmenbedingungen der Schaffung und dauerhaf-
ten Durchsetzung neuer vertikaler und diagonaler 
Berufswege 
Eine Umsetzung der beiden skizzierten Strategien in konkretere Karriere-
wege und ihre gesellschaftliche Durchsetzung erscheinen im Prinzip durch-
aus möglich; nicht nur deshalb, weil sie an bestimmten Traditionen und Er -
fahrungen der Vergangenheit („Vorläufern") anknüpfen könnten , son-
dern vor allem deshalb, weil sie für alle beteiligten gesellschaftlichen A k -
teure und die Gesellschaft insgesamt große Chancen beinhalten (Abschnitt 
1). Allerdings sind durchaus auch Probleme der Durchsetzung dieser K o n -
zepte abzusehen - nicht nur allgemeiner resistance to change, sondern 
auch Widers tände , die aus Nachteilen für bestimmte gesellschaftliche A k -
teure resultieren (Abschnitt 2). U m so wichtiger ist es, die unverzichtba-
ren Voraussetzungen einer Durchsetzung solcher Konzepte, die zu mehr 
Gerechtigkeit im Zugang zu Berufspositionen beitragen können, klar und 
deutlich festzuhalten (Abschnitt 3). 
1. Die Chancen einer Durchsetzung neuer vertikaler und dia-
gonaler Berufsverlaufsmuster 
Die Entstehung neuer Strukturen im interessierenden Bereich hängt ge-
nerell - dies zeigten die Analysen der Hin te rg ründe für die Schaffung 
neuer Bildungsgänge (Teil B) sehr deutlich - ganz entscheidend davon ab, 
daß sie nennenswerte Interessen der wichtigsten Akteure in diesem Feld 
(Arbeitnehmer bzw. Nachwuchs, Betriebe und Bildungsinstitutionen) zu 
befriedigen versprechen und aufeinander einregeln, d.h., daß sich um sie 
herum neue Interessensymbiosen entwickeln. Durchsetzung und dauer-
hafte Stabilisierung solcher neuen Strukturen - dies zeigten diese Analy-
sen ebenfalls - hängen davon ab, ob es sich hierbei um längerfristige In-
teressen der Akteure und um die Interessen einer größeren Zahl von A k -
teuren handelt, die solchen aufeinander eingeregelten Interessensymbio-
sen eine gewisse Stetigkeit verleihen. V o r dem Hintergrund dieser Erfah-
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rung ist nach den möglichen Interessen von Arbeitnehmern, Betrieben 
und Bildungseinrichtungen an den skizzierten neuen Berufswegen zu fra-
gen, wenn man ihre Durchsetzungschancen einschätzen wil l . Z u fragen ist 
aber auch nach den Interessen des Staates, da die skizzierten neuen Be-
rufsverlaufsmuster ja flankierende öffentlich geregelte Bildungsgänge -
und damit eine Beteiligung der staatlichen Bildungspolitik - voraussetzen. 
(1) Eine erste Frage m u ß sich darauf richten, welche Chancen solche wie 
die skizzierten neuen vertikalen und diagonalen Berufswege den Arbeit-
nehmern bieten: Sie würden zunächst für Arbeitnehmer, die das Duale 
System absolviert haben oder absolvieren wollen, die Wahrscheinlichkeit 
einer „Verbesserung und Veränderung im Berufsverlauf" wieder deutlich 
erhöhen; und dies ohne die Unsicherheiten, die mit individuell initiiertem 
und gesteuertem Berufswechsel in der Regel verbunden sind und in Z u -
kunft zunehmend auch mit dem Besuch einer Hochschule verbunden sein 
werden. Genauer: Diese Arbeitnehmer hät ten zwar ein gegenüber dem 
Lebenseinkommen eines klassischen Akademikers geringeres Lebensein-
kommen zu erwarten, da sie ja nur eine geringere Zahl von Jahren auf 
vergleichbaren (vergleichbar entlohnten) Positionen eingesetzt würden; 
dem stünde jedoch ein Berufsleben mit mehrfachen Entwicklungsschüben 
und einer Mehrzahl von beruflichen Etappen mit ihren Entwicklungsmög-
lichkeiten gegenüber. 
Dies böte die Chance, daß sich der wachsende Druck des „Ein für alle-
mal", der heute zunehmend auf Kindern und Jugendlichen lastet und sie 
zwingt, möglichst lange Schulkarrieren zu durchlaufen, reduzieren würde, 
und zwar ohne Resignation und Verzicht auf Dauer. A u ß e r d e m reduziert 
die Tatsache, daß solche Bildungs- und Berufsverlaufsmuster einer sub-
stantiell größeren Zahl von Arbeitnehmern ermöglichen, im Berufsver-
lauf ihre Position zu verändern und zu verbessern, die Konkurrenz inner-
halb der Arbeitnehmerschaft insgesamt und bietet damit sowohl alltags-
praktische Chancen für ein besseres Arbeitsklima als auch politische Chan-
cen für die Sicherung von Belegschaftssolidarität. 
(2) Den Betrieben bieten die skizzierten neuen Bildungs- und Berufsver-
laufsmuster - aus der Sicht der heute dominierenden Diskussion dieser 
Fragen - vor allem die Chance, durch das Angebot einer großen Zahl zu-
sätzlicher attraktiver und glaubwürdiger Perspektiven der beruflichen 
Entwicklung wesentlich zur Absicherung des Dualen Systems beizutragen 
und damit den Nachfluß von leistungsfähigen und -willigen, gutmotivier-
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ten Facharbeitern und Fachangestellten zu sichern. Insbesondere mit H i l -
fe diagonaler Berufswege könnten sie in sozialverträglicher Weise Ent-
hierarchisierungsprozesse mit dem Erhalt beruflicher Entwicklungsmög-
lichkeiten für ihre Facharbeiter und Fachangestellten verbinden und sich 
damit all die Funktional i täten sichern, die Aufstieg auch für Betriebe be-
inhaltet (Drexel 1999). 
Z u diesen Vorteilen solcher neuer Bildungs- und Berufswege für den Er -
halt des Dualen Systems kommt die Chance, mit ihrer Hilfe die Attrakti-
vität bestimmter Studiengänge und akademischer Berufe, so insbesondere 
der Ingenieurstudiengänge und des Ingenieurberufs, wieder zu verbessern 
und dauerhaft zu sichern: Zum einen würde durch neue vertikale B i l -
dungs- und Berufswege des skizzierten Typs natürlich schon relativ kurz-
fristig eine neue Klientel erschlossen, für die Ingenieurpositionen beson-
ders attraktiv sind. Zum anderen könn te sich längerfristig der „Bedarf" 
am Einsatz von klassischen (Fach-)Hochschulabsolventen auf mittleren 
Positionen reduzieren in dem Maße , in dem leistungsstarke Arbeitskräfte 
mit den in horizontalen Berufsverläufen erworbenen, besonders breiten 
Kenntnissen und Erfahrungen dafür zur Verfügung stehen. Beides würde 
einer Entwertung von Ingenieurqualifikationen entgegenwirken. 
Dazu kommen weitere Vorteile solcher Konzepte für die Betriebe: Die 
wachsende Polyvalenz von Arbeitnehmern, die die skizzierten vertikalen 
und vor allem diagonalen Bildungs- und Berufswege durchlaufen haben, 
erhöht ihre Mobilitätsfähigkeit und -bereitschaft; qualifikationsbedingte 
objektive und/oder subjektive „Immobil i tä t" würde ein Gutteil ihrer 
Grundlagen verlieren - eine Veränderung , die angesichts weiterhin abseh-
barer Restrukturierungsprozesse in den Betrieben von größter Bedeutung 
auch für betriebliche Personalpolitik bleiben dürfte. 
V o r allem würden solche neuen Muster des Bildungs- und Berufsverlaufs 
den Betrieben in großer Zahl und großer Vielfalt neue, besondere Syn-
thesen von theoretischem Wissen und praktisch-betrieblichen Kenntnis-
sen und Sichtweisen verfügbar machen: Das mehrfache H i n - und Her-
wechseln zwischen informellen Lernprozessen im Arbei tsprozeß und for-
malisierten Lernprozessen, die dieses Erfahrungslernen abstützen, ergän-
zen und generalisieren, dürfte zu einer höheren Quali tät von Theorie- und 
Praxissynthesen führen als jede noch so sophistizierte Verzahnung von 
Studiengängen und betrieblichen Praktika; ebenso die Tatsache, daß es 
sich bei ersteren jeweils um mehrjährige Phasen eines „Lernens in Ernst-
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fallsituationen" handelt, die ein vertieftes Eindringen sowohl in fachliche 
Zusammenhänge als auch in die sozialen Gegebenheiten der verschiede-
nen Bereiche erlauben. Solche „Lernlaufbahnen" (Edding 1995) schaffen 
„Brückenqual if ikat ionen" (Drexel 1993a; 1994), d.h. die Fähigkeit und 
Motivation zur Kommunikation und Kooperation mit anderen Gruppen, 
zur „Überse tzung" zwischen Arbeitern und Akademikern, zwischen ver-
schiedenen betrieblichen Bereichen (Produktion, Instandhaltung, Ver-
trieb etc.) und zwischen verschiedenen Generationen. Sie erleichtern 
nicht nur die sprachliche Verständigung zwischen Gruppen und Berei-
chen, sondern auch die Antizipation möglicher Probleme in anderen -
den früher einmal durchlaufenen - Bereichen und die Entwicklung mögli-
cher Problemlösungen ex ante. 
Solche Brückenqualif ikat ionen waren in der Vergangenheit und sind auch 
heute noch in erheblichem Umfang ein wenig diskutiertes, aber viel ge-
nutztes Potential von Aufstiegswegen, etwa überall da, wo ehemalige 
Facharbeiter als Arbeitsvorbereiter oder auch als Meister eingesetzt wer-
den und ihre intime Kenntnis der Produktion für Störungsinterpretat ion, 
Planung und Steuerung wie auch Verbesserungsvorschläge einbringen 
können . 
Es liegt auf der Hand, daß in diesem Zusammenhang diagonale Bildungs-
und Berufswege entlang von Wertschöpfungsketten besondere Bedeu-
tung hät ten. Sie lassen Kompetenzen entstehen, die dem sich zunehmend 
aufbauenden Risiko von Informations- und Kommunika t ionsbrüchen zwi-
schen Kernbetrieben und ihren dezentralisierten bzw. outgesourcten (frü-
heren) Einheiten entgegenwirken können; Kompetenzen, die potentielle 
Probleme sowohl von Kernbetrieben als auch von dezentralisierten E i n -
heiten lösen und sie deshalb auch zur Kooperation bei der Konzipierung 
und Realisierung diagonaler Berufswege veranlassen könnten . 
Nicht zuletzt würden solche neuen vertikalen und diagonalen Bildungs-
und Berufsverlaufsmuster den Betrieben erlauben, die Potentiale des viel-
zitierten „lebenslangen Lernens" und des „selbstorganisierten Lernens" 
wirklich zu erschließen. In der neoliberalen Stoßrichtung, in der diese 
Konzepte meist vorgetragen werden, verkennen sie ja, daß berufliche 
Lernprozesse im Erwachsenenalter nicht voraussetzungslos sind, daß sie 
Anreize und eine gewisse Absicherung brauchen. Not und Angst vor der 
Not sind schlechte Katalysatoren für Lernprozesse, insbesondere für sol-
che, wie sie in Zukunft erforderlich sind: für ein Lernen über den aktuel-
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len Arbeitsplatz in seiner jetzigen Form hinaus, für ein Lernen über den 
einzelnen Betrieb hinaus und nicht zuletzt für den Erwerb von Mobilitäts-
fähigkeit und Mobilitätsbereitschaft. Solche Lernprozesse und ihre Aus-
dehnung tendenziell auf das gesamte Berufsleben erfordern eine gesell-
schaftliche Strukturierung des Lernens, gesellschaftliche Sichtbarkeit und 
Anerkennung seiner Resultate sowie ideelle und materielle Lernanreize. 
Menschen, die wirklich lebenslang lernen - nicht nur: sich an ihren jewei-
ligen Arbeitsplatz anpassen (lassen), sondern ein Mehr und eine neue Qua-
lität von Wissen und Können erwerben - sollen, brauchen Informationen 
über den Gegenwert ihrer Qualifizierungsanstrengungen im Betrieb und 
auf dem Arbeitsmarkt. Sie brauchen - mit anderen Worten - eine mit die-
sen Bemühungen verknüpfte Perspektive einer Veränderung und Verbes-
serung ihrer beruflichen Situation. Genau dies aber bieten Bildungs- und 
Berufsverlaufsmuster mit den genannten Merkmalen, die historisch die 
klassische Symbiose von Aufstiegsfortbildung und Aufstieg ablösen könn-
ten: Sie können - wie dies in den Nachkriegsjahrzehnten in großem U m -
fang der Fall war - sehr weitreichende Lernleistungen in Gang setzen und 
in Gang halten; formalisierte Lernleistungen, die von den Arbeitnehmern 
zumindest teilweise in Eigeninitiative und als Vorleistung vor künftigen 
Aufstiegen erbracht werden, aber vor allem Lernleistungen im Arbeits-
prozeß. Sie könnten den Bl ick der Arbeitnehmer „über den Tellerrand" 
des eigenen Arbeitsplatzes und dessen aktuelle Anforderungen hinaus er-
weitern und ein Interesse an höherwert igen Arbei tsplätzen bzw. Betriebs-
abteilungen begründen und darauf bezogene selbstorganisierte Qualifizie-
rungsprozesse mobilisieren. Nur mit solchen Abstützungen erscheint ja ei-
ne Realisierung des Konzepts des lebenslangen Lernens möglich, wenn es 
mehr sein soll als bloßer Appe l l an die Bereitschaft der Arbeitnehmer zu 
kontinuierlicher Anpassung an je aktuelle Veränderungen des Arbeits-
platzes. 
(3) A u c h den Bildungsinstitutionen bieten die skizzierten Perspektiven 
mit den auf sie zukommenden neuen Aufgaben neue Chancen. Sie könn-
ten aktiv werden in der Mitgestaltung von neuen Bildungsgängen, die eine 
größere Zahl neuer Berufswege vorbereiten und flankieren, in der Veror-
tung der Ergebnisse des Lernens im Arbei tsprozeß in gesellschaftlich ko-
difiziertem theoretischem Wissen, aber auch umgekehrt: bei dessen Er -
weiterung und Aktualisierung auf der Grundlage der Entwicklungen der 
betrieblichen Arbeitsorganisation und Technik. Bildungsinstitutionen 
könnten - mit anderen Worten - ihre Funktion eines Vermittlers zwi-
schen einzelbetrieblichem und Arbeitsplatzwissen einerseits und gesell-
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schaftlichem Wissen andererseits s tärken und ausweiten und damit ein 
Stück weit beitragen zur Aufhebung des problematischen Dualismus zwi-
schen kurzatmiger betriebsspezifischer (abteilungs- bzw. arbeitsplatzspe-
zifischer) Weiterbildung einerseits und Allgemeinbildung bzw. universitä-
rer Fachbildung, die allenfalls mit großen Zei tverzögerungen aktuelle 
betriebliche Entwicklungen aufnimmt, andererseits. Z u diesen Chancen, 
zur Restrukturierung des in der Gesellschaft vorhandenen Wissens und 
ihrer Bildungsprozesse konzeptionell und didaktisch beizutragen, steht 
natürlich die sehr viel handfestere Chance, in diesem Bereich neue Aufga-
ben und Einkommensmögl ichkei ten zu gewinnen. 
(4) A u c h für den Staat steht im Lichte der heutigen Diskussionslage der 
Beitrag solcher neuen Bildungs- und Berufswege zur Sicherung des Dua-
len Systems im Vordergrund; doch auch hier ist auf eine Reihe weiterer 
Aspekte hinzuweisen: Zum einen bedeutet die Sicherung des Dualen Sy-
stems natürlich auch, daß der Staat nicht vor die Notwendigkeit gestellt 
wird, ein System beruflicher Schulen aufzubauen, wie dies in anderen 
Ländern nach dem Verfall der Lehre notwendig war, ein in seinen kon-
zeptionellen und finanziellen Implikationen kaum zu überschätzender 
Vortei l für Staat und Gesellschaft. Ferner würden solche neuen Bildungs-
und Berufsverlaufsmuster, wenn sie „greifen", die Nachfrage nach gymna-
sialer und Hochschulbildung - und damit die Ausgaben für diese Bildungs-
institutionen - deutlich reduzieren. 
A u f einer anderen Ebene liegen die Chancen, die insbesondere diagonale 
Bildungs- und Berufswege für sozialverträgliche Formen des Umbaus der 
Wirtschaftsstruktur bieten: Wenn bestimmte Sektoren schrumpfen, ande-
re expandieren, bieten solche Wege eine Möglichkeit , die notwendig wer-
denden Mobilitätsprozesse nicht anarchisch, in Form von Zwangsmobili-
tät und Sucharbeitslosigkeit, sich vollziehen zu lassen, sondern sie ein 
Stück weit durch das Angebot von fachlich sinnvollen Umqualifizierun-
gen zu steuern und sie in einer - für die individuellen Arbeitnehmer wie 
auch die Volkswirtschaft - zumindest teilweise produktiven Weise zu ge-
stalten. Es liegt auf der Hand, daß sich in dieser Perspektive diagonale 
Bildungs- und Berufswege insbesondere für den Übergang aus der Pro-
duktion in den Dienstleistungsbereich anbieten. 
V o r allem aber läge natürlich eine gleichmäßigere Verteilung von A r -
beits- und Lernprozessen sowie von attraktiven Berufspositionen über die 
Mitglieder der Gesellschaft und die einzelnen Lebensphasen im Gesamt-
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interesse an einer gerechteren und damit auch demokratischeren Gesell-
schaft. Eine Annähe rung an eine solche normative - politische und mora-
lische - Zielsetzung würde nicht nur dem oben skizzierten negativen Zir -
kel einer zunehmenden Deregulierung der Beziehungen zwischen B i l -
dungssystem und Beschäftigungssystem und seinen Folgen für das B i l -
dungssystem entgegenwirken, sondern auch den Folgen einer solchen 
Entwicklung für Autonomie und Zivilcourage der einzelnen Arbeitneh-
mer, für ihre Solidarität und damit für das politische K l ima insgesamt. 
Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß neue Bildungs- und Berufsver-
laufsmuster, die sich in die skizzierten Strategien einfügen, für die in die-
sem Feld relevanten gesellschaftlichen Akteure und für die Gesellschaft 
insgesamt eine Vielzahl von Chancen ganz unterschiedlicher A r t und Ge-
wichtigkeit bieten und daß von daher durchaus die Möglichkeit einer neu-
en Symbiose von Akteursinteressen besteht. 
Doch dürfen die Schwierigkeiten und Probleme, solche neuen Bildungs-
und Berufsverlaufsmuster zu implementieren und auf Dauer zu stabilisie-
ren, nicht verkannt und nicht unterschätzt werden. 
2. Die Probleme einer Durchsetzung neuer vertikaler und dia-
gonaler Berufsverlaufsmuster 
(1) Zunächst dürfte bei den künftigen Arbeitnehmern, die sich zwischen 
Gymnasium/Hochschule und Dualem System entscheiden (und ihren E l -
tern), die mit den skizzierten Bildungs- und Berufswegen vorgezeichnete 
veränder te Bilanz zwischen Lebenseinkommen und vielfältigerem Berufs-
verlauf vielfach auf Skepsis stoßen. Angesichts der zunehmenden betrieb-
lichen Politik von Rekrutierung und Einsatz nach formalen Abschlüssen 
(insbesondere Hochschulabschlüssen) dürften solche alternativen Per-
spektiven nur schwer Glaubwürdigkeit gewinnen und wenig Prestige ha-
ben. A u c h dürften sie - der bislang dominierenden Sichtweise entspre-
chend - nur als Möglichkeit eines Nachholens versäumter Chancen bzw. 
einer Korrektur beim Scheitern im ersten Anlauf erscheinen und sich da-
mit nur schwer als gleichwertige Alternative zum direkten Weg zur Hoch-
schule etablieren können . 
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(2) A u c h für die Betriebe gibt es Faktoren, die die mögliche Attraktivi tät 
solcher neuen Wege einschränken oder überlagern und nicht sichtbar 
werden lassen: Zunächst würde natürlich eine unveränder te Entscheidung 
der leistungsfähigeren Jugendlichen zugunsten eines frühen Hochschul-
studiums in diese Richtung wirken. Abe r es gibt auch betriebliche Fakto-
ren dieser Ar t : D ie zunehmende Orientierung der betrieblichen Rekrutie-
rungspolitik an „fertigen", vom öffentlichen Bildungssystem erzeugten 
Qualifikationsangeboten in den letzten Jahren, die Hand in Hand geht 
mit (verstärkt wird durch) dem Abbau zentraler Personalentwicklungsab-
teilungen und längerfristiger Personalentwicklungkonzepte, ist hier an er-
ster Stelle zu nennen. Dazu kommt aber auch, daß sich - wie anhand des 
Akademisierungsprozesses in einzelnen Betrieben exemplarisch gezeigt -
die unterschiedlichsten Partikularinteressen einzelner Gruppen oder A b -
teilungen in diesen Prozeß eingeklinkt haben; die Implementation eines 
breiten Systems neuer Bildungs- und Berufsverlaufsmuster würde deshalb 
vermutlich erheblichen Widerstand dieser Instanzen und Gruppen in den 
Betrieben hervorrufen. 
(3) Widers tände sind auch von seiten bestimmter Bildungsinstitutionen zu 
erwarten, vor allem von den Hochschulen, aber nicht nur von diesen. 1 
Angesichts massiver Konkurrenzen um den Bildungsmarkt und bestehen-
der grober Linien der Arbeitsteilung zwischen Hochschule und Weiterbil-
dungseinrichtungen ist mit bildungspolitischen und ordnungspolitischen 
Gegenargumenten gegen solche Konzeptionen zu rechnen. Aber auch der 
finanziell bedingte Druck, bestehende Routinen zu nutzen, dürfte Wider-
s tände gegen solche Neuerungen auslösen. Doch werden solche Gegenar-
gumente und Widers tände - sind erst einmal erste Durchbrüche erzielt -
eine Beteiligung der Bildungsinstitutionen an solchen Innovationen nach 
aller Erfahrung nicht ausschließen. 
(4) Ob der Staat, der, wie gezeigt, eigentlich an solchen neuen Bildungs-
und Berufswegen als Lösungspotenial für eine ganze Reihe von manife-
sten und latenten Problemen interessiert sein müßte , ihre Durchsetzung 
unters tützen oder verhindern wird, ist schwer abzuschätzen: Einerseits 
1 Zu vermuten ist, daß die stärksten Widerstände von denjenigen Institutionen 
kommen, die keine Tradition und Erfahrung mit dualen - betriebliche und ge-
sellschaftliche Anforderungen und Wissensformen miteinander vermittelnden 
- Bildungsgängen haben und ihre Rolle entweder nur in gesellschaftlichen 
oder nur in einzelbetrieblichen Bezügen definieren: die Universitäten einer-
seits, die Unternehmensberater andererseits. 
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wurde, wie erwähnt , in der ersten Hälfte der 90er Jahre von der früheren 
Bundesregierung eine Reihe von Vorschlägen entwickelt und an die Öf-
fentlichkeit getragen, die ähnliche Ziele und Merkmale aufwiesen wie das 
skizzierte Konzept gestufter und gestreckter vertikaler Bildungs- und Be-
rufsverlaufsmuster (wenn auch ohne explizite Orientierung auf eine sub-
stantielle zeitliche Streckung über den Berufsverlauf). Andererseits haben 
sich in den Jahren danach zunehmend Strategien einer Verbetrieblichung 
von Bildungsprozessen (insbesondere von Weiterbildung) und einer Ver-
meidung von staatlichen Strukturierungs- und Regelungseingriffen durch-
gesetzt. Welche Optionen vor diesem Hintergrund die neue Regierung 
befürworten wird, ist noch nicht wirklich zu erkennen. 
Für die Gesellschaft insgesamt wird es schwer sein, den bestehenden Trend 
zu brechen, der sich in den letzten Jahren zunehmend verstärkt und in 
den meisten Aspekten auch vereindeutigt hat. 2 Dies ist nicht (nur) eine 
Folge eines psychologisch bedingten Widerstands gegen Veränderung, 
wie oft diskutiert wird, sondern vor allem Produkt des zunehmend ge-
wachsenen Verständnisses in der Bevölkerung, man könne in einer sol-
chen Entwicklung ab einem bestimmten Punkt nur noch mit dem Strom 
schwimmen, wenn man nicht zu ihrem Opfer werden (die eigenen Kinder 
bzw. den eigenen Betrieb zu ihrem Opfer machen) wolle. Dazu kommt, 
daß sich im Laufe der Jahre individuelle und betriebliche Planungen wie 
auch Partikularinteressen von Gruppen, Instanzen und Institutionen auf 
diese Entwicklung ausgerichtet haben und sie deshalb zunächst einmal ge-
neigt sind, diese mitzutragen. A l l e diese hier nur stichwortartig und sicher 
nicht vollständig benannten Widers tände und Probleme einer breiten Im-
plementation neuer vertikaler und diagonaler Bildungs- und Berufsver-
laufsmuster sind also letztlich darauf zurückzuführen, daß die Entwick-
lung der letzten beiden Jahrzehnte - zunehmende Konzentration von an-
2 Es zeichnen sich allerdings durchaus auch Momente einer Aussetzung dieser 
Trends, ja vielleicht sogar einer Trendumkehr ab. Besonders bemerkenswert 
sind in diesem Zusammenhang der massive Rückgang der Ingenieurstudenten 
der letzten Jahre und die zumindest bei manchen Betrieben daraus resultie-
rende Zurückhaltung bei der Rekrutierung von Ingenieuren für Positionen, 
die in den Jahren zuvor als einfachere Ingenieurtätigkeiten angesehen wur-
den. In bestimmten Betrieben werden solche Positionen auch schon (wieder) 
durch Beförderung von Technikern besetzt. Welche quantitative Bedeutung 
solche Veränderungen haben, ist ebenso offen wie die Frage, ob es sich hier-
bei nur um eine vorübergehende Anpassung an die Arbeitsmarktlage bei In-
genieuren handelt oder ob aber daraus eine Rückbesinnung auf traditionelle 
Zugangswege zu solchen Positionen und ihren Wert entsteht. 
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spruchsvolleren Bildungsprozessen und von Aufstiegen auf den Beginn 
des Berufslebens - alternativlos erscheint. 
Diese Situation bestimmt die Voraussetzungen für eine Durchsetzung der 
skizzierten Alternative, die ja, wie gezeigt, im Interesse - im Langfristin-
teresse - aller beteiligten Akteure und der Gesellschaft an der Vermei-
dung einer für alle hochproblematischen Entwicklung läge. 
3. Zentrale Voraussetzungen einer Durchsetzung neuer verti-
kaler und diagonaler Berufsverlaufsmuster 
(1) Erste Grundvoraussetzung für die Implementation und Funktionsfä-
higkeit einer Alternative zum zunehmend dominierenden Aufstieg durch 
formal hochrangige vorberufliche Bildung in Form von Bildungs- und Be-
rufsverlaufsmustern, die sich tendenziell über das gesamte Berufsleben er-
strecken, ist, daß diese eine vergleichbare Attraktivität aufweisen wie der 
kurze Weg über die Hochschule in Akademikerpositionen. Dabei ist zu-
mindest kurz- und mittelfristig eher von dem Bi ld dieses kurzen Wegs 
nach oben in den Vorstellungen der Bevölkerung auszugehen als von sei-
ner de facto und im Durchschnitt ja zunehmend problematischeren Real i-
tät; denn Bildungs- und Berufswahlentscheidungen orientieren sich be-
kanntlich nicht an neuesten statistischen Durchschnitten und Wahrschein-
lichkeiten, sondern an früher bestehenden Wahrscheinlichkeiten und an 
für einzelne immer noch bestehenden Chancen. 
(2) Eine dem Weg über die Hochschule zur Akademikerposition vergleich-
bare Attraktivi tät solcher neuen Bildungs- und Berufswege setzt u.a. ihre 
gesellschaftliche Strukturierung voraus. Nur so ist es möglich, daß sie die 
Arbeitnehmer zu gesellschaftlich anerkannten „Stat ionen" des Berufsver-
laufs führen, die ihre berufliche Situation verändern und verbessern, und 
daß zugleich die erworbenen Kompetenzen und Erfahrungen als arbeits-
marktgängige, auf dem Arbeitsmarkt verwertbare Qualifikationen doku-
mentiert werden. Notwendig sind also öffentlich anerkannte Qualifizie-
rungsprozesse und Qualifikationszertifikate. 
(3) Die Revitalisierung von Prozessen einer Veränderung und Verbesse-
rung in späteren Phasen des Berufsverlaufs in Form der hier diskutierten 
neuen vertikalen und diagonalen Bildungs- und Berufswege m u ß den 
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Nachwuchs und die Betriebe in deutlich sichtbaren und widerspruchsfreien 
Signalen erreichen. Denn nur damit gewinnt die Entscheidung für duale 
Ausbildung neue positive Qualität: Sie bedeutet dann nicht mehr ein Ver-
säumen besserer Chancen, sondern bewußte Entscheidung für einen über-
durchschnittlich abwechslungsreichen Berufsweg mit dem Anspruch auf 
mehrere Stationen, Gabelungen und Stufen der Weiterentwicklung. Z u m 
anderen ist aber auch nur auf diese Weise für die Betriebe sicherzustellen, 
daß solche neuen Bildungs- und Berufswege leistungsstarke Nachwuchs-
kräfte ansprechen, für das Duale System gewinnen und dann auf Dauer 
ihre Bereitschaft zu lebenslangem - formalisiertem und informellem -
Lernen mobilisieren. 
Allerdings sind weder die öffentliche Anerkennung solcher neuen Wege 
noch ihre Sichtbarkeit im öffentlichen Raum - so notwendig sie für ihre 
Implementation und die Realisierung der ihnen zugedachten Funktionen 
sein mögen - hinreichend für die Schaffung von Glaubwürdigkeit und 
Verläßlichkeit . 
(4) Eine unabdingbare Voraussetzung für eine neue Logik der Beziehun-
gen zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem ist deshalb das Engage-
ment der Sozialpartner sowohl auf der gesellschaftlichen Ebene als auch im 
Betrieb. Noch vor der staatlichen Bildungspolitik ist - mit anderen Wor-
ten - eine verbindliche Verpflichtung der Tarifpartner (in Tarifverträgen) 
wie auch der Personalentwicklungspolitik von Betrieben und Betriebsräten 
(in Betriebsvereinbarungen) notwendig, die diskutierten Berufswege zu 
schaffen. Denn nur ein solches dauerhaftes Engagement der Sozialpartner 
auf beiden Ebenen kann neue Bildungs- und Berufsverlaufsmuster in ei-
nem weithin sichtbaren A k t institutionalisieren und damit hinreichend 
Vertrauen beim Nachwuchs schaffen. Zwar war die Regelung von Weiter-
bildung in Tarifverträgen bislang nur begrenzt erfolgreich (Bahnmüller 
u.a. 1993); doch ist dies wesentlich auf die unzureichende Verknüpfung 
der vereinbarten Maßnahmen mit zentralen Arbeitnehmerinteressen zu-
rückzuführen, sie hat zu fehlenden Konzepten und geringem Engagement 
der betrieblichen Akteure geführt. Be i einer Verankerung der hier disku-
tierten Konzepte in Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen wäre klar, 
worum es geht, sowohl für die Arbeitnehmer als auch für die Betriebe. 
3 Eine Reduktion oder gar Streichung der für Fortbildung bislang vorausgesetz-
ten Berufsjahre, wie manchmal diskutiert, wäre z.B. genau das falsche Signal, 
da es noch einmal mehr die Orientierung verstärkt, umfangreiche Bildungsak-
tivitäten am Anfang des Berufslebens zu konzentrieren. 
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(5) Neben dem Engagement der Sozialpartner ist ein verbindliches Enga-
gement der staatlichen Bildungspolitik notwendig für die neuen Bildungs-
gänge, die die neuen Berufswege flankieren müssen. Dabei geht es nicht 
pr imär um die finanzielle Förderung von formalisierter Fortbildung. Wich-
tig ist vielmehr vor allem der spezifische Beitrag, den der Staat zur Ver-
mittlung zwischen den verschiedenen Akteursinteressen - zwischen A r -
beitnehmer- und Betriebsinteressen, zwischen unterschiedlichen betriebli-
chen Interessen, zwischen den kurz- und langfristigen Interessen der ver-
schiedenen Akteure und zwischen ihren Interessen und denen der Gesell-
schaft - bei der Konzeption und Institutionalisierung neuer Bildungs- und 
Berufswege zu leisten hat. U n d natürlich sind für die Schaffung der not-
wendigen Glaubwürdigkeit auf symbolischer Ebene, das notwendige A n -
sehen und den Status solcher neuen Bildungs- und Berufswege sowohl bei 
Arbeitnehmern als auch bei Betrieben bildungspolitische Signale des 
Staates erforderlich. Sonst bleibt es bei einmaligen einzelnen Modellver-
suchen ohne Breitenwirkung. 
(6) Unabdingbare Voraussetzung für ein Aktivwerden der Sozialpartner 
und des Staates, aber auch für eine s inngemäße und engagierte konkrete 
Umsetzung ihrer Vereinbarungen in die Praxis von Betrieben und B i l -
dungseinrichtungen ist eine breite Diskussion über die Gefährdung von 
Facharbeiter- und Fachangestelltenaufstieg und über ihre absehbaren Kon-
sequenzen sowohl für die unmittelbar Betroffenen als auch für die mittel-
bar betroffenen Gruppen, aber auch für die Betriebe und nicht zuletzt für 
die Arbeitnehmervertretung. Notwendig ist eine intensivierte, nicht mehr 
auf Bildungsspezialisten begrenzte Diskussion in der Öffentlichkeit und in 
den Gewerkschaften um die Hintergründe und die absehbaren Folgen ei-
ner zunehmenden „Akademis ierung" des Nachwuchses und der betriebli-
chen Belegschaften, um die Implikationen eines Verschwindens von Auf-
stiegsmöglichkeiten für Facharbeiter und Fachangestellte und um Auf-
stieg in neuen Formen. 
Diese Diskussion muß die Frage des Aufstiegs von Absolventen des Dua-
len Systems politisch aus der Nische von Forderungen nach Chancen ei-
nes Nachholens von Bildungsabschlüssen herausholen und sie in den K o n -
text einer Diskussion um eine gerechtere Verteilung von Entwicklungs-, 
Arbeits- und Lebensbedingungen über das gesamte Berufsleben hinweg 
stellen, in den sie ja eigentlich gehört . 
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